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Entscheidungen. 



Kr. 1. Bntseh* des Beutsclien Relebsgeriolits. 

a CiviNSenat 4/15. Januar 1895. 

(Bolyc, Praxis TW. 20. S. 75. Nr. I6g.] 

BMMSing der Eotoohädigong für Wirth^^chaft^erschwemisse daroh den Eisenbalmliai 

(Erhöhung des Eisenbahndamms). 

Üiiiie dass die Gnindf^erpclitipkeit des KUlfrers entL'io:iiet wäre, hat 
Eisenbahnfiskus deren Aiisiil)ung durcli Erhöhung des Kisenbalindamms 
um drei Meter unmü^lich geniaclit. Der thatsächliche Ersatz, welclier 
dem Kläger dnrch HerstelluDg von Unterführungen und eines neuen 
Zufuhrweges geboten ist, hesdiüdigt ilin nach seiner Heliauptung insoweit, 
als er in Folge der dem neuen Zufuhrwer^e gegebenen Steigung ein 
Quantum von 200 Ccntneru Kohle oder Frucht nur noch in vier Fuhren 
vom Rheine und vom Bahnhof her nach seiner Mühle anfahren könne, 
während er von der Dammhöhe über den Niveauiibergang 2(K) Centner 
in drei Fuhren habe anfahren können. Er begehrt Ersatz der Mehr- 
fnhren. Der Berufungsrichter billigt ihm einen niedrigeren Ersatz nach 
(lern Massstabe zu, dass, wenn er 66'(s Fuhren lade, er die Pferde jet zt 
in 7 '/s Jahren statt sonst in 10 Jahren abnütze. Das Reichsgericht hat 
aufgehoben und zurückverwiesen: Das Berufungsgericht ist davon aus- 
gegangen, „dass der Kläger verpflichtet ist, bei gleichwerthigen Mass- 
regeln zur Beseitigung seines Schadens die zu wählen, welche die ge- 
ringsten Kosten verursachen". Nun ist aber ein Rechtssatz des Inhalts, 
dass der Beschädigte im Interesse des ersatzpflichtigen Beschädigers 
«ar Beseitigung seines Schadens diejenige Massregel ergreifen muss, (Ue 
die geringsten Kosten verursacht, somit den Bescbädiger zum wenigsten 
belastet, jedenfalls in dieser Allgemeinheit dem geltenden Hechte frerod. 
Vom Beschädigten kann nur verlangt werden, dass er den Weg ein- 
schlage, den unter den obwaltenden Verhältnissen ein diligens pater- 
familias wählen wird. Zu einer erheblich ^schnelleren Abnutzung seines 
Zugviehs zwecks thnnlichster Verringerung des zu leistenden Ersatzes 
wird sich aber ein diligens paterfamüias nicht verstehen, und wenn das 
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Etttsch. des Deutschen BeicliBgerichts ?om 5. Februar 189d. 



Beriil mig.sgericht dem Kläger anlieimgiebt, schwerere Pferde für die zii- 
gf l)illigte Entschädigung anzuscbafFen , üü hätte jedenfalls noch weiter 
erwehren werden müssen, ob sicli solche Pferde auch t'iir den sonstigen 
Betrieb des Klägers eignen und ob sie mit denselben Kosten zu unter- 
halten sind, mit welchen der Kläger die bisher von ihm lieuutzteii 
Pfenlo unterhalten hat. Elieiiso blieb zu erwäj^en, (»b die vom He- 
ruiungsgericht dem Kläger enii^fohlene Anschuftiiiir,^ verlängerter Wagen 
von geringerer Ladeliühe sich als eine Massrepel dai stellt, weklie unter 
den obwaltenden Uniständen ein diligens paterlaniilias trelfen wird, und 
hierfiu- wird die bisher nicht erörterte Frage von Bedeutung sein, ob 
sit h (jrheblich verlängerte Wagen auch für die wirthschaftlicheu Ver- 
hältnisse des Klägers eignen. 



Nr. S. Entsch. des Dcatsidieii Reichsgerichts* 
ä. CiTil-Senat. Vom Februar 1895. 

Dte Ammmiflm MMt tor iiiiMtieltlMMt fiMAhr des fflr eimi Bakibtn erfordere 
lieken firuml and Bodem geht Riebt Ober das veie Untereehmer aefflestellte Projekt hinaue. 

Der Kreis Wolfhagen hat dem Königlich Pr. Eisenbahnfiskus das 
innerhalb der Grenzen des Kreises belegene Terrain zur Erbauung einer 
Eisenbahn von Warburg nach Arolsen unentgeltlich zu gewähren ver- 
sprochen; das in dem dem Kreise mitzutheilenden Projekt b(^zeichnete 
Terrain sollte binnen sechs Wochen übergeben werden, widiigent'alls 
die Babnverwaltung deu Erwerb selbst auf Kosten des Beklagten er- 
wirken durfte. Nachdem dasjenige Terrain abgetreten war, welches 
nach einem Tom Fiskus aufgestellten Projekte hierfür erforderlich war, 
hat Fiskus weiteren Grund und Boden zur Anlagt^ von Schutzvorrich- 
tungen gegen Schneeverwehun^cTi, welche erst nach Beginn des Baaes 
für nothwendif? erachtet und beschlossen seien, erworben und von dem 
Kreise Ersatz der iiierfür aufgewendeten Kosten gefordert. Die Klage 
ist abgewiesen, weil die Verpflichtung dahin zu verstehen sei, dass der 
Kreis Abtretung nur so weit versprochen habe, als Kläger seine An- 
sj)rüche in einem von ihm vor der Bauausführung dem Kreise vorzü- 
legenden Projekte bestinnni begrenzt und fixirt habe. Eine weiter 
gehende Verpflichtung des Kreises za Nachtragsleistangen würde eine 
unverliältnissmässine Belastung desselben in Bezug auf den Grunderwerb 
enthalten, die nicht ohne bezüglichen Ausdruck als gewollt angesehen 
werden dfirfe. Revision ist zurückgewiesen woMen. 
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Hr, 3. Entseh. des Deutsehen Relchssorlehts« 

2. Civil-Senat. Vom 12. Februar 1895. 

Fir Nachtheilo. wclchr drrn Rrstbnsitznr dns Entelgnettin nicfit durch dir- din Entolg* 
iiuiig bedingende Eisenbahn - Anlage . sondern durcti andere, damit nur indirekt zu- 
suMneBluMgeade Veränderangen von Wegen entstehen, kann Eotscbädigung nicht be- 
ansprucht werden. 

Dem Kläger ist eine Ecke seines Grundstücks, über welclie die 
Einfahrt zum Hofe stattfand, zur Bahnhofserweiterung enteignet. Der 
entfitnif^te Theil ist demnächst zur Anlegung eines vierten Geleises be- 
DDtzL Das Grnndstrick liegt an der Provinzialstrasse, von wo über die 
Niveaukreuzung der nahet^elegene Güterbahnhof zu erreichen war. Nach- 
d^-ni das vierte Gelci.se anj^ebracht worden, ist der Niveauübergang der 
Provinzialsti-asse nm (\runthiür]{ de.s Klägpr? ^-esperrt und statt dessen 
eine Unterführung parallel zur bisherigen SLra.sse angelegt worden. Ob- 
wohl dadurch an dem Zustand der Strasse und deren Verkehr mit der Stadt 
und dem Personenbahnhof nichts gelindert wurde, ist Klägerin, weil sie nun 
an einer Sackgasse liegt, von dem durchgehenden Verk«'!ir abgeschnitten 
nnd gezwungen, den Zugang zu dem Güterbahnhof auf einem Umwege 
darch die Unterführung, deren Senkung und Steigung zu neinnen. Für 
diese letzteren Nachtheile ist der Klägerin eine Entschädigung versagt. 
Allerdings ist der Klägerin nach dem Fr. Enteignungsgesetze niclit nur 
der Minderwerth des Restgrundstücks, sondern auch der durch die An- 
lage, für welche die Enteignung erfolgt, und deren Betrieb entstehende 
Schaden zu ersetzen. Aber uuter der Anlage ist nicht das ganze Eisen- 
bahnunternehmen zu verstehen, welches die Sperrung der Strasse zur 
Folge gehabt hat, sondern die einzelne Anlage, für welche die Ent- 
eignung erfolgte. Das war hier die Bahnhofserweiterung. Als für diese 
die Enteignung erfolgte, war die Wegeverlegang noch gar nicht ge- 
plant, sodass diese mit Jener Enteignung in gar keinem Zusammen* 
bang stand. 

Nr. 4, Entseh. des Strnfbezirksgerlchtä Briiun. 
Vom 28. Februar 1895. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Eüienb. Transp. IV. Nr. &. 8.211.] 

Voraohriflswidrlge Beltdang eines offenea QtfterwageMk 

Ein Absender wurde der Übertretung gegen die körperliche Sicher-' 
beit im Sinne des § 431 des Strafgesetzbuchs scholdig erkannt — Ob- 
gleich ihm bekannt war, dass gemäss der seit 1. Jannar 1890 bestehenden 
Vorschrift bei der Verladung von gepresstem Heu auf offenen Eisen- 
bahnwagen die mit Draht verschnürten rechtwinkeligen Ballen gleich- 
islssig zu schichten nnd untereinander sowohl in der horizontalen als 
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Entscb. des Dentsclieii Bdch^goichti vom 26. WSn 1895. 



in der Yertikalen Lage darch entsprechend starken Draht haltbar zu 
yerbinden sind, hatte er wiederholt, insbesondere aber bei einer am 
31. Oktober 1894 anf der offenen Bahn znm Teil vom Wagen herab- 
gefallenen Henladnng, jene Vorschrift ausser acht gelassen. Bas Gericht 
hat gefunden, dass er durch diese Unterlassang in einer für ihn infolge 
der Vorschrift und vermöge seines Berufes als H&ndler und. Verlader 
erkennbaren Weise eine Gefahr für die körperliche Sicherheit von 
Menschen herbeigeführt habe, und ihn daher su einer Geldstrafe von 
50 Gulden verurteilt. Dagegen wurden die mitangeklagten Arbeiter, 
welche nach den Anordnungen des Absenders die Verladung thatsftchlich 
besorgten, aber die Verladungsvorschriften ihrem Wortlaute nach nicht 
kannten, freigesprochen, weil von ihnen das gleiche Maass von Einsicht» 
wie von dem Absender, nicht vorausgesetzt und ihnen auch nicht die 
Verantwortlichkeit fflr die Ausführung der Anordnungen des Absenders 
auferlegt werden konnte. 



Nr. 5. £nt»ch. des Beutachen Reichs^richts. 

2. Civil-Öenat. Vom 26. März 1895. 

(BulTte, Praxis Bd. «K 8.aia, Mr.44f.| 

Auslegung dM Dlentvertrayos etott Slatioiisvorttiliere in Bstrtff der Vartrapt» 

kOadigssg md Pesttonlnisg. 

Der Kläger St. war von der Altenaer Schmalspur- Eisenbahn -Ge- 
sellschaft als Stationsvorsteher angestellt. Der Vertrag sollte so lange 
unkündbar sein, als Kläger seinen vertragsmässigen Verpflichtungen voll 
und ganz nachkommt Ist letzteres nicht mehr der Fall, so steht der 
Direktion eine dreimonatliche Kflndigiiugsfrist offen, nach welcher St. 
aus den Diensten der Gesellschaft entlassen wird, bezw. gemäss dem 
Pensionsreglement pensionirt werden kann. Weil gegen St. ein Straf- 
verfahren eingeleitet war, in welchem er aber demnächst freigesprochen 
ist, hatte die Beklagte ihn veranlasst, seine dienstlichen Funktionen 
einzustellen. Das Berufungsgericht bat die obige Vertragsbestimmung 
dahin ausgelegt, dass der Beklagten zwar ein das ganze Verhältniss 
auflösendes Kfindigungsrecht zusteht, wenn St durch sein Betragen an 
den Tag legt, dass er nicht mehr die Dienste leisten wiU, wie ihm 
selbst in letzterem Falle ein Kfindigungsrecht eingeräumt ist. Werde 
aber der St körperlich unfähig, seinen Dienst zn versehen, so habe 
Beklagte ebenfalls das Kfindigungsrecht. Es trete aber, die sonstigen 
Bedingungen vorausgesetzt, die Pensiouirung ein. Das Verfahren über 
die Pensionirung ist durch § 12 des Statuts der Pensionskasse für Be> 
amte der deutschen Privateisenbahneu geregelt. Da ein desfallsiges, 
den Bechtsweg aussclüitisseudes Verfahren von der Beklagten nicht be- 
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BntKfa. des AppeUhofes in Genua vom 2ö. Aj^il 1895. 5 

antragrt ist, so wurde dif h ll t zur FortzaliUmg des Gelulltes verurlheilt; 
Kpvisioi) ist zurückgewiesen : Jeue AusleEruusr des Vertrages stützt das 
Berniiiiiiis'jf^richt darauf, dass die für den l'n ti iel) von Eiseiibalmeii an- 
ffeuifniiueiien l'eröouen einen verantwortuugsvulien Dienst haben; dass 
üinen theilweis sogar polizeiliche Funktionou ühertraj^en sind, sodass 
anf Treue und Zuverlässigkeit der Anzustelleudeu besonders Rftcksicht 
zn nelimen sei. Andererseits niussten ihnen auch Garautien geboten 
werden, um sie an ihre amtliclie SttfUuiifj: dauernd zu fesseln. St. ist 
dauernd angestellt; er war vertra^sinässi«^ verpflichtet, der Pensionskasse 
für Beamte deutisclier f^rivateiseiibalmen beizutreten, nach deien Statut 
bei dauernder Dienstuntiiiiigkeit die l*iMi-i'»nii uii<j? eintritt, wie bei Staats- 
l>eamten. Da auch Disciplinarbestratuiiij: durch den Hetriebsdirektor 
vorbehalten ist, so sei anzunehmen, dass das Ycrhältniss des St. analog 
dem Von Staatsbeamten habe georduet werden sollen. Das sind alles 
tliatsäcliliche Erwägungen. 



Nr. C. Entsdi. des Appel Ihofes tn Oeuna. 

Vom 25. April 1895. 

fZi^ltsrhr. 1. U. iuternat. fii»euh. TriHi<i. IV. Kr..'.. S. 815.) 

Haftpflicht der Elsenbahn bei Beschädigung des Gutes fiach Ankunft. 

Die Betriebsgesellschaft des Mittelmeernetzos war um Verj^iitung 
des Schadens belangt, welcher deswegen entstanden sei, weil eine Sendung 
frische Tafeleier, welche am 30. September 1893 von Monte Silvano 
abgegangen und am 4. Oktober in der Station Genua P. Brignole an- 
q:ekommen war, erst am nächstfolgenden Tage zur Verfügung des Em- 
pfl^n«rers gestellt wurde, obschon dieser die Ablieferung unmittelbar nach 
Ankunft verlangt hatte. KventaeU hatte der Kläger den Beweis für 
ein Verschulden des Frachtführers ans Anlass der verzögerten Ablie- 
fernng angeboten. — Die erste Instanz wollte diesen Beweis zulassen; 
wogegen die Eisenbahngesellschaft den Rekurs ergriff, weil d;is (Bericht 
ZD Unrecht angenommen habe, dass die Sendung verspätet abgeliefert 
worden sei, da die Ablieferung thatsächlich vor .\blaut der reglementa- 
rischen Lieferfrist stattgefunden habe. Der Appellhof in Heinia hat 
daraufhin die Klage ohne weiteres gänzlich abgewiesen ans folgenden 
(Erfinden : 

1. dass Transporte der in Rede stehenden Art, welche durch Spe- 
cialtarife mit beschleunigter Befßrdemng begünstigt sind, auf Risiko 
iffld Gefahr des Absendei-s angenonnnen und befördert werden, welchem 
eine Entschädigungsfordemng an die Eisenbahn wegen verspäteter Ab- 
hefeniDg am Bestirnnrangsorte, oder wegen Verderb, Beschftdignng oder 
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Eek. Entoch. des EeidtB^VenichenuigMuntcs vom 6. Hai 



natürlicher Gewichtsverluste nicht zusteht, sofern nicht der Schadeu 
AUS Verschulden der Eisenbahn herbeigeführt wurde; 

2. dass die Lieferfristen als Ganzes in Betracht kommen, und die 
Eisenbahn nicht gehalten ist, von deren Verwendung ßechensclialL zu 
geben; dass also im vorliegenden Falle der Stationsrorstand von Brig- 
nole keine Verpflichtung hatte, den Wagen mit P^iern zur Verfügung 
des Empfängers zu stellen, wenn dieser es auch verlangt hätte, weil 
die an dem der Ankunft folgenden Tage bewerkstelligte Ablieferung 
immer noch vor Ablauf der Lieferfrist geschah. Da die Ablieferung 
also zu rechter Zeit stattgefunden hat, und der Eisenbahn eine Vorzö- 
geiung nicht zi^ Last gelegt werden kann, so {Uli 0r sie jede Veraüt- 
wortlicbkeit wegen Verderb des Gates dabin. 



Nr. 7. Aek. Entseh. des licichs-Tcrsicberongsamtes. 

Vom 6. Mai 1895. 

(Anitl.Nachr.R. V. A. XII. Nr. r. S 262 Ziff ivai 

U I. 38 Uaf. Ver«. fies. Unfall beim Eisenbahnbau. Ist die Baugewerks- oder die 
TiefbaU'Berufsgenossenschaft entschidigungspfliohtig ? 

Der Kläger war beschäftigt bei der ßaufii-ma M. in B., welche den 
Bau der Eisenbahnstrecke von K. bis H. übernommen hatte. M. ist, wie 
unter den Parteien unbestritten ist, bis jetzt mit seinem „Baugeschäft", 
das heisst mit seinem Hochbaubetiiebe als Hauptbetrieb und mit ver- 
schiedenen Nebenbetrieben, in<?besondere ancb einem Tiefbaubetriebe, 
Mitglied der örtlichen Baugewerks-Berufsgenossenschaft, nicht aber auch 
Mitglied der Tiefbau-Berafsgenosscnschaft. Tn den Katasterakten der 
Baugewerks-Berufsgenossenschaft sind unter den niehifachen Betrieben 
der Firma, als Maurerei, Steinhauerei, Steinbruchbetrieb, Ziegelei, 
Zimmerei und Speicherei, auch Erdarbeiten — und zwar mit den 
Maurer- und Steinhauerarbeiten zusammen als Hauptbetrieb — besonders 
hervorgehoben. Nach dieser Lage der Katasterverhältnisse war die 
örtliche Bangewerks-Berufsgenpssenschaft nicht berechtigt, die Ent- 
schädigungsansprüche des Klägers nnd der übrigen bei der Firma M. 
beschäftigten Arbeiter wegen der Unfälle, welche sie bei den von dieser 
Firma übernommenen Eisenbahubauarbeiten erlitten Iiaben. ans dem 
Grunde abzulehnen, dass nicht sie, sondern die Tiefbau Berufsgennssen- 
s<haft entschädigungspflichtig sei (zu vergleichen Bescheide 133, 278 
und Rekursentscheidungen 451, 452 und 835, Amtliche Nachrichten des 
R. V. A. 1886 Seite 55, 1887 Seite 28, 1888 Seite 69 und 1890 Seite 
453). Der Grund, welchen die örtliche Baugewerks -Berufsgenossen- 
schaft für ihren ablehnenden Standpunkt anführt, und welcher darauf 
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biiiausgeht, der Unternebmer M. habe mit dem Eisenbahnban eiue mit 
mmm bei ihr katastrirten Bangeschäft nicht in Verbindung stehende, 
ganz anders geartete Arbeit begonnen, welche sie nichts angehe, ist 
dorchans anzutreffend. Es ist allerdings richtig und unter den Parteien 
ausser Zweifel, dass.der Eisenbahnban wegen seines Umfangs, der Art 
seiner Ausführung und seiner Entfernnng von dem Hochbanbetriebe der 
Firma M. eine selbständige wirthschaftliche Bedentang erlangt hat und, 
ffir sich betrachtet, in versiehemngsrechtlicher Beziehung der Tiefbau- 
Berufsgenossenschaft anzugehören haben wQrde. Allein die Eisenbahn- 
baaarbeit bildete einen Ausfluss des in dem Kataster der örtlichen 
Baugewerks-Berufsgenossenschaft Tersicherten Baubetriebes der Firma 
M. Diese Firma betreibt unbestritten seit einer Reihe Ton Jahren Tief- 
bauarbeiten, so insbesondere Strassenbauarbeiten nnd Festnngserweite- 
mngsbauten, welche von der örtlichen Baugewerks-Beruf^enossenschaft 
als bei ihr versichert angesehen worden sind, ntfd fttr welche sich diese 
Berufsgenossenschaft die Ldhne hat nachweisen und die Beiträge hat 
zahlen lassen. Die hier fragliche Eisenbahnbauarbeit war lediglich eine 
Einzelerscheinung der allgemein auch auf die Ausffihrung von Tiefbau- 
arbeiten gerichteten Thätigkeit der Firma M. Sollte sich im Laufe der 
Zeit dieser Nebenbetrieb derart vergrössert haben, dass er jetzt als ein 
selbständiger, bei der Tiefbau- Berufsgenossenschaft zu versichernder 
Betrieb zu gelten hat, so stände eine Betriebsverändemng im Sinne des 
§ 38 des ünfallversicherungsgesetzes (§ 15 des Bau-Ünfallversicherungs-, 
gesetzes) in Frage und wflrde die tJeberweisuDg dieses Betriebes an die 
Tiefban-Berufsgeuossenschaft geboten sein. So lange diese Ueberweisung 
an die Tiefban-Bemfsgenossensehaft aber noch nicht erfolgt kt, hat die 
örtliche Baugewerks-Bemfsgenosaenschaft fllr die in diesem Betriebe 
Torgekommenen UnfiUIe zu haften. Denn die Wirkungen der Betriebs- 
veränderuDg treten nicht ohne Weiteres ein, sondern erst dann, wenn 
und nachdem die Betriebsveränderuug auch äusserlich erkennbar gemacht, 
das heisst, wenn der Tiefbaubetrieb der Firma M. im Kataster der 
örtlichen Bangewcrks-Berufsgenossenschaft gelöscht und dem Kataster 
der Tiefbau-Berufsgenossenschaft einverleibt worden ist. So lange dieser 
Betrieb also noch bei der örtlichen Baugewerks-Berafsgenossenschaft 
katastrirt ist, kann diese beim Eintritt eines Unfalls die Zugehöiigkiit 
des Betriebes zu ihr nicht in Frage stellen und die Entschädigungspflicht 
aus diesem Gtsichtspuukt nicht bestreiten. 
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Nr« 8. Bek« Enteeh. BaiclisTenlelieriuigsaiiiteu 

Vom 7. Mai 1895. 

[AmU. Nachr. R. V. A. XII. Nr. 5. R 263 Ziff. l.'.oi 1 
F8r den Anspruch auf Aszendentenrentc ist der Grund der ., Bedürftigkeit*' (im Sinne des 
§ 6 Ziffer 2b des Unfallversicherungsgesctzcsi in der Regel unerheblich; insbesondere 
Kann dieselbe unter UmstBnden aucti auf Mangel an Arbeitsgelegenheit gestützt werden. 

Der Vater eines beim Betriebe tüdtlicli veruugliickteu Hafenarbeiters 
machte zur Begrüudung seines Anspruchs auf Aszendentenrente geltend, 
dass in seinem Gewerbe, der Schiflfszimmerei, an seinem Wohnorte ein 
Angebot von zahlreichen jungen und rüstigen Arbeitern stattfinde', und 
er unter solchen Umständen infolge Mangels an Arbeitsgelegenheit in 
Bedürftigkeit gerathen sei. Demgegenüber betonte die beklagte Beruts- 
geiKtssenschaft, dass der Kläger an sich erwerbsfähig sei, sich aber auf 
die durch fehlende Beschäftigung etwa lierbeigeführte Bedürftigkeit zur 
Begründung seines Kentenansprucbs niclit berufen kiinne. 

Das Rf'ichs-Versicheruugsamt liat in einer Kokm-sentscheidung vom 
7. Mai 1895 ausgesprochen, dass lur den Anspruch auf Aszendenten- 
rente der Grund der Bedürftigkeit regelmässig gleichgültig ist, wofern 
nur die letztere feststehe, und dass insbesondere auch die durch den 
Mangel an Ai-beitsgelegenhcit verursachte Bedürftigkeit die Berück- 
sichtigung des Auspruchs nicht ausschliefst. 



♦ Xr. 9. EntvSch. des Dcutsidieu lU i4'hs:;ei iehtvS. 

2. Civil-Senat. Vom 10. Mai 1895. 
(Bolse^ mxl» Bd.», S.t7l. Mr.M.] 

CIteibaliitraatportvirtioherMig. 

Klägerin hatte bei der Beklagten bezQglicli der von ihr bezogenen 
Baumwolle Versicherung genommen. Während des Transports einer 
Partie BaomwoUe von Gent nach H&lfort gerieth der Eisenbabnwaggon 
in Brand und die Baumwolle worde zum Theil beschädigt. Die Schadens- 
klage ist abgewiesen, Revision znrftckgewiesen. Denn nach den All- 
gemeinen Versiehernngsbedlngungen hat die Beklagte bei Beschädi- 
gungen von auf der Eisenbahn transportirten Waaren nur fttr den 
Bestschaden aufzukommen, welcher den durch die reglementmässige 
Entschädigung durch die Bahn zu vergütenden Schaden ttbersteigt Da 
der gemeine Handelswerth hier den Normalsatz von 60 Mark fttr 
50 Kilogramm Brutto nicht übersteigt, so bleibt ein Rest, für welchen 
Beklagte In Anspruch genommen werden könnte, nicht fibrig. Aller- 
dings hatte Klägerin kmnen direkten Anspruch gegen die Eisenbahnver- 
waltung, da der Fall des Art. 405 H. G. B. nicht vorlag. Aber die 
Absenderin hatte die Versendung fttr Gefahr und Rechnung der Klägerin 
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ausofefiilirt und war deshalb zur Abtretung der Ansprüche au die voij 
dem Schaden betroireue Klägerin verpliichtet. 



>ir. 10. llntsch. des Deutschen Kelehsu:ericlit8. 
2. Civil-Senat. \ (>m 14. Mai iSDä 
Rüokfordering einea prmrio freigegftbeneii TerralM Seltent dM Elseabahnflska«. 

Die Rheinische Eisenbahngesellschaft liatte dem Beklagten die Ans- 
fOhrnng eines unmittelbar an das Eigentbnm der Bahn angrenzenden, 
itt den Rhein einzubauenden Lagerplatzes, später auch die Anlage eines 
Anschlussgeleises, beides unter Vorbehalt beliebigen Widerrufs, gestattet. 
Eiskns bat als Rechtsnachfolger der Rheinischen Eisenbahn widenmfen, 
Beklagter ist zur Rückgabe verurtheilt; Revision wegen des grüssem 
Theils zurückgewiesen: Gegenflber der actio de precario war Bekhigter 
gehalten das Prekariogut an den Verleiher zurückzugeben; mit der Ein- 
rede, die Gemeinde Oberkassel sei Eigenthttmerin, war er nicht zu hOren, 
als aus dem Rechte einer dritten Person. Ebensowenig mit der Ein- 
rede, dass er das Terrain von der genannten Gemeinde erpachtet habe. 
Denn die Pacht giebt ihm kein dingliches Recht Wie Beklagter, nach- 
dem er dem Klager znr&ckg^eben hat, ans einem solchen persdnlichen 
Recht den Fiskus nicht hätte auf Herausgabe des Geländes verklagen 
klinnen, so kann er auch das Pachtrecht nicht benutzen um eine 
Retentionseinrede zu begrdnden. 

Dagegen ist die Klage wegen eines kleineren Theils der Fläche 
mit Recht abgewiesen. Denn hier war ohne Rechtsiirthum angenommen, 
dass Beklagter durch Tausch mit einem Dritten inzwischen EigenthUmer 
geworden sei. 

Es war aber dem Kläger der Schaden wegen entzogener Benutzung 
des grossem Theils nur seit Erhebung der Klage zuzusprechen, da die 
Klageerhebung ein der Sommation (Code 1139) gleichstehender Akt ist. 
Vorher hatte Fiskus unterlassen, den Beklagten durch den feierlichen 
Akt der Sommation in Verzug zu setzen. 



Nn 11. Entseh. des Dontseheii Bdehsgerlehts. 

5. Civil-Senat. Vom 16. Hai 1895. 

Vertragliche Verpflichtung einer Stadtgemeinde zum Auebau und Unterhalt einer Eisen« 

bahnzufahrtstrasee. 

Die üVddt Nanislau liatte sich der Re< ]it<^n Oderuferbahngesell^:chaft 
im Jahi'e 1868 verpflichtet, als GegeiUeii»iun^ für eine ihrem Wunsche 
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entsprechende Ffthrnng der Bahnlinie, eine Strasse zum Personen- 
empfangshanse nnd zum Güterschuppen anzulegen und zu unterliatten. 
Sie hat die Strasse damals nnr bis zum Terrain der Eisenbahn angelegt, 
während die Fortsetzung durch den Bauunternehmer Stronsberg für 
Rechnung der Eisenbahngesellschaft erfolgt ist, diese auch die Unter- 
haltungskosten getragen hat Auf die Klage des Eisenbahnfiskns als 
Rechtsnachfolger jener Gesellschaft ist gegen die Stadt ans dem Ge- 
sichtspunkt der nützlichen Verwendung ausgesprochen, sie sei schuldig, 
die Kosten der Anlage jener Fortset-zung und deren Unterhaltung zu 
erstatten. Zugleich wurde sie verurtheilt, die Strasse weiter zu unter- 
halten. Revision ist zurückgewiesen worden. 

Beklagte wurde auch nicht mit dem Einwände gehört, dass der da- 
malige Direktor der Eisenbahngesellschaft den von der Stadt geleisteten 
Bau als Erfüllung angenommen habe. Denn es fehlt an einem ausdrück- 
lichen und fomgüitigen Rechtsakt, durch welchen die Eisenbahngesell- 
schaft ihr veilragliches Recht auf den Bau nnd die Unterhaltung der 
Strasse bis zu den Eisenbahngebänden aufgegeben hätte. Der Umstand, 
dass seit 23 Jahren keine Vertragserfüllung gefordert ist, wurde auf 
ein Versehen der Eisenbahnboamten zurückgeführt. 



Nr. IS. Entsch. des Dentselien Selehsgeriehts. 

1. Oivil-Senat. Vom 18. Mai 1895. 

Der öfTentliche Verkauf durch eine Eisenbahn-GuteratifertiuungäSiteUe ersetzt nicht den 
Verkaif durob eisen zu VereteigerangeR beftgtei Beawten in Sinse des Art 343 

Abs. 2 Hnd. 6et. Bsofc. 

Der Verkäufer hatte die Kohlen mit der Eisenbahn abgesandt, 
Kläger aber dieselben nicht abgenommen. Well er einen Selbsthfilfe- 
verkauf durch die Eisenbahnverwaltung vorgenommen habe, forderte er 
von dem Käufer die Differenz zwischen Kaufpreis und Mindererlös. 
Damit war er abgewiesen , weil der öffentliche Verkauf nicht durch einen 
zu Versteigerungen befugten Beamten bewirkt sei. Revision wurde zu- 
rückgewiesen: Der den Verkauf leitende Beamte muss ein unparteiischer 
Dritter sein. Das trifft hier nicht zu, da der Verkauf durch einen Be- 
amten der Güterabfertiguugsstelle, also durch einen Angestellten der 
Eisenbahnverwaltung bewirkt ist, welche die ihr als Frachtführerin 
zustehenden Rechte wahrgenommen hat. Kit der Darstellung in der 
Revision, Kläger fordere, nachdem er durch Abladung der Kohl^ den 
Kaufvertrag erfüllt habe, den Kaufpreis; wegen Nichtabnahme sei von 
der Eisenbahn als Frachtfflhreiin verkauft, und er bringe nnr dem 
Käufer die an die Stelle der Waare getretene Losung gut, wurde Kläger 
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nicht gehört. Denn der Verkäufer hat die Bechte ans H. G. B. 343 
wegen Annahmeverzuges geltend gemacht, nnd mnsste deshalb dafDr 
sorgeD, dass der Verkauf in Gemlssheit des Art 343 erfolge. 



Xr« 13. Entseli. des Beutselieii BDich^gerlehts. 

L Ciyil-Senat. Vom ^2. Mai 1895. 

Vtrfcaift eil EttenlMriiBunteriielimM- eis a« der Bahn gelegenes Terral« im Vllteihae, 
so Msnes wegei Beeistrlehtiisni der Villen direli dei Eleenbalinbetrleb Schadens* 
ansprBelie ven Kiüfer nidit lierdelelfet werden. 

Die Magdebiirg-Halberstädter Eisenbalmgesellschaft bat im J. 1872 
an die Westendgesellsehaft zu Thale a. H. eine am Eisenbabndamm 
belegene Fläche von 39 Morgen 156 Qnadratruthen mit der Beschränkung 
▼erkauft, dass eine Bebauung nur mit Landhäusern erfolgen durfte und 
eine andere Benutzangsart ausgeschlossen war. Die Klägerin hat da» 
von ein Qmndstfick Ton etwa 2 Morgen erworben, auf welchem in 
I6V9 Meter Entfernung von dem Eisenbahndamm eine Villa erbaut ist. 
Gegen die Klage auf Schadensersatz wegen übermässiger, das Gemein- 
übliche und Erträgliche überschreitender Immission von Rauch, Rnss 
und Dampf hatte Eisenbahnfiskiis eingewendet, die durch die Lage an 
der Eisenbahn bedingte Werthsbeeinträchtigung des Grundstücks sei 
schon in dem niedrigen Kaufpreise abgegolten. Auch habe die Eisen- 
babngesellschaft in dem bei dem Verkauf der Fläche vorhandenen und 
sich in voraussehbarer Weise fortentwickelnden Bahnverkehr nicht be- 
schränkt werden sollen. Zum Entstehen der hiermit behaupteten Grund- 
gerechtigkeir war eine ausdrückliche Bestinuuunjjr im Kaufverträge nicht 
erforderlich; es geniigte die erkennbare Absicht, den bis dahin bestan- 
denen Zustand einer unbeschränkten Benutzung des der Eisenbahn- 
ge^jellschaft verbliebenen Grundstücks zu den Zwecken des Bahnver- 
kehi-s weiter bestehen zu lassen, ha J. 1888 ist eine Bahnliofswciehe 
bis auf etwa 2i\ Meter von der westlichen Grenze der Villa nach dem 
Grundstück der Klägerin zu verlegt; und seitdem rang:iren die Züge 
vor dem (Truudstiu^k der Klägerin. Allein Aenderungen in den Bahn- 
einrichtuugeu, wie sie durch eine Vei kelirssteigerung erforderlich wer- 
den, konnten von den Kontrahenten bei Abschluss des Kaufvertrags vor- 
ausgesehen werden, wenn auch nicht die spezielle liichtuug und deir 
Zeitpunkt. Diese Kenntniss genügt aber, um die Verpflichtung der 
Klägerin zur Duldung der Immissionen auch auf die in Folge späterer 
Einrichtung eingetretenen auszudehnen, wenn solche über die Zwecke 
der bestehenden Anlage nicht hinausgehen und in diesen ihre Veran- 
lassung haben. 
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Allerdings soll das Grundstück der Klägerin als Villa unbenutzbar 

geworden sein, während doch das ganze Terrain zu Villeubauten ver- 
kauft wurde. Allein die verkaufte Gesammtfläche wurde dadureh noch 
nicht als Villenterraiii unbenutzbar, da?s ein vielleicht ganz gt ringer 
Tiieil desselben, speziell ein au der lldhn sich entlmiL'; ziehender schmaler 
Streifen sich zur Bebauung mit einer Villa nicht i ign('te. in dieser Be- 
ziehung fehlt es au der genauen Eroiittelung des That^äciilicken. 



Nr. 14, Plenai^BDtseh. des Österreich. Obersten 6(erielit8hofe8. 

Vom 29. Mai 1895. 

(OBtorr.lSlBub.TeroTdn.Bl.lX. Mr. 61. 8 M8.] 

RH^ttimllge Vartl«kerm|ibaitrl|e kUnwn ¥#■ im Arhettor-UiifallveralflharHMiai- 
•taltoi ileM mr In Vflrwalti«|0Wflgep «Mdeni «Heb hn o*rtolilli€bei Exeeiüomwtge 

eiigetrlelwi wtniM. 

Das Gesuch der Arbeiter- Unfallrersicherungsanstalt X. gef^n Y. 
um gerichtliche Moblliarexecntioii wegen einer Versicherungsbeitrags- 
forderung im Betrage von 65 fl. 21 kr. wurde vom ersten Richter ab- 
gewiesen, weil nach § 26 des Gesetzes vom 28. December 1887, R.-G.- 
Bl. Nr. 1 ex 1888, die Versicherungsbeiträge lediglich im politischen 
uud nicht auch im gerichtlichen Executionswege einbringlich zu 
machen sind. 

Das Oberlandesgericht bestätigte diesen Bescheid. 

Der Obei-stc Gerichtshof gab mit Ent«?chcidung vom 29. Mai 1893, 
Z. 6327, dem ausserordentlichen Revisionsrecurse statt und bewilligte 
die begehrten Executionsschritte, weil mit der Bestimmung des § 26 des 
Gesetzes vom 28. December 1887, I?.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1888, dass rück- 
ständige Versicherungsbeiträge im Verwaltungswege eingetrieben werden, 
den Vürschreibungsbescheiden der Anstalt grundsätzlich die Vollstreck- 
barkeit gewährt, die gerichtliche Zwangsvollstreckung aber keineswegs 
entzogen winl, weil also auch hier, gleichwie ftir alle öflFontlichen Ab- 
gaben, im Sinne des Hufdecretes vom 10. Februar 1832, J. G.-S. Nr. 
2048, die Anwendung der Zwangsmittel zur i-^iiitreibung auch bei den 
gerichtlichen Behörden angesucht werden kann, weil sonach die \'er- 
weigerung der gerichtlichen Kxeiution, die unter Umständen die allein 
mögliche sein kann, wogen der du( h nur ein ^■ orrecht enthaltenden Be- 
stimmung des bezogenen ^ 2ü als ollenbar ungerecht nach dem Ifofdecrete 
vom 15. Februar 183.3, J. G.-S. Nr. 2593, zu ändern uud die begehrte 
Executiou zu bewilligen ist. 
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Nr. 15. Eiitseh. des Deutselieii Reich88:criehts. 

4. Civil-Seuat. Voiu 30. Mai 1895. 
(BoiM, Praxis Bd. W. S. m. Nr. m.\ 

VwrpflloMmg zir HHMtoeltltolim UabarUmmo in firoiid and BodeN« n elmn Bahibai. 

Der B&rgermeister von Ostrowo hatte ohne Mitanterschrift eines 
andern MagistratamitgliedeB anf die Anfrage des Landraths mitgetkeilt, 
daas die Stadtbehörden beschlossen bfttten, das in die Gemarkung von 
Ostrowo fallende Terrain, welches zum Bahnbaa Ton Selsen (später 
Lissa) nach Ostrowo aafznwenden w&re, mit 1 Hektar 54,98 Ar unter 
der Bedingung unentgeltlich herzugeben, dass der Bahnhof anf städ- 
tischem Terrain und in einer Entfernung von höchstens Va Kilometer 
Ton der Stadt Ostrowo errichtet werde. Das war wegen jenes Form- 
mangels — § 56, Nr. 8 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 — unver- 
bindlicli. Demnächst hat der Kreis das erforderliche Terrain erworben 
und dem Eiseubahnfiskus zur Verfügung gestellt. Unter Bezugnahme 
auf obige Mittlieilung des Bürgermeisters hat dann der Landrath um 
Erstattung der für jene 1 Hektar 54,98 Ar aufgewendeten 9171 Mark 
82 Pf. ersucht, der Magistrat wiederholt um Stundung gebeten, und 
demiiRclist in einem von dem Bürgermei:<ter und einem Rathsherrn unter- 
zeichneten Autwortschreiben erklärt: „dass der vorgeschossene iktrag 
vom Tage der Zahhing an die Empfaugsberechtigteu bis zum Ta^e der 
Erstattung uuc i i'rozeut verzinst werden wird". Die Annalime des 
Berufungsgericlits, dass dieser Erklärung die i-eclitliche Bedeutung eines 
Anerkenntnisses § 185 A. L, R. L 5 um deswillen ermangele, weil aus 
ihr die causa obligationis nicht ersichtlich sei, triilL niclit zu. Denn 
aus dem Zusammenhange der gesammten, auf einem ßlatt geführten 
Korrespondenz ergiebt sich diese causa. Kinei Annahme derselben 
seitens des Landratlis bedurfte die Krklärung nicht, da sie die zu- 
stimmende Antwort aut eine entsprechende Aufforderung enthielt. Kine 
Anfechtung der Erklärung wegen Irrthums hat nicht stattgefunden. 
Das die Klage abweisende ürtheil wurde aufgehoben. 



Nr. 16. - Rek. Enteeh. des Bdehs-YeTsIeheningsamts. 

Vom Bl. Mai 1895. 

|Antl.NMlir.d.R. V.A. ZU. Nr. 6. 8.964. ZifT isoe.] 
Folgen des Unfalls gelten als nicht bemerkbar geworden im Sinne des § 59 Absatz 2 

des Ilnfallver.<;tchf>rungsgnset2e8, wenn lf>dlglich innerhalb der ersten 13 Wochen nach 
dem Unfall eine Beeinträchtigung der Erwerbsfaliigkelt bestanden hat. 

Es steht thatsächlich fest, dass der Kläger bei T?pfrinn der vier- 
zehnten Woche nach dem Betriebsunfall vom -Fanuar I8U1 durch diesen 
in seiner JB^woibäläliigkeit nicht mehr beeiuträclitigt war, und dass 
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14 BelL tSntMb. des Reicba-Veniicheniuisnts vom ai. Hai 1885. 

Folj^en des Unfalls, welche die Erwerbsfähigkeit beeinträchtigten, erst 
im Januar 1894 wieder aufgetreten sind. Der Kläger war mitbin jeden- 
falls vor Januar 1894 weder befugt noch in der Lage, einen Unfali- 
entschädigungsanspruch zu erheben un<l zu verfolgen. Insbesondere 
steht einem Verletzten, falls und so lange eine ßeeinträcktigUQg doi' 
Erwerbsfdhigkfcit nicht vorliegt, ein Anspruch auf Anerkennung eines 
etwaigen zukiinftigen Entschädigungsanspruchs fiir den Fall, dass der 
Unfall später nachtheilige Folgen haben sollte, gegennber den Uufall- 
versicherungsorganen nicht zu. und auch eine Feststellungsklage nach 
dieser Richtung im Sinne des § 231 der Reichs-Civilprozessordnung ist 
in dem Verfahren nach den UnfallversicherungsgcsetJsen nicht gegeben 
(Rt kursentscheidungen 925 und 1236, Amtliche Nachrichten des R. V. A. 
1890 Seite 001 und 1893 Seite 182). Wenn nun die Vorschrift im § 59 
Absatz 1 des Unfallvei-sicherungsgesetzes nicht zu einem vom Gesetz- 
geber ofteubar nicht gewollten Ergebniss führen soll, so kann ans der- 
selben in Verbindung mit Absatz 2 a. a. 0. nur entnommen werden, dass 
eine Ausnahme im Sinne des letzteren Absatzes auch dann Platz greift, 
wenn Folgen eines Unfalls, welche «lie Erwerbsfähi<,^ktMt beeinträchtigten 
(zu vergleichen Rekursentscheidung 932, Amtliche Nachrichten des 
R. V. A. 1891 Seite 148), zwar alsbald nach dem Unfälle hervorgetreten, 
jedoch noch innerhalb der ersten dreizehn Wochen — so lange eine 
Entscliiidigungspflicht einer Berufsgenossenschaft überhaupt noch nicht 
iu Frage kommen konnte — wieder beseitigt und nnnmehr erst wieder 
nach Ablauf zweier Jaln e, vom Unfall ab gerechnet, erneut zum Vor- 
schein gekommen sind. Da der Kläger sich in einem solchen Falle be- 
funden bat, moss der § 59 Absatz 2 a. a. 0. auf ihn angewendet werden. 
Allerdings mnss nach der stün rügen Rechtsprechung des Reichs -Ver- 
sicherungsamts (zu vergleichen Rekureentscheidung 1234, Amtliche Nach- 
richten des R. V. A. 1893 Seite 180) in den Fällen des § 59 Absatz 2 
des Unfallversicherungsgesetzes der Entschädigungsanspruch innerhalb 
einer angemessenen Frist nach dem fiemerkbarwerden der Unfallfolgen 
bei dem. betheiligten Unfallversichemngsorgan erhoben werden. Allein 
anch diesem Erfordemlss ist seitens des Klägers genügt. Denn der 
Zusammenhang der nenerlichen Erkrankung mit dem Unfälle konnte 
naturgemäss erst im Verlaufe der ärztlichen Behandlung festgestellt 
und dann erst dem Kläger erkennbar werden. Wenn er nun, nachdem 
er wegen der mebrgedachten nenerlichen Erkrankung vom 29. Januar 
bis zum 11. Mai 1894 im Krankenhause gewesen war, noch Ende Mal 
desselben Jahres einen Entschädigungsansprach bei der Beklagten er- 
hob, so konnte diese Geltendmachung des Anspruchs nach Lage der 
Sache noch als eine in angemessener Frist erfolgte angesehen werden. 
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Kr. 17. Entseh. des Deutschen Rciehsgericlit^, 

3. Civil-Senat. Vom 31. Mai 1895. 

(Bolze, Praxi< Dd. 'JO. S, n.W. Vr. G75 J 

§ 8 Preuss. Enteign. 6e». Voller Werth Nutzufigsfahigkelt eines Grundstücks. 

Die Verijro^sei'ungsfäliif^^kL'iL eines «TiuiKistiicks durcli Anscliwem- 
iiiuiig kann unter Umstäiulen als diii eh eine den Werth niilhestimniende, 
und deshalb im Enteigmiii!:,^svert'ahren zu bei'iick.siclitifreii(le Ei*reiisfliaft 
und BeschaflFenheit des Grmidstiicks erscheinen. Die Klägerin hat aber 
nicht (lar^elej^t, dass und in welchem Masse in dorti<!:er (reffend die 
Vergrr»sserMnp:sfähi<:rkoit durch Ansdiwemninn!^ im GrundslUcksverkehr 
trotz der durch die Kindeicliung entsteheiuleu Kosten ein wei tlihestim- 
inender i^akt n- sei. Deshalb wurde die wegen Nichtberücksichtigung 
jenes Umstaudeis eiugolegtc Eevisiou zurückgewiesen. 

Nr. 18. R«vi8. Entseh. des BelehB-YerBleheraiigsanits. 
Vom 17. September 1895. 

l&mtl. Vacbr. d.R.y.A.m Kr.?. &|fl«, ZMK US.] 
Rechtsnachfolge in einen Rentenanspruch ist auch dann zulässig, wenn die erforder- 
liche! Pflichtheiträge zur Zeit des Todes des Rentenbewerbers noch nicht entrichtet sind. 

Allerdings ist in der Revisionsentsclieidung 289 (Amtliclie Nach- 
richten des R. V. A. J. u. A. V. 1893 Seit« 142) ausgefülirt , dass nur 
in einen bereits erworbenen Rentenanspruch, das heisst in einen solchen, 
dessen gesetzliche Voraassetzungen sämnitlich erfüllt sind, die Rechts- 
nachfolge eintreten könne. Auch bildet in der That die Leistung von 
Beiträgen ein wesentliches firforderniss der Rentenbewilligung.. Indessen 
hat das Reichsversicherungsamt schon in der Revisionsentscheidimg 331, 
a. a. 0. 1894 Seite 79, in Bezug auf die Rechtswirksanikeit verspätet 
entrichteter Pflichtbeiträge hervorgehoben, dass bei der (djligatorischen 
Versicherang gegen Invalidität und Alter die Leistung des Versicherten, 
welche dem Anspruch aaf Rente als Grnudlage diene, zanftchst nicht 
die Beitragsentrichtung, sondem die Ausübung versicherungspflichtiger 
Thfttigkeit sei, die ihrerseits erst die Beitragspflicht nothwendigerweise 
bedinge. Wenn es nun nach jenen Ausführungen dem Geiste des Qe* 
setzes nicht entspricht, den Beginn der Rentenzahlung von dem Zeit^ 
punkt der Beitragsleistung eines Dritten abhängig zu machen, dessen 
Thon sich der Einwirkung des Berechtigten entzieht, so trifft der gleiche 
Gesichtspunkt auch für die Frage der Vererbllchkeit eines bereits an- 
gemeldeten Rentenanspruchs zu. 

Deshalb kann ein durch den Tod des Renteubewerbers unterbrochenes 
Verfahren seitens der Rechtsnachfolger auch dann aufgenommen werden, 
wenn die thatsäehlichen Unterlagen des Rentenanspruchs behufs end< 
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Bntsch. des DeulMliea IMchagetidita vom 21. Saptember 1895. 



gültiger Anerkennung desselben nocb einer Ergänzung insofern bedflrfen, 
als die fftr Terdcherangspflichtige Arbeitsleistungen des Verstorbenen 
gescbuldeten Pflichtbeiträge zur Zeit des Todes noch za entrichten 
waren. Dazu kommt, dass der Einziehung derartiger Pflichtbeiträge — 
freiwillige Versicherung bleibt hier ausser Betracht — auch nach dem 
Tode des Versicherten nicht nur keine gesetzlichen Hindemngsgrßnde 
entgegenstehen, sondern dass die Vorstände der Versicherungsanstalten 
gemäss § 69 des Invaliditäts- und Altersyendcberungsgesetzes sogar 
verpflichtet sind, die geschuldeten rückständigen Beiträge Ton den säu- 
migen Arbeitgebern nachträglich zu fordern. Denn nicht um eine Ver- 
erblichkeit der Versieberungspflicht handelt es sich, wie der Staats- 
kommissar anzunehmen scheint, sondern allein um die Tilgung einer 
kraft Gesetzes erwachsenen Schuld deijenigen Arbeitgeber, welche den 
Rentenbewerber bei dessen Lebzeiten gegen Lohn beschäftigt haben. 



Nr. 19. Eutscli. des Deutschen l{(M( lisi;erichts. 
1. Civil-Senat. Vom 21. September 1895. 

tJtirixt. Woclienschr. 1896. Nr. 18,19. S. 153. Ziflf .IB ; 

H. Q. B. Art. 395. Begriff der Ablieferung. Niederlegung der Güter bei der Zoll- oder 

AblwlMtelJe. 

Nach Art. 395 und 607 des H. G, B. haftet der Verfrachter an sich 
für Verlust oder Beschädigung der Güter, welche bis zu deren Ab- 
lieferung entstanden sind. Unter Ablieferung ist aber derjenige Akt 
zu verstehen, durch welchen der Frachtführer oder Verfrachter den 
zum Zwecke des Transportes erhaltenen Gewahrsam nach beendigtem 
Transporte mit (ausdrücklicher oder stillschweir^«nder) Einwilligung 
des Empfängers wieder aufgiebt, gleichviel an wen und ohne 
Unterschied, ob fladiirch der Empfänger selb.^t den Gewahrsam oder 
gar juristis( lieu Ht^sitz erl;ui-L Wenngleich die blosse Bereitstellin)-; 
der Güter uud die Hcnachrichtigung des Empfängers liiervoii zui Ab- 
lieferung im Sinne des Gesetzes noch nicht genügt, so erfordert die Ab- 
lieferung doch andererseits nicht noth\veiidi<r eine thatsäi liliriie Ueber- 
gabe an den Empfänger, und e.s kann vielmehr der Ablieteruii^siitlitdil 
schon dadurch als genügt angesehen werden, dass die (iüter an der 
Zull- ütler Abladestelle niedergelegt sind, wenn nur dei FraehtfiUirer 
oder Schiffer zugleich den F.uiptünger durch Anzeige von der Ankunft 
des Gutes in den Stand gesetzt hat, über das (iut zu verfügen 
uud die weitere Sorge für dasselbe selbst zu ülienieliinen. Vergl. 
Entsch. des Ii. O. H. G. Bd. 11 S. 2r)2ir., Bd. XIV S. 2\rA\\. und Bd. Vlll 
S. 27ff. sowie vun Hahn s KummenLar, § IG zu Art. 3y5 des II. G. B. 
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Nr. 30. Eiitseb. des DoutsciK n Kcichsg:erlchts. 
3. Civil-Senat. Vom 26. September 1895. 

[Üeuuvbe Jur. Zeitg. I (1K>6). Nr. S. 8. 58.] 

Rruk. Ven. Om. S 26a Zifll 2. Begriir der TnmkfSiligkeH, der SoMigarai and daa 

Raafhaadele, 

Die Trnnkf&lligkeit, wegen deren das Krankeng^d ganz oder 
theOweiae Tersagt werden darf (§ 26 a Ziff. 2 des ErankenTersickenings- 
gesetzes), setzt ein gewobnheitamftssiges Trinken voraus und liegt nicht 
schon bei einmaliger oder gelegentlicber Tmnkenheit vor. — Als eine 
Schlägerei oder ein Rauf b and el im Sinne derselben Vorschrift 
Hast sich der Widerstand gegen einen Beamten nnd die anf die lieber- 
Windung dieses Widerstandea gerichtete amtliche Th&tigkeit der Polizei- 
beamten nicht heurtheilen. Der Begriff des Banfbandels und der 
Schlägerei setzt einen in Thfttlichkeiten ttbergegangenen Streit mehrerer 
Personen voraus, was dann vdUig ausgeschlossen ist, wenn Beamten 
Widerstand geleistet wird und diese hierauf in Uebung ihrer Amts- 
gewalt zu Körperverletzungen schreiten, um den Widerstand zu ftber« 
winden. 

Nr. 21, Entseh. des Preiiss. Oberverwaltungsgerichts» 
2. Senat. Vom 1. October 1895. 

IDeatscli. Jur. Z«Ug. I (iMS) Nr. A. S. 79.] 

frmm. fias. v. 10. Jaii 1852. Aaoh wlhrend dar Daaer aiaea DiailpiliarvMfahraaa ist 

dia Amtsniederlegung zulässig. 

Es besteht keine Vorschrift, dass während der Daner eines Diszi- 
plinarverfahrens nach dem Gesetze vom 10. Juli 1852 die Amts- 
niederlegung unstatthaft oder wirkungslos sei. Da das die P^ntlassung 
aas dem Amte anssprechende Urteil erster Instanz noch nicht rechts- 
kniftig war nnd die Voranssetzungen, unter denen eine Niederlegung 
des Amtes erfolgen durfte, vorlagen, war es dem Angeschuldigten nicht 
verwehrt, freiwillig aus dem Amte auszuscheiden. Mit der Annahme 
seiner Amtsniederlegung h$rte er zwar auf, Beamter zu sein bezw. der 
Beamtendisziplin zu unterstehen. Das hinderte ihn aber nicht, in höherer 
Instanz die Fortsetzung einer noch zu der Zeit, wo er Beamter war, 
angeregten Nachpräfung dahin zu verlangen, ob er das Amt in Wirk- 
lichkeit derartig verwaltet habe, dass der Ausspruch auf Dienstentlassung 
gerechtfertigt war. 

Kr. äS. Entsch. des Preuss. Oberverwaltungsgerichts. 

4. Senat Vom 9. October 1895. 

ODwtwli. Jur. Zeitg. I (1896> Nr. e. S. 9i.] 

Bawsiilaat hai dar EnalMaag aiaar atraiUgaa firsaia iwlachaa alHBi UffbatltelaB Wagd 

und einem anliegenden Grundstücke. 

Der Yerwaltungsrichter ist an feste Begeln Uber die BeweisUst, 

Ige», lli«BlwluiToolitUebe BnCMbeldiuigeii XUL 8 



Digitized by Google 



16 



fintadi. 4m Schweiler Bondesgeriditi ▼an 9. OeiolMr 1895. 



wenn überhaupt, so doch Jedenfalls nicht in einem Streitverfabren ge- 
bunden, das die Ermittelnng einer streitigen Grenze zwischen einem 
öffentlichen Wege und einem anliegenden Gmndstttcke znm Gegenstand 
hat, mithin dem civilrechtlichen Gi^enzregalierungsverfahren gleichwertig 
ist, bei dem auch dem Civilrichter die Ermittelnng nnd WiederherstellnDg 
der streitigen Grenze obliegt nnd die nach allgemeinen dvilprozessnalen 
Grundsätzen beweispflichtige Partei nicht deshalb abgewiesen werden 
darf, weil sie den angegebenen Grenzzug nicht nachweisen kann. ]3ie 
Beweislast ist in solchen F&Uen eine gemeinschaftliche. 



Nr. S3* Entäch. des Schweizer Buiideägerichts. 

Vom 9. Üctüber 1895. 

[Zeitscbr. d. Bern. Jurist. Vereins. XXXII. Bd. 8. Heft. S. IM.] - 

BettiiMiung der Haftpflicbtenischädieuno aae E.-H.-8. — MaMflebeDd ist •rdtitllflliM'- 
wefae der Erwerb daa Verlalztaa zur Zeit daa Uafalla, nIoM alaa aal fHNiara Jabrt 

zurückgreifende Baraohming. — Auf Kapltatentschädigülig (!■ Gegensatz zu Rente) 

ist stets zu erkennen, wenn die Unfallvertetzung die Prognose quoad vitam ungünstig 
gestaltet und der Verletzte versorgungsberechtigte Angehörige besitzt. — Ablehnung 
der Rektiiikationskiausel. — Zuspruch einer Rente für künftig erwachsende Heiiunga- 
kosten. — Im Haftpflichtrechte ist für die Anwendung des kantonalen Geaetzesrechta 

kein Platz. 

In der Sache selbst steht zunächst fest, dass der Kläger J. Scholl 
beim Betriebe der beklagten Jura-Simplonbahn körperlich verletzt worde, 
dieselbe anerkennt denn auch, für den dadurch entstandenen Schaden 
laut Art. 5 des Gesetzes zn haften und auch ans Art. 7 h. 1. eine ange- 
messene Summe zu schulden. Dagegen ist zwischen den Parteien zunächst 
streitig, wie gross der entstandene Schaden sei und demgemäss die aus- 
zurichtende Entschädigung sowie die aus Art. 7 geschuldete Summe sein 
solle, und in welclier h'orm ( Kapital oder Rente, oder bezüglich Art. 5 
eine Verbindung lieider) die Entscliädigungen ausgerichtet werden sollen. 
Was nun zunächst da.s Maass der Ent.schädiguüg iius Art. 5 betrifft, so 
bestimmt sicli dasselbe naturgemäss durch Vergleichung der Erwerbslage 
dca Xiägers vor und nach dem Unfall: die TranspoilaubLalL hat für die 
Differenz nach Maassgabe des Gesetzes einzustehen. Diese Differenz nun 
hat die Vurinstanz in der Weise berechnet, dass sie von der Erwerbs- 
lage des Klägers im letzten Jalir vor dem Unfall ausging. Dem gegen- 
über hat Kläger seiner Verdienstberechnung die letzten "22 .lahre zu 
Grunde legen wollen; indes entspricht es im allgemeiueu der bundesge- 
richtlicheu Praxis, im Sinne des vorinstanzlichen Urteils vom Ervverb 
des Verletzten zui* Zeit des Unfalls auszugehen, und muss lües auch im 
vorliegenden Falle geschehen. Es ist daher von einem Jahreserwerb 
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von Fr. 37(X) aiiszngeUen. Die Vorinstanz hat im weiteren festgestellt, 
dass infolge des Unfalls dieser Erwerb um Fr. SöCX) reduziert worden 
sei. also eine Erwerbsfähigkeit des Klüvers von nucli etwa b^io der 
Irüliern bestehe. Auch dies ist eine thatsächlirhe Feststellung und als 
solche vom Art. 81 O.-G. beherrscht. Ihr n;e}2;eui'iber hat der Kläger 
angebracht, dass die ärztlichen Experten ihn aLs vollständig und wohl 
imheilbar arbeitsunfähig bezeichnen. Indes stellt die Vuriiistanz darauf 
ab, dass die gleichen ?Ai)erteu den Kläger als geistig klar bezei< hnen: 
femer aber beruft sie sich auch auf da^ Ergebnis der Zeugeneinvernahme, 
wonach Seholl mehr als ein Jahr nach dem Unfall die Wirtschaft und 
Metzgerei in eigenem Namen weiterbetrieh. hie und da nacliscliaute, die 
nötigen Anordnungen traf, und ab und zu au(di in der Wirtschaft einen 
Viehhandcl abschloss. Die Vorinstanz verweist im ferneren auch auf 
die Erwägungen des Bundesgerichts in Sachen Häring, wonach in einem 
eingeftihrten und soliden Geschäfte die Aufsicht und sogar die blosse 
Gegenwart des Meisters im Geschäfte einen Wert darstellen kann (Amtl. 
Sammig. XIX, 801}.*) Diesen Ausführungen ist beizuptiichten ; jedenfalls 
kann nicht gesagt werden, dass die daherige Annahme der Vorinstanz, 
Scholl sei in ganz geringem Masse noch erwerbsfähig, im Sinne von 
Art. 81 cit. ausnahmsweise nicht als richtig zu betrachten sei. Dem- 
gemäss ergiebt sich aber, dass die Beklagte dem Kläger aus Art. 5 h. 1. 
einen dauernden jährlichen Verdienstausfall von Fr. 3500 zu ersetzen 
hat. Hievon kann aus dem Grunde der Misshütung kein Abzug gemacht 
werden, indem gemäss vonnstanzlicher Feststellnng eben Misshütung 
sieht erwiesen ist. Diesen Schadenersatz nun hat die Vorinstanz in Form 
eines Kapitals zugesprochen: dagegen hat die Beklagte in erster Linie 
darauf abgestellt, dass an Stelle des Kapitals eine Beute zugesprochen 
werde. Indes ist nach bandesgerichtlicher Praxis dann stets auf ein 
Kapital zu erkennen, wenn die Unfall Verletzung die Prognose quoad 
Titam ungünstig gestaltet, also Gefahr vorhanden ist, dass auch das 
Leben des Verletzten infolge des Unfalls eine Abkürzung erleiden könnte 
ond eventuell Angehörige hinterbleiben würden, denen der Verletzte 
zum Unterhalt verpflichtet war. Tu casu fällt nun in dieser Richtung 
in Betracht, dass Scholl an einer schweren traumatischen Neurose leidet; 
in solchen Fällen ist aber die Prognose quoad vitani keine günstii^c. 
Zudem ist Scholl nicht alleinstehend, sondern verheiratet, und niuss für 
den Fall seines vorzeitigen Absterbens das Interesrs!* seiner Ehefrau be- 
rficksichtigt werden. DemgemSss rechtfertigt es sich, auf ein Kapital 
sn erkennen — dies am so mehr, als bei dem Kläger keine Gefahr der 
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EapitalyerseUeadenuig vorliegt loBbesondere ist von einer Yerbindimg 
von Kapital und Bente abzusehen. Einem Erwerbsaosfall von Fr. 3500 
per Jahr entspricht nun beim Alter des El&gers zur Zeit des Unfalls 
(47 Jahre) ein Kapital Ton circa Fr. 5U»000. Die Voriastanz hat von 
demselben mit Bttcksicht anf das ziemlich vorgerttckte Alter des Elftgers 
und angesichts des ümstandes, dass derselbe ohne den ünfaU kaom 
mehr sehr lange nnd jedenfalls nicht bis zum Ende seiner mntmasslichen 
Lebensdauer seine Belsen behufs Einkaufs nnd Absatzes hätte ausführen 
können» einen Abzug von circa 25<*/o gemacht und die Entschädigung 
anf Fr. 37,700 festgesetzt Es liegt nun kein Grund vor, in diesem 
Punkte Tom vorinstanzlichen Urteil abzuweichen, vielmehr schliesst sich 
das Bundesgericht demselben an. 

Dabei ist ein Bektifikationsvorbehalt — auf den fibrigens erst in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Bundesgericht abgestellt wurde — nicht 
zu machen. Denn, da dem Kläger für die nahezu volle Erwerbsf&higkeit 
Ersatz geleistet werden muss, so kann die Bektiilkationsklausel zu seinen 
Gunsten keine praktische Bedeutung haben. Im gleichen Sinne fällt in 
Betracht, dass er sich von den Geschäftoi' zurückgezogen hat 

Anf Grund des Art. 7 E.-H.-Pfl.-G. hat die Vorinstanz dem Kläger 
einen Betrag von Fr. 10,000 zugesprochen. Diese Entschädigung steht 
im richtigen VerhiUtnis zu denjenigen, welche das Bundesgericht in den 
anderen infolge des Zollikofener Efsenbahiunfailes entstandenen Haft- 
pflichtprozessen zuerkannt hat Es iAt daher der Ansatz der Vorinstanz 
einfach zu besUltigen. 

Was endlich die zukünftigen Heilungskosten betrifift^ so hat die 
Vorinstanz dieselb«! auf jährlich Fr. 1020 veranschlagt und dem Kläger 
eine Bente in diesem Betrage zugesprochen. Diesbezüglich hat nun 
Kläger in seiner schriftlichen Bekurserklärung einzig beantragt, es sei 
ihm der Ersatz der zukünftigen Ueilungskosten in Form eines Kapitals 
zuzubilligen. Eine Erhöhung des betreffenden Ansatzes wurde in der 
genannten Schrift nicht beantragt; es kann daher gemäss Art 67, 2 
O.-G. von einer Ei'höhung hierorts keine Rede sein, und fällt es ganz 
ausser Betracht, dass der klägerische Vertreter in der heutigen münd- 
lichen Verhandlung allerdings auf Erhöhung abgestellt hat. Anderseits 
hat die Beklagte zwar in ilirer BerufiingserklHning- Reduktion quäst 
Ansatzes beantragt, dage$^en hat die Partei lieute bei d(;r müudliclieii 
Verhandlung erklärt, dass sie sich bei jenem Ansätze beruhigen könne. 
Abgesehen davon erscheint derselbe im Hinblick auf die Akieubge, 
speciell Expertise, wolil begründet. Dabei fällt in Betracht, dass in 
diesem Ansatz nichl nur die Arzt- und Kurkosten, sondern auch die 
Veigüluug lui iiauilicixo rflege duixh die iiiiiciiau iubegrifien sind. 
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Dieser Betrag für zukünftigü Heiluns-skosten i-^t in Form einer Rente 
zuzusprechen. Die Rentenform entspricht iiamiicli der Thatsache, dass 
die betreffenden Kosten durch den Tod des Verletzten eo ipso dabmfailen 
(Amtl. Slg. VI, 264 i. S. Weber c. N.-O.-B ). 

Demgemäss ergiebt sich auch in diesem Punkte Bestätigung des 
vorinstanzhVheu Urteils. Mit Bezug auf die Motivieriinf,^ desselben ist 
übrigens hervnizuheben, dass es jedenfalls mit Unreclit den § 324 d. 
bem. C.-G.*J anruft (dies um die ziffermässi^e Bestimuiunf^ des f^eschul- 
deten Schadenersatzes für Heilungskosten, statt blosser priucipieller 
Verurteilung, zu begründen). In der That ist im HaftpilicUtrechte für 
die Anweudang des kautonaleu Gesetzesrechts keiu Platz. 



Kr. 34. Entsch. des Prenss. Obcr^crwaltungsgerichtft. 

4. Senat. , Vom 16. Oetober 1895. 

[Deutsche Juriitt. Zeitg. I (1896) Nr. 5. S. lOO.) 

Vertretung dureh Bevtllnlohtigte gegenüber den Verwaltengebehlfnlen. 

Jedermaiin ist befugt, sich Verwaltungsbehörden gegenüber 
durch Bevollmächtigte yertreten zu lassen, sofern nicht besondere 
Bestimmungen die persönliche Wahrnehmung des Geschäfts erheischen. 
Die Verwaltungsbehörde ist ilirerseits befugt, ihre Entscheidung dem 
Bevollmächtigten mit rechtlicher Wirksamkeit lür den Vollmachtgeber 
zuzustellen, ausser es müsste die Vollmacht eine dahin gehende Be- 
scln'Hjikung enthalten oder nach besonderen Vorschriften eiue Spezial- 
voUmacht erforderlich sein. 



Xr. Zö. Entsch. des Appel thofes Ton Kioiu. 
Vom 24. Oetober 1895. 

iZeltadtf. f. d. InteniBt fitseub. Ttaaap. IV. Nr. t. 8. tt( — Joonial Aw tnutip«rta Utt. S. W»4 

Speilattarlft. Haftpfllebt 4er Eluibehn Mm Ueiwegetransporte von TMerefl. 

Ein Viehti'ansport, welcher am 22. Februar 1893 in Evaux aufge- 
geben wurde, um nach dem auf der normalen Transportroute 94 km 
entfernten Gannat befördert zu werden, wurde mit einem Umweg von 
800 km über Paris gesendet, und am 25. Febniar zur \'erfügung des 
Empfängers gestellt. Inzwischen waren 2 Kühe zu Grunde gegangen 
und von der Eisenbahn verscharrt worden. Dei Absender belangte die 
Gesellschaft für den ihm entstaiuleiieu vulleu Sciiaden (Wert der beiden 
Kühe, Aünderwert des übrigen Teiles der Sendung, Lieferfriötversäumuisj 
im Betrage von 2G00 Fr. 

*) Oeneint ist § SB4 d. bent. CiTil-PlroseeTCe, welcher Torschriften Uber die öol- 
teadniefaang toii SehadeneiBatsfotdenmi^ entbllt. 
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Das erstinstanzliche Gericht iiiul ebenso dci Appellatioushüf in Rioin 
haben dem Kläfi:er 800 Fr. und Zinsen seit dem Datum der Klage, alü 
Wert der zu G runde geganjrenen 2 Kiilie, abzüglich 47 Fr. Transport- 
kosten zugesprochen; die weitergehende Fordening wurde aho^ewiesen. 

Die Eisenbahngesellschaft wollte sich aller Verantworllickeit ent- 
ziehen, unter Bemfung auf: T. Die Bestimuiungen der Art. ü, 7 und 10 
des Dekretes vom 12. Juni 1860, woraus sich eigebe, dass die Ab- 
lieferung innerlialli der gesetzlich vorgesehenen Fristen stattgefunden 
habe; 2. den Art. 12 desselben Dekretes, sowie die besonderen Be- 
dingungen des öpecialtarits D Nr. 1, wonach die GesellschatL nicht ver- 
ani wortlich ist für die Unfälle, welche den Tieren in den Bahnhöfen 
und während der Fahrt zustussen kiinm n, und dass sie seihst im Falle 
des Unistehens nur die Körper der zu (jrunde gegangenen Tiere vorzu- 
zeigen habe. Diese Einwendungen sind aber von den tjerichten nicht 
berücksichtigt wunlen, welche erklärten, dass im speciellen Falle die 
Bet»)rdening des Transportes über die Umwegroute einem gioben Ver- 
schulden der Eisenl)ahn gleichkomme, welches ihr nicht gestatte, die in 
dem Special tarite anbedungene Befreiung von der Verantwortliclikeit in 
Ansprach zu nehmen, und sie vielnjehr unter das gemeine Recht stelle, 
wonach sie für alle UnliUle hafte, welche nicht auf Zufall oder höhere 
(Tewalt zurückgeführt werden können. Der Fehler der Gesellschaft sei 
um so schwerer, als sie durch die unrichtige Leitung des Wagens den 
Absender in die l'nmöglichkeit versetzt liabe, irgend eine Kontrolle oder 
tfberwachung des Transportes auszuiibou. Auch die Behauptung der 
Eisenbahn, dass der Tod der beiden Kühe eine Folge der Überlastung 
des Wagens mit einer zu grossen Anzahl Tiere gewesen sei, kinme 
nicht zugestanden werden, da selbst unter dieser Voraussetzung der 
Absender hätte ann( huie.n dürfen, durch die Begleitung und tjl)erwachung 
der Tiere auf dem kurzen normalen Transportwege einem etwaigen 
Schaden zuvorzukommen. 

Der weitergehende Entschädigungsanspriu Ii wurde abgewiesen, weil 
ein Minderwert der übrigen Time nicht bewiesen war, und die Ab- 
lieferung dersell)en wirklich innerhalb der gesetzlichen Transportirist 
stattgefunden hatte. ^ 

Nr. 86. Entseh. des Prem». Olierrerwaltangsgerielits. 

3. Senat. Vom 28. Oktober 1895. 

[DtntMli. Jurist. Zi 1t;: i iim<. Kr : s i43.| 
Anordnung znr Räamnni von Grüben im Sinne in § 66 dos Znotändig. fieo. v. 

I. Aug. 1883. 

Es ist das weseiiiliche •\ferkuial einer Räiniuingsanordnnug im 
Sinne des § 66 des Zuständigkeusgesctzes, dass die geforderte Leistung 
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auf eine ((laiienide) Kiiuiiuin^jrspflicht gegründet wird, eine solche also 
dnrch die Verfügung zur Geltung fi^ebracht werden soll. Keinen TTnter- 
shied macht es? dabei, aus wekdiein Motiv oder zu welchem Zwecke 
die Käuiiiungsanorduung erlassen ist. Dieselbe verliert daher ihren 
Charakter nicht dadurch, liax^ gesundheitspolizeilicho Interessen den 
I i rund zu ihrem Erlasse geboten habeu, wobei auf den § 10 des Vor- 
datgesetzes vom 15. November 1811 hingewiesen werden mag, in welchem 
ansdriicklicli die Polizeibehörde lur befugt erklärt wird, im OJesund- 
heitsiuteresse der Anwohner die Pflicht zui* ßäumung von Crräben und 
Wasserabzügen geltend zu machen. 



Nr. 37. Bek. Eiitsch. des Rcichs-YerKiclierungsaiuts. 

Vom 28. Oktober i8'J5. 

[Aind.H»ehr.d.B.V.A.m Hr.S. 8. IM. ZIAISM.} 

H 57, 63 Unf. Vcrt. Die Frage, eb elie BetebrlRking der ErwerbtnUilfkelt 

licht mehr vorliegt, und der Rekurs deshalb unzulässig ist, unterliegt der freien Be- 
weiswiirdigung des Rekursgerichts und wird auch durch den Umstnnrf. dass dir Bnrufs- 
geMMenecliaft von vornherein ihre Verpflichtung zur Rentenzahlung dem Grunde nach 

bestritten hat, nicht beeinfiusst. 

Nach § 63 Absatz 1 des Uufallvrrsieliernii';>i:i -i i s der Rekurs 
gep^en die Entscheidung der Sehieds<z:erichte nur lu deu i? allen des 57 
Absatz 1 Ziffer 2 a. a. 0. zulassig. Er ist somit ausgeschlossen, wenn 
eiue Rente für die Dauer einer voraussichtlich voriilMML'^*'h<Mid»'n Kr- 
werbsunffthigkeit in Fra^^e steht. Diesem Fall ist dei ii-nigc f;lrich zu 
achten, wenn zur Zeit der Kiulegung des J\ekurses eine Deeintracbtigung 
der Erwerbsfahigkeit des Klägers überliaupt nicht mehr vorliegt dveknrs- 
entscheidung 488, Amtliche Naehricliten des R. V. A. 1888 .Seite 177). 
Die Entscheidnn^c der Frage, ob eine solciie Beeinträchtigung noch 
vorhanden ist, hängt aber iedifrlicli von der freien Heweiswiirdigung 
des Gerichts ab. Im vorliegen lt n K;i,lle hat nun zwar der begutacji- 
tende Arzt eiue dauernde Besclirankuug der ErwerbsfiUiigkeit von drei 
Prozent angenommen. Indessen hat das Rekursgericht nach dem (iv- 
sammtinhalt des Gutachtens dieser Srhbissfolgerung ni(;ht beitreten 
können, vielmehr mit dem Schiedsgericht annehmen müssen, dass jeden- 
falls tiber den 19. Juni 1895 hinaus eine irgendwie veranschlagbare 
Heeiuträchtigung der Krwerltslahigkeit des Klägers nicht mehr bestan- 
den hat. Somit ist der Rekurs der Beklagten unzulässig. Anch der 
von ihr für die Zulässigkeit des Rekurses ange/ogene (iruiid, dass es 
im vorliegenden Falle auf die vorstehend eroi terte Krage deshalb weiter 
nicht ankomme, weil sie, die Beklagte, von voniliereiii den (ilrund ihrer 
SatschädigoogsverpflichtuD^ bestritten habe, kauu nicht fUi* zutreffend 
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Entäcli. tleä nandelsgerichta Roabaix vom 30. Octobar 1896. 



erachtet werden. Eine solche UnterscheidiiiiK hmfiichtllch der Anwend- 
barkeit des § 63 Absats 1 des Unfallyersicheimgsgesetzes, welche die 
in diesem Paragraphen gegebenen Beschränkungen des Rekurses dem 
Belieben der Parteien ttberantworften wttrde, hat der Gesetzgeber nicht 
beabsiclitigt. Sie findet an dem Gesetie keinen Anhalt 



Nr. 28. Eutseh. des Uaiidcls^ericht^ Roubalx. 

Vom 30. Üktüber 1895. 
[ZeltMtar. f. 4. biMnai. Blaenb. Tnasp. Nr. t. 8. tll — LanA^FIrary, BnllMln annoM dM eheatiu 

Verantwortlichkeit der Eisenbahn bei Besorgung der Zollformalitäten. 
Tn Boubaix war mit Adresse an einen scliweizt nsclieu Empnuii-ei' 
eine Balle von 75 Kilogramm unverarbeitete gezwirnte "Wolle (laiue 
ecrue retorsej der Eisenbalin zum Transport aufgegeben und dabei aus- 
drücklich verlangt, dass die Sendung am iiestimmnngsort verzollt werden 
müsse. Die Eisenbahn hat sie aber auf der Grenze und unter der 
Deklaration „Gewebe (tissu)" zur Verzollung gebracht, was zur Folge 
hatte, dass anstatt des Eingangszolles von 15 Franken, welcher fftr 
unverarbeitete gezwirnte AVolle zu berechnen gewesen wäre, von der 
scliweizerischeu Zollstelle 90 Franken erhoben wurden, welche der 
KnipfaiiL^ür bezahlte. — Das Handelsgericht in Eoubaix hat auf Klage 
des Absenders die Eisenbahn zum Ersatz der Differenz von 75 Franken 
verurteilt, weil die falsche Deklaration und die Nichtbeachtung der 
Vori^clirift der Verzollnng am Bestimmungsorte ihr zur Last falle. Die 
Einwendung, dass der A))?ender zur Klage nicht legitimirt sei, weil 
nicht er, sondern der Emptänger den Zoll entricht»^t ]i;i1>e. wurde mit 
der Begi'ttndung abgewiesen, dass die Zahlung für Kechiiung des ersteren 
geschelien sei. Die weitere Einrede tler Verzollung unter Verifikation 
des Gutes durch die Grenzzollstelle ist als unerheblich bezeichnet, weil, 
wenn die Eisenbahn der Vorschrift der Verzollung am Bestiminungs> 
orte Folge gegeben hätte, diese durch den Empfänger besorgt worden 
wäre, welcher die Zollbehörde würde aufklären und einei- irrtümlichen 
Taxation durch diese haben entgcgentr««ten können: was infolge der 
Änderungen, welche, ohne dass weder dem Absender noch (l<^ni Em- 
pfänger Gelegenheit geboten war, dagegen F.inwendungen zu erheben, 
von der Eisenbahn an den vom ei-steren im Fraclitbriefe gemachten 
Angaben angebracht worden, nicht mehr möglich gewesen sei. 



Nr. 89. Entseh. des Preuss. Oborrerwaltiiugsgerichts. 
Diszipl Senat. Vom 1. November 189d. 

[Entsch. (l. 0 V i ; IM 28. Nr. 71. S. 4io i 

Zuständiskeit des OberverwaituagsgerichU naoh dem fies. v. Q. Mai 1889 (6. 8. S. t07) 
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Ii OitiipliMTMOhM. Eotziedung des DieniteinkOMiieiit für die Zeit unerlaubter Eni* 

ferauii von Ante. 

Wenn atich das Gesetz, betr. das Disziplinarverfahren bei dem 
Obenrerwaltuugsgericht, vom 8. Mai 1889 im § 1 dem Wortlaute nach 
dem Disziplinarsenat die Entseheidong nur in denjenigen auf Ent- 
fernung aus dem Amte genehteten förmlichen Diszipllnarantersachun^en, 
in welchen die Gesetze zu derselben das Plenum des Oberverwaltungs- 
gerichts oder das Oberverwaltungsgericht berufen, übertrügt, so ergeben 
doch die weitei-en Bestimmungen des Gesetzes, insbesondere die Er- 
wähnung der Klagen gegen Ordnungsstrafen, dass die Absiebt dahin 
ging, die Zuständigkeit des Oberverwaltungsgerichts in allen auf dem 
Gebiete des disziplinaren Strafrechts sich bewegenden Fällen zu regeln 
und die im Wege des förmlichen Disziplinarverfahrens zu fällenden 
Entscheidungen dem Disziplinarsenat, die auf Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren ei-gehenden dem ersten Senat zu tiberweisen. Diese Ab- 
sicht erp:iebt sich auch aus der Begrün dun i:^ des Gesetzes. — Das Dis- 
ziplinarverfaliren auf Entziehung des Diensteinkommens für 
die Zeit unerlaubter Entfernung vom Amte ist auch gegenüber den auf 
Kündigung angestellteu Beamten zulässig. 



Nr. 80* SntMli. des Prew» ObervenralluBgasvriehfB. 

ä. Senat. Vom 4. November 1895. 

§ 28 Krank. Versieb, fies. Unterscheidung zwischen verschuldeter und uhversehuldeter 

Erwerbslosigkeit. 

Bei dem § 28 des KrankeuversicheruMüsij* seUcs ist, wie 
nicht nach seiner früheren so aucli nicht nach seiner Jetzigen Fassung, 
zwis* ht 11 verseliuldeter und unverschuldeter Erwerbslosigkeit 
zu iiiiTci srlieiden. Es ergiebt sich dies nicht allein aus dem Wortlaut, 
sundeni auch aus den Vorverhandlungen, indem danach der Reichstag 
es abgelehnt hat, der in dem Entwurf gegebenen Anreernng. die Rechte 
aus § 28 wenigstens den kdutraktbrüchigen Arbeitern vorzuenthalten, 
zu folgen. — Die ErwerbslosiiT^ktiit besteht begrifflich in dem Fehlen 
.einer Beschäftigung gegen Entgelt und ist also aucli schon dann für 
beli<d>en zw erachten, weuu irgend eine den Erwerb wiederum ermög- 
lichende Beschäftigung gegen Entgelt gefunden worden ist. Es besteht 
•auch LI uüdsätzlich kein Anstand, auf Grund einer Beschäftigung gegen 
Entgelt, welche nicht im Voraus für eine unbestimmte oder für eine 
bestimmte längere Zeit übernommen worden ist, die Voraussetzungen 
einer Erwerbslosigkeit zu venieinen. Ob jedoch eine den Erwerb er- 
uögUclieude uad also die Erwerbalosigkeit aussdüiesäeade Beschäftigung 
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zur Zeit der Erlcraiikung Torgelegen hat, ist nach den besondmi Um- 
ständen des eiozeliieii Falles zw beantworten. 



Hr, 31. Kiitseli. des Denteelieii Ilcicl^iigerichts. 
6. Civil-Seiiat. Vom 7. November 1895. 

[BiitMh.d.B«klu8«r.LChrUs. BlSC Nr.U. 
SB I, 5--7, «2, 63, 88. Uafall*Vert.-flet. v. 6. Juli 1884. Zilisslflkelt tfM RmMs* 
wsget, weiB fifei «ine BervftinaMflmliafI AiiBj^rMii aif EntMliiiliing erimben 
wordm, die tMk aiekt nf die Bfetlnniigia der IHfallvoraiolMnmgafMetza etOtieB. 

Das Bemfüngsgericht ffthrt aus: die Begrfiiidimg des hier geltend 
gemachten Schadenaanspniches liege ansserhalh des Kähmens des Ua» 
fallyerslehemngsgesetses. Er stütae sich nicht darauf, dass die Be- 
klagte die ihr nach jenem Gesetze obliegenden Yerpflichtangen nicht 
erfüllt habe, sondern daranf, dass sie bei Gelegenheit der Brfniiung 
ihrer gesetzlichen Obliegenheiten durch eine schnldbare Handlung dem 
ElAger emen Schaden zugefügt habe. Daraus folge ein civilrechtlieher 
Schadensanspmch, und Elftger sei nicht auf seine Ansprüche aus der 
ünfallversicheruttg beschränkt Dem Verletzten stünden zwar auf Grund 
des Unfalles und aus der Versicherung keine anderen Ansprüche gegen 
die Bemfsgenossenschaft zu, als in den §§ 1. 5—7 des Gesetzes be- 
stimmt sei; aus nnerlanbten Handlungen der Berufsgenossenschaft aber 
entstehe eine davon unabhängige Ersatzpflicht, gleichviel ob die Hand- 
lung bei Ausführung der Obliegenheiten ans dem Unfallversicherungs- 
gesetze oder bei einer anderen Gelegenheit begangen sei. 

Diese Begründung geht zwar zu weit, insofern darin bereite die 
Frage — und zwar in bejahendem Sinne — entschieden wü*d, ob ein 
Schadensanspruch gegen die Berufsgeuossensohaft, der sich nicht auf 
. das Unfallversieherungsgesetz stützt, anf Grund ihres Verschuldens statt- 
finde, insbesondere auch dann, wenn das Versehen bei Ausführung der 
Obliegenheiten aus dem Unfallversicherungsgesetze begangen ist In^ 
wieweit die Bestimmungen dieses Gesetzes efaiem solchen Ansprache 
etwa entgegenstehen möchten, ist der materiellen Prüfung der Klage 
vorzubehalten. Diese Prüfung aber steht dem ordentlichen Richter zn. 
Für die Zulassung des Rechtsweges ist ausschlaggebend, dass der Kläger 
hier nicht einen Anspi-uch aus der Unfallversichemng, sondern einen 
anderen Anspruch erhebt, zu dessen Entscheidung das Schiedsgeiicht 
nnd das Keichsversicherunprsamt durch das Gesetis vom 6. Juli 1884 
nicht berufen sind (§§ 62, 63, 88). 

Vgl. Entsch. des B. G.'s in Civils. Bd. 21 S. 77, woselbst 
bereits ausgesprochen ist, Uass das Üesetz nur bezüglich der von 
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ihm selbst eingeführten Ansprüche gegen die Berufogenossen- 
sehaften den Rechtsweg ansschUease. 
Danach war die Bevision znrhchzuweisen. 



Nr. 32. Entseh. des Preuss. OberTerwaltunp^geriehts, 

2. Senat. Vom 16. November 1895. 

lEntach. d. O. V. 0. Bd. 28. Nr 13 S. 02 ] 

Einkommenbesteuerung eines Beamten. Zinsen der Amtskaution. 

Wenn ein Beamter neben dem Dieiisleinkommen nur Ziiiseu \un 
Wertpapieren bezieht, die er als Kaution hinterlegt hat, so sind bei 
der Einkommenbesteuerung die hülif^ron Zinsen, welche er für ein 
zur Anschaffung dieser Papiere aufgen* rmnenes Darlehn zu entricliten 
hat. zunächst als auf dem Ziuseinkomnien liaftend von diesem und erst 
mit dem Ueberresto von dem Diensteiiikoinmen abzusetzen. Der Grund- 
salz, dass die einer besonderen Einnalimetiuelle wirtschaftlich oder recht- 
lich anhaftenden Schulden speziell bei dieser KinnalinuKiuelle in Abzug 
kommen, ^*lt niclit blos bei Immobilien und }j:anzen Vermf)<:^ensmassen, 
sondern f,n-eift auch bei anderen einzelneu Vcrmü}j:ensobjekten Platz; 
im besonderen steht das Einkonuneusteuergesetz vom 24. Juni 1891 auf 
demselben Standpunkt (vgl. § 9 I. 2 und §§ 2 u. ü Nr. I u. 2). 



Mr. 38. Entseh. des Prenss, Oherrerwaltnngsgeriehts. 

4. Senat. Vom 27. November 1895. 

[DfUtsrlj. JuriM Z' iti: 1 imni Nr 10. &108.] 
§ 145. Zuständig. Ges. v. 1. Aug. 1883. Dip Befugnis? zur D??ipeniiat?(>n von bau- 
ptlixeiliolien Vorschriften erstreckt sich sowohl auf projektirte wie bereits ausg^* 

führte Bauten. 

Wo das örtliche Baupolizeireeiit durclf Polizeiverordnungen 
besonders «geregelt ist, bestimmen siuli i\laass und T^mfaii^ iln ilem Unter- 
nehmer und der Banpolizeibeliörde zitsü^lieiuleii iJ-rlitr und obUegendeu 
Pflichten re;z:elmäss!L'' nicht mehr nach den allgemeinen im § 71 T. 8 
AIJx. lierydreeliobenun Gesichtspunkten, und ein nach Maassgabe der 
bestt hendeu Baupolizeiordnungen konsenslos oder kuusenswidrig ausp:e- 
fuiirtt !• Bau mii5?s' nach Anweisung der Polizei geändert werden in allen 
Fällen, wo sich hudet, dass er den Vorschriften de.<i geltenden örtlichen 
Baurechts nicht entspricht, und zwar unbi'dingt und ulnie Biicksiclit 
auf die Lage des einzelnen ii alles, sofern nicht etwa die Zulassung von 
Ausnahmen besonders vorgesehen ist. Aus diesen stets festgehaltenen 
Rechtsgrundsätzen tngit'bt sich mit Notwendigkeit, dass die Annahme 
in dem Ministerialerlass vom ö. Nov. 1888 (Min.-Bl. d. i. V. S. 107), 
die Diäpeusatiou von baupolizeilichen Vorsckrifteu sei auf noch nicht 
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ausj^eführte Bauten bescliriuikt, nicht haltbar ist, und zvsai lediglich 
um deswillen, weil die Bestimmungen der Bauordnungen über Dispens- 
erteilung eine untrennbare Einheit mit den materiellen Normen über 
Beschränkung der Baufreiheit bilden. Die zur DispenserteiUuig durch 
§ 145 des Zu^uiidigkeitsges. v. 1. Aug. 1883 berufenen Behörden können 
daher sowohl für projektierte als auch für bestehende Lkuicmlagen 
Diüpens von den baupolizeilichen VorschrilLeu erteilen (Zulässitrkeit einer 
dispensatio post factum neben der einer dispensatio ante factum). Eine 
solche nachträgliche Dispensation ist ebenfalls nur mit dem im § 145 
a. a. 0. vorgesehenen Rechtsmittel anfechtbar, darf namentlich, iso lauge 
nicht seine Aufhebung erfolgt ist, von der Baupolizeibehörde als nicht 
vorhanden angesehen oder ausser Kraft gesetzt werden. 



Mr. 84. £iit§ch. des Handels- n. Weehselgerielite BudApest. 

Vom 5. Dezember 1895. 

rOestcrr Elsenb. Verordn. Bl IX Nr 43 s «14 ] 

Gemäss dem Berner interaationaleii Uebereinkemmen über den Eisenbahn-Frachtverkehr 
fett iMzIigliiA der nach den Auslande verfrachteten Güter, wenn Ihrer Ablieferung 
ei* HlRde^ilM entgegemteht, in Verfalran ualh dM fSr #ie AbgaMnln imm* 
gebenden geaetzticben Bestimnnngen n «rftlgM; daher km In tHum Mlehen Fall» 
aiioli ia Uagara das allgemeine deutsche Handelsgesetzbuch und das Veraintregleneat 
der deutschen Eisenbahnen zur Geltung gelangen. 

Tn der Station Budapest wurden zwei Wageuladungen Stroh an die 
in Sachsen gelegene Fabrik Coswig aufgegeben, vom Adressaten aber 
nicht angenommen, wovon der Aufgeber durch die sächsische Bahn- 
station mit der Anflfordenmg verständigt wurde, innerhalb der be- 
stimmten Frist eine Verfügung zu treffen. Als eine solche nicht er- 
folgte, lies^s die silchsische* Bahnvorwnltium diese Strohsenduug nach 
Dresden transportireii und bei einer f^pediteurin einlagern. Letztere 
verständigte hiervon sowohl den Aufgeber als den Adressaten und als 
von keiner Seite eine diesbezügliche Ordre eintraf, wurde die erwähnte 
SenduiiL^ unter Intervention des Stellvertreters der Spediteurin Ofientlich 
feilgeboten. Da der Erlös die auf der Sendung haftenden Oebfihren 
und Spesen nicht deckte und der Aufgeber die bezügliche Differenz von 
30 Mark 15 Pfennige nicht berichtigen wollte, so wurde derselbe von 
der Spediteurin als der ^feilbietenden Firma" bei einem Budapester 
Bezirksgerichte geklagt und von letzterem auch im Summarverfahren 
zui' Zahlung der Differenz nebst den weiteren Kosten venirtheilt. 

Das Bndapester königliche Handels- und Wechselgericht als Appel- 
senat hob dieses ürtheil mit Entscheidung vom 5. Dezember 1895, 
Z. 149, unter Abweisung des klägerischen Anspruches anf. Der ans- 
ftthrlieheu BegrUndimg dieser für die internationale Bechtfiprechung 
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interessanten Entsclieiduiig sind folf^ende Momente zu entuehmen: Der 
Elinwendiiug des (lekhigten, dass die Klägerin keine Activlegitimation 
besitze, weil er mit ihr in gar keinem Vertrag8verhältnij>Mi stehe, ist 
die Bestimmung des mit dem § 70 des österreichisch-ungarischen IJe- 
triebsreglenients übereiiisiiuimeuden § 62 des deutschen Vereinsreglements 
PDtjsregenznhalLen, wonach nnanbringliche, Güter von der BaViiiiuistalt 
bei einem Spediteur einpelagert werden kuunen , femer das durcli den 
Ges. -Art. XXV ex 1892 adoplii te Berner internationale Uebereinkommen. 
wonach bei Balmseiidungen nach dem Auslände im Falle von Ab- 
heferun^hindernisseu die gesetzlichen üestimmungeu der Abgabsstation 
massgebend sind. 

Wenn nnn der Spediteur in Folge des ilmi ziistehetidt^n Reclitea 
der Kinlagerung unanbringlicher Güter sich bezüglich dersi nten direet 
an d*'n Aufgeber w» ml! n kann, so ol liegt ihm auch die Vt i ptlichtung, 
weicliM das Gesetz und das ßeglt nu nt riicksiclitlich der Feilbietung 
solcher (iüter vorschreibt. In letzter Bezit liung bemängelt der Ge- 
klagte den bei der Foilbietung der Strohsendung bfrhacb toten Vorgang. 

Nun konnte die Abgabsbahn das Recht der Feübietung unanbring- 
licher Waaren nicht auf die kblgerische Speditionsfirma übertragen, 
weil im § 62, respective 70 B -K. die Befugniss der Einlagerung oder 
Feilbietuug alternativ vorgesehen ist, daher das eine Hecht das andere 
ausschliesst ; in der That hat auch die sachsische B ahn ver waltun fr der 
Klägerin nicht die Befugniss zur Feilbietuug ertheilt. Dieselbe beruft 
sich zwar auf ihren im Originale vorgelegten behördlichen (Gewerbe- 
schein, inwiefern aber ein solcher nach den säclisischen Gesetzen den 
Spediteur zur Voniahme von Feilbietungen „ohne Jb'ormlichkeit" wirk- 
licli ermächtigt, musste vom Gerichte, gemäss der Vorschrift des un- 
gai'ischen Gesetzes über das Summarverfahren, erst erhoben werden. 

Nun ist unter Intervention des königlich nn^drischen Justizmini- 
steriums von der königlich sächsisclien Regierung die Verständigung 
eingelangt, dass im Sinne des Art. 343 des allg. d. H.-G.-B. fifFentliche 
Feilbietungen rechtswirksara nur die dazu berechtigten Behörden oder 
Beamten, oder solche Personen abhalten können, welche durch irgend 
eine hiezu berechtigte Behörde oder Körperschaft ermächtigt werden; 
der Gewerbeschein ersetzt aber eine solche Berechtigung nicht. Nach- 
dem die Klägerin auch eine diesfällige Ermächtigung nicht vorweist, 
so kann die von ihr vorgenommene Feilbietung nicht als eine öffent- 
liche, dem Gesetze entsprechende angesehen werden, daher sie mit ihrem 
Ansprüche auf den Ersatz der Differenz aa Gebtthren, beziehungsweise 
Kosten abgewiesen werden mnsste. 
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Nr. 35. Kutsch, des Deutschen Itoichsgeriehte. 
5. Civil-Senat Vom 18. Dezember 1895. 

[Jor. WoelmiMbr. 1896. Kr. MOS. 8.198. Ziff. 55.] 

H f54. (55. Allg Preuss. Bergges. Dem Bergwerksbesitzer gebührt für dln ihm im 
Einzelfall zum Schutz einer öffentlichen Verkehrsanstalt auferlegten Beschränkung 
eine Entschädigung In einem Ober die Flile des § 154 hinausgehenden Umfange nicht. 

Einer der Fullf-, in welchen der § 154 des AllgciiK inen Beii^Lresetzes 
dem Bergbautreibeudeu einen Entschädigungsanspruch gegen den Unter- 
iiehaier einer öffentlichen VerkehrsanstalL giebt, liegt nicht vor. Gemäss 
§ löö daselbst kann es sich also nur fragen, ob der Anspruch der Kl. 
nach den älteren (TPsetzen, wie sie vor Erlass des Allgemeinen Berg- 
gesetzes in Geltung standen, begründet ist. Die Nachprüfung dieser 
vom 11 Ct. verneinten Frage ist nicht, wie der Rbkl. meint, dadiircli aus- 
geschlossen, dass auf Verletznnfr jener älteren Gesetze die Revision nicht 
gestutzt werden könne. Am die Vorschriften als Provinzialrecht 
nicht revisiblen Magdebnrg-Halberstädter hergordnung ist das P T^. 
nicht gestützt, da dort im Gegentheil festgestellt ist. (];i'5< diese Berg- 
ordnung keine die Streitfrage entscheidende Bestimmung enthält. Das 
A. L. B aber und die Gesetze vom 21. Mai 1860 und 10. Juni 1861 sind 
nach § 155 Allgemeinen Berggesetzes für die vorliegende Frage noch 
jetzt geltendes Recht, und es kann daher die in einem Ilrtheil des Tl. 
C. S. des R. G. (Entsch. Bd. 3 S. 861) ausgesprochene Ansicht, dass auf 
die Verletzung ausser Wirksamkeit gesetzter Rechtsnormen die Revision 
nicht gegründet werden könne, auf sich beruhen. Allein die Prüfung 
des Klageanspruchs nach den bis zum Krlass des Allgemeinen Bergge- 
setzes gültig gewesenen Gesetzen führt zu keinem anderen Resultat, 
als dem des B. G., wenn auch dessen Ausführung, soweit sie sich auf 
den Satz gründet, dass wegen der regelmässig grösseren volkswirth- 
schaftlichen Wichtigkeit der Erdoberfläche gegenüber dem darunter 
ruhenden Minerale die unbeschränkte substantielle Verfügung des Grund- 
eigenthümers über den Grund und Boden dur -h die Verleihung des 
Bergeigenthums nicht beeinträchtigt werde, nicht als richtig anerkannt 
werden kann, da umgekehrt sowohl die ^§ 135 ff. 148 ff. Allgemeinen 
Berggesetzes als auch schon die §§ 109 ff. Thl. II Tit. 16 A. L. R. dem 
Grundeigenthümer die unbeschränkte VerfOgnng über den Grund und 
Boden zu Gansten des Bergwcrkseigentbttmers entziehen, indem 8ie dem 
Ersteren nur einen Entschädigungsanspruch belassen. Nur gewährte 
das Direktionsprinzip der älteren Gesetzgebung (A. L. R. Thl. II Tit 16 
§§ 82. 108) dem Grundeigenthümer einen weitergelienden Schutz als das 
Allgemeine Berggesetz. - einen Schutz, dessen Handhabung im Einzelnen 
ganz in das Ermessen der Bet%beb(>rde gestellt war. Indessen soweit 
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auf Grund des Diroktionspiiuzii)s die Bergbehörde sich veranlasst sah, 
dem Bergwerkseigenthünier ßetriebsbeschränkungen zum Schutze des 
Grundeigenthums vorzusclireibeu, konnte daraus fftr jenen, eben weil 
er ilinen ge>t'tzlieh unterworfen war, ein Entschädigungsanspruch gegen 
den Grundeigeiiihümc: nicht entstehen. Und nun ist, entgegen dem in 
dem Urtheil des R. G. vom 9. Juli 1881 (Entsch. Bd. 5 S. 270, 271) an- 
geregten, übrigens auf die damalige Entscheidung oline Einfluss ge- 
bliebenen, Zweifel schon in dem ürtheile des ietzt eikuonenden Senats 
vom 11. November 1891 fdaselbst Bd. 28 S. 34ij ausg. tiihrt, dass durch 
das Gesetz vom 21. Mai 18ijU, von welchem in dieser Hinsicht das Gesetz 
vom 10. Juni 1861 nicht abweicht, das Direktionsprinzip des A. L. R. 
zwar ira Uebrigen aufgegeben, aber aus Ii ucklich aufrecht erhalten 
Worden ist, soweit es in th wendig ist zur Wahrung der Sicherheit der 
Überfläclie im Interi -se des (privaten nnd) öffentlichnn Verkehrs, 
und dass gruinNiitzlich auch noclj das Allgemeine Berggesetz auf dem 
gleichen Standpunkte steht, indem es (§ 154) nur ausnahmsweise, und 
zur Mihlerung des Prinzips dem Bergbautreibenden, wenn «i- vor der 
Genehmigung tiiirr riffentliclieTi Verkehrsanlage zu dem Betriebe be- 
rechtigtwar, einen in ganz bestimmter Weise beschränkten Entschädigungs- 
anspruch giebt, dadurch aber zugleich erkennen lässt, dass im Uebrigen 
auch jetzt noch im Verhältnisse zu den öffentlichen Verkehrsanstalten 
das Bergwerkseigenthum einer gesetzliclien Beschränkung dahin unter- 
liegt, dass diese Anstalten durch den Bergbaubetrieb nicht gefährdet 
werden dürfen, dass vielmehr der Bergbautreibendc verpflichtet ist, die 
zur Sicherung der ööentliclien Verkehrsanstalten gegen die Einwirknntren 
des Bergbaues erforderlichen Vorkehrungen gemäss den Anordnungen 
der Bei r^lichOrde zu treffen. Damit hat sich das R. G. schon in dem 
erwähiitt^n Ürtheile der überwiegenden Mehrheit der Kerlitslehrer und 
Gerichtshöfe, naineailieli auch dem vormaliofeii Prenssisclien Obertribnnal, 
angeschlossen, welche auf Grund der bis zur Emanation des All^remeinen 
Berggesetzes geltenden Gesetzgebung, insonderheit im Geltungsgebiete 
des A. L. 11., sich dahin ausspraclien, dass dem Bergwerksbesitzer fiir 
die ihm im Einzelfall zum Schutze einer ötfentlichen Verkehrsanstalt 
auferlegten Beschränkungen eine Entschädigung nicht gebiihre, und es 
ist auch bei jetziger wiederholter Prüfung kein Anlass gefunden worden, 
von dieser Rechtsautfassung abzuweichen. EJestand aber nach den „bis- 
herigen Gesetzen" eiu solcher gesetzlicher Entschädigungsanspruch nicht, 
so ist er auch durch § 155 Allgemeinen Berggesetzes in einem über die 
Fälle des § 154 daselbst hinausgehenden Umfange nicht aufrecht er- 
halten worden. Es ist vielmehr mit dem Urtheil vom 11. November 1891 
daraa ledtsiüiaLlea, dam umgekehrt jede Bescbftdigtmg einer Offeutlichea 
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Verkehrsanlage durch einen nach deroi Oenehmigong^ nnd Errichtnng 
fortgesetzten Bergbau den Bergbantreibenden zur Entachftdigang 
verpflichtet, ohne dass diese VerpftichtODg dnrch- ein konknrrirendes Ver- 
sehen des Eigenthfimers der Yerkehrsanlagc im Sinne des § 150 Allge- 
meinen Berggesetzes ausgeschlossen werden könnte, nnd damit widerlegt 
sich die Ansicht der Rkl., dass nach den Omndsätzen dieses Qesetzes 
der Bergbantrdbende wenigstens dann anf Entschädigung Anspruch habe, 
wenn die ihm auferlegte Betriebsbeschrinkung den Schatz der Verkehrs- 
anläge gegen solche Beschädigungen dnrch den Bergbau bezwecke, die 
der Eigenthttmer der Verkehrsanlage bei Anwendung gewöhnlicher Auf- 
merksamkeit habe Torausseben mfissen. 



Nr» 86. £nt8ch. dee SchledagwrielitB der beralbgtiioweiischaftllelieii 
UnfiillTersichenings- Anstalt der eeterr. Eisenb. 

Vom 28. Dezember 1895. 

{Omust. Blsenb. Vvtotäa, BL IX Nr. O. 8. tt4.| 
BeirUr ilar nErstgsiaira tai Verktkr." 

Der Locomotivheizer S. K. erschien am 4. Februar 1895 gegen 
5 Ubr Nachmittags im Heizhanse der priv. öst-ung. Staatseisenbahn- 
(JeseUschaft in Marchegg, um in Eifttllnng sdner dienstlichen Obliegen- 
heiten eine zur Fahrt mn 7 Uhr 30 IGn. Al^ds bestimmte Locomotive 
anzuheizen; als derselbe auf den Tender stieg, um zu dem Jenseits des- 
selben beündllGhen, sehie Dienstkleider mithaltenden Kleiderschrank zu 
gelangen, stürzte er ab und erlitt mehrere Verletzungen, welche eine 
längere ärztliche Behandlung nothwendig machten. 

Als Entschädigung für diesen Betriebsunfall wurde dem Verunglückten 
Seitens der berufsgenossenschaftlichen Unfallversicherungs-Anstalt der 
dsterr. Eisenbahnen ab 4. März 1895 bis zur Beendigung des Heilyer- 
fahrens eine 60procentige Rente des massgebenden Jahresverdienstes 
zuerkannt. In der gegen den Feststellungsbescheid überreichten Klage 
behauptete S. K., dass der geschilderte Thatbestand unter § 1 des Ge- 
setzes vom 5. März 1869, R.-G.-Bl. Nr. 27, zu subsumiren sei, und be- 
anspruchte gemäss Artikel VII des Gesetzes vom 20. Juli 1894, It-G.-ßl. 
Nr. 168, die Zahlung einer OOprocentigen Rente. 

Die Versicherungsanstalt bekämpfte dieses Bcf^ehren mit dem Hin- 
weise darauf, dass Kläger nicht im Verkehre, üoiidern gelegentlich des 
Antrittes einer Heizhaiisarbeit verunglückt sei. 

Das Schiedsgericht gab der Klage mit uachstehender Motiviiuiig 
statt: 

Als Kreiguuugeu im Verkehre eiuer mit Dampikiaft betriebeaea 
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Elsenbalm smd nicht nnr VorftUe, welclie sich ans Anlass der Bewegung 
des Eisenbalinziiges ereignen, sondern ancb Jene, welche den Arbeiter 
gdqsentUeh einer anf die Verkehrsmittel und Yerkehrsanlagen gerich- 
teten, mit denselben örtlich verbundenen Th&tigkeit treffen, anfzafassen. 

Die Tliatigkeit, welche Kläger entwickelte, war nnmittelbar auf 
den Verkehr gerichtet, weil durch dieselbe der Verkehr vorbereitet 
werden sollte. Diese Thfttigkeit war auch fUr den Verkehr nothwendig, 
weil ohne Anheizen der Locomotive der Eisenbahnverkehr nicht statt- 
linden kann; endlich verunglückte Klftger auf einem Verkehrsmittel, 
welches fllr den Eisenbahnverkehr von essentieller Bedeutung ist In' 
diesen Momenten liegen die Voranssetznngen fikr einen Bahnverkehrsunfall, 
weshalb die Bente auf 90 Frocent zu erhüben ist 



Nr. 37* Bntseh. des AppellationKliofos in Amiens. 

Vom 28. Dezember 1895. 

IZttttclir. L d. lAtemat. iEiianb. Traosp. IV. Nr. 6. 8. US. Lam^-Fleary, BaUetlD annoM dM obamiiM 

d» to. 1806. 8. M.| 

BMoMMIgaag !■ Folfe dar Bmohairailialt das tat». 

Eine Sendung Quecksilber-Thermometer ist anl&sslieh des Eisen- 
bahntransportes zum Theil beschädigt worden; der Absender hat die 
Eisenbahn (franz6eische Nordbahn) auf Vergfttnng des Schadens bdangt; 
er ist aber abgewiesen worden mit folgender BegrOndung: 
1. Zu den Behauptungen der appellierenden Eisenbahn, dass die ein- 
geklagten Beschädigungen ihre Ursache, sei es in der Beschaffen- 
heit des Gntes, sei es in der UngenOglichkeit der Verpackung, zu 
suchen sei; dass sie, mit Rücksicht anf die Fehler der Konstruktion 
nur unter besondem Vorsichtsmassregeln hätten veimieden werden 
können, deren Notwendigkeit nicht angegeben war; dass daher die 
Eisenbaha keine Veranlassung zu besonderen Vorkehren hatte, 
welche weder vorgeschrieben, nodi im Tarif berttcksichtigt und 
mit den Erfordernissen des Dienstes nnvereinbar sind: 

dass, nach den Feststellungen des zugezogenen Experten, die 
Bisse in den Söhren anf die üngenfiglichkeit der Kapillarität dieser 
zorflckgef&lirt werden müssen; dass keine der Böhren, welche im 
Innern mit Werg ausgestopft waren, eine Beschädigung erlitten hat; 
dass die Bisse durch eine Verrackung der Quecksilbersäule in einer 
kleinen Anzahl Thermometer eintraten und also nicht die Folge 
eines Stosses oder Falles gewesen sein können; dass auch der zweite 
Experte annimmt, dsss die Behandlang der in Betracht kommenden 
Theiraometer mehr Vorsicht beanspruchte, als diejenige gewöhnlicher 
Thermometer mit wirklich kapillaren Böhren, dass die Leichtigkeit 

Xger, EiaeDbalinreebtilebe Entschetdangen XIII. 9 
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der VerrQcknng der Qnecksilbers&ule grösser war, und daher die 
ErBcbeinuig des Wasserhammers sich leichter einstellen konnte; 
2. auf die Behauptung des Geschädigten, dass die Eisenbahn ans den 
Angaben, welche sowohl anf der Kiste als in der Expeditionsnote 
enthalten waren, gen&glicfae Anhaltspunkte ttber die Natur des 
Gutes hatte, und dass ihre Angestellten, für welche sie verant* 
wortlich ist, bei der Behandlung des streitigen Eollis nicht mit 
gehöriger Sorgfalt verfahren sind: 
dass, um den Mangel sorgfUtiger Behandlung hervorzuheben, 
der Geschädigte auf den Umstand verweist« dass ein Fuss einer der 
Kisten, welche am 11. und 14. Oktober 1894 zur Beförderung gelangt 
sind, gewaltsam abgebrochen war; dass aber eine solche Beschädigung 
an einer einzigen der 6 Eisten an sich allein emen If angel von 
Sorgfiüt seitens der Eisenbahn nicht darthun kann; dass die Experten 
darüber einig sind, dass Spuren von Stössen oder gewaltsamen Ver- 
fahrens bjßi keiner der 6 Eisten aufzufinden waren; nnd dass die 
Angaben, durch welche die Eisenbahn aufmerksam gemacht sein 
sollte, darin bestehen, dass bei einer Kiste die aufrechte Stellung 
vorgeschrieben war, während alle andern Kisten nach den auf den- 
selben enthaltenen Bemerkungen der Länge nach auf den Boden zu 
legen waren; dass daher die horizontale Lage der Röhren, welche, 
nach den Experten, das Ansrinnen des Quecksilbers und die Bisse 
veranlasst hat, der Eisenbahn nicht zur Last gelegt werden kann; 
8. auf die Einwendung, dass einer der Experten nicht zu veri^hmen 
sei, weil er nicht von der zuständigen Stelle ernannt und nicht 
vor der EritUlnng seiner Aufgabe beeidigt worden sei: 

dass die Aussagen der Experten den Bichter nicht binden nnd 
dass diesem ftoisteht, die Ansichten eines Experten auch dann sidi 
anzueignen, wenn dieser ohne Beachtung der gesetzlichen Forum 
vorgegangen, wie er auch befugt ist, von denselben abzusehen; — 

dass die aus den Verhandlungen zu ziehenden Schlfisse dahin- 
gehen, dass weder die Angaben anf den Kisten, noch die auf den 
Begleitpapieren mehr anzeigten, als dass es sieh um leicht zerbrech- 
liche Güter handle und dass daher Stösse vermieden werden müssen; 
dass dieselben über die Möglichkeit der Verrückung der Quecksilber- 
säulen und deren mügliche Folgen keine Andeutungen enthielten; 
dass die eingeklagten Beschädigungen auf die Beschaffenheit der be- 
förderten Sache zurückgeführt werden müssen; dass sie nur mit 
Hülfe besonderer Vorsichtsmassnahmen hätten vermieden werden 
können, die der Eisenbahn nicht vorgeschrieben waren, und dass 
die Vorkehren, weldie nötig geweseii wären, das Ausfliessen des 
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Quecksilbers zu verhindern, iu besonderen Obsorgen hätten be- 
stehen müssen, zu denen in Abwesenheit specieller Vereinbarungen, 
die nicht vorhanden waren, die Eisenbahn nicht verpflichtet war; 
dass mit dem Augenblick, wo anerkannt wird, dass die Beschädigung 
in der Beschaffenheit des beförderten Gutes ihren (jiund hat, die 
Vermutung des Verschuldens des IiYachtführers dahiufällt. 



Nr. 38. Entscli. des Oesterreich. Terwalt.-GerlckUkofes« 

Vom 3. Januar 1896. 

[öflterr. Eiaenb.-Verordn. Bl. L\ Nr. 55 s 9f»5I 

1. Bei Bauten auf Anlagen und ßrOnden der Eisenbahnen in Schlesien Ist die oberste 
EUeobahnbehörde als baubewiliigende Behörde bezüglich aller, also auob der Fragen 
ItMiBMl BaolliltD, Nlvem md Str«tMiilir«ttet äie Eitoohelduiig » treta ctnpeltHt 

2. B«i Aoffllirmi eine« Zitauei let die neie BaiillHie, ud iwer nlt RVokiUiiit auf 

den reehtekrifUf fasffleeetzten StraiieiiregKlIrungsplae n beetinniei. 

Der k. k. Verwaltangs- Gerichtshof hat über die Beschwerde der 
Stedtgemeiade Troppau gegen die Eatscheidnng des k. k. Handels- 
ministeriiuns ?om 17. October 1894, Z. 51.411, betreffend den Banconsens 
f&r Erweitemngsbanten am Centraibahnhofe in Troppan zn Becht 
erkannt: 

Die angefochtene Entscheidung wird nach § 7 des Gesetzes Yom 
28. October 1875, R.-G.-BL Nr. 36 ex 1876, aufgehoben. 

Entscheidnngsgrflnde: 
Die Beschwerde wendet gegen die Gesetzmässigkeit der angefochtenen 
Entscheidung, mit welcher bei Ertheilnog, der Banbewilliguug fär Er- 
weiterungsbauten am Bahnhofe zu Tioppan der Mährisch -schlesisehen 
Gentralbahtt dem Beehren der Stadtgemeinde Troppau um Erweiterung 
der Durchfahrt fUr die Olmatzerstrasse auf die im Stadtregulirungsplane 
Vorgesehene Breite von 19 m keine Folge gegeben wurde, in erster 
Idnie die Incompetenz des Handelsministeriums zur Entscheidung ein, 
weil auch bei Eisenbahnbauten die Bestimmung der Gassenbieite und 
der Baulinie ausschliesslich in die Competeuz der autonomen Bau- 
behörden falle. 

Der Yerwaltungs-Gerichtshof war indessen an der Hand der schle- 
sisehen Bauordnung vom 2. Juni 1883, L.-G.-Bl. Nr. 26, nicht in der 
Lage, diese Einwendung als gesetzlich begründet zu erkennen. 

Die §§ 1—4 der schlesisehen Bauordnung normiren ganz allgenieiu, 
das die Feststellung der Baulinie durch die „baubewilligeude Behörde*, 
jdurch die Ranbchöicb " zn bnstininien sei. 

Unter der „baubewilligeuden Behörde", «BaubeUürde" kann nur 

3» 
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diegenigd Behörde yerotandeu werden, welche im concreten Falle für 
den betreffenden Ban die BanbewilUgang sn ertheilen hat 

Wenn nun auch im 8. Abschnitte der Bauordnung, % 100, im All- 
gemeinen bestimmt wird, daas die Handhabung der Bauordnung durch 
die GemeindoTorsteher, bezw. in mit besonderen Statuten betheilten 
Orten durch die in diesen Statuten yorgesehenen Organe (g 75 des 
Landesgesetzes vom 20* Jftnner 1866, Nr. 10, das Bflrgermeisteramt) zu 
erfolgen hat, und daher diese Gemeindeorgane in der Regel auch die 
Baubehörde sein werden, so macht hiervon § 102 der Bauordnung be* 
sttglich der Staats^, Lande»- und öffentlichen Fondsbauten und bezüglich 
der Bauftthrungen auf Anlagen und OrOnden der Eisenbahn eine Aus- 
nahme und bestimmt insbesondere bezttglich der zuletzt angef&hrten 
Bauten, dass jene Behörde, welche den Consens zum Bahnbaue zu er- 
theilen hat, auch die Banbewilligiing ertheilt. 

Hieraus ergiebt, sich, dass bei Bauten auf Anlagen und Gründen 
der Eisenbahn das Handehninisterium als baubewilligeude Behörde be- 
züglich aller, also auch bezQglich der in deu §§ 1—4 der Bauordnung 
enthaltenen Fragen, betreffend Baulinie, Niveau und Strassenbreite, die 
Entscheidung zu treffen competent ist. 

Eine Ausnahme könnte nur dann stattfinden, wenn, wie dies hei- 
spielsweise im § 127 der Bauordnung für die Stadt Prag (böhmisches 
Landesgesetz vom 10. April 1886, Nr. 40) geschieht, ausdrücklich normirt 
wftre, daas die Feststellung der Baulinie und des Niveau auch bei 
Eisenbahnbanten den autonomen Baubehörden zusteht. Da nun die 
Bauordnung für Schlesien eine solche Ausnahme nicht statnirt, kann 
die Gemeinde Troppan eine behördliche Ingerenz wegen Feststelluug 
des Niveau und der Baulinie bei einer BaufQhmng auf Anlagen und 
Gründen der Eisenbahn ihr sich nicht in Anspruch nehmen. 

In meritorischer Richtung konnte jedoch die angefochtene Ent- 
scheidung nicht als gerechtfertigt erkannt werden. 

Nach § 1 der Bauordnung ist für jeden Neu-, Zu- oder Umbau an 
einer öffentlichen Passage um die Bestimmung der Banlinie anzusuchen. 
Der § 16 der Bauordnung definirt den Zuban als eine Yergrösserang 
des Baues in wagrechter und lothrechter Richtung. 

Mit der projectirten Anfinauemng des Bahndammes soll nun eine 
Erweiterung desselben in wagrechter und lothrechter Richtung derart 
vorgenommen werden, dass bis zur Fusslinie der neuen Strasse gegen- 
über eine neue Hauerflueht entstdien würde. 

Dieser Zubau ist daher als ein an einer öffentlichen Passage ge- 
führter anzusehen, zumal die in öffentlicher mündlicher Verhandlang 
vorgebrachte Einwendung des Handelsministerinmä , dass es sich nicht 
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am einen „auf Anlagen und Gründen" der Eisenbahn auszuführenden 
Hochbau, sondern um einen Eisenbahnbau (Kunstbau) handelt, für 
welchen nicht die Bestimmungen der Bauordnung, sondern lediglich die 
Vorschriften des § 10, lit. c) der Verordnung vom 14. September 1854, 
B.-(7.'B1. Nr. 238, massgebend seien, nicht zutrifft, weil die Bestimmungen 
der Bauordnung in ihrem Rayon, soweit sie sachlich anwendbar sind, 
ittr alle Bauten Geltnug haben. 

Hienach mnsste bei Auffi'ihrung des gedachten Zubaues die neue 
ßanünie, nnd zwar mit Rücksicht auf den rechtskräftig festgesetzten 
Strasaenregolirungsplan bestimmt werden , welcher eine Strassenbreite 
Ton 19 m vorschreibt. 

Die anf^efochtene Entscheidung war demgeniäss nach Vorsclirift 
des § 7 des Gesetzes vom 22. October 1875, B.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876, 
aufzuheben. 



Xr, 39. Entseh. des Oestemleli« Yerwalt Oeriehtsbofes« 

Vom 14. Janaar 1896. 

[OcsU^rr. Ff^PTih Verordn. Bl. IX. Nr. 38. S. 706.) 

ia itr Unterlassung einer Entscheidung. wpIc^p nach der Sachlage eine Rechtawirkmg 
nicht äussern kann, ist eine Rechtsverletzung nicht zu erblicken. 

Mit dem Erlasse der Statthalterei in Wien vom 29. April 1894, 
Z. 30.396, wurde die für die Zeit vom 1. Mai bis 1. October 1894 giltige 
Sommerfahrordnung der Wiener Ti amway-Oesellscliaft genelinii,L?t, nach- 
dem die Gemeinde Wien, vorher zur Aeusserung über den Entwurf 
dieser Fahrordnung aufgefordert, sich mit demselben nicht einverstanden 
erklärt und eine Reihe von Abändenuif^svorschlägen gemacht hatte, 
welche sämmtlich auf eine Erweiterung und Verdichtung des Verkehrs 
der Wiener Tramway- Gesellschaft abzielten. Der dagegen von der 
Gemeinde Wien eingebrachte Recurs wurde vom Handelsministerium 
mit der Entscheidung vom 14. September 1894, Z. 2530, dahin erledigt, 
dass gi'undsätzlich daran festgehalten werden muss, dass jede Fahr- 
ordnung schon vor dem Zeitpunktt> ihrer Aetiviruug endgiltig festgestellt 
sei nud das Handelsministerium daher im Interesse des die Pferdebahn 
benttt^ietiden Publikums es für geboten erachtet, an der nnn einmal in 
Kraft getretenen Fahrordnnng nicht abermals Aendernngen Torzonehmen. 

Die beschwerdeffihrende Gemeinde erblickt darin die Ablehnung 
einer meritorischen Entscheidung fiber ihr Recursbegehren. 

Der Verwaltongsgerichtshof konnte sich dieser Anschauung nicht 
anschliessen, denn mit dem angefochtenen Erlasse ist eine meritorische 
fintacheidung nicht abgelehnt, sondern vieUnehr dahin getroffen, dass 
an der Fahrordnnng nichts mehr geändert wird, dieselbe also bestätigt 
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bleibt. lu der Begrün dun nur j?esa$?t, das8 dies aus dem Grunde 

f^eschehe, weil au der einmal f^eltendeu Falirorduung im Interesse des 
i^ublikums nichts mehr geuridnt werden soll. 

Nun hat die Gemeiude m liirem Recurse nicht die Verletzung eines 
ihr zustehenden Rechtes, sondern lediirlich Rückbichten des ötteutliclien 
Interesses für ihre auf die Abänderung der Fahrordnnii!.^ liinzieleiiden 
Vorschläge freltend gemacht, und wenn hienach das Haudelsniinisterium 
erkannt, dass die Stabilität des Fa]iri)lanes in einer Periode alle anderen 
und auch die von der Gemeinde geltend gemachten RückBichten über- 
wiege, so wird darin eine Rechtsverletzung auch von der Gemeinde 
nicht erblickt, zumal bei Fällung der angefoditenen Recurseutscheidung 
fam 14. September 1894) die Geltungsperiode der Falirorduung zum 
•iirssten Theile, bei Zustellung desselben (am 4. Oktober 1894) aber 
zur Gänze verstrichen, in dem letzteren Zeitpunkte also die Realisirung 
einer dem liecurse stattgebendeu Entscheidung physisch unmöglich war. 

Die Rücksicht auf die Stabilität der Fahrordnung, beziehungsweise 
die physische Uumuglichkeit einer Aenderung derselben waltete nun 
allerdings zu der Zeit nicht ob, als die Gemeinde, noch vor Activirung 
der Fahrordnung, ihre Abänderungsvorschläge au die Statthalterei er- 
stattet hatte, und deshalb glaubt die Gemeinde, „einen Anspruch darauf 
zu haben, dass die Berufungsinstanz ohne KucksiLlit darauf, ob die 
Berufung noch einen praktischen Nutzen haben kann oder nicht, sich 
meritorisch darüber ausspreche, ob die Berufung begründet war oder nicht.* 

Es muss aueh zugegeben werden, dass im Allgemeinen die Knt- 
scheidung über ein Tarteibegehren jenen Sachverhalt zur <inindlage zu 
nehmen hat, welcher zur Zeit der Anbringung desselben vor?o]Mopn igt, 
dass somit auch die über ein Ivechismittel ergehende KiitsclKidung auf 
die Basis des Erkenntnisses erster Instanz 7urni-k7M^(^]\ei\ hat. 

Allein anderersrils muss festgehalten werden. das,> es sich hier — • 
schon nach dem Inhalte der von der Gemeinde Wien erstatteten 
Aeussti iniLT - nicht um die Feststellung subjectiver Rechte dieser Ge- 
meinde, sondern um die Geltendmachung der von ihr vei-trftpiien Ver- 
kehrsinteressen anlässlich eines Verwaltungsactes handelte, welcher 
lediglich auf die den jeweiliiren th a tsächlichen Verhältüissea 
angemessene WahrnelinmTii: nltentlicher Interessen abzielt. 

Eine in dieser Angelegenheit vom Handelsministerium wann immer 
getrottene Vertagung wäre dalier zu Gunsteu der Gemeiude Wien gegen 
die Staatsverwaltung nicht in Rechtskraft erwachsen, so dnss durch 
dieselbe sich die Staatsverwaltung der (Jenieinde Wien gegeniiber nicht 
des Reclites begeben hätte, AeuderuBgeu der i^'ahrorduuug uachträglich 
geneUmigeji, 



Digitized by Google 



Entseh. des Deotscbea BdehigeriditB vom 16. Jaiiiuur 1896. 39 

Mit einer Entscheidung, wie sie die Gemeinde anstrebt, hätte also 
(las Hamlelsniiuisterium wohl aussprechen müssen, dass und warum zur 
Zeit des Anbringons der Gemeinde ihre Forderungen hätten erfüllt 
oder nicht erfüllt werden können, das Handelsministerium hätte aber 
gleichzeitig beigefügt, dass diese Forderungen znr Zeit der Erledigung 
des Eecurses theils wegen thatsächlicher Unmöglichkeit, theils aas B&ck- 
sichten auf die Stabilität der Fahrordnung nicht mehr erfüllt werden können. 

Ein solches Erkenn tniss, welches hienach für die Periode, anf welche 
es sich bezogen hätte, keine Wirkung mehr geäussert hätte, wäre aber 
anch für die Zukunft rechtlich ganz werthlos gewesen, weil es bei dem 
Hangel der Rechtskraft den Staat für die Zukunft anch nicht gebunden 
hätte, derselbe vielmehr berechtigt und verpflichtet gewesen wäre, über 
den Entwurf einer neuen Fahrordnung ohne Btteksicht auf die Mhere 
Entscheitlung zu erkennen. 

£ine Entscheidung, wie sie von der Gemeinde Wien begehrt wird, 
hätte also eine Kcchtswirkung überhaupt nicht äussern kOnnen, und 
daher konnte auch in der Unterlassung einer solchen Entscheidung eine 
Bechtsyerletzung nicht erblickt werden, desshalb musste die Beschwerde 
abgewiesen werden. 



Nr. 40. Entseh. des Bentsehen BetelisgerlehtB. 
5. Civil-Senat Vom 15. Januar 1896. 

(Jurist. WodiMiMlir. 189«. Kr. 18/19. 8. 1«. ZUL 91» 9t.] 

EriscfcidfgvBg für «IM tereh Allerb. Kablietiordre Msgesproeheiis ElflMthims(BsH') 
Betohränfcsnf. Zeitpunkt des EntaMens derselbM. 

Anch die Bestimmungen deis Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 
sind im vorliegenden Falle nnanwendbar. Nur die zur Strasse gezogenen 
1365 qm bildeten den Gegenstand des Enteignungsrerfahrens. Auch 
steht die Abtretung dieses Areals in keinem ursächlichen Zusammen- 
hange mit derjenigen Werthsvermindernng, welche den Bestgrundstttcken 
des Kl. dadurch erwachsen sein mag« dass davon 292 qm als Vorgarten- 
land liegen bleiben sollen; denn diese Baubeschränkung würde, falls sie 
bereits besteht^ nicht eine Folge der Enteignung jener 1365 qm bilden, 
sondern lediglich auf einer Anwendung der Allerhöchsten Kabinetsordre 
vom 20. Juni 1865 beruhen. Danach hätte eine Entschädignngsfest- 
Setzung für diese Beschränkung überhaupt nicht im Wege des Ent- 
eignungsverlUirens erfolgen können. Vielmehr würden die Ansprüche, 
welche dem Kl. dieserhalb etwa zustehen, nur aus den Bestimmungen 
der §g 74, 75 der Einleitung zum A. L. B., §§ 29ff. Thl. I Tit. 8 des 
A lt. B., § 4 des Gesetzes vom 11. Hai 1842 (Gesetzsammlung S. 192) 
imd Art. 9 der Freossischen Verfassnngsurkunde vom 31. Januar 1850 
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herzuleiten sein. (Vergl. Strietliorst Archiv Bd. 75 S. 217; Entsch, des 
R. G. in Civilsachen Bd. 6 S. 298, Bd. 26 S. 268, Bd. 32 S. 209; Gruchot, 
Beiträge Bd. 34 S. 1093; Juristische Wochenschrift von 1889 8. S12 
Nr. 34 und von 1894 8. 485 Nr. 55.) 

Der B. R. geht von folgenden Erwägungen ans: I>a die in Bede 
stehende Kabinetsordre noch nicht durch Verkündung allgemein bekannt 
gemacht sei, habe die Eigenthumsbeschr&nknng bezfiglich des Vorgarten- 
landes erst in dem Augenblicke entstehen können, in welchem diese 
Kabinetsordre von der zuständigen Behörde dem El. gegenflber zur 
Anwendung gebracht sei. Zu dieser Anwendung im BinzelfaUe genflge 
jedoch nicht schon die blosse, wenn auch amtliche Mittheilung des Be- 
bauungsplanes oder dos bezQglichen TheQes desselben an den betreffen- 
den £igenth(lmer, weil dieselbe ebensowenig als irgend welche private 
Wissenschaft eine Beschränkung des Eigenthttmers begründe. Vielmehr 
bedftrfe es der Kundgebung des auf die Dnrchfahrnng des Planes 
gegenüber dem in Frage stehenden Grundstflcke gerichteten Willens 
der Behörde. Diese Ausftthmngen stimmen im Wesentlichen mit den 
vom B. 6. wiederholt ausgesprochenen Grundsätaen flberein. (Vergl. 
Entsch. des B. G. in Civilsachen Bd. 6 8. 297, Bd. 17 S. 166; Gruchot, 
Beitrage Bd. 80 S. 1042, Bd. 86 8. 960; Juristische Wochenschrift von 
1886 8. 169 Nr. 25 und 8. 287 Nr. 40, von 1891 8. 565 Nr. 44 und ins- 
besondere von 1894 8. 594 Nr. 18). 



Nr. 41. Entseh. des Beutsehen Belehsgeriebts. 

3. Civil-Senat. Vom 21. Januar 1896. 

Auf einen Unfall, welchen ein Zollbeamter in den Zollabfertigungsräumen eines Bahn- 
hofes erleidet HKlet weder 4a» Haftpflichtgesetz 7. 6. 1871, aeeh das Aasdehavage- 
geeetz zaai Uafallvareleheraastseeelz v. 28. 5. 1885, aooh dm Freies. Beaataaflrearie- 

geeelz v. 18. 6. 1887, Aaweadaag. 

KL ist Beamter der Zollverwaltung und in dieser, also in keinem 
reichsgesetzlich der Unfallversichening unterliegenden Betriebe, insbe- 
sondere nicht in dem der Eisenbahnverwaltung, beschäftigt gewesen. 
Dies wird auch dadurch nicht geändert, dass Kl. gemäss § 5 des Eisen- 
bahnzollregulativs (Centralblatt für das Deutsche Boich von 1888 S. 573) 
in den anf dem Bahnhofe zu L&neburg eingerichteten ZoUabfertigungB- 
räumen Dienst that Denn diese Räume waren von denen des Eisen- 
bahnbetriebsdienstes getrennt und hatte Kl. lediglich die zollpflichtigen 
GQter in jenen Bänmen von der Eisenbabnverwaltnng in Empfang zu 
nehmen und für deren sichere Aufbewahrung bis zur Zollabfertigung 
8orge zu tragen, insbesondere die Schiebethären, durch welche die zoll- 
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Pflichtigen Qfifer in jene Räume hinein- beziehungsweise hinansbefOrdert 
wurden, zu verschliessen. Gerade bei dieser letzteren Gelegenbdt hat 
sich auch der in Rede stehende Unfall ereignet, indem eine dieser Thftren 
anf den Kl., als dieser mit deren Zuschieben beschäftigt war, fiel. Zii 
dem Eisenbahnbetriebe im Sinne des Reichsgesetzes vom 28. Mai 1885 
ftber die Ausdehnung der Unfall- nnd Krankenversicherung gehQren ab&c 
nur diejenigen Verrichtungen, die zn dem Eisenbahnbetriebe als solchen 
im Gegensatz zn der gefahrlosen Beschäftigung in den Büreaus, beim 
Reinigen der Zimmer u. s. w. gehören (v. Woedtke Kommentar zum 
Unfallversicherungsgesetze, 4. Aufl. S. 397 Aum. 5). Es kann daher 
auch keine Rede davon sein, dass auf den Kl. das Königlich Preussische 
Gesetz vom 18. Juui 1887, betreffend die Fürsorge für Beamte in Folge 
vun Betriebsunfällen, Anwendung leidet. Zwar sollen nach der Be- 
^findung des bezüglichen Gesetzentwurfs (Drucksachen des Hauses der 
Abgeordneten 16. Legislaturperiode 2. Session 1887 Bd. 3 Nr. 88 S. 10) 
die Woliltliaten jenes Gesetzes nicht blos den eigentlichen Betriebs- 
beaniten, sondern auch allen Beamten, welclie aus Anlass der staatlichen 
bei; ii' Illings weise polizeilichen Beaufsichtigung dei" reichsgesetzlich der 
Uutallversicherung unterliegenden Betriebe den Gcfaliren der letzteren 
gleichfalls ausgesetzt sind, zu gut kommen. Allein Kl. war nach der 
Art seiner Beschäftifruim weder mit der Beaufsichtigung des Betriebes 
der Eiseubahnver^vaiLung betraut, noch den Gefahren dieses Betriebes 
ausgesetzt. Unter diesen Umstaiulcu kann auch der erhobenen Klage 
gegenüber sich auf § 8 des Gesetzes vom 18. Juui 18H7 nicht berufen 
werden. Der in der Revisionsbegriinduug angezogene Fall, der Bd. 27 
S. 31 der Entsch. des Ii. G. in Civilsaclien dargestellt ist, hai enien 
ganz andereu Tbatbestand zur Unterlage. 



Nr. 43. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts* 

2. Civil-Senat. Vom 21. Januar 1896. 

IZfit^' i\ Vcr. Deutsch. El!>cnb. Verw 1806 Nr 22 S. 2«! ] 

Preuss. Enteign. Ges. vom II. Juni 1874 § 40. D Civ Proz. Ord. § 259. üie Beweis- 
wiirdiBuns de« Richters nacä freier Ueberzeugung erstreclit eioh auoii auf teobaisolie 

Fragen. 

Wenn es sich auch zum Theil um eine technische Beurtheilung 
handeln mag, so kann doch weder aus der Vorschrift in § 40 des 
preussischen Enteignungsgesetzes, wonach die Beweisfrage unter Be- 
rücksichtigung aller Umstände nach freier Ueberzeugung zu beurtlu^ilen 
ist, noch aus § 249 der C. P. O., wonach das Gericht unter Berück- 
sichtigung des gesammten Inhalts der Verhandlungen . . . nach freier 
Ueberzeugung zu entscheiden hat, hergeleitet werden, dass es in £nt* 
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eignangssachen dem Richter untersagt sei, sein privates Wissen aueh 
in technischen Fragen zu verwerthen, er viehnehr gehalten sei, di^ be* 
reits vorliegenden Gutachten ergänzen zu lassen, oder neue Gutachten 
anzuordnen} obwohl er beides fiir seine bereits feststehende Ueberzengnng 
entbehrlich erachtet (C. P. 0. § 377.) 



Hr* 43. Entseh. dos Contralamts f. d. intcmat. Eisenh^-Tninsp. 

Vom 21. Januar 1896. 

[Zcitschr. I. d. Internat. Elaenb.-Traiisi». IV Nr 2 S h?.] 

Internat. Übereink. Art. 39. HOhe des Schadensersatzes bei Versaumung der Lieferfrist. 

All las Central-Aint wurde die Aiifi-aav gerichtet, welche Kiit- 
schädij,aujg wegen Versäniiiung der Lielertrisi verlangt werden könne, 
wenn drei Wagenladungen Wein, welche am Ifi. Dezember ]89r> in 
Cctte aufgegeben wonleu, erst am 4. Januar 1890 in Genf angekununbu 
seien. Die Anfrage entliielt keinerlei w*Mtpn' >[itteilnngen: es war 
daraus auch nicht zu er.sehen, ob die fcendung mit einem internationalen 
i'rachtbriefe, oder ob sie im internen Verkelir (zu vergl. Prutukoll T. U., 
Z. I, 47) abgefertigt wurden ist. — AntWi»rt: Wenn es sicli um einen 
internationalen Transport handelt, so kommen die Vorj^i liriften des I. U., 
öpeciell Art. 39, 40, 41 in Verbindung mit Art. 14 und § 6 der A. B. 
zur Anwendung. Hiernacli kann die (»rdentliche Lieferfrist durch 
ypetialtarife verlängert sein und wird dieselbe durch die zoll- und 
steueramtliclie oder polizeiliche Abfertigung der (Jiiter unterbrochen. 
Ob im vorliegenden Falle Specialtarife zur Anwendung gelangten, oder 
welche Unterbrechung der Lieferfrist in Rechnung zu stellen ist, muss 
sich aus dem B^rachtbriefe ergeben. Wenn der Transport im internen 
Verkehr befördert wurde, so kommt ausschliesslich die franzüsi.sche Ge- 
.setzgcbung zur Geltung. Hiernach muss die Eisenhahn den Schaden 
ersetzen, welcher durch die Verspätung entstanden ist, wenn nicht etwa 
in dem zur Anwendung gelangten Tarife eine begrenzte £nt8chädigang8- 
püicht ausbedangen ist. 

Nr. 44. RctIs« Entsch. des Keiehs-Yerslehernngsamts* 

Vom 22. Januar 1896. 

lÄmÜ. Niiclir. «1. R. V A. XH. Nr. 4. S, 255. Ziff.49&.] 

ZasMmtrefsn vm Unfall- und Invalidenrente; Verhäitnisa der Im § 9 Abeatz 2 
iiml dtr in 9 34 Zifar 1 des IsvalMItilt» ind Attertvertlolieningtsatetzes fetroireRM 

BsstlMaiiRiai. 

In einer Invalidenrentensache stand fest, dass die Invalidität seit 
dem Tage des Unfalls eingetreten, nnd dass der Unfall auf Grund des 
§ 5 ^des Unfallversicherungsgesetzes mit 80 Prozent der Rente fttr 
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völlige ErwerbsimflUiigkeit entschftdigt worden war. Das Schiedsgericht 
brachte lediglich deshalb die Bestimmung des § 34 Züfer 1 nnd nicht 
die des § 9 Absatz 2 des Invaliditftts- und Altersversicherangsgesetzes 
zur Anwendang, weil angenommen wurde, der entschädigte Unfall wttrde 

nicht die thatsächlich vorliegenden IToIgen gehabt haben, wenn der 
Kläger nicbt bereits im Jahre 1869 das rechte Auge und im Jahre 1870 
eine Verletzung des linken Auges erlitten hätte. Unter diesen Um- 
ständen war das Schiedsgeiieht davon ausgegangen, dass die Invalidität 
nicht allein und ausschliesslich durch den in Rede stehenden Betriebs* 
Unfall herbeigeffthrt worden sei. Dieser Auflfassung ist das Reichs-Ver- 
sicherungsamt in einer Bevisionsentscheidnng vom 22. Januar 1896 mit 
folgender Begründung entgegengetreten: 

Es wird übersehen, dass die erwähnten früheren Leiden sclion bei 
der Festsetzung der Unfallrente berücksichtigt werden miissteii (zu ver- 
gleichen Handbuch der Unfallversicherung Anmerkung 37 zu § 5 des 
LiilalUersicherungsfiresetzes) uud, wie insbesondere das für die Be- 
messung der Unfallrente massgebend gewesene ärztliche (:iutachten vom 
6. November 1893 und die Höhe der Ituiitu mit Siclierheit erkennen 
lassen, thatsachlich auch berücksiclitifjt worden sind. i>ei artige Leiden 
können aber, sofern feststeht, dass ihre Berücksichtigung bei der Uu- 
ialUentcnentscheidung in gebührender Weise erfolgt ist, nicht noch ein- 
mal als selbständi^^e Momente liei Beurtheiliing des Invalideurentcnan- 
spruchs in Betraclit kommen. Es solleu vielmehr in solchen Fällen, 
wie dies auch bereits in den ßevi.sionsentsclieidiingen 372 bis 374 (Amt- 
liehe Nachrichten des E. V. A. L u, A. V. 1894 Seite 140 ti j ausgesprochen 
ist, nur diejenigen Umstände als neben den Unfallfolgen mitwirkende 
Ursachen der die Invalidität bedingenden Erwerbsunfähigkeit angesehen 
werden, welche nach Vorschrift des Gesetzes oder weil ausser aller Ver- 
bindung mit der Unfallentschädignnu: stehend bei dieser unberiu ksichtigt 
geblieben sind. Hiernach hat das Schiedsgericht den § 34 Zitier 1 des 
luvaliUitäts- und Altersversicherungsgesctzes unrichtig angewendet, uud 
es war deshalb auf Grund der allein zutrefi'eudeu Vorschrift des § 9 
Absatz 2 Satz 2 a. a. 0. uuter Aufhebuug der Vorentscheidung die lu- 
validenrente zu versagen. 



Nr« 45* Entseh* des Bentsehen Reichsgerichts. 
2. Civil-Senat. Vom 24. Jannar 1896. 

(Jurist. W4N:b«aMhr. 188«. Kr. lfi/19. S. 141. Ziff. 61. CS.) 

§§ 8. 10. 40. Preuss Enteign Ges v. II. M 1874. §§ 259. 260. Civ. Proz. Ord. Das 
Gericht Ist, wenngleich § 260 Civ, Proz. Ord. auf Enteignungssachpn keine Anwendung 
lliidet, doch iiaoh § 40 Ent. Qw.^ § ^59 C. P. 0. 2Mr tni^n WürdigMna ertiobener Be- 
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walte bthfll Bei der EatecUdlgeigebeneeeiiiig darf 4te Sefahr neoMlieHlf er Aewie* 
Tvegee, welobe so entfernt liegt, dass sie auch Im freleii Kmfferkeiir «ieht berVefc« 
elohtiflt werdea wäre» aleht la BetraoM leaetea werden. 

g 260 der 0. P. 0. findet zwar, wie das R. G. Bchon wiederholt aus- 
gesprochen bat anf Enteignungssacben keine Anwendung. Aber die 
BeÄignisB des Gerichts znr freien Würdigung erhobener Beweise ergiebt 
sich, wie der erkennende Senat schon in einem Urtheile vom 21. Ja- 
nuar d. J. (II Nr. 92/96} ausgesprochen hat, schon ans g 40 des preusd- 
sehen Enteignnngsgesetzes, der im wesentlichen mit g 259 und g 377 der 
C. P. 0. Übereinstimmt Beshalb durfte das O. L. G., wenn es die 
Abschätzung durch die gehdrten Sachverstftndigen für unrichtig hielte 
die Entschädigungssumme auf Grund der stattgehabten Verhandlung und 
des Beweisergebnisses nach freier Ueberzeugnng selbst festsetzen. 

Wie in einem Urtheile des R. G. vom 4. November 1893 (Entsch. 
Bd. 32 S. 288 IF.) ausgesprochen wurde, soll dem Eigenthttmer der Werth 
ersetzt werden, den das enteignete Grundstück für ihn hatte. Sein 
Vermögensstand soll nach der Enteignung kein schlechterer sein, als er 
war. Deshalb muss bei Festsetzung der Entschädigung der Ertrag be- 
rücksichtigt werden, den das Grundstück bei der hergebrachten und für 
den Eigenthümer vortheilhaften Benutzungsart ergeben hat und ohne 
die Enteignung voraussichtlich aiicli fenieihiii ergeben haben würde. 
Das hat das 0. L. G. allerdin^rs niclit überselien. Vielmehr liat es die 
von den Sachverständigen iin angemessen erachtete und vom L. G. zu- 
gebilligte Entschädigung iiur deshalb für zu hoch fraclitet, weil niclit 
feststehe, dass die hergebrachte Benutzung^sart auch in Zukunft möglich 
gewesen wäre und weil der Ei tiag dei- Ijagerplätze durch ein weiteres 
Angebot hätte «^geschmälert werden können. Dass die Gefaiir eines 
Wegfalles der Venniethiuig des enteigqieten Grundstücks als Lagerplatz, 
die ja auch ein Kaufliebhaber regelmässig bei Bemessung des Kaul- 
preises bciiicksichtigen Avird, bei der Abschätzung des Werthes beachtet 
wurde, ist au sich nicht zu beanstanden. Aber in dieser Heziehung 
wird doch immer vorausgesetzt, dass eine solche ticfalir wirklich be- 
stellt und dass in der That Anhalts])uukte dafür vorliegen, eine \'er- 
imderung sei mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu erwart (;n, oder 
liege wenigstens nicht ausserhalb aller Berechnung. Die blosse (ab- 
strakte) Möglichkeit einer in Zukunft erfolgenden Veränderung, welche 
von eumw als Kautlu hliaber auftretenden Pi ivatcn \ uraussichtlich nicht 
in Anschlag gebracht werden würde, kann auch hei der Festsetzung 
der Entschädigung im iMiteignungsverfaliren nicht erheblich ins Gewicht 
fallen. Jedenfalls muss beriicksicktigt werden, in welchem Grade die 
den Werth beeinflussende Gefahr vorhanden ist. Eine höchst unwahr- 
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scheiulicbe oder jedenfalls iü weiter Ferne liegende Veränderung kann 
nicht denselben Einfluss ausüben, wie diejenige, deren Eintritt mit einer 
gewiiiseu Walirscheinlichkeit in nicht allzufern liegender Zeit zu er- 
warten ist. Dass sich das 0. L. G. dies in vollem Umfange klar ge- 
üMcht und bei seiner A1v*^tliätzung darauf Rücksicht genommen habe, 
lit nun aus den Entscheidiingsgründen des angeiochteneu Urtheils nicht 
zu entnehmen. Hier wurde nilndich nicht (ln?-s-elegt, dass bestimmte 
Anhaltspunkte für die Annahme sprächen. i)ezuglicli der am Bahnhofe 
S. bestehenden Einrichtnnffen sei eine Aeml' : iing insbcsi inlere eine Ver- 
legung: der Abladegeleise zu erwarten, welche dem enteigneten Bauplatze 
die Eigenschaft als Lagerphit/ entziehen werde. Auch wurde nicht 
erwogen, ob eine derartige Verwendung nach den bestehenden Verhält- 
iii-s II wahrscheinlii Ii h]( r unwahrscheinlich sei. Vielmehr wurde ganz 
nll-c^meiu bemerkt, es stehe nicht fest, dass die in Frage stehende 
Bt-niitxuncrsart aucl) in Zukunft niuglich und rentabel gewesen wäre; 
insbe.^i>inl('i H fehle jeder Anhaltspunkt dafiir. dass die Einrichtungen 
auf dem Baliiiliofe. insbesondere die Abladegeieise so bleiben würden, 
wie sie jetzt seitii Diese Ausführung kann als eine ausreichende Be- 
gründung der erf' Iut n sehr erheblichen HerabsetzaugderEatschädigungs- 
stunine nicht angesehen werden. 



Nr. 46. Entseh. des Deutschen fielehsgeriehts. 
6. Civil-Senat. Vom 29. Januar 1896. 

(JnrlBt.Wooh«n8chr.tai6. Hr.lt^«. 8.M». ZStt.t»-W.] 
Preuss Enteign. fies. v. II. Juni 1874. §§ 8, 27, 28. Kompensation des Minderwerth« 
mit Vortlieilen. welche für alle benachbarten Grundstücke eintreten, ist nifikt ly- 
lässig. Würdigung des Sachverständigen-Gutachtens. Zinsfuss. 

Der B. R. hat das Verfahi-en des Sachverständigen fnr gerecht- 
fertigt erklärt, winl })ei der St;h;itznng des Minderwertlies des Uest- 
grundstücks die aus der in nen Anlage sieh ergehenden Vorlheile, welche 
gleichniässig für alle benachbarten U rundstiirkc eintreten, niclit in An- 
rechniinir m bringen seien. Bei dieser Ausfülirnng befindet sicli der B. R. 
in Uebercinstimniung mit den y<m R. G. in den Urtheih^n vom 9. No- 
vember 1887 (Justiz- Ministeiiaiblatt von 1888 S. ancli Gruchot, 
Beiträge Bd. 32 S. 71(>) und vom 9. Dezember 1892 (Juristisclie Wochen- 
schritt von 18U3 S. 109 Nr. 51) ausgesprocheueu (slrundsätzeu, au welchen 
festgehalten werden muss. 

Nicht zu beanstanden ist die Höhe des zur Anwendung gebrachten 
Zinsfusses von 5 Pr(jzent, da derselbe — nach der im Wesentlichen 
auf Kapitalisuung dei' Ifeinei tränt; heruheudeu Berechnung dei* Ertrags- 
werthe zu Grunde, gelegt worden wai*. 
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Bntschu der KgL Üngtrodun Kurie vom 31. Januar 1896. 



Der B. R. ist im SrhliKseruvlniiss zwar von dem Gutachten des 
Sacliverstäudigeu K. abgewichen, jedocli nur insoweit, als er dasselbe 
mit Recht' für nicht schlüssig erachtet hat, während das von diesem 
Sachverständigen geboLeue rechnerische und auf technisclier Begnt- 
achtnnc beruhende Material im Uebripren voll verwerthet worden ist. 
Zu niier derartigen selbständigen Beurthciluug war der B. R. berechtigt. 
(Vergl. Motive zum Entwurf der C. P. 0., S. 258; Gruchot, Beiträge 
Bd. 27 S. 1104; Juristische Wochenschiift vou 1891 S. 271 Nr. 2.) 



Nr« 47. Entech. der Kgl. Ungarisehen Kurie. 
Vom 31. Janaar 1896. 

IONt««r.BlMbl».T«iosdii.BI.IZ. NT.i7. &.loeo.] 
Für die Gewichtsdifferenz an einer Wagenladungseendung, welche in der Aufgabsstatioit 
■Ittelit eiier BrQokeawaage, in der Abgabssiation mit einer Huidwaage verwafe« 

wurde, haftet die Eisenbahn. 

Von einer auf den kgl. Ungar. Staatsbahuen trans]inrtirten Wagen- 
ladung von Oelkuchen, welche in der Anfgabsstatiun mittelst einer 
Brückenwaage abgewogen wurde, zeigte sich bei der Nachwägung in 
der Abgabsstation mittelst einer Handwaage eine bedeutende Gewichts- 
differenz, wegen deren Entschädigung die genannte Bahn von dem 
jnittelst Cession des Empfängers legitimirten Aufgeber geklagt wnirde. 

Dieser Klage wurde von der ersten Instanz keine Folge gegeben, 
weil gemäss § ü8, Punkt 8 des Betriebsreglementa die Bahn nicht ver- 
pflichtet war, die Nachwägung in der Abgabsstation vorzunehmen, wo 
sich keine Brückenwaage vorfindet, und die Gewichtsdifferenz aus der 
verschiedenen Construction der Brücken- und Handwaage umsomehr 
erklärlich ist, als der Kläger weder behauptet, noch weniger bewiesen 
hat, dass diese Differenz durch ein Verschulden des Bahnpersonals ent- 
standen sei; endlich ist gemäss § 64 and 73 des Betriebsreglements 
nur der Empfänger klageberechtigt. 

Die kgl. Tafel in Budapest hob dieses Urtheil auf und verfällte 
die geklagte Bahn zur Zahlung des Uandelswerthes für die erwähnte 
Gewichtsdifferenz, lu der Motivirung wird ausgeführt: Allerdings ist 
gemäss den §§ 64 und 73 des Betriebsreglements nach Uebemahme 
des Frachtbriefes nur der Empfänger als Kigenthttmer der Waare und 
daher nar er allein za einer diesfälligen Klage berechtigt, doch kann 
er diese Berechtigung auf wen immer, daher auch auf den Aufgeber 
übertragen, was hier der Fall ist. Wenn die Bahn über Ansuchen der 
Partei eine Verwiegung der Sendung vornimmt und darüber einen 
Wägeschein ausstellt, so kann sie nachträglich nicht die Unzulänglich- 
keit der Wägevorrichtnng einwenden. Ans dem § 6B, Punkt 8, des 
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Betriebsreglements erhellt, dass die Bahn bei WageiiladangsgQtern die 
Verwiegnng nur dann vornehmen mnsa, wenn die Wägevorrichtangen 
in der betreffenden Station ausreichen, andernfalls die Nachwägang dort 
zu gescltehen hat, wo diese Vorrichtungen vorhanden sind. Hat die 
Bahn jedoch anch bei unzureichenden Wägevorrichtnngen die Nach- 
wftgnng vorgenommen, so kann sie diese Unznl&ngliehkeit nicht mehr 
zn ihrer Befreiung von der Haftpflicht vorscbfltzen. Endlich enthält 
der citirte Paragraph keine solche Anordnung, dass die Nachwftgung 
mittelst einer Waage gleicher Oonstruction wie bei der ersten Yer- 
w&gung geschehen müsse. 

Die kgl. Kurie bestätigte mittelst Entscheidung Yom 31. Jftnner 1896, 
Z. 173B, dieses ürtheil aus dessen HotiTSn. 



Nr. 48. Eatsc'li. des Deutschen Reieh^^richts. 
5. Civil-Senat. Vom 1. Februar 1896. 

Uu.Woebwiehr.lMM. lSr. t6/17. ai4t. ZW. tt «. W.] 

PresM. Allg. Laair. Elil. 1 75. Freust. Eatslfi. Gm. v. II. Jmt 1874 § II. EirtMMUi- 
liagsansprsok in Aalie|«rs einer iureetlioiiei 8trasae, welekein duroh deres ErUheei 
im Zweofce alMS Eleeibahikteet die KenMtBlkaliOR Mit Wage« abgeeelmlttei Ist 

Es kann dahin gestellt bleiben, ob der Kl. den erhobenen Ent- 
schädigungsanspruch auf die Bestimmung des § 11 des Enteignnng«ge- 
setzes vom 11. Juni liB74 stützen kann. Bas B. 0. nimmt dies an, 
gründet aber seine Entscheidung zugleich auf die Bestimmung des § 76 
der Einleitung zum A. L. B. in Verbindung mit dem servitutarischen 
Beehte des Anliegers an einer dffentlichen Strasse. Diese zweite Be- 
grttndungsart hat das E. G. in seinem in Sachen Eisenbahnflskus wider 
Schwenkler und Genossen am 21. September 1S95 erlassenen Urthefle 
(Y. 39/95), welches in dem 36. Bande der Entscheidungen des B. G. in 
CiTÜsachen zum Ausdruck gelangt, in einem dem vorliegenden nahezu 
gleichen Falle unter ausführlicher MotiTlrnng gebilligt. 

Soweit die Grenzstrasse das Haus Nr. 10 berührt, Ist sie während 
der Zeit, f&r welche der' Kl. Entschädigung fordert, von dem ünter- 
nehmen ihrer Erhöhung unberührt geblieben. Nur die eine Veränderung 
ist durch die Verlegung der Berlin-Stettiner Eisenbahn, welche die Er- 
höhung der Ueberführungsbrücke und der Grenzstrasse nothwendig ge- 
macht hat, eingetreten, dass die Grenzstrasse, welche vordem anch nach 
der Seite der Eisenbahn hin dem Verkehr geöflfhet war, an dieser Stelle 
eine Sackgasse geworden, also von der Verbindung ausgeschlossen ist 
Wenn nun auch, wie das B. G. in dem Urtheile Entscheidungen in Civil- 
sachen Bd. 2& S.- 242 angenommen hat, dem anliegenden Hausbesitzer 
ein Becht atif das unveränderte Fortbestehen der Strasse in ihrer ganzen 
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Längenausdehnung nicht zusteht, sofern der Eigen thümer der Strasse 
dieses nicht ausdrücklich garantirt hat, so darf doch hier dieser Um- 
stand nicht ausser Betracht bleiben, weil er nach Lage der Sache mit- 
wirkt, die Benutzbarkeit der Grenzstrasse als nothwendigen Kommuni- 
kationsmittels für das Haus Nr. 10 wesentlich zu beeinträchtigen. Da- 
durch nämlich, dass die dem Hause Nr. 10 gegenüber liegende tjirassen- 
hälfte erhöht und durch eine liarriere von der andern StrasseiihäUte 
abgesperrt war, wunk nicht allein der Verkehr der Ilauser an der 
einen Strassenseite mit den gegenüber litigemleü Hausern durch Ueber- 
schreitung der Strasse aufgehoben, sondern es wurde auch die noch 
nicht erhöhte Strassenhälfte so verengt, dass auf derselben der Verkehr 
mit Wagen fast unmöglich war, da die Wagen nach Seite der Eisen- 
bahn hin nicht melir ausfahren und von Seite der Eisenbahn her nicht 
raehr in diese Hälfte der Grenzstiasse einfahren konnten, ilnu n viel- 
mehr nur die Zufahrt von der Gerichtsstrasse verblieb, diese aber den 
Verkehr zu vermitteln nicht mehr geeignet war, weil die Wagen in der 
engen Strasse nicht wenden oder nur unter Zuhülfenahrae des Bürger- 
steigs wenden konnten. Dass die J'i^nutzung der Strasse, in welcher 
früher für das Haus Nr. 10 die KuuaiiuiHkation unbehindert bestand, 
wesentlich dadurch geschmälert wurde, dass von ihr nunmehr der Wagen- 
verkehr nahezu ausgeschlossen war, kann nicht mit Grund bezweifelt 
werden. Durch die eingetretenen Veränderungen ist also herbeigeführt, 
dass die GrenzfNtrasse, soweit sie dem Hause Nr. 10 entlang läuft, nicht 
mehr als Konununikationsmittel dienen kann, wie es für das Haus 
Nr. 10 erforderlich ist; denn das Komniuiiilvationsyitcresse des Anliegers 
erfordert unbedingt, dass von seinem Hause aus der Verkehr auf der 
Strasse auch mit Wagen unterhalten werden kann. Der Ansprach des 
Kl. auf Entschädigung ist mithin an sich begründet. 



Kr. 49. Eiiteeh. des CiMitraianits f. d. iiiU^niat. Eiseiib.-Traiisp. 

Vom 3. Eebruar 1896. 

(ZfU-chr 1. «1 infemat. Eli!ienb.-Transi>. IV Nr. » 8. 86.) 

Internat. Übereink. Art. 19. Verwiegung der Güter nach Ankunft. 

Anfrage: Kann eine schweizerische Eisenbahn nach Auslieferung 
des Frachtbriefes und Bezalihnii^ der Fracht die vom Adressaten bean- 
trao't«' Detail verwiegung des (^uts unter Berufung auf das Transport- 
re^lement v*^rw«dgern oder doch nur unter der Bedingung gestatten, dass 
sie durch Au>.stellung tünes Hcverses von jeder Verantwortliciikeit im 
Falle eines durch die Vci ^^ i^- uiiu' konstatierleu Gewichtsverlustes be- 
freit werde? — Aiitwori dtm Central- Amtes; Das internationale Ueber- 
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einkumiuen hat die Ordiiimg des Verfahreus bei der Ablieferung der 
Güter dem internen Rechte überlassen. Es kommt daher — auch für 
iDternationale Sendungen - der Absatz 6 des § 74 des schweizerischen 
Trausyortregleraents zur Anwendung, welcher lautet: „Die Bahnver- 
waltuugeu sind verpflichtet, auf Verlangen die Güter vor deren Ab- 
lieferung gegen eine iui Nebengebührentarif festzusetzende Gebühr ab- 
zuwägen und das (Tewichtsergebnis im Frachtbriefe oder aut einem 
besonderen Schein zu notieren." Die Verpflichtung der Eisenbahn zur 
Verwiegung hört also nicht mit der Übergabe des Fratihtbriefes und 
Bezahlung der Fraclit, sondern erst mit der erfolgten Abnahme des 
Guts durch den Empfänger auf; sie ist an keine andere Bedingung als 
an die Zahlung der tarifmässigen Wägegebtthr gebunden. Die Ver- 
wit'güiig im Detail wird sich auf mehr als die Feststellung des Gewichts 
dti- einzelnen, mit gesonderter Gewichtsangabe im Frachtbriefe ver- 
seicbneten Positionen nicht erstrecken köuueiL 



Kr. 50. Blntseh. des fransds. Kaamtloiiahofes« 
Vom 10. Februar 1896. 

^IU6br.f.d. ltitoni«t.EI>mib.Tx»Mp. IV. Kr. 4. s. 129. L&mfs^Whary, BulleUn «nnoU «Im ebuniiM 

de fer. iwß. S. ««.] 

Entschädigungspflicht im Falle der Verspätung. 

In einem Fall verspäteter Ablieferung einer Sendung im inter- 
nationalen Verkehr ist die Ei.senbalin vom V(U-derriehter deswegen zur 
Bezahlung einer den Detrag der ganzen Fraclit tihersteigendeu "\'er- 
tliitiuig verurteilt worden. w*'il die Ui'sache der Verspätung nicht in 
eiuem Vorkommnis unterwegs, sundern in dem \'erlust eines Zollpapiere« 
gelesen Imbe. — Di e.'^es Urteil ist vom Kassationshof mit nachstehender 
Begiündung aul^- iml cit worden: 

1. dass, wenn ein«' lH:klaration des Inlialtes der l^ieferung nicht 
stattüefunden hat pfemäss Art. lü des Internationalen Feberein- 
koniniens als Maximum der im Falle der Lieferfristversauninis von 
der Eisenbahn zu bezahlenden Entschädigung zum voraus und 
k forfait der Betrag der ganzen Fracht festgesetzt ist: 

2. dass diese Festsetzung aussciiliesslich ist und bei ?illeu Ver- 
spätungen, ohne Rücksicht auf ihi*e Umche, zur Anwendung ge- 
bracht werden niuss; 

3. dass, nachdem im Spezialfälle die Sendung reclitzeii il' am Be- 
stimmungsorte angelangt war, aber versi»ätet abgelielerl wurde, 
und die Gesellschaft, ohne den Nachweis eines Schadens zu ver- 
langen, eine Entschädigunir im Betrage der ganzen Fraclit ange- 
boten bat, in der Zusprechuug einer hühereu Eutsohädiguug eine 

Kff«r, BlMnlHkbiiTCelitlkli» Bn(Mli«l4«ng«B Xin. i 
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Verletzung der B*^«timninngen des I tileriiationaleii Uebeiviiikoiiiuieii.N 
liegt, welche die Aulhebaiig des aogefocbteneu Urteils zur Folge 
haben muss. 



Kr. 51. Eutseh. d<^s AppcHations^<Ticht8 Mailmid. 
Vom 11. Februar 1896. 

[Zeitscbr. f. d. internat. Eiscnb.-Tranap. IT. Nr. 5. 8. 818.) 

Onterbrechang der VerJUming nach Italieiitoohen Elteatalmtransporlrflolit. 

Die Aniialime ir^rend einer Keklam .ti ii Liirch die Eisenbabuvcr- 
waltuiig gi'iiiigl Dicht zur Unterbrechung dt i im Art. 146 der Tarifbe- 
stimmungen vorgesehenen Verjährung, wenn sie unterbrechende Kraft 
haben soll, so muss sie genau in der Weise und in der Form präsentiert 
werden, welche den in dem bezeichneten Artikel enthaltenen Vorschriften 
entspricht und jede Zweideutigkeit ausschliesst. Denn sobald es sich 
um eine Ausnahme von der im Art. 2125 des Civilgesetzbuches ent- 
haltenen allgemeinen Regel handelt, ist es nutwendig, dass derjenige, 
welcher jene geltend machen will, alle P'ornialitäten beobachtet, welche 
im Sinne des Gesetzes als essentiell auzuseheu sind. 

Diese Regel, an welche die Gerichte sich immer gehalten haben, 
ist unterm 11. Februar 1. J. vom Tribunal in Miiiliiiid, als Appellations- 
instanz, neuerdings bestätigt worden: ohschon die Eisenbahn im Laufe 
der gütlichen Verhandlungen, und nachdem die Verjährung bereits ein- 
getreten war, auf eine Entschädigungsforderung dem Ansprecher lOO 
Franken anerboten hatte, die aber von diesem als ungenügend nicht an- 
geuouuüeu wurden waren, ist die Klage gänzlich abgewiesen worden, 
weil in jenem Anerbieten nicht die Absicht eines Verzichts auf die Ein- 
rede der Verjälirung, sondern nur der Wunsch zu erkennen sei, um des 
Friedens willen (pro bona i)acis) mit einem kleinen Opfer einem Prozess 
auszuweichen, und auch ein stillschweigender Verzieht nicht vorliege, 
weil dieser nicht präsumiert werden darf und daher im Zweifel als aus- 
gesclilossen betrachtet werden muss. 



Nr. 59. BntBch. des Appellliofes ta Oenna» 
Vom 13. Februar 1896. 

(ZeltscUr. f, d. Intenuu Eist nli Tr;insp. IV. Nr. 5. S. 816 ] 

Uefarfirittvertiuaiito. Btraohtigung auf die vm der Eiaeabahi n aMande 

Vergütung. 

Ein Spediteur hatte eine von mehreren Absendeni aufgegebene 
frankierte Sendung von der Station S. Limbania verspätet erhalten und 
die darauf entfallene VergfitaDg wegen Lieferfristversäumnis von der 
Eisenbahn beansprucht und eingezogen. Später belangten ihn die Ab- 
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seiider für Erstattung der erhaltenen Entscliädigunf!:. Der Spediteur 
pal) sich nun Miihe, zu erfahren, auf welche Weise jene zur Stellung 
ihrer Forderung gelangt waren. Er behauptete infolgedessen, dass sie 
von dem Stationsvorstand in S. Limbauia, welcher für die stattgefundene 
Verspätung verantwortlich war, über die Thatumstände unterrichtet 
worden seien, worin ein Missbrauch im Sinne des Art. 163 des Straf- 
gesetzbuches liege, und belangte aus diesem (Grunde die Betriebsgesell- 
schaft der italienischen Mittelmeerbahn fiir den Ersatz des ihm ent- 
standenen Schadens. — Die Klage wurde sowohl erstinstanzlich als auch, 
infolge Berufung des Klägers, vom Appellhofe zu Genua abgewiesen, 
indem vor allem der Art. 163 als für den vorliegenden Fall nicht an- 
wendbar erklärt wurde, weil derselbe nur solche Personen treffen könne, 
die ein Geheimnis, von dem sie aus Anlass ihres Berufes oder von Amtes 
wegen Kenntnis haben, und das, sofern es bekannt wird, Schädigungen 
verursachen kann, ohne; gerechte Ursache ausbringen; während der 
Stationsvorstand von S. Limbauia den Absendern von dem Sachverhalte 
bloss mit der Absicht Kenntnis gegeben hatte, sie zu veranlassen, durch 
eine genauere Beachtung der bestehenden reglementarischen Vorscliriften 
die rechtzeitige Beförderung künftiger Sendungen zu sichern. Was dem- 
selben etwa vorgeworfen werden könnte, wäre ein gewisser Übereifer; 
abrigens durfte er glauben, dass die Absender ein Interesse hatten, 
den Sachverhalt zu kennen, nachdem die Fracht von ihnen selbst be- 
laUt worden war. 



Nr. 5S. Entseh. des Ceutralamts f. d. Intemat £is«iib. Tnuisp* 

Vom 15. Februar 1896. 

(Z« it - hr a. Internat. El8«ub. Trausp. IV. Nr. 3. S 103.] 

loternat. Uebereink. Art. II. Baare Auslagea der Eisenbahn. 
Anfrage: „Eine Eisenbahn erhebt bei Besorgung der Zollabfertigung 
am Bestimmungsorte dnrch den Adressaten unter dem Schlagworte 
„Rollgeld" eine in keinem Tarife benannte Gebühr von fl. 4 per Wagen 
(10,000 kg.) ein und meint, sie sei durch ein privates Abkommen mit 
der Zollbehörde, das nirgends und nie veröflfentlicht wurde, dazu be- 
rechtigt. Wie ist die geheime Abmachung mit dem Art. 11, Abs. 1 
ond 2, des Internationalen Uebereinkoramens in Einklang zu bringen?* 
— Antwort des Central- Amts: Nach Art. 11 des Uebereinkommens 
dürfen, ausser den im Tarife angegebenen Frachtsätzen und Vergütungen 
für besondere im Tarife vorgesehene Leistungen, zu gunsten der Eisen- 
bahnen nur bare Auslagen erhoben werden. Wenn also unter dem 
^Rollgeld" nicht eine bare Auslage der Eisenbahn zu verstehen, sondern 
dasselbe als Vergütung für eine Leistung der Eisenbahn aus dem Fracht- 

4* 
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vertrage erhoben ist, so iiäugt die Berechtiguug daza allerdings nur 
davon ab, ob es im Taiife vorgesehen ist. 



Kr. 54. Entseh. des Centnlamts f. d. Internat. Blsenb. Tnmsp* 

Vom 17. Februar 1896. 

(Z6ltiebr.f:d.Uiteni«tKiienb.Tmnsp.IV. Kr.s. &1W.| 

Intsrttt. Uabsretak. Art. 6. Ilt I. Wabt der Traatportroute dareh dia EfaeHbaha. 

Eine Schweizer-Fabrik hat angefragt, ob die Eäsenbabn dazn an- 
gehalten werden könne, diejenige Mehrfracht zu erstatten, welche ans 
der Leitung von Transporten ab Worms ftber Basel, gegenüber der 
billigeren Boute über Singen, erwachsen sei Das Centrai-Amt hat, 
ohne auf eine materielle Prüfung der Angelegenheit einzugehen, auf die 
Anfrage geantwortet, dass nach den Bestimmungen des Internationalen 
Uebereinkommens (Art. 6, litt. 1) «in Ermangelung der Angabe des ein- 
zuhaltenden Transportweges, die Eisenbahn denjenigen Weg zu wählen 
hat, welcher ihr für den Absender am zweckmüssigsten erscheint. Für 
die Folgen dieser Wahl haftet die Eisenbahn nur, wenn ihr hierbei ein 
grobes Verschulden zur Last fällt." Die meisten der bekannten Kommen- 
tatoren des Uebereinkommens legen diese Bestimmung dahin ans, dass 
die Eisenbahn allerdings bei der Wahl des Transportweges alle für den 
Absender bezw. Empfänger in Betracht kommenden Vorteile soweit 
ihr dies nach Massgabe des zu Gebote stehenden Tarif^aterials möglich 
ist — zu erwägen bezw. gegeneinander abzuwägen habe, also beispiels- 
weise neben dem billigsten Frachtsatze die grösste Kürze des Trans- 
portweges und die mögliche Benützung direkter Verkehre und direkter 
Zogverbindungen, und dass sie somit nur für eine Vernachlässigung der 
ihr bei dieser Prüfung obliegenden Sorgfalt zu haften habe. Billiger- 
weise müsse es (zu vergl. Gerstner S. 122) genügen, wenn die Eisenbahn 
in gutem Glauben handelt, also grobes Verschulden vermeidet, da es in 
erster Linie Sache des Absenders selbst sei, den Transportweg zu wählen. 



Nr. 55. Entseh. des Gentnlamts f. d. Internat Eisenh. Tmdsp. 

Vom 17. Februar 1896. 

IZeitflcbr. f. d. intornot. Elscnb. Transp. IV. Nr. 3. s loa I 

literaai Uebereink. Art. 14. Bertohaaig der Lieferfristea. 

Anfrage: „1. Bei einer Reisedauer von 27 Tagen nach Lansanne 
und 28 Tagen nacli Chanz -de -Fonds je eines Wagens Wein ab der 
Station Barletta via Modane, welches sind genau die Anzahl Tage der 
Verspätung und w< l<iips der Prozentsatz des dem Kmpfänger zukommpu- 
den Betreflhisses für Frachtnachlass? 2> Können ohne weiteres 3 Tage 
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fBr ZoUbehandlung beansprucht w.erdeD, je ein Tag f&r itaUeniacben, 
fransEteiachen and sehweizeriachen Zoll? eine italieniache Zottbehandlung 
giebt es da unseres Wissens gar nicht." — Antwort: Die Anfrage kann 
nicht erachdpfend beantwortet werden. Enthält auch das IbtematioDale 
Uebereinkommen in § 6 der AusfUhrungsbestimmangen zu Artikel 14 
bestimmte Vorschriften hhiBicbtlicb der Uazimallieferfiristen (für Fracht- 
gflCer 2 Tage Expeditionsfrist und för Je auch nur angefaugene 250 
Kilometer Entfernung 2 Tage Transportfrist), so können nach dem 
zweiten Absatz des Art 14 diese Lieferfristen fiberschritten werden, 
sobald auf einem Teile der Transportroute Specialtarife zu reduzierten 
Preisen in Anwendung gelcommen sind, welche die Ansnützuug längerer 
Ueferfristen ausdrücklich zur Bedingung machen. Auch ruht nach der 
Vorschrift des vorbezeichneteu § 6 der Ausführungsbestimmungen der 
Lauf der Lieferfristen für die Dauer der zoll- oder steueiamtlichen 
oder polizeilichen Abfertigung, sowie für die Dauer einer ohne Ver- 
schulden der Eisenbahn eingeti eteueii, den Antritt oder die Fortsetzung 
des Transports zeitweilig hindernden Betriebsstörung. Inwieweit der 
eine oder der andere dieser Umstilnde in Uerücksichtignng zu zielten 
ist, kann nur aus den l^ef^leitpapieren zu den Sendungen ersehen werden, 
die mit der Anfrage nieht vorgelegt wurden sind. Bei der Zollbehand- 
Innq: darf meiir cils die erforderlich j^ewesene Zeit nicht in Anreclnum^'- 
gebracht werden; der für Zollbehauillunfr in Italien angesetzte Tag kann 
auch in nteueranitlicher, eventuell polizeilicher Abfertigung seine Er- 
klärung ftnden. Hinsichtlieii einer von der Eisenhahn wegen Vei si)ätung 
etwa zu leistenden Vergütung- wurd«- auf die Art. 40 und 41 des inter- 
nationalen Uebereiiikoüimeüs verwiesen. 



Nr« 56. Entseh. der K4(nlgL Ungar. Kurie« 

Vom 2L Februar 1896. 

(Ocotirr Refill,. Ter. «nlii. Bl IX. Sr.m. 8.1203.1 
Ansprüche auf Rückerstattung solcher Mehrfrachtgebühren. welche vor dem I Jänner 
1893 entstanden waren, sind geoiäsa § 614 des Betriebsreglements als verjäiirt an- 
zusehen und können daher nicht mehr geltend gemacht werden. 

Es ist allerdings richtipr, dass weder der vom Erstgerichte citirte 
Ges.-Art. XXV ex 1892, noch der darin be/o-ene § 61/4 B.-R. eine 
Präklusivfrist für die (Teltenduiachung der vor dessen Insleben treten 
entstandenen Forderunrren aus dem Fraehtges( liiifte der Eisenbahnen 
vorgeschrieben hat; indessen wurde al)er die Ju-gierun^; bei der Schaftiing 
des erwähnten Geset/.arfikels ermächtigt, in dem danach zn erlasst inlen 
lietriebsreglement auch suieiie Aenderungen vorzunelimen, welche den 
BesUiimiungea des Handelsgesetzes entgegenstehen. 
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Etttoch. des Deutschen BeicLagorichU vom 24. Februar 18%. 



Eine flolcbe Aendenmg ist nun die eiqjUirige Veij&brungsfrist, 
wdebe anf alle Tor dem Jahre 1893 ans dem Frachtgesdiafte der 
Eisenbahnen entstandenen Forderungen Anwendung finden mnaa, weü 
die jewefligen Bestlmnrangen Uber die VeijAhning sich nicht als Bechte 
darstellen, welche erworben und nicht dnrdi spätere Bestimmnngen auf- 
gehoben werden können. 

Der frühere diesfäUige Rechtsznstand Terlaiigt nämlich nur., dass 
die unter der Herrschaft der längereu Verjährung begonnene Vcrjähiiing 
nicht mit dem gesetzlichen Eintritt der kürzeren Veijährung als be- 
endet anzusehen sei, wenn auch diese Forderung nach der neuen Ge- 
setzesbestimmung schon verjährt wäre, daher diese kürzere Verjährungs- 
zeit auch für die fi'üheren Forderungen in der ganzen Dauer zu 
laufen hat. 

Nachdem aber der klägerische Anspruch erst im Jahre 1894 geltend 
gemacht wurde, so musste derselbe abgewiesen werden. 



Nr. 57. Entseh. des Denlseben SdelisgerlehtB. 

6. CiiriUSenat. Vom 24. Februar 1896. 

|J«r. Wochonschr. 1896. Nr. M 85 S 2I4. ZlfllSe.) 
Durch die vertrag sm äs s ige Verpflichtung des Grundbesitzers, sich Belästigungen des 
Eisenbahnbetriebes, insbesondere Funkenauswurf der Lokomotiven, gefallen zu lassen, 
kann für die Eiseniiahn eine entsprectiende Grundgerechtiglieit auf Eingriffe in das 

bMtehbarte 6nimlelgeiithiim giltig «rtttehM. 

Mit dem Eisenbahnbetrieb sind gewisse Belästigungen und Ge- 
fälirdungen für die benachbarten Grundstücke verbunden, die einen 
Eingriff in das Eigeullmui enthalten und wegen deren der Besitzer 
dieser Grundstücke, wenn auch niclit auf Beseitigung, doch mit der 
Negutuiicnklagu auf Eutschädigiüi^ klagen kann. Wie das B. G. die 
Vereinbarung vom 30. Dezember 1868.14. Januar 1869 auffasst, hat 
der Vurbesitzer des Kl. lar .stuh und seine Besitznachfolger gegenüber 
dem Bekl. die Verpflichtung übernommen, sich derartige Eingritie in 
sein Eigentliiun, insbesondere die Belästigung und Gefährdung durch 
den Fuuktaiauswurf aus den vorbeifahrenden Lokomotiven gefallen zu 
lassen. Danach enthalten dei artige Belästigungen und (iefälirdungeu 
nicht mehr einen KnigriU in die an dem klägerischen Grundstücke be- 
stehenden Eigenthumsrechte. Es ist nicht ai»ziiseheu, weshalb eine der- 
artige Veriiflichtung nicht als Gniutigerechtigkeit oder bei vuut liir ein 
tJruiidstück sollte koustituirt werden können. Die Revision meint, es 
fehle hier au einem herrschenden Grundstück. Das herischende Grund- 
stück ist der Eisenbahnkörper. Hiergegen \vird eingewandt, der Bekl. 
habe sich die Hechte iu der Vereinbarung vom 30. Dezember 1868/14. 
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Janaar 1869 fftr den Eiseiil»1mbetrieb nnd nicht ffir das Eisenbahn- 
planiun einräumen lassen. Allein es steht der Bestellung einer Gmnd- 
gerechtigkeit oder Servitut fUr den auf einem andern Grundstücke 
itattfindenden Gewerbebetrieb ein rechtliches Hindemiss nicht entgegen; 
anch in einem solchen Falle gereicht die Gerechtigkeit zum Nutzen des 
herrschenden Grundstficks. Hier ist die Grnndgerechtigkeit oder Ser- 
vitut für den Eisenbahnbetrieb bestellt, welcher anf dem in der N&he 
des kligerischen Gehöfts liegenden Eisenbahnplanum stattfindet. JHe 
Notebarkeit dieses Eisenbabnplanums wird dadurch erhöht. Dasselbe 
iA also, soweit es sich um die Gmndgerechtigkdt handelt, als das 
herrschende Grnndst&ck in Verh&ltniss zu dem klägerischen anzusehen. 
Der El. hätte allerdings auf die Beseitigung der mit dem Eisenbahn- 
hetrieb yerbundenen Eingriffe in seine Eigenthumsrechte nicht klagen 
können. Allein es ist nicht einzusehen, warum aus diesem Grnnde die 
Bestellung einer örundgerechtigkeit ausgeschlossen sein könnte, nach 
welcher diese Eingriffe den rechtswidrigen Charakter verlieren, den sie 
insoweit haben, als dadurch Privatrechte verletzt werden. Die praktische 
Bedeutung der Grundgerechtigkeit besteht dann in dem Verzicht auf 
Ersatz des durch die Einwirkungen des Eisenbahnbetriebs entstehenden 
Schadens. Hierdurch wird sich auch die Fassung des Abkommens, 
durch welches nach der Auslegung des B. ö. die Gerechtigkeit bestellt 
worden ist, erklären. 



^r. 5^>. Entsch. des Deutsehon Reichsgerichts* 
3. Givil-Senat. Vom 25. Februar 1896. 

Uafall-Versleli. 8m. v. 6. lall 1884 | 57. Clv. Prot. OnL f 590 ZilT. i. Wird die |a- 

richtllcbe Abweisung eines Anspruchs wegen Ersaties der Kurkosten darauf gestStit» 

das5 rite vorgälllige Feststrflunn rferselhen rfurch tlip Oroane rfer Unfallversicherung 
fehle, so ist die Revision, da es sich um Unzulässigkeit des Rechtsweges handelt, 
ttattiiaft; dass die vorgängige Feststellung voraagehen nuss, ist aber mit Recht an* 

genommen «rorden. 

Die Abweisung dieses Anspruchs wird von dem B. R. darauf ge- 
stützt, dass auch die Feststellung^ der lleilungskosteu in Bezug auf 
ihre Höhe nach § 57 des In fall Versicherungsgesetzes zunächst für den 
Verletzten, demnächst aber, da die Kl. ihren Anspruch aus dessen Recht 
ableite, auch für sie uur von den Organen der Unfallversicherung, 
nicht von den Gerichten, welche niu lür die Verhandiiuig über die Be- 
rechtigung der Kl. zur Erhebung des Ersatzanspruches zuständig seien, 
erfolgen und, da eine derartige Feststelluug bis jetzt nicht vorliege, 
zur Zeit auch eine Verurthtilimg der Bekl. zur Erstattung der Heiluugs- 
kosten an die 1^. nicht ausgesprochen werden könne. Hiemach ist die 
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Eutsch. des DeuUcliGU Keichsgoricüb» vom 2d. Februar 1896. 



Klage rücksichtUch dieses zweiten Punktes abgewiesen woidt ii. weil 
die Streitsiiclie in Ermanf^eliiiig einer, auf dem Verwaltuügs;wege zu 
erledigenden, für die Gerichte massgebenden Vorbedingung, der Ent- 
scheidung durch die Gerichte zur Zeit gesetzlich entzogen sei. In 
einer solchen theilweisen Ausschliessung der gerichtlichf»n Entscheidung 
ist aber die Uuzuliissigkeit des Rechtsweges ebeiisit ausgesprochen, wie 
in der unbedingten und vollständigen Unzulässigkeilserklärung. (Wil- 
niowski-Levy. Kommentar zu § 247 Anm. 4 zu Nr. 2. Vergl. auch 
Kutsch, des H. CJ. lid. 12 S. 70.) Die Kevisiuu ist daher bezüglich 
dieses Klaganspruches zulässig. 

Mit Recht hat die Vormslanz auf Grund der oben mitg» tliultcn 
Erwäguiigt'U angeiinmiiuMi, dass die Feststell unir der Höhe der dem Ver- 
1* izteu zukommenden Heiiungskosten in keinrüi Falle durch die Ge- 
richte, sondern nur durch die T^nfalheisicherüngsbehörden (§§ 57, 62 
63 de^ ünfallversicliernngsgeseizcs) criolgen könne. Ohne Grund macht 
die Revision L^t limd, dass dies hier nicht zutreffe, weil nicht der Ver- 
letzte selbst, sondern eine Kraukenkasse auf Grund der von ihr ge- 
leisteten Unterstützung eiuou selbständigen Ersatzanspruch gegen die 
Bekl. geltend mache. Denn dieser Anspruch ist nach dem erwähnten 
§ 8 des Gesetzes kein anderer, als der dem Verletzten selbst zustehende 
und wie letzterer au die vorgängige Feststellung durch die ünfallver- 
sicliprungsliehürde gebunden. Entsch. des R. G. Bd. 19 S. 08, 69. Hand- 
buch der UnfallversicUerimg Note 6 und 7 zu § 8 des Gesetzes. 

Mr. 59. EntRdi« dM Benteclieii Reichsgerichts. 
2. GiTil-Senat. Vom 25. Februar 1896. 

(Jor. WoeJi«Da«hr. tSM. Kr. M/n. 8.tM. Zlir.17.] 
§ I. Haftpf). Ges. Bei dem Einwände des eigenen Verschuldens eines Kindes Ist — 
insbesondere im Gebiete des franzSsischen Reobts — die Zureehnungsfähigkeit nicht nach 
der Altersgrenze, sondern nach der Individualität und dem Grade der Einsicht zu beurtheilen. 

Das O. L. G. hat die Klage um deswillen abgewiesen, weil den 
Sohn des Kl. rücksichtlich des den Gegenstand des Rechtsstreits bil- 
denden Unfalls ein eigenes Verschulden treffe und andererseits kein 
Verschulden eines Angestellten der Bekl. (also auch kein überwiegendes) 
anzunehmen sei. Diese Annahme, die rechtlich gemäss § 1 des Haft- 
pflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 die getroffene Entscheidung rechtfertigen 
würde, entbehrt indessen in ihrem ersten Theile, sofern sie insoweit 
nicht als aut einer rechtsirrthlimlielieu Auffassung beruhend anzu- 
sehen sein sollte, jedenfalls der genügenden liegriindung. Der Sohn des 
Kl. war, als ihn der Unfall am 24. Juni 1894 traf, 7 Jahre und 7 Mo- 
nate alt. Nach dem Thatbestand des landgericht liehen Urtheiles hatte 
der Kl. die Behauptung des eigeueu Vei-schuldens des Knaben bestritten, 
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weil davon wepeii des jiigendliclien Alters keine Rede sein könne. Das 
L. G. hatte diese Bestreitung mit der Erwägung beseitigt, dass nur bei 
Kindern unter 7 Jalireu ein schuldbares Handeln nicht möglich sei. 
Das U. L. G. hat die Frage überhaupt nicht erörtert und nur in einem 
anderen Zusammenhang die Bemerkung niedergelegt, dass es sich bei 
dem Knaben um eine Person handele, die zurechnungsfähig und für ihre 
HaiuUnngen verantwortlich sei. Wäre (was aus den Uriiuden nicht er- 
sichtlich ist) diese Annahme lediglich auf Grund der Thatsache erfolgt 
(wie bei dem L. G.), dass der Knabe das 7. Lebensjahr überschritten 
hatte, so wäre dieselbe rechtsii-rthtimlich. Selbst wenn ein solcher Satz, 
dass bei Kindern über 7 Jahren ohne Weiteres die zur Erkenutuiss der 
Tragweite ihrer Handlungen erforderliche Einsicht und damit die sub- 
jektive Voraussetzung eines Verschuldens anzunehmen sei, in denjenigen 
Rechtsgebieten insbesondere nach gemeinem Recht anzunehmen wäre, 
in denen zwischen infantia (unter 7 Jahren) und impubertas (7 bis 
14 lahren) unterschieden wird (was in der That nicht der Fall ist, 
vgl. u. A. "\\'iii(l>clieid Fand. T § 101 Nr. 5 und Note 12, Entwurf eines 
B, G. B. I. Ijcsmg § 709. II Lesung § 751), so würde derselbe doch 
im Gebiete des französischen Rechts nicht gelten können, scii ni wtdl 
dieses den Unterschied zwischen infantia und impubertas und die Alters- 
grenze von 7 Jaliren überhaupt nicht kennt. Die einzige in diesem 
(Tebietc für die Frage der Zurechnungen der Hamllinigen bestehende 
Grenz*' ist im Strafreclit nach § 55 des Stralge.setzbüchs das 12. Jahr. 
Hieraus folgt, dass im vorliegenden Falle die ZurechuunL^sfHhigkeit des 
Sohnes des Kl. und damit die Muglichkeit eines Verschuldtiis desselben 
nicht lediglich auf Grund des Alters angenommen werden durfte. Viel- 
mehr hätte vom 0. L. 0. freprnft und entschieden werden miissen, ob 
namentli<-li mit Riicksi< lil auf die Individualität des Knaben, demselben 
trotz seines jugendlichen Alters das Rewnsstsein und die erforderliche 
Einsiclit von der Gefährlichkeit seiner Handlungen bei dem in Frage 
stehenden Vovtall beigewohnt liiU, inf^^ni anderenfalls .eine Fahrlässigkeit 
ttttd folgeweise eigenes Verschulden ausgeschlossen wäre. 

9 ^^^^^^^^^ 
« 

» 

^ Nr. 60. Entseh. des Dentsohen Reichsgerichts.*) 

V 4. Civil-Senat. Vom 27. Februar 1896. 

I.TtirHt. Worlienschr. im. Nr. 24 26. S. 209. Ziff. S] 
{■wiefern gehören Kohlen für staatliche Anstalten zu den gewerblichen BetrialM* 
materialien in Gemäeeheit des Reichssteaipelgesetzes v. I. iuli 1881 § 9c.? 

pie Vorentscheidung beruht wesentlich auf der Annahme« dass die 

') S. Sntscb. deisdb. Oer. v. 13. Jaunar 1896 in «lieser Zdtflcbr. B4. XD, S. 349, 
Mr. 224. 
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Entflcb. des ÜeatseliMi Beidmgwdchts von 97. Februar 1898. 



fraglichen Vertrage im Sinne der AnsnahmeTorscbrift des g 9c des 
B. Ges. vom 1. Juli 1881 dem Reicbsstempel nicht unterworfen seien, 
da die von dem Kl. der Königlichen Gescbfttzgiesserei vertragsgemftss 
za liefernden Kohlen fOr dieses letztere Institut nicht als gewerbliche 
Betriebsmaterialien gelten könnten, nnd dass deshalb die Vertrftge dem 
Prenssischen Stempelgesetze vom 7. HArz 1822 nnterlftgen. In dieser 
Ausffihrang kann entgegen der Bevision eine Verletsnng des § 9c des 
B. Ges. vom 1. Juli 1881 nicht gefiinden werden. Das B. 6. erfordert 
im Sinne dieser Vorschrift ffir den Begriff der gewerblichen Betriebs- 
materialien, dass die bezOglichen Materialien für einen Betrieb be- 
stimmt seien, der darauf abziele, dem Unternehmer durch den Umsatz 
der Betriebsprodttkte Gewinn zn verschaffen. Die Bevision macht 
geltend, dass hierbei der Begriff des Gewerbes zn eng gefasst sei. 
Allein das B.G. hat bereits in der wesentlich gleichliegenden Sache 
der Handelsgesellschaft Gustav Schiebel & Co. zu Berlin wider den 
Prenssischen Fiskus (IV Nr. 236/95) durch Urtheil vom 13. Januar 1896 
die Auffassung des B. G. gebilligt. Von diesem Standpunkte abzugehen, 
geben die BrOrtemngen der Bevision keine Veranlassung. Es kommt 
in diesem Becbtsstreite nicht auf den Produktionsbetrieb im weitesten 
Sinne, sondern auf einen solchen an, wie ihn der § 9 c des B. Ges. vom 
1. Juli 1881 voraussetzt. Diese Vorschrift hat aber in erster Beihe eine 
Produktion vor Augen, aus deren Umsätze der Unternehmer einen 
Nutzen, einen Erwerb ziehen will. Und wenn auch der Bevision zu- 
gegeben werden kann, dass die Anwendung der Vorschrift dadurch 
nidit ausgeschlossen werden wftrde, dass der Produzent aus irgend einem 
Grunde von Erzielung eines Geldgewinnes, d. h. eines Ueberscbusses 
des Ertrages des Produkts über seine Herstellungskosten, absieht, so 
ist die Vorschrift doch nicht anwendbar, wenn eine Produktion in Frage 
steht, die ledigHcb dem eigenen Gebrauche des Produzenten dienen 
soll, und bei der vom Zwecke des Umsatzes, sei es des zunächst 
und unmittelbar hergestellten, sei es eines unter dessen Verwendung 
hergestellten weiteren Produktes, Aberhanpt nicht die Bede ist. Diese 
Bedeutung des Gesetzes ist aus dessen Inhalt und Zweck, namentlicb 
aus der Nebeneinanderstellnng von Sachen- und Waarenmengen, die 
weder znm Gebrauch als gewerbliche Betriebsmaterialien, noch zur 
Weiterverftusserung bestimmt sind, ersichtlich. Die Feststellung des 
B. G., dass der Betrieb der Königlichen Geschfttzgiesserei zn Spandau 
ausschliesslich auf Herstellung eines guten Kriegsmateriales unter 
Wahrung militärischer Geheimnisse gerichtet sei, ist von der Bevision 
nicht angegriffen und bedenkeufrei. 
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Kr. Gl. Eiitneh. des Beutseheii Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 28. Februar 1896. 

(Ents.'li. a. RelehnKtit. l. Clvilu. Bd. 8fl Nr. 49. H 178.] 

ist die nach § 26 Gew. 0. auf Herstellung von Einrichtungen nebst Schadensersatz 
salv. liqu. erhobene, zur Zeit der Klageerhebung begründete Klage abzuweisen, wenn 
dir Beklaitt !■ LmifB dM PrtzeMM EliricMuniCB trifft, die die benaohteillgeiide 
Eiewlriiwi aef das Maie dea Ertrioliefcee abnladere? 

„Der Kläger icaim der obriglceitlich genehmigten Anlage des Be- 
klagten «gegenüber nach § 26 Gew. 0. nicht auf Einstellang des Ge< 
weibebetriebes klagen; die negatorische Klage auf Unterlassung ist ihm 
veii^a^t. Als Ersatz gewährt ihm § 26 den Anspruch auf Herstellung 
von Einrichtuugeu, welche die benachteiligenden Einwirkungen aus- 
schliesseu, und bei Uuthunlichkeit oder Unvereinbarkeit solcher Ein- 
iicliiiuigeu mit einem «^eliürigen Betiiebe des Gewerbes den Anspruch 
auf Scliadloslialtuug. Jener im Kigenthum wurzelmle Krsatzanspruch 
auf Herstellung von Eiiiric-htungen ist seiner Natur nach ein dauernder 
und Ijesteht, solange die Anla<,^e besteht. Er wird daher nicht ei'schöpft 
oder aufgehuben, wenn dit- Ubergrifte \Yälirend des Prozesses aufhören, 
vielmehr nur zeitweise befriedigt. War die Klage zur Zeit der Klage- 
erhebung begründet, so muss auch eine entsprechende Verurteilung er- 
folgen, selbst wenn iiizwisdieu das Thunliclie geschehen sein sollte. 
Dem Kläger wird der fortbestehenden Anlage gegenüber der richterliche 
Schutz nur dadurcli dauernd f?ewährt, dass er auf (irund des Urteiles 
gegen den Beklagten im Zwaiigsvullstreckungsverfahreu vorgehen kann, 
wenn die getroffeneu Einrichtungen l)eseitigt werden oder sich in der 
Folge doch nicht als zureichend erweisen, während die Abweisung der 
Klage ihn nötigen würde, sobald die Einwirkungen das Mass des Er- 
uäglichen übersteigen, von ueuem die Klage zu erheben, auch den dem 
Grande nach bereits anerkannten Schadensersatzauspruch von neuem 
im Wege selbständiger Leistungsklage geltend zu machen. Andererseits 
beschwert den Beklagten die Verurteilung nicht, weil der Kläger ohne 
Erfolg das Zwangsvollstreckungsverfahren beantragt, wenn die ent- 
sprechenden Einrichtungen inzwischen getroffen sind. 

Wenn das Berufungsgericht zwar ein auf Untersa«iung künftiger 
Störungen gerichtetes Klagebegeliren nicht durch tlie im Laufe des 
Rechtsstreits getroffenen, die Störungen beseitigenden Einrichtungen für 
hinfällig erachtet, dagegen die auf Herstellung dieser Einrichtungen 
gerichtct<i Klage durch die inzwischen erfolgte Herstellung der Ein- 
richtungen für erledigt ansieht, so ist zu erwägen, dass auf Herstellung 
bestimmter Schiiuuiassregeln gar nicht geklagt werden kann, weil an 
der mit obrigkeitlicher Genehmigung hergestellten Anlage Änderungen 
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obne Zastimmoiig der znst&ndigen VerwaltnQgBbehörde nicht voiige- 
nommeii werden dftrfen. Es kann nnr allgemein die Herstellang von 
AbbilfeTorricbtongen begehrt werden, und einen anderen Klagantrag 
hat auch der Kläger nicht gestellt Erkennt dann das Gericht, wie 
anch hier geschehen ist, allgemein anf Herstellung von Einrichtungen, 
die die beeinträchtigenden Einwirkungen anf das Mass des Ertrigliehen 
einschränken, so gehOrt das weitere dem Vollstrecknngsverfahren an. 



Nr. 68. Entaeh. «les Oesterr. Vcrwalt. fierlehtshofts. 
Vom 28. Februar 1896. 

[fl8Mff.lEiMali.V*roriii.Bl.]X. Nr.«t. 8.1«MI 
Bei Consentlrung von Eisenbahnbauten ist im HInbllok auf die Pflicht der Elsenbahn- 
Verwaltung, bestehende Strassenzüge zu bpriicksichtigen, nicht lediglich von dem im 
Momente der Consentirung an irgend einer Stelle thatsächlich bestehenden Zustande 
auszugehen, sondern hat als der zu beachtende Zustand vielmehr derjenige lu geiten, 
4ar aaob MaMiale iar »r 20it ilei BaoM baatelMWlefl Resulirungsprojeete alt iter 
fir iaa Mraatllolieii Verkehr erftrdarlioha bereits erkaut ist 

Der § 10 des Eisenbahn-Concessions^esetzes macht nun den Eisen- 
bahnnnternehmungeu zur PÜiclit. die ( oinnuinicationsverhältnisse, sowie 
die Entwicklang' des ötfentliclien Vei keliies zunäclis:t soweit als müglicli 
unberührt zulassen uiul, insoweit dies niclit niöglidi erscheint, alle Jene 
VorkeliruDR:en zu treffen, welche als entsprechender Ersatz anzusehen 
sind. Diese Verpflichtung der Eisenbahnen ist keineswegs blos darauf 
beschränkt, an Stelle der bestandenen oder giltigerweise projectirteu 
Communicationen ander w enige herzustellen (lit. c. des citirteu ij 10), 
sondern durch den Schlussabsatz der eben citirteu Gesetzesbestiiniiiiiiig 
ist die Verpflichtung der Eisenbahnunternehmungen auch dahin au^ge- 
delmt, dass, insow( ir iliie Anlagen bei den gewöhnlichen t'oumiunicatioDs- 
uiittelu besondere Bauteu nothwendig machen, den Eisenbahnunu rueh- 
mungen die Herstellung und künftige Erlialiuug solcher besonderen 
liauteu zur Last fällt. 

Hieraus folgt, dass auch die in Frage stehende Eisenbahn -Unter- 
nehmung bei der Ausführung ihrer Bauten nicht blos die im ^ioiuent« 
der Comniission factisch bestehenden Nivciuiverhältnisse der olfentlichen 
Strassen und Wege zu berücksichtigen hatte, sondern dass bei diesen 
Bauführnngen anch auf alle aus der künftigen Regulirnng der betreffen- 
den Strassen uml Wege sich ergebenden geänderten Verhältnisse Rück- 
sicht zu nehmen war. 

Ebenso wie der Private bei den von ihm projectirteu Hauten nicht 
die factisch bestehenden, >ondern die in Absicht auf die Keguliiung der 
ötrasseu projectirteu Baulinieu uud NiveaucOteu eiu^uhalteu hat, ebenso 
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obliegrt diese Verpfliclitungr einer Ei.senbaliiiuuterneliniiing, insoweit es 
oliue Gefährdung des Eisenbahubaues selbst ausführbar erscheint. 

Kr. 68. Entseh. des Devtsehen Betehsgerlehts. 
5. Civil-Senat Vom 7. M&rz 1896. 

[JarlM.Wocli0DMlir.UiM. Nr.H/M. S.tlS. ZULtsJ 

Nach § 148. Alig. Preuss. Bergges. ist der Bergwnrkslwlttsr dem GrundeigenthOaicr 

zum Ersatz des durch seinen Bergbau dem Grundeigenfhum zugefügten Schadens vfr- 
pflichtei. Atter der ursächliche Zusammenhang zwischon dem Bergbaubetrieb uad dem 
eingetretenen Schaden muss nachgewiesen werden. 

Nach § Allgpuieiuen Berggesetzes ist der Bergwerksbesitzer 
dem nriiudeigentlmiiitir zum Ersätze des diircli seinen Berg^baii dem 
iTnuuleigenthum zugefügten Schadens verpflichtet Dabei macht es 
i^einen {Unterschied, ob der Bergw* i k<iM_iiiel> »lic mittelbare oder die 
unmittelbare Ursache der Beschädigung bildet; es genügt, wenn über- 
haupt nur ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Vermügens- 
verlust und dem Bergbaubetriebe bestellt. Die Bekl. würde hiernach 
zum Ersatz der geforderten 4904,44 Mark verpflichtet sein, wenn der 
Erweiteniiifrsbau als eine Folge der durch ihren Bergbau hervorge- 
rufenen ]l > iensenkung anzusehen wäre. Mit Recht hat der B. R. diese 
Frage verneint. Es mag richtig sein, dass die Ref^iernng in D. den 
Erweiterungsbau zur Zeit niclit angeordnet haben würde, wenn die bis- 
herige Unterfülirung unveriei/i geblieben wäre. Aber ein ursaclilicher 
Zusammenhang zwischen dem Erweiteninir.sbau und der Beschädigung 
wird dadurch noch niciit hergestellt. Em solcher würde nur dann an- 
zunehmen sein, wenn die Regierung einem Bau, wie er vor der Be- 
schädigung bestand, und wie er zunächst wiederum in Aussicht ge- 
nommen wnv. nach der bestehenden Gesetzgebung die polizeiliche 
Genehmigung hatte versagen müssen, oder aus andern (iründen die 
Herstellung der Unterführung in den früheren (!rössenver1i;ntnissen un- 
möglich gewesen wäre. Dass die Wiederherstellung des trüberen Zu- 
standes an sich rechtlich, wie thatsächlich möglich war, lint der Kl. 
nicht bestritten; er giebt vielmehr zu, dass die Regierung in D. nur 
auf Antrag der ( iemeinden S. und C. gehandelt habe und dass es allein 
Rücksichten auf die Verkehrsverhältnisse dieser Gemeinden gewescm 
seien, die die Regierung zu der Verfügung bestimmt hätten. Ob das 
Verfahren durch den § 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838, 
wie der B. R. annimmt, gereclitfertigt wird, oder ob die Regierung, 
wie die Revision unter Hinweisung auf das Erkenntniss des Oberver- 
waltnngsgerichts vom 14. März 188;) (Archiv für Eisenbahnwesen Bd. 6 
S. 546) auszuführen sucht, zu der Anordnung nicht befuirt war, ist für 
die vorUegeiMie Frage okne Bedeatimg, da in dem eiueo, wie iu dem 
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anderen Falle ein Zusammenhaue: der Anuidimng mit der durcli den 
Bergbau verursachten BeschädijiunL:: nicht besteht. Die Regierung hat, 
wie der B. E. zutreffend au.stiihit, mir die Gelegenheit des Neubaues 
benatzt, um unter möglichster Schonung der fiskalischen Interessen eine 
polizeiliche Massregel durclizusetzen, die sie für zweckmässig:, und zu 
der sie sich, auch abgesehen vou dem Neubau, für zuätiludig hielt. 



Nr. 64. l!^iiti»eh. des Dentschen Rolchsgerichto. 
4. Civil-Senat. Vom 9. März 1896. 
Begründang und Aufhebung des Dienstverblltnissee eines Beamten. 

Die Eigenschaft eines Beamten wird erworben durcli die lieber- 
tragnng eines Amtes, d. b. eines durch das öffentliche Recht begrenzten 
Kreises von Geschäften, in dem Organismus des Reichs, des Staats, der 
öffentlichen Gemeinden, Verbinde oder Korporationen seitens der zu- 
ständigen Person oder der zuständigen Behörde und durch den Ab- 
schluBs eines Dienstvertrages, welcher bezttgiich des Amtes ein Gewalt- 
verhältniss begründet, yermöge dessen der Gewalthaber zum Schutze 
und zur Gewährung des zugesicherten Diensteinkommens verpflichtet ist, 
der Angestellte aber in eine besondere Gehorsams-, Treue- und Dienst- 
pflicht gegentiber dem Gewalthaber tritt. (Laband Staatsrecht des 
Deutschen Reichs, 3. Auflage, Bd. 1 S. 383 ff., Rehm in Hirth's Annalen 
des Deutschen Reichs, 1885 S. 158. Entsch. des R. G. Bd. 6 S. 107, 
Bd. 28 S. 85. A. L. R. Tbl II Tit. 10 §§ 1 bis 3, 69.) 

Das durch den Dienstvertrag begründete Dicnstverhältuiss der Kl. 
ist öffentlich-rechtUcher Natur. Aber es kann, wie der privatrechtliche 
Vertra::, ihwrh gegenseitige Willensübereinstimmung wieder angehoben 
werden. Der Aufliebungsvertrag bedarf keiner solennen Form, sondern 
nur der Willenseinigung, die sowohl aosdrücklich, als auch durch kon- 
kludente Handlungen erklärt werden kann. Denn der Begriff des Ver- 
trages gehört nicht blos dem Privatrechte, sondern auch dem öffentlichen 
Bechte an. In beiden Rechtsgebieten gilt der allgemeine Grundsatz, 
dass der Vertrag ein Rechtsverhältniss sowohl begründet, als auch auf- 
hebt. Aber der Vertrag des öffentlichen Rechts ist an die Formvor- 
Bchriften des Privatrechts nicht gebunden. 



Kr. 65. Entsch. des Bentschen Reichsgeriehts. 

5. Civil-Senat. Vom 11. März 1896. 

r,T:ir WofliCTiMPlT lg98. Nr. 86'87. » 887, 898 Ziff. 86, 86.1 

PreHM. Eoteiga. 6e.s. v. ir Juni [874 § 8. Beurtheilung der BebauungefäJligkeit det 

Restgrundstücks. Mehrwerth der enteigneten Parzelle. 

Wenn auch bei gewöknlichcu Häusern das Fehlen der enteigneten 
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Fläche nicht als Nachtheil hervortreten maisr, so ist doch damit noch 
nicht gesagt, dass das Rest^nindstück diircli eine Bebauuiie- mit ge- 
wöhnlichen Häusern ebenso vortheilhaft aasgeniitzt werden konuie, als 
das ganze Grundstück vor der Enteiguung. Dies durfte der B R. um 
so weniger au uehmen, als er selbst mit den SaLliverständigeii testsit llt. 
dass das Gnindstück eine gute Wohn- und Geschäftslage für die uutereu 
und mittleren Hevülkerungsklasseii biete, und liiernach zn bHrti''ksich- 
tigeu war, dass das Grundstück vor der Enteignung Raum für gi : sv.^re 
Gebäude, Wohnhäuser wie Gescüait<li;iii-'r für kleinere und mittlere 
Gewerbetreibende enthielt, und dass die Errichtung solcher Gebäude, 
unter Mitbebauung des enteigneten 'I'lieüs, vortlieilliafter gewesen sein 
könnte, als die Besetzung des lieätgrundstUcks mit „gewöhuUchea" 
Gebäuden. 

Kntscheulend ist allein die Afrrfrl irlikeit, das Grundstück in einer 
Weise auszunut/^en, dass die enleigm-te Fläche als Baugrund verwandt 
wurde, und diesen Umstand hat der B. R. bisher nicht gewürdigt. Be- 
stand diese Möglichkeit für einen von der Bekl. selbst für ilire Zwecke 
ausgetührten Bau, so kam es nicht mehr darauf an, ob liie enteiirnete 
Fläche auch bei einer Besetzung des Restgrnndstöcks mit <4ebäuden 
für gewisse Bevölkerungsklassen als Baugrund in Betracht kommen 
konnte, dann lag auch die jetzt ohne Grund vom B. R. verneinte Vor- 
aussetzung des § 8 Abs. 2 Enteignungsgesetzes vor: dass der abzu- 
tretende Theil einen Mehrwerth durch seinen örtlichen oder wirthsrliaft- 
lichen Zusammeubaog mit dem Ganzen hatte, der erstattet werden muss. 



Nr. 66. Entsch. des Deutschen Beichsgcrickts* 
6. Civil-Senat. Vom 12. März 1B96. 

Dwjenlge, icr diirali wln Veraotohtei tliM Trmport vemlMtl tat, kann sieh OHM 

den Fracbtanspruoh der Staatseisenbahnverwaltung nicht darauf berufen, dass der Bs* 
trat dlMer bereits durch eine andere fiskalische Kasse erstattet worden sei. OtM 
beide gehören derselben juristischen Person — dem Fiskus — an. 

In Folge eines groben Versehens des beklagten Reichsbeamten bei 
Erledigung einer Depesche hat sich der Gendarm L. mit seinem Pferde 
statt nach Orteisburg nach Johannisburg begeben, nach Aufklärung des 
Irrthums ist das Pferd von Johannesburg nach Orteisburg transportirt 
worden und durch den Transport des Pferdes von Ortclsbnrg nach Jo- 
hannisburg und zurück auf der Ötaatseisenbahn sind 27 >fark Fracht- 
kosten erwachsen. Der KechtssatZ) dass die einzelnen tiskalischen 
Stationen als solche der selbständigen Rechtspersönlicliktnt entbehren 
und nnr in ihrer Gesammtheit die juristische Person des Fiskns aos^ 



Digrtized by Google 



64 



Bntldi. der Königl. Ungar. Kurie vum 12 ^rz 18ÜG. 



machen, ffthrt va der Annahme, dass die eeiteDS der Begierongshanpi- 
kasse zu Königsberg an die Kasse der Eisenbahn-Direktion zn Brem- 
berg geleistete Zahlung der 27 Mark Transport gebfihr mit Bücksicht 
darauf, dass die sahlende Station nnd die empfangende Station nur 
Einer Rechtspersönlichkeit angehören, im rechtlichen Sinne überhaupt 
nicht als Zahlung gelten kann, und dass somit der Anspruch der 
Staatseisenbahn auf die tarifmftssige Transportgebfthr von 
27 Mark noch besteht. Sine anderweite Deckung dieses Anspruchs 
stellt nun, wie des B. G. angenommen hat, dem Fiskus nicht zu Gebote 
und dieser wftrde daher an der ihm tarifinftSBig eokommenden Trans- 
portgebühr einen Ausfall erleiden. Danach bat der Bekl. gemäss § 91 
Thl II Tit. 10 A. L. B. den Fiskus hinsiehts der Deckung der Trans- 
portgebühr schadlos zu halten. 



Nr. 67. Entsch. der KOnigl. Ungar. Kurie. 
Vom 12. März 1896. 

{Owtwr. mamb. TMwrAi. m. OL Nr. ai» 8. IMt.] 

EiteHbahibeiltanttati ai4 Etorabalnfeettirte, welolM iinih Vtrietiaag eistr iluiaa ab- 
ll«seadts MsiMtirfllcM asf elisn EiMobahanie odw !■ dessen Nihe bettstflehe Per- 
ttMi tSer Sachen der Gefahr einer Verleüseg oder Beschädigung iluroh die Eisen- 
biiin aasenttes, elnd geeilee § 438 des ung Str e. mit fiefAegnlss von 2 bis 5 Jabrsn 

zu bestrafen. 

Bei der Schaffung des Gesetzesparagraphen 438 wurde auf die Ge- 
fährlichkeit bei den mit Dampf betriebenen Eisenbahnen, und insbesondere 
darauf Riu ksicht genommen, dass der Bremser mit der grüsstmöglichen 
Pünktlichkeit und Instriictionsmässigkeit seinen Dienst versehe, ferner, 
dass aus dieser Ursache das Bahnpersoiial auf die Signale und den 
Bahnkörper sein stetes Augenmerk zu richten habe. Verstösse gegen 
diese Vorschriften sind mit Hecht strenger zu ahnden. 

Die Entschuldigung des Angeklagten, dass sein Verhalten bei einer 
Strasseneisenbahn vollkommen genügt, war deslialb nicht m berück- 
sichtigen, weil das ihm zur Last gelegte Veisclmldea zwar auf einer 
Strasseneisenbahn, aber nicht auf einer Pferdebahn eingetreten ist, wo 
nämlich die Gefahr weit geringer und die Aufmerksamkeit des Bremsers, 
resp. Kutschers auch durch anderweitige Verhältnisse des nicht abge- 
sclilossenen Balmkörpers in Anspruch genommen wird; es ist daher auf 
den Angeklagten zwar der § 438 Str.-G. anzuwenden, jedoch war mit 
BÜcksicht auf die zaiilreicheu Milderungsumstände, welche ihm zu Gute 
kommen (und im Urtheile speciell angeführt sind), seine Strafe herab- 
zusetsen. 
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Nr. 68. Entsch. des Deutschon Rololisi^erichte. 
3. Civil-Senat. Vom 13. Mär/. 1896. 

l.lur. Woi-hensnlir. Iftflfi. Nr. 3C'27. S. «37. Ziff. 50 ] 

Lrsatipflicht der Eisenbahaver waltung wegen Unrichtigkeit der für den Beitritt ihres 
BtMrtM nr PmlMikaiM fir Btoilt dwtiolMr PrhrtllMdintii •rfiBrttorlleheii Er> 

klinngw. 

El. war als Beamter der BeU. vertx'agamisng verpflichtet gewesen» 
der Peiisionsicasse ftr Beamte dentadier Privateisenbahnen beizutreten. 
Bekl. war daher anch dem El. gegenüber verpfliehtet, der Penaionskasae 
diejeiugen ErUArangen, welche zur Erlangung einer Pension für El. 
erforderlich waren, die Wahrheit g^B&ss abzugeben. Wenn aber in 
ZnwIdertiandlnDg gegen diese Vertragspflicht Behl, der Pensionskasse 
gegenflber erkl&rt bat, dass El. in Folge seines eigenen Vevschnldens 
ans dem Dienste entlassen worden sei, und in dessen bewirkt 
hat, dass El nach § 11 ZUfer 3 des Statuts der Pensionskasse eine 
Pension nicht eriialtea hat, so ist Bekl. dem El. Terpfltehtet, die klagend 
begehrte Erklänmg abzugeben, dass El. ohne sein Verschulden entlassen 
sei. Hieraus ergiebt sich zugleich, dass Bekl. die Beweislast fttr die 
Behauptung, dass El. wegen eigenen Verschuldens entlassen worden sei, 
trifft (Bolze, Praxis der Entsch. des B. (3t. in Civilsachen Bd. 17 Nr. 754), 
denn nur alsdann ist Bekl. von ihrer an sieh dem Kl. gegenüber ob- 
liegenden Verbindlichkeit frei. 

Nr. 69. Entseli. des Bentsehen Keiehsgeriehts« 
1. CiviNSenat. Vom 14. M&rz 1896. 

Dsilselis VsrkahrterdMins § 53. tatemt Obertink. Art. 7. Fflr nnutrtfliiste Jb- 
iiniiea ^ FnoMMtfaiialiM SsKm« etaes B«SI«iftetN dar Eitaatwin hiflrt lies«, 
Mtüt eiRM Aagaaltlllsa im AbteMiart hafltt dar Abaasdar. 

Für die Unrichtigkeit, dass die Eanne im Frachtbrief als Eiste 
bezeichnet war, haftet der Bekl. nicht, weil die Nichtttbereinstinunung 
dieser Erklärang mit der Wirklichkeit offensichtlich war, fttr die An- 
gabe des Inhaltes kann der BeU. nicht haften, weil im Frachtbriefe 
nicht der Inhalt einer Eanne, sondern der einer Eiste erkl&rt war. 
Nun ist aber im Frachtbriefe das Wort „Eiste* durchstrichen und |,Eanne" 
darunter geschrieben* War diese Aendemng von einem Bediensteten 
des Bekl. bewirkt oder veranlasst, so hat der Bekl. f&r die Handlung 
seines mit Besorgung der Versendung Bevollmächtigten zu haften, und 
wäre demnaeh eine Eanne mit umichtiger Inhaltsangabe durch den 
Frachtbrief zur Beförderung aufgegeben worden. War dagegen die 
Aendemng einseitig und eigenmüchtig von einem Angestellten des El. 
vcfgenommen worden, so hat der Bekl. hi«*fllr nicht einzustehen. 
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Nr. 70. Eiitsch. des Deatscheii licichngerichts. 
6. Civil-Scnat. Vom 16. März 1896. 

(Dmttoeh» JttriU. aSeltf. I (IMt) Nr. 10. 8. 1W.| 
I I. HafflplltoMgtatti. Der Einwand des eigenen VertoHwidm limnn «oh fiimi Klido 
■■ofc MiMiahe das keiitreteii Ftllee nnd des Gradee seiaer Eiaalelit aatiageaieaettt 

werden. 

Der damals 9 Jahre altn Knal)e H wurde durcli » inen Wagen der 
SUasseneisenbali)) in Hamburg übeiialiren und verlor infnlg^e dess(»n 
einen Arm. Dei- von seinem Vater auf Grund des Haltpllichtgesetzes 
verfolgte Eutscliädigungsansprnrh wurde von dem Hanseatischen Ober- 
landesgericht wegen angem ihik ner eigener Verschuldung,' des Knaben 
ahf^ewiesen ; die Revision des ivliigers ist vom Tveichsgericht zurück- 
gewiesen. Das Berufungsgericht hat angenommen, dass die konkreten 
Verhältnisse des Kalles so einfacher Natur waren, dass sie auedi selion 
von einem Kinde des bezeichneten Altersauf ihre Gefährlichkeit rielitig ge- 
würdigt werden konnten In der Doktrin des gemtünen Rechts hat 
sich aber längst die Auitassung als die herrschende festgesetzt, dass 
es im einzelnen Kalle von der Beurteilung der Persönlichkeit und der 
äusseren Umstände abliängt. uh nicht selbst bei einem infantiae proximus 
Zurechnungsfähigkeit in Ansehung von dolus und cnlpa angenommen 
werden darf. Die Vorschriften des Strafgesetzes ttber die Zurechnungs- 
fähigkeit dl\rfen aber nicht auf das Gebiet des Civilrcchts ohne eine 
dahin gehende gesetzliche Vorschrift übertragen werden. Mit Recht 
wendet auch das Berufungsgericht den für die Frage, ob ein Unmündiger 
für Delikte auf Schadenersatz haftbar zu macheu sei, massgebenden 
Grundsatz auch auf die Frage an, ob einem mit der Schadensersatz- 
klage auftretenden Unmündigen der Einwand entgegengesetzt werden 
könne, er habe das ihn schädigende Ereignis selbst verschuldet. Das 
Berufungsgericht hat sodann nach einer persönlichen Vernebmofig des 
Klägers dessen Persönlichkeit erschöpfend beortheüt. 

I9r. 71. Eutscli. des Deutschen Reichsgerichts« 

2. Civil-Senat. Vom 17. März 1896. 

[Jur. Wocheuschr. 1696. Nr. 30/31. S. §78. Ziff. 51. | 

1 13 Abs. 2 Nr. 2 Flncirtlialangas. v. 2. Jali 1875. Ma Eataolildlguaiapfilolit anfasat 
aardaa helaat gawaaaaaa Tlieli dea aaali der neuen Flacktiiaia ia die Straaae Mlaadaa 

firundstUcks nebst Zubehör. 

Anlangend die Begründung des klägerischen Anspruchs auf § 13 Abs. 

2 Nr. 2 des FluchUiniengesetzes vom 2. Juli 1875, so ist insoweit .den 
rechtlichen Ausführungen des 0. L. G. beizutreten. Der erkennende 
Senat hat in dem Urtheil i. S. Lambotte c. Stadt Cöln vom 30. November 
1894 Rep. II. 248/94 (Entsch. Bd. 84 S. 250 ff.) dahin entschieden, 
dass die auf diese Bestimmmig sich gründende Entschädigungsverbind- 
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lichkeit der Gemeinden im Wesentlichen auf den gebaut gewesenen 
Theil des nach der neuen Fluchtlinie in die Strasse fallenden (irund- 
Stücks sowie etwaij^^es Zubehör zu den bestandenen Gebäuden, nicht aber 
Auf weiteren angrenzenden, unbebauten Grundbesitz desselben Eigen- 
Jhfimcrs sich erstreckt. Es liegt kein Anlass vor, von dieser rechtlichen 
Annahme abzugehen. Nun ist unbestritten und festgestellt, dass der 
Terrainstreifen, dessen Bezahlung Kl. beansprucht, nicht bebaut war, 
sondern einen Theil des Gartens bildete, der an das frtihei auf dem 
westlichen Theile stehende alte Haus anstiess. Es könnte daher nur 
in Frage kommen, ob derselbe nichL als Zubehör zu dem früheren Ge- 
bäude in dem bezeichneten Sinne zu erachten sei. Indessen auch dieses 
ist mit Recht verneint worden. Als ein solches Zubehör können nach 
Absicht des Gesetzes nur solche unbebaute Grundstttckstheile, welche 
ihren wesentlichen Werth und ihre weseutliclie I^edeutung lediglich in 
ihrem Verhältniss zu dem Gebaudt haben, wie beispielsweise ein um- 
schlossener Hof oder ein unbebauter iiang, erachtet werden, nicht ajber 
lediglich angrenzende Grundstücke, die, wenn sie aucli zu dem bestan- 
denen Gebäude gehörten und mit demselben benutzt wurden, doch als 
solche einen selbsLständigen Werth und selbststandige wirthschaftliche 
Bedeutung auch ohne den erörterten Zusammenhang haben. Zutreffend 
ist vom 0. L. G. dargethau worden, dass diese beschränkte Auflassung 
des Zubehörs in Fällen der vorliegenden Art, auch in den näher ange- 
gebenen gesetzgeberischen Materialien wesentliche Unterstützung findet. 



Nr. 92. SntBCli. das D«iitBehen Beleksgerielits. 

6. CiTÜ-Senat. Vom 18. H&rz' 1896. 
§ 9. Preus». Enteign. Ges. Die Übernahme und EntschSdlgungsreststellung des Rwt* 
gmdttloli* vollxleM tioli utarau mit dem Hauptflnrndstflofc, nioht in eisen neaen 

Verfahren. 

Es muss die Ansicht der Revision als uni i lilig bezeichnet werden, 
dass die Ermittelung der für das Restgruudsiuck zu zahlenden Kut- 
schRdigungssumme nicht dem \\ ciieren Verfahren im Rechtswege, sondem 
eiiuni neuen Euteignung.svt rlahren vorzubeiiaiteu gewesen wäre. Die 
Lebernahme des Restgrundslücks auf Grund des § 9 des Enteignungs- 
gesotzes vollzieht .sich nicht im Wege einer neuen Enteignung, sondern 
ist eine Folge der alten Enteignung und mnsste in dem über diese er- 
öffneten V( ! fahren verlangt werden. Dies ist liier auch geschehen, aber 
das Begehren der Kl. ist im Enteignungsverlahi eii abj^^ewiesen wurden. 
Darnach erübrigte ihr nur der Rechtsweg um ihren Anspruch aus § 9 
zur Anerkennung zu bringen: das Euteiguungsverfahreu war ab- 

61* 
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Abhandlungen. 



1. 

Das Frac'htrecht uud Eisenbahn frachtreeht 
des EntwnrfM eines Haii4eisge8etBbQeheB. 

Von Dr. jnr. Mtx Mltltlstvla, 

Oberlandesgerichtsrath in Uamburg. 

Der Entwarf eiseB HanddflgeMtBbnchea enthalt keine radikale Unigestal- 
tnng des geltenden Handelarechts, aber zahlreiche mehr oder minder wichtige 
Punkte sind gelindert worden. Dies gilt aach fOr das Fracht- nnd Eisen- 
bahnfrachtreeht. Während das Handelsgesetzbach im fünften Titel des vierten 

Buches , Von dm Frachtgeschäft" in zwei Abschnitten handelt, von denen der erste 
mit flVom FrachtgeschJlft überhaupt" (Art. 390 — 421), der z\veite mit „Von dem 
Fra( litfresclifift der Kisf nlialincn" (Art. 422 — 431) überschrieben ist, befasst sich 
der Entwurf mit (licsti Materie in zwei Titeln des dritten Buches: dem nechsten 
Titel „FrachtLM'scliält'' (§4{ 399- 42(1 . und dem siebenten Titel „Be- 
förderung von Gütern und Personen auf den Eisenbahnen" (§§427 
bis 446). Der Entwurf gestaltet somit das Eisenbahnfrachtrecht selbfetaiidiLrer: 
wUlirend nach Art. 421 die Bestimmungen des ersten Abschnittes in den Art. 
390 — 480 anch für die Eisenbahnen gelten nnd j^femer* die Bestimmungen 
des zwnten Abschnittes (Art 428 if.) snr Anwendung kommen, TerfVgt der 
§ 428, dass die Vorschriften des sechsten Titels nur soweit Anwendung leiden, 
als nicht im siebenten Titel nnd in der Eisenbafanverkehrsordnnng ein Anderes 
bestimmt ist. EntJialten somit die §§ 399 — 426 manche Bechtssätze, welche 
keine direkten Beziehungen zum Eisenbahnfrachtrecht haben, so ist doch die Aus- 
scheidung einzelner Paragraphen oder Theile solcher .selbst in dieser dem 
Eisenbahnreeht gewidmeten Zeitschrift wenig anjrebracht, weil olme Wnrdijnmg 
de« alltremeinen Frachtrechts das riclitige Verstiindniss des Kisenbalintrachtrerlits 
wesentlich erschwert würde. Hinzu konnnt. «las« gerade cisfabahnfrachtrechtliclie 
Bestimmungen, nanientiich suMie des Berner Internatinnalen. Ueliereinkummens 
(im folgenden ü. 1. U. citirt), vuu massgebendem Einhuss auf zaiilreiche Para- 
graphen dos allgemeinen Frachtrechts gewesen sind. 

A. FnehfgeBehftft (g§ m^-m). 
Dass die §§ 899-^26 für die Eisenbahnen nur besehrftnkte Geltung 
haben, ist schon bemerkt. Von ihnen gänzlich nnberillirt bleibt das Binnen- 
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Schiffahrtsgesetz. Weil seiu § 26 aber auf eine lieilie von Artikeln des 
Handelsgesetzbuchs verweist, von denen manclw im Entwürfe gelindert eind, 
M wird eich eine Novelle zxm Binnenscliiffälirtagesetze nicht vermelden lassen. 
Dass der Entwurf von einer Beg4lnog des gesammten Transportrecbtes ab- 
gesehen hat, kann nnr gebilligt werden, denn die gesetzgeberischen Anfgaben 
der Gegenwart sind so ungehenere, dass die Beschrünknng auf das Noth- 
wendlgste im allseitigen Interesse liegt. Auch bei dieser Aaffassnng der Be- 
arbeitung des Frachtrechts war noch immer Manches zu Hndem und sea neuem, 
wie sich bei der folgenden Erörterung der einzelnen Paragraphen zeigen wird. 

9 399 (Art. 390). 

Die DeJimtion des Hctriirt't's .Fraclittüiaei' ist sa^hürh ungeändert ge- 
blieben. Da8.s der Entwuit di u Tou auf die üeberualniip der Au»tülirung 
der Befürderung stall, w'm hii AiL 3ü0, auf die Ausführung legt, kann als 
redaktiondle Verbesserung anerkannt werden (vgl. Entscb. dM Beicbt^eridits 
XXV. S. 112). 

§ 400 (Art 391. 392). 

Der Absatz 1 des Art 391 Ist gestrichen, weil sich «von selbst er^ 
gebend" (s. aach Bieszer, Zur Bevision des HGB., S. 87). Immerhin enthält 
er eine gesetzliche Feststellung, welche man, da sie die llöglichkeit jeglichen 
Zweifels abschneidet und grundlegende Normen klar tixirt, doch ungern vermisst. 

\Y\o (If-r Frai htführcr vom Abspiidcr den Fraclitbrief vcrlanfrcn kann, 
sollte der Absender veriangon dürfeii. dass der Frachtführer ihm eine 
Abschrift des Frachtbriefes unte i z e i i hnet. Eh kann der Begründung 
S. 257 zui^'eirchen werden, dass ein BedürlnisH uaeli eiuentliclicn Frachtbrief- 
dnplikaten iui Sinne des Eisenbahnfrachtrechts (vgl. § 42!lj Iticr nicht besteht. Der 
Absender hat aber ein Interesse daran, über den Inhalt des Frachtbriefes ein 
sehrifttiehes Zengnlss des Ftaditfiibrers als Beweisstdck in die HAnde zu be- 
konunen, und das um so mehr, wenn der gleich zu besprechende Absatz 3 
des § 400 Oesetz werden sollte. 

Der vom Inhalt des Frachtbriefes handelnde Absatz 2 des § 400 
b^;ini)t mit den Worten: „Der Frachtbrief soll enthalten". Daniit hat am 
Art, 392, welcher sagt: «der Frachtbrief enthält, sachlich nichts geändert, 
also nur gesagt werden sollen, dass der Frachtführer verlangen kann, 
da ^-5 der Frachtbrief allen Ziffern de<? i< 100 gerecht wird. Die neue 
Fassung mit ,soll enthalten"' könnt<^ aber <laliin missverstanden werden, dass 
der volle Inhalt des § 40Ü "bli'j^torisch \<t Da auch das R. I. U. Art. 6 
sagt .enthiilt" (( tmtiendra), so wird es richtiger bei der bisherigen Fassung 
des HUB. seiu Bewenden iiaben. 

Die einzelnen Ziffern des § 400 sind gegenüber dem Art. 392 ver- 
mehrt und neu geordnet, beides im AnseUuss an B. I. U. Art. 6 (Bisenbahn- 
V. 0. § 51), was nur zu billigen, ist Der Frachtführer kann daher namentlich 
die Unterschrift des Absenders verlangen, mnss sidi aber — was das Inter- 
eaae des Grossverkehrs erhelsdit — mit einer Im Wege mechanischer Ver- 
Yielfitttigasg hetgestellten Unterschrift begnfigen. 
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Bedenken nmss »la^^epen der Absatz 3 dm § 400 wecken, wonach der 
Absender für die Richtigkeit nnd die Vollständigkeit der in den 
Frachtbrief aufgenommenen Angaben haften soll. Zwar liegt dem 
Spezialfall des Art. 393 derselbe Sats an Grunde, in seiner Allgemeinheit war 
er aber dem Handelsgesetsbach (s. Entseh. des Beichsgerichts XV S. 151 ; HOB. 
Art. 664) ebenso i^emd wie dem BinnensohUfahttsgesete (s. deeeea § 46). 
Der Entwurf hat ihn aus dem B. I. ü. Art. 7 Abs. 1 (Eisenbahn- V. 0. § 63 
Ab«. 1) ü))erTir)nunen. Aus der Verpfllclitnng des Ateenders, einen dem Gesets 
entspreclienden Frachtbrief ansznstellen, folgt aber zunächst doch nur, dass 
er hierbei mit i\er «hirrli das VertragsverhältniHs peljotenen gehörip^en Sorg- 
falt zu ^ I 1 T ihren li:it, nicht aber, dass er schleehüiin für die Richtigkeit und 
\ i>llistüiiiii};keit aller Angaben anfkommen mnss. Hinzu kommt, dass der 
Frachtbrief keinen »»bligatorischen Inlialt hat, sondern der Frachtführer nur 
gewisse Angaben verlangen kann. Dieser ibi dalier geradezu vei*pflichtet, den 
Frachtbrief auf seine Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen. Die Haopt- 
schwierigkeit wird stets die BeseichnUDg des Gutes nach BesdiaireDheit, Menge 
nnd Merkzeichen abgeben. Die Menge nnd die Merkzeichen werden sich 
regelmKssig kontroliren lassen, die Beschalfenheit des Gutes nicht stets. Der 
Absender wird sie aber auch nicht immer sicher kennen, er wird sidi oft — 
z. B. als Spediteur — auf die ihm gemachten Angaben verlassen müssen. 
E8 erscheint daher als eine Härte, wenn er schlechthin für alle Angaben 
haften soll. 

9 401 (Art. 393). 

An der durch Art. 393 statnirten absoluten llattnnp: des Absender« für 
bestimmte Begleitpapiere ist dagegen festzuhalten . Dam der § 401 diesen 
Satz auf Begleitpapiere, welche zur Erfüllung von Polizeivurscbriften er- 
forderlich sind, uusgedclint hat, ist zu billigen. 

§ 402 (Art 394). 

Der geltende Artikd 394 ist im Anschlnss an B. I. U. Art 18 (vgl. auch 
Binnenschiifahrtsgesetas § 42 Abs. 2 nnd § 70 Abs. 1 und 2) genauer gefasst. 
Im Uebrigen soll es wie bisher — bei dem bfirgerlichen Recht sein Be- 
wenden behalten. Dass der Hinweis anf den Ortsgebrauch im § 402 bei- 
behalten ist, während das Binnenschiffahrtsgeseta ihn beseitigt hat, kann nur 
gebilligt werden. 

§ 403 (Art 395, 397). 
Per Grundsatz der «trcntron Haftnnj? des Frachtführers ex receptu ist 
sch»>n bei der Berathung des iWnnens( hiffahrtsgesetzes srefallen. Der Hinweis 
des Regiernngsvertreters, dass die^er üruud.satz das Frachtreclit allgemein 
beherrsche, hinderte die Reichstagskommissiun nicht, schon bei der gegebenen 
Gelegenheit dem als billig erkannten Prinslpe xa entsprechen (vgl. Mittelstein, 
Binnenschiffahrtsgesetz S. 127). Regierungsseitig sind dema auch keine wdteren 
Bedenken dagegen erhoben, dass der § 68 des Binnenschiffahrtsgesetges be- 
stimmt: der Frachtführer haftet nur fttr die von ihm au beweisende 
Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers. Nachdem dieser Orundsata 
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einmal anerkamit war, mnsste auch der Entwurf deB Handelsg^BetaslMichea ihn 
proklamiraD, was im § 408 — jedodi mit AniBetiliua des EieenbalmfrachtrechteB, 
s. § 430 — gesehelien ist. Diese Nenenmip wird von zahlreichen Kreieen 

als wesentlicher Fortschritt begrflsst werden, denn der Lislioi i-rc Kechtszustand 
macht den Fraclitführer zum Garanten von Gefahren, welche er nicht abwenden 
kann. Nicht <rliu'kli(h ist aber dio Fassnnp:, in welrlic der Absatz 1 des 
^ 103 die neue Norm ^rekleidet liat' Die IJesTÜndunir S. 259 stellt ausser 
jeden Zweifel, dasa der § 403, wie geradezu nothwendig ist, auch darin dem 
§ 58 des Binnenschitfahrtsgesetzes folgen will, dass der Frachtführer sich 
zu exkiilidren hat. Das igt aber mit der Wendung „es sei denn, dass der 
\'erinst etc. auf Umständen beruht, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen 
Frachtführers nidit abgewendet werden konnten* nicht genügend klar anm 
Anadmck gebradit Es yiVite doch nichts einfacher, als den Wortlaut des 
§ 68 des Binnenschlffahrtsgesetaes zu wiederhol/en. Wenn zwei verschiedene 
Gesetse eine identische Vorschrift haben, so sollte es selbstverstitndlich sein, 
dass diese auch identisch gefasst werden, e» sei denn, dass die ältere 
mangelhaft ist. Das wollen aber doch die Redaktoren des Entwurfes nicht 
behaupten ! ? 

Der Absatz 2 des § 403 eiitsi>ri( ht dem geltenden Recht (Art. 395 
Abs. 2, Art, 608; BiiiTiensch. Ges. 58 Alis. 4). Neu ist, dass ausser den 
Kostbarkeiten noch die Kunstgegenstiinde irenanut werden, und dasn die 
Deklaration bei der T-ebergabe zu ges« hehen hat. Es empfiehlt sich, beide 
Einschiebsel wieder zu streichen! Wird die Deklaration erst nach der üeber- 
gabe gemacht, besteht aber noch der Status quo, so rechtfertigt nichts den 
Ausschluss der gewtfhnlichen Haftung des FrachtfKhrers (vgl. Staub zu Art. 
395 § 16). Und JCunstgegenstände* verdienen nur dann eine bevorzugte Be- 
handlung, wenn sie als , Kostbarkeiten' (vgl. dazu Entsch. des Beichsgerichts 
Xm S. 38) anzusehen sind, so dass diese Kategorie schon genfigt. 

^ 404 (Art. 396). 

Während nach Art. 39f) für die Ersatzleistnnp- «ier Werth zu Grunde zu 
Ipffen ist. welchen Gut derselben Art nnd Beschaffenheit am Ort der Ab- 
lieierung /.n der Zeit liatte. in welcher es abzuliefern war. soll nach dem 
Entwurf der Werth genummeii werden, welchen Gut derselben Ajt nml lie- 
scliaileniieit am Ort der Absendung in dem Zeitpunkte der AniiahiiK' zur 
Befürdemug hatte. Den Anlass zu dieser Neuerung haben nicht etwa schlcehte 
Erfahrungen mit der Berecbnungsmetliode des Artikels 396 — welcher noch 
kürzlich im Binnenschiffahrtsgeaetz einfach wiederholt ist! — gegeben, sondern 
offenbar wieder die Bneksichtnahme auf das B. I. U. Art. 34. Dieser Artikel 
ist aber ein Kompromissartikel; der deutsche Entwurf hatte gerade die An- 
erkennung der Gmndsfttse des Art. 396 HGB. proponirt! (s. Eger, Internat 
läsenbahnfrachtrecht S. 600). Gegen die Maassgeblichkeit des Ablieferungs- 
ortes hat dann allerdings der Verein Deutscher Eisenbahn -Verwaltungen mit 
Erfolg geltend gemacht, dass die Versandtbahn nicht in der Lage sei, den 
Werth des Grate» bei der Ablieferung zu kennen, mithin auch weder den Um* 
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fang ibrer Haffenng noch das Maass d«r von Ihr «aEnwendanden ^cheninga- 

maaserogeln za benrtheilen vermiß (s. Eger a. a. 0. S. 602). Dagagan Utoal 
sich jedoch geltend machen, daäs Hpätere Bahnen, wdche das Gat von der 
Versandtbalin übernehmen, niclit den Werth desselben am Versandtorte kennen, 
und dass nicht nnr die Versandtbalm, soTulf-ni aiuli diejenige Balm belangt 
werden kann, welche das Ont zuletzt iil)eriinmnien hat (B. I. V. Art. 27» [)ie 
dentsche Ei«enbaiin-Veikelirsurduung § ÖO hat denn aneli den Grundsal>ic des 
Art. 396 HGB. einlach beibehalten. Dass ans diesem Zwiespalt des inter- 
nationalen nnd nationalen EiäeubahmechteHi l nzuträglichkeiten eiwnchäcu 
wären, dafUr liegt nichts vor. Um so weniger ist dann ein Anlas» gegeben, 
ainan bewährten Gnuideata des deutschen Frachtrechts au opfern, welcher 
vielleicht noch bei einer Bevision des B. I. U. in dasselbe eindringen kann! 

Han sollte daher bei der Fassung des Artikels 396 bleiben. 
£lne redaktioneUe Verbessenmg ist aber der neue "Riwgaiig des § 404: «Kasa 
anf Gmnd des Frachtvertrages", sowie — im Anschluss an B. I. Ü. Art. 34 
— die Hervorhebnng etwaiger Ersparnisse an der Fracht. Auch dagegen 
IHsst sich nichts einwenden, dass nicht nui' im Falle einer böslichen Handlungs- 
weise, sondern — dem B. I. U. Art. 41 entsprechend — schon bei grober 
K a 1 1 1 1 » M ! <r k e i t voller Schadensersatz soll gefordert werden dürfen. (Ebenso 
iüeszer 8. 88.) 

S(dlte übrigens die neue Fassung des § 404 beliebt werden, so dürtte 
sein Abbatz 2 jedeiiialls nicht genügen. Die Begründung S. 260 bemerkt, 
dass im Oesetse nicht näher bestinunt an werden brauche, wie anf der Gfrund- 
lage des Absatzes 1 die Wertbsmindernng zu beredmen seL Es wird dann 
aber als unricht% zurückgewiesen, wenn man von dem Werth des var 
beschädigten Guts am Absendnngsorte einfach den ennittelten Verkanfswertti 
abziehen nnd die sich alsdann ergebende Düferenz als Ersatssumme aa- 
i^duaen würde. Gerade so aber reclmen z. B. Eger und Rosenthal für B. 
I. ü. Art. 37! £s würde daher richtiger In den Absatz 2 die Serechnnngs- 
metbode aufzunehmen sein. 

§ 405 (Art. 400). 

Die Einschrflnkung der Haltung des Frachtführern im § to:^ hat zur 
Pdljrp «•piinbt, dass anch die Haftung für seine Leute m § 40ö auf schuld- 
vnlk' Handlungen eiuuesclirünkt ist. Prinzipiell ist abei der Boden des Art. 
4uö nicht verlassen. lnj;tH'^<nidere ist aiuli dessen Sj)racliirebraueh: Leute 
und andere Personen, deren er sich bei Anstührung der Beförderung bedient" 
beibehalten, was sich schon wegen des entsprechenden B. L ü. Art, 29 empfiehlt. 

§ 406 (Art 401). 

Der Absatz 1 des § 406 ist eine verbesserte Fassung von Art. 401 
Abs. 1. Da die hier gemeinten Unterfrachtführer Leute des Frachtführers im 
Sinne des § 405 sind, so könnte der Absatz 1 gestrichen werden. .Msdann 
würde es sich euipfelilen , den Absatz 2, welcher in Anlehnung an B. 1. U. 
Art. 27 Abs. 2 prUciser redigirt ist, mit den Worten: »Jeder Unterfradilr 
tührer'' n. s. w. eiuzuleiteo. 
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Nm ist der Absats 3, welcher den Bttckgrlff der verschiedenen 
FnuditfHhrer im Anichlnes an die in den ArÜkdn 47 — 49 6> I. Xf, aufgestellten 
Hennen regelt. Das kann nnr gebilligt werden, well der § 420 des B. 6. B. 
nkbt aosrdcht Die Fassung des Entwurfes dflrfte aber nicht geniigen; ins- 
besondere erscheint der Verweis anf den § 403 niclit zutreffend, denn damacli 
luvtet der Frachtfütirer schon dann, wenn ihm die Exlculpation nicht gelingt. 
Es emufiehlt sirli dalicr etwa folprende Redaktiim: „ Fraclitführcr nnd Unter- 
fracht tührpr habpTi unter einander den Scliaden fremeinsam zn trafen im Ver- 
hältniHse iiirer Antheile an der Fraclit, doch kann sich jeder durch den Be- 
weis befreien, dass der Sehaden nicht auf seiner Beförderiinfrastrecke entstanden 
ißt Wer den Scliaden verschuldet liat, haftet für ihn /um Vollen. Ilaben 
melirere den Schaden verschuldet, so haftet jeder für den von ihm verschul- 
isteii Sehadeu, im Zweifel aber im VerhUtotee seines Fraobtaatheils.' 

i 407 (Art 402). 

Der $ 407 ist im AnsclilaBs an B. 1. V. Art 15 nen redigirL Anzuer- 
kennen ist namentlich, dass die beiden flUle, in denen das Verfüf^nngsrecht 
des Abeenders erlischt, nicht — wie früher in den Art. 402 nnd 1 0') — ge- 
trennt, sondern neben einander gestellt sind. Den Satz 2 des Al'salzeB 2 
wdlte man aber lieber mit den Worten des B. 1. U. Art. 15 Ahs. 4 .Ist dies 
ceschehen" »dnleiten. Die Anlehnunp tin einen für triit befundenen Text ist 
immer neuen Varianten vorzuziehen, ^^l)lllen sie aucli wirklich noch ein bischen 
besser klinj^en! Dem Art. 15 Abs. 8 B. 1. V. ist femer der Satz 2 Abs. 1: 
,Die ilehrküsten, die durch eine solche Veriüguüg entstehen, sind dem Fracht- 
fBhrer zu erstatten" entnommen, während der weitere Fassns des B. I. U., 
,dsss dies nicht der Fall ist, wenn der FraditfSlirer die Verfügung ver- 
idmldet hatte, als sdbet?er&tftiidllch fan § 407 weggelassen ist. Aber auch 
der angenommene Bassns ergiebt dch ans allgemeinen Bechtsoorment Des^ 
halb wiederhole man die Vorsehilft des B. L U. gans oder lasse sie gaax fort! 

§ 408 (Art. 404) 

Der § 408 entspricht dem Art. 404. Statt „der im Frachtbrief bezeich- 
arte Empfänger' ist besser allgemein »Empfänger'* gesagt. 

§ 409 (Art. 405). 

Nach dem bisherigen Kecht kann der EmpfUnjrer die durrh den Fracht- 
vertrag begründeten Rechte geltend machen „nach Ankuuit des Fracht- 
führers am Ort der Abliefenmg", wofür der § 40U sagt: ,nach der An- 
kinft des Qntes am Orte der Ablieferung'. Dass die bisherige Fassung 
ksDie nttreifende ist, wird siemlieh allgemein anerkannt. lUt Recht wird 
angenommen, dass damit der Zeitpunkt gemeint ist, an welchem das Qnt 
angekommen ist oder hätte ankommen sollen. Die nene Wendung des § 409 
i^t dem Art. 16 Abs. 2 des B. I. U. entnommen, wo es jedoch et\vas ab- 
reichend heisst: „nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte". Der Ent* 
warf glaubt sich (s. Begr. S. 263 ob.) in voller Uebereinstimmnng mit dem 
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B. 1. U., wenn er „Ankunft des Gutes* wörtlich nimmt, weshalb — abweichend 
vom geltemden Handelsrechte — der EmpfangiMr im Falle des Verlustes des 
Gutes unterwegs keinen selbständif^en Ersatzanspruch {fcpren den Frachtfülirer 
habe, sondern sieb, wpnn er ix^s^} (b-Ti Frarlitfulirer vorfrolicn wolle, die 
lifM'htc lies Absenders aus dem > ra< iit vortratrt' abtrelon lassen luüxse. Nun 
ist es aber — und dessen scheinen sich die Kedakttiren des Entwurfes nicht 
{renüpend bewusst pewesen zu sein — sehr streitig, wie „Ankunft des Gutes" 
in B. I. l'. Art. lt> zu verstehen ist. Von den Kommentatoren erklärt sich 
nur Oerstner 8. 261, 267 f&r die w6rtUche Auslegung. Dag^en verta^n 
Eger S. 313 nnd Bosentbal S. 141, 161 mit Entsdiiedenheit die Anflikssnng, 
daas das B. I. ü. nichts anderes habe bestinimen woüen, als was der Art 405 
nach '-herrschender Ansicht besagen soll. Derselben Meinung ist offenbar anch 
Schwab, wenn er S. 201 bemerkt, dass der Abs. 2 des Art 16 im Princip 
ndt Art. 405 übereinstimmen. Bei den Beratbnngen des B. I. U. ist dieser 
Punkt nicht sur Sprache gekommen. Die Fassnnir n'itirt aus dem deutschen 
Entwürfe her. Dass dieser das Princip des deutschen Rechts hat aufgeben 
wollen, ist nicht an?:nnehmen. wohl aber, dass er versm lit hat. dem ungenügen- 
den Ausdrnrk des H. (t. h. einen past*enderen zu substituiren. Wünschens- 
w^erth ist jedenfalls, dass das H. G. 1>. nnd das B. I, V. übereinstimmen. Des- 
halb möire der \'ors< hlag des Entwurfs adoptirt werden, aber nicht mit der 
f?ep^ebenen Begründung, sondern mit der, dass es sich um eine offene Inter- 
pretaÜonsfrage handele, welche für bdde Gesetze einheitlich zu lösen seL 
Eine andere Nenemng des § 409 ist die, dass der Empfänger die durch 
den Frachtvertrag begründeten Rechte gegen Erfüllung der sich daraus 
ergebenden Verpfllcbtangen soll geltend machen dürfen, während er nach 
Art. 406 die Verpflichtongen, wie sie der Frachtbrief o^^ebt, zu erfüllen 
hat. Dies hat der Entwurf deshalb geändert, weil es nicht mit den Vor- 
schriften des Artikels 409 zu vereinigen sei, nach welclien der Frachtführer 
wegen aller durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen ein Pfandrecht 
an dem Gute lia)>p. Dieser legislatorische Grund triftt nicht zu. Es konkurrirt 
ebpn mit der ]>ersönlichen Belastnnjr des Empflingers durch die aus dem 
Fra< litbrief si( Ii ergebenden Verptlichtungen die dingliche Belastung des Guts 
dur( h das rtandrecht. Während erstere Verpflichtungen nur durch Erfüllung 
getilgt werden können, genügt zur Beseitigung tlet» ITandrechts schon Sicher- 
heitsleistnng (vgl. Schott S. 406 — 407). Wohl aber ist darauf hinzuweisen, 
dass das B. I. U. Art. 16 Abs. 2 die vom § 409 vollgeschlagene Fassung 
enthalt. Ob solchem Vorgange ohne Weiteres anch für das H. 6. B. zu folgen 
wäre, mnss Zweifeln begegnen, weil diese Vorschrift des B. I. ü. dadurch 
verdunkelt wird, dass in den Art. 16 Abs. 1 und Art. 17 von der Bezahlung 
der »im Frachtbrief ersichtlich gemaditen Heträge'' gesprochen wird (v^. 
Eger S. 302— ä03). Diese Wendung findet sich auch im 

§ 410 (Art. 406), 

was ilie r>e::ründung mit der Erwiigung zu rechttertigen siu ht . das« es sieh 
iju § 4UU um das Kecht des Empfängers auf Auslieferung des Gutes und die 
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dafBr von ihm zn gewiiiii ende Gegenleistnnp: , im § 410 aber um eine durch 
Annahme des Frachtbriefs begründete selbständige Verpflichtung des Empfängers 
bandele. Wamm die VerpflichtniigeB des Empfänge» in dem einen und «n- 
ieren Falle vencldedeii sein aollten, ist nicht erfindlidi. Kaeli dem geltenden 
HindelegesetElnicli sind ale es nidit, denn sowohl nach Art. 405 wie nach 
Art 406 bat der EmpfSnger die Verpffichtimgen, welche der Frachtbrief 
«siebte an erfBllen. Es sollten daher die §§ 409 nnd 410 in diesem 
Fnnkte wörtlich äbereinstimmen. Dabei wird man sich aber doch — 
abweichend vom Handelsgesetzbuch — zu Gunsten der Verpflichtungen, wie sie 
der Frarlit vcrtrac: ertribt, zu ontsclieiden haben, denn wenn der Empffincrer 
dessen F^rliilliinp fordert resp. acceptirt. wird er sich auch nicht den sich aus 
diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen entziehen dürfen. 

f 411 (Art 407). 

Der Artikel 407 ist dnrcb nene Vorscliriften ersetzt. Soweit er sich 
mit der Feststellong des Znstandes der Frach^ttter befasst, wird die Novelle 
rar (^vilprozessordnnng Im § 449 a Bestimmungen treffen. Der nene § 411 
isl dem Knnensdiiffidirtsgesetz § 52 Abs. 2 n. 3 {vgl. 6. 1. U. Art. 24 Abs. 1) 
saehgebildet, regelt weiter aber auch den Fall, dass das Gnt dem Verderb 
ausgesetzt ist Hierbei wird auf § 344 Abs. 2 — 4 verwiesen, doch treffen 
die Absfttxe 3 nnd 4 nicht recht an. 

§ 412 (Art. 408). 

Der ürundfatz des Art. 40H Alis. 1, dass dnrrli Annahme de» Guts und 
Zahlung der Fracht jeder Anspruch ^^egeu den Frachtführer erlipflit, ist im 
Absatz 1 des § 412 aufrecht erhalten, jedoch durch Hervorhebung der , sonst 
auf dem Gute haftenden Forderungen sowie des Unibtandes, dass e« sich 
nur nm alle Ansprüche »ans dem Frachtverträge" handelt (vgl. B. I. U. Art. 44 
Abs. 1) sachgemftss pricisirt worden. 

Dem Vorgange des Binnenschiffahrtsgesetaes § 61 entsprechend sind aber 
mit Recht von dieser strengen Bogel Ansnahmen angelassen, soweit es dch 
am Beschädignng* oder Hindernng des Gates handelt Statt ,Mindening* 
sollte der Ansdmck «theilweiser Verlust", welchen H. G. H. Art. (UO nnd 
BinnenschiflUhrtsgesets § 61 haben, beibehalten werden. Solche Heschädignng 
oder Minderung wird bald äusserlich erkennbar sein, bald nicht. Diese 
beiden Eventunlitaten hat das Binnenschiffahrtsgesetz gesondert in den Ab- 
sätzen 1 und 2 des § 61 behandelt. 

Hiervon iat der § 112 ai»tre\vichen, indem er im .Absatz 2 allpemoin 
beMimmt. dass Beschildi<rnng:en oder Minderungen, wekhe vor der Aiinnluiic 
dunh Bewei.Haui nähme zur Sicherung des Beweises festgestellt sind, nit lit dem 
Präjudiz des Absatzes 1 unterfallen. Dasselbe ergibt sich andi nach dem 
Binnenschiffahrtsgesetz, dessen Formnlirnng aber vorznzleben sein dürfte, weil 
es insofern za Oiinstei( des Empfangers weiter geht, als es znr Beservirang 
der Am^rttche w^ra ftns serlich erkennbarer Verlnste nnd Schlden nicht 
deren Feststdlnng dnrcb die Bewelsanftiahme, sondern nnr die des Znstandes 



Digitized by Google 



76 



M. Mittelstem, Fracht- und £iflenbalmfrachtrecht d. H. G. B. £Qtwurf8. 



des Gfutes im AUgemeineii veriaJigt, was namentlich ton Ton Bedentimg wird, 
wann die Untenaclinnir des Guts wegen des Ortes oder der Art seiner Lage^ 
rang besondere SchwieriglLelten bereitet. 

Der Absatz 8 des § 412 erfordert fOir die Erhaltong naebtrSglidi ent- 
deckter äusserlich nicht erkennbarer Mingel die nnversugliche Beantragung 
ilirer Fesstellung durch das (rcricht, entsprechend dem Art. 408 Abs. 2. Hier- 
von weicht da» Binnenscliiifahrtsgesetz insofern ab, als es diese Möglichkeit« 
solche AntrflpTP bis zur Orf^n/f der Veriithrung zu stellen, /oitlich be- 
schränkt und zwnr nnf lir 1- Mist von einer Worhe nach der Al)nahme. Die 
Begründun^^ bestreitet, dass liir die Verallgemeinerung dieser bestbuiuiing ein 
Bedürfiiihti besteht. Da aber auch das B. I. U. Art. 44 Nr. 4 dieselbe Frist 
und die Eisenbahnverkehrsordnung § 90 Nr. 4 eine solche von vier Wochen 
bat, so ist nicht abzusehen, warum nicht auch den sonstigen Fracbtf&hrern, 
welche das gleiche ünteresse haben, baldmöglichst gegen Beklaniatlonen ge- 
schätzt an sein, solche Wohlthat gewührt werden soll. Die Frist von vier 
Wochen — welche auch r^emngsseitig für daa Binnenscfaiffahrtsgesets vor- 
geschlagen war — dllifte eine geeignete sein. — Der Schhisssatz des Ab- 
satzes 3 ist praktisch. 

Nach Absata 4 kann sich der P'rachtführer niclit auf „diese Vorschriften" 
berufen, wenn er den »Schaden durch Vorsatz oder trrobe Fahrlässigkeit her- 
beigeführt hat. Der verwandte Absatz 4 des t^innenscbiifahrtsgesetzes § ßl, 
sowie H. G. B. Art. 610 Abs. 2 beziehen sit b nur auf Ansprüche wegen theil- 
weisen Verlust^»« und Beschuldigung. Der Entwarf nuMnt aber, wie der Hin- 
weis der Begründung auf B. I. U. Art. 44 Nr. 1 luul l.iseiibaliu-V. 0. § 90 
Nr. 1 zeigt, Ansprüche aller Alt. Es empfiehlt sich daJier, statt „diese Vor- 
scbriften' lieber »den % 412* an sagen. 

§413 (Art. 408 Ate. 3). 
Ebenso wie der Art 408 yerwelst der § 413 wegen der Verjährnn^ 

anf die für den Spätem* gegebenen Vorschriften. Diese, welche jetzt in neuer 
Fassnng im § 388 enthalten sind, geben zu Bedenken keinen Anlass. Nur 
die , entsprechende Anwendung" des § 388 ist insofern geeignet, Zweifel za 

erregen, als in dessen Absatz 3 nur vom Versender prcKprochen wii*d (was der 
Art. 386 bes^ser \ ernieidet) , für <las Frachtrecht abei- dem Abüeader der 
Empfänger in den FäUeu der ^§ 4U9. 410 gleich zu stellen ist. 

(Schluss folgt im nftchsteu Heft) 
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Dte iiMtersehatBepesetasgebniig nnd die EüseiiMiniiiiternelimiuigen. 



Bei «Bauten* ist nach der Wortfusnng die Beaehaftlgniig von Arbeiteni 
«D Somi- imd Featteireii im weitesten ümfanip verlioteii. Ee gehVren hierher 

alle Arbeiten, die zur Errichtellg, zur Reparatur oder Tnntaiidhaltnntj: von 
Hoch" oder TienHUHton dienen, so auch die Eisenbahnbaaten. Inübesondere 
kommen ancb die ». i^. He^ebaaten in Betracht, welche z. B. ein Eisenbahn- 
nnternphmer für Zwecke seines Betriebs anfführen iHsst*). Alle diese Fälle 
fallen unter v< lOäb. . und es ffeht aucli die Verwaltun^^spraxis der einzelnen 
Bundesstaaten darin ans, dass § 105 b. Abs. 1 aiu li tiir die Regiebauten der 
Staatseisenbahnen und andere staatliche Regiebauteu gilt'). Alle Bauten von 
Eisenbahunternehiaein werden sonach dein § 105b. unterstehen, insofern sie 
nicht, wie die regelmässige Unteriialtung des Bahnkörpers ilireai Zwecke nach 
■ittittolhar dem Verkehr dienen, soweit als Venichtnngen des Verkehrs- 
gewerhes nach § 105 1 Ahe. 8 ansgenonnnen sind. Es findet daher § 105 b 
insbesondere ancb Anwendung auf die Nenbanten von Bahnanlagen, Stations- 
gebänden n. s. w. 

§ 105 c. entliiilt die Ausnahmen von dem gesetzlichen Verbote. Schlechthin 
(ohne besondere Erlaabniss) sind nnKjrenonuuen : In NotlifäUen (z. B. wenn mit 
einem Eingreifen ohne wesentliflicn Schaden nirht bis zum nächsten WerktagR 
eewartet werden kann), oder im örtentlichen Interesse (z. B. J5aiiarl>eiten, 
Arbeiten an Wasser-, Gras- und Elektricitätswerken) unverziiglieli v<»rzn- 
nehmenden Arbeiten; ferner: {r('j>etzlicli vortresehriebene Inventuren für einen 
Sonntasr, die Bewachung von IJetriebsanlufren ( Wilcliterdienst), Reinigungs-, 
Instaudhaltungs -Arbeiten zum Zweck des regelmässigen Beti'iebsfortganges 
(Reinigung und Instandhaltung der zum Fabrik- nnd Werfcstftttonbetrieb 
toenden Bttnmlichkeiten, Einrichtnngen, Apparate, HascUnen nnd Werkseage; 
Assbessernng von Schltden); Entladen und Beladen von Eisenbahnsfigen bei 

») S. Bd. XII S. 275-279 dieser ZeitsHirift. 

«) s. Schenkel L c S. 197. v. Landmanu 1. c. S. 703. 

*) 8. V. lisadmsnn, 1. e. S. 8B. 709. 

^ s. Schenkd l & S. 196. 



Vou Dr. W. Zeller, 
Ober-Bechnnngsratli in Darmstadt. 
(SchluBa)^ 
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beBonderen Betrieben), alle Arbeiten snr WiederanfiiAhme de« vollen werk- 
tSgigen Betriebs {z. B. Änfeaem der Öfen in Fabriken), Arbeiten mr Ver* 
blitQDg des Verderbens Ton Bobstoifen nnd des lUsBlingens von Arbeiteer- 
sengnissen, sowie die Beaafsicliiigiuig des Betriebs in den vorgenannten Ans- 
nahmefUlen. Eine wirksame Kontrole der BescbrSnknng der Sonntagaarbeit 
anf jene Arten von Ailieiteii bietet die («Mipatniisch vorgeschriebene Anlegung: 
eines Verzeichnisses der Arbeiter nnd der BescliUftigungsstundon und die A\if- 
sicl-f -Ter Ortspolizeibeliörden (§ 105 c. Abs. 2). Sofern jene \ erriclilungeii 
liln^'cr als 3 Stunden dauern oder die Arbeiter am IJesuclie des tTottesdienste» 
liindern, sind die Arbeiter entweder an jedem driften Sdcnta^re volle 36 Stunden 
oder au jedem zweit4?n Sonntage mindestens in der Zeit von 6 Ulir mcngens 
biä 6 Ulir abends von der Arbeit frei zu lassen (§ 105 c Abs. 3). Ausnahmen 
kann die nntere VerwaltongsbebSrde gestatten, wenn die Arbeiter Mi Beanch 
des Gottesdienstes nicbt gehindert werden und an Stelle des freien Sonntags 
eine 24 ständige Bnbezeit an einem Wochentage gewUirt wird (§ 105 c 
Abs. 2). 

Die wdteren Bestimmungen der §§ 106d. (Befngniss des Bundesrates 

znm Erlass von Ausnaimisbestimmangen für bestimmte Gewerbe, — Betriebe 
mit nnnnterijroelienem Feuer, Kampagne* nnd Saisonindnstrieeu) berühren nicht 
das Gebiet der Eiseubahnuntemelimer, ebensowenig;: die mit Riitksicht auf das 
konsumirende Publilcuni oder die besondere Art der lietrielie von den Ver- 
waltunirsbehf^rden znznlassenden Ausnalnnen (§ 105 e). Weiter triftt § 105 f. 
für den Fall A'orsurge, datis in einem einzelnen Betriebe Sonntatrsarbeit notli- 
wendig wird. Die Bestimmung bezielit sicli auf die Ffllle des § 105 b. Abs. 1 
.(Beschäftigung in Fabriken, Werkstätten, bei Bauten n. s. w.). Voraussetzung 
der Gestattung von Ausnahmen ist ein nldit vorherzusehendes Bedüfniss der 
BeschAftignng von Arbeitern an Sonn* und Festtagen snr Verhfitung unver- 
hMtniHtnassigen Schadens. Als Iderber gehörige FftUe dttrften anzusehen a^: 
plötzliche Brkmnknng eines TheÜs der Arbeiter, ZerstSrung der Wasserkraft, 
Unterbrechung des Betriebs durch eine Explosion u. s. w., Fälle, welche ancb 
im Betriebe von Werkstätten und Anlagen der Eisenbahnen vorkommen kSnnen. 
In der Vorsclirift, dass die Erlaubniss von der unteren VerwaltungsbehBrde ge- 
preben werden ninss nnd der Fülirnnjr eines Vev/^ielmisses der Betriebsstätte, 
der gestatteten Arbeiten und der Zahl der lieschitftigten, iie<rt ein wirk- 
samer Schutz gegen \veit<rehpnde Ausnahmebewilliirnngcn. Ausirenommeu von 
der gesetzlichen Sonntai^sruhe sind u. A. nach § 105 i. die Verkelir^gewerbe 
(Eisenbahnen, Pferdebahnen u. s. w.). Es ist hierbei zu beachten, days, da 
nach § 6 die GO. auf den Gewerbebetrieb der Eisenbahnuntemehmnngen keine 
Anwendung findet, die Befreiung des Elsenbalindienates von den Vorsdirlften 
der §§ 106 a — g nicbt erst durch § 106 begründet wnrde. Nicbt nnter die 
Verkehrsge werbe faDen die Hilfsbetriebe der Eisenbahnen, welche nicht un- 
mittelbar dem Verkehr dienen, die Eisenbabnwerkssttttten und dergl. Auf sie 
finden z. B. 105a — ^g Anwendung, f8r das in den Werkstätten, Qasfabriken, 
Scbwellenimprftgnirungsanstalten n. s. w. beschafti^^te Personal gilt das all' 
gemdne Gewerberecbt. Das Transportgewerbe der Eisenbahnen fällt dagegen 
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nicht nnter <ri.> G(). (§ C), weshalb auch der Vui behalt des Abs. 2 § 105i 
nicht für den Kisenbahudieiiht j^ilt. Dio ReichsgeHCtz^ebuns: (nach Art. 4 Zifi. l 
Heichsverf.) und die Lande8°:eHetzgebang kann hier eingreiteu. Eine Anreguufr 
gftb seiner Zeit der B^chstag durch folgende Reaehitien: «den Herrn Reichs- 
Unzler zq enmchen, hehnfs F5rdemn|^ der Gewahmng anareiehender Sonntags- 
rohe beim Eisenbahndienst seine VenniUelnng hei den verbflndeten Regierungen 
eratreten zu lassen, insbes. dabin 2n wirken, dass der Qttterverlcefar an Sonn- 
und Festtagen möglichst eingeschrftnitt werde)')*" I^io HUlfsbetriebe der 
Eisenbahnen (Eisenbahnwerkstätten n. s. w.) unterliegen nicht dem § 106h, 
sondern dem § 106 a — g. 

Nicht znm Verkehrsp-p werbe, sondern znm Ilandels^ewerbe gehört der im 
r»rtlichf'7i Heieiclie xm IJalinhiiien ii. s, w. öft^r im Interesse des Fnblikunis 
j^t lublete Verkauf von Dinuksichriften, die Verkanfsantoraaten u. s. w. Hier 
(rreifeu die Bestimmungen iiiier die HonntagsruUe Tlatz, sofern nicht Aas- 
nahmen anf Grund des § 105 e bewilligt sind*). 

Überall, wo im Bereich^ eines verkekrsgewerblichen Eisenbahnbetriebs 
am Zwecke der Qewinnnntr, Be- nnd Vemrhettong der den Betriebszweoken 
dienenden Gegenstande gesonderte Anstalt^ errichtet werden, nnterliegen die 
darin beschäftigten Arbeiter weiter den allgemeinen Vorschriften fiber die 
Anssteltamg der Zengnlsse (§ 113), die Anszahlnng der Löhne (§ 11&— 119) 
and den Massnahmen für Sichemng gegen (refahren für Leben und Gesundhdt 
(§ 12üa). Die § 120 a fgde. gelten allerdings nicht für den eigentlichen Eisen- 
bahnbetrieb. Bezüglich der Kisenbahn-Maschinen- nnd ReparatnrwerksUltten 
8. Erk. des BO. v. 30. 'I J. 1882 fVIII, S. 119, Retter IV S. B), welches 
die Frage, ob die Werkstiltteu /.tun (n'werbcbctriel) dei- Kisenbalinuntcrnehraer 
gehfu t-n. öffen iJtHst. Die jetzt hei rscbcude Auflassung in>t»^rwirft allgeuiein die 
Arbeiter iu Eiseuba im Werkstätten u. s. w. den Selmtzbcstiniinungen gegen lutall- 
nnd Krankheitsgefahren 12üa Q, uud auch die grösseren Eiscubahnver- 
Haltungen schliessen sich dieser Anffkssnng an (z. B. Bayr. Minist. Bek. Yom 
18./4. 1892)^}. An SteUe des frilheren § 120 Abs. 3 GO. mit seiner aU- 
gemehMn Vorschrift sind 6 nene Geseteesparagraphen (§§ 120 a, b, c, d, e) 
nit schirfer gefaasten nnd verilnderten Bestimmnngen getreten. § 120 a ent- 
büt die ohne Bficksicht anf die besondere Geffthrlichkeit des Betriebs' in 
Beaiehnng anf Sicherheit und Oesnndheit zu steilenden allgemeinen An- 
forderungen (Hollge für genügendes Lieht, ausreichenden Luftraum und Luft- 
wechsel, Beseitigung von Staub, der Dünste, Gase und Abfülle; huf zvor- 
M lir iften gegen MasehineTi nnd Fa])riklirände, Sicherung gefahrlosen Betriebs). 
Ji 12Ub bezweckt den Schutz der Sittlichkeit (Trennung der Geschlechter, 
•ioweit nach der Natur des Betriebes miltrlif Ii, L^etreunte Ankleide- und \\'ast li- 
rJiniiie), wiiiuend § 120c die Verj»tiichtuug btisonderer Rücksichtnalmien anf 
die jugendlichen Arbeiter uuiretht erhält. Was nach § 120 a — c von den 



*) W. Joel, Arbeit erschntzgesetÄ S. 50. v. Sdiirker, 1. c. S. 277. Abs. 4. 
^ 8. V. Lnndmanu 1. c. ä. 767. Bezüglich der Aatomttten auf Bahnhöfen D. 0. 
des säcbs. Uiu. d. L v. 14. Jiüi 18U2. 
«) B. fisndmann 1. c & 868. 
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einzelnen Untemehmangeu zu leisten i»t, wird, solange nicht für bestimmte 
Arten von Anlagen dnrcb den Bandesrat besondere Voraditiften erlassen sind 
(§ 120 e), doreli PoUseiverordnimg feitgeBtellt. Ffir die Werkstttten v. 8. w. 
der SSaenbidmantenielimer Ijestdien zum Sohntse der Arbiter Anordmuigen 
dtf CemtralbehOrden der Bnndesetaaten, so s. B. gegen die Gefthrdnng beim 
BnmdAiisbraGb nnf Gmnd einer Tom Bciehslcaailer am 1889 gegebesken 
Anregnng^). DerYerhftfcong TonünfiUleD im Betrieb selbst begegnen zweelt- 
mässige Anordnungen der Berufsgenossenschaften anf Grand der §§ 78 AT. 
ü. V. Ges. In einigen Bundesstaaten sind die Batipolizeibehörden angewiesen, 
bei Neubauten und wesentlichen Keparaturen t'aVirikniHssig^er Anla^ren vor Er- 
teilun^r der baupolizeilichen Genehmignnfr dein GewerbpantHichtsbeamten unter 
Mitteilung der Pläne Kenntniss zu geben, damit sich dieser über die etwa 
nach § 120 a — 120 c erforderlichen Baubedinprnnpen än!5sem und die Bau- 
polizeibehörde bei ihrer Ent«chiiesäung aui die Einhaltung der hier aufge- 
stellten CHrnndiAtKe Btteksieht nebmen iMum*). 

Aneh die weiteren Vmeluriften ttber die Verhiltnisae der Gesellen nnd 
Oehttlfen (nsielbBUndige gewerbliche Arbeiter) finden bei allen gewerblichen 
Anlagen der Eisenbalmimtemeliminigen Anwendung. So die Veriiflichtang, den 
Anordnnngen der Arbeitgeber Folge zu leisten (§ 121), die GntndslttKe Über 
die Kttndignngsfristen (§ 122^, die gesetzlich anerkannten Gründe der Entp 
lassung ohne Innehaltung der Kündigungsfrist (§123) von Seiten der Arbeitgeber, 
die Befufrniss der Arbeiter zum snforti<ren Austritt (§ 124), wobei ausserdem 
§ 124 a die Möglichkeit der IJisim^- des ArbeitsverliUltnisses bei vereinbarter 
länrffpi' Kündifrunj^sfrist vor Ablaut der vertragsmässigen Zeit und ohne Kiindi- 
gunj^stnst aus triftipeu Gründen oft'en hftlt. Uber den Ent8chKdigungsan»))rn< I) im 
Falle des Vertragöbrnchs bestimmt § 122b: ,Hat ein Geselle oder (»eiiiilfe 
rechtswidrig die Arbeit verlasen, so kann der Arbeitgeber als Entschädigung 
für den Tag des yertragsbmebs nnd jeden folgenden Tag der Arbeitszeit, 
höchstens aber fttr eine Woche den Betrag des ortsttbllchen T^lobus (§ 8 
KV. Ges.) fordern. Diese Forderung ist an den Nachweis eines ScliadenB 
nicht gebunden. Dorch üire Ctoltendmadinng wird der Ansprach auf ErfiHlnng 
des Vertrags nnd anf weiteren Schadensersats ansgeschloBsen. Daeselbe Recht 
steht dem Oesellen oder (rebilfen gegen den Arbeitgeber zn, wenn er von 
diesem vor rechtmässiger Beendigung des Arbeitsverhältnisses entlassen worden 
ist." Im wesentlichen mit dem früheren § 125 (tO. fiberein«tiimnend . haftet 
der Arbeitgeber bei Verleitung eines Arbeiters zum Verlas en <\pv Arbeit ohne 
Kücksicht auf dessen Ersatzpflieht neben diesen ])Tiu< ijiiell für den jran/.en 
Schaden. Der gleiche Grundsatz gilt bei der Annainae und dem Behalten 
kontraktbrücliiger Arbeiter in Keiaitniss der nocl» bestehenden Verpflichtung, 
sofern nicht seit der unrechtm^sigen Lösung des Arbeitsverhältnisses bereits 
14 verfiossen tM, 

8) Fiir Arbeiterinnen In Fabriken (wohin die gewerblichen grosseren An- 
lagen der Eäsenbahnnutentehmer gehören) gelten einschrttnkende Bestimmnngen 
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über die Üescblittijc:nnp zxir Nachtzeit nnd von Wüdme rinnen (§ 1^5, 138), 
sowie der Maximal -Arbeitstag von 11 Stunden für alle Arheiteriiiuen unter 
lü JaUren (§ 137), wobei an den Vorabenden der Sonn- und Feiertage dieses 
Ma»imnin 10 Stunden beträgt. Hierbei ist eine Mittagspause von mindestens 
einer Stande «n gewShren; Arbeiterinnen itber 16 Jahren, welehe ein fians- 
weeen besorgeni werden auf iliren Antrag eine lialbe Stande vor der Ifittags- 
panee entlasBen, eofem diese niclit mindesten» l'/t Stande ImtrUgt. Zur 
Kontrole der Besohaftigiing dient die Anzeige an die OrtspoUaelbehttrde n. s. w. 
(§ 188. AbB. 2). Nur für die sog. Eampagneindustrien und Saisonindnstrten 
kann wegen ausserordentlicher Httnfung der Arbeit Aasdehnnnp: 'h-v Arbeits* 
zeit in gewissen Grenzen gestattet werden (§ 138 a). § 139 dehnt die Aus- 
nahmen zur Anspleichunp: von Unterbrechungen des Betriebs, wie sie für 
jugendliche Arbeiter beHtelien (§§ 135 Abs. 2. 3, 1 3() und 137 Abs. 1, 3), 
auch auf weibliche .Arbeiter aus. AUgeiu* im dauemde Besclu'äukuugeu oder 
BispeuBationen gegen Fabrikatinnszweige kaun der Bundesrat anordnen. 

3) Die Schutzvorsclii'ifteii zu Gunsten der jugendlichen Arbeiter 
sind teils auf Fabriken beschränkt, ausserdem naeb den Altersklassen ver- 
schieden. Fttr alle Arbeiter unter 2t Jahren Ist das obligatorische Arbelts- 
bach eingeführt (§§ 107—114), für Fabriiüdnder nwischen 12 und 14 Jahren 
die Arbeitskarte. Ffir Arbeiter nnter 18 Jahren gUt das Verbot der An- 
leitwig dnteli Besoholtene (% 106), das Gebot der Rlleksichtnahnie auf Ge- 
sundheit, Sittlichkeit und den FortUldangsanterricfat (§ 120). Die Yorschriften 
fiber Arbeiter nnter 16 Jahren gelten nur für Fabriken. Kinder nnter 10 
Jahren dürfen in Fabriken gar nicht, aolche von 12 — 14 Jahren hiichstens 
sechs, jnirendliche Arbeiter von 14 — 16 Jahren höchstens zehn »Stunden be- 
pchilftipt werden. Anderweite Reschrilnkunfren beziehen sich auf die Taeres- 
zeit der Arbeit, die Ruhepausen, den Ausschluss der Sonn- und Festtagsai beit, 
die (iewUhrunj? der iiotwendiaren Zeit für den Besuch von Schule und Kon- 
finuandeuunterricht, die Au/eigeptiiclit der zu beschäftigenden jugendlichen 
Arbdter, der Fflhrung von Arbtftskarten (§§ 135—138). 

4) Besondere Vorschriften bestehen Midlich zum Schntse der Lehrlinge 
im FM)rikbe<afleb. Der frilher herrschenden UnslGherhext ist durch Be- 
gttnstigiing der schriftlichen Form des Lehrvertrags, genaoer Begrenzung der 
gegenseitigen Bechte nnd Pflichten, strenge Verautwortiichkeit des Lehrherm 
und die Möglichkeit eines raschen Einschreitens gegen entlanfene Lehrlinge 
entgegengewirkt (§§ 130—133). 

5) Staatlich ernannte Beamte, die Fabrikinspektoren, überwachen 
neben den Polizribr-^iörden die strfn^^e Beaohtnnp: der Srbutzvorscliriften und 
erstatten über ihre ihnti^rkeit Jahieaberichte, die dem Bundesrat und £eichs- 
tag vorzulefren sind (§ 1391)). 

Wie bereits oben hervorgehoben wurde, gehen die deutschen Staatsver- 
waltnngen davon aus, dass die §§ 120a ft'. auch in solchen Staatsbetrieben, 
wslcJi» keine elgentlkhen Gewerbenntemehmungen sind (Regiebanten, Staata- 
werkstfttten n, s. w.), zur Anwendong kommen* Ffir die nnter Reichs- nnd 
Staatsverwaltnng stehende Betriebe kOnnen nach § 155 Abs. 8 die den Po* 
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Uzeibeliördeii und \>r\valtnn{rHbehörden durch die § 105b Abs. 2. 105c Abs. 2, 
lüöc, 1051", Uoa, i20d, 134c, fu.g, 138 Abs. 1, 13Ha, IHü, 139b, über- 
tragenen Befugnisäe und Obliegenheiten aoi' die Verwaltung der diesen vorge- 
setsten Dienstbehörden fibertragen werden. S che nk el 1. c. bemerkt, im AnscMass 
an die KommiBeionsberainngen zn diesem Absate 3 des § 155: „Wenn die Be- 
gründung davon anssngehen scheint, dass simtUche Beiehs- nnd Staatsbetriebe, 
bei denen GegenstSnde fabriicsmilssig be* oder Terarbeitet werden, den in 
§ 165 Abs. 2 bezeichneten Vorschriften nnd damit an sieb der Aufsicht *d«r 
erwähnten Behörden unterstehen, so wird es nicht ganz riclitig sein. Vielmehr 
trifft es, was die Anwendung der § 105b — f angeht, nur für die im Reichs- 
und Staatsbetrieb befindliclien Brüche und Gruben, Werften, Ziegeleien und 
Bauten zn; dajrepren unterstehen sta^itliche Betriebe als Fabriken und Werk- 
stätten den § 1(>5^ f nur dann wenn sie gewerbsmässig, d. h. in der Ab- 
sicht dei- Gewinnerzielung betnelien werden, die übrigen in Abs. 3 aufge- 
führten § 115a, 120d, 134e, 134 f, 134{r, 138— 139b finden auf alle An- 
lagen und bauten nur im Falle geweibniilssiofen Betriebes Anwendung. Nicht 
ausgeschlossen, vielmehr wünscheuswerth und den Absicliteu der Gesetze ent- 
sprechend ist es freilich, dass auch diejenigen Anlagen, welche der Staat 
unter Verwendung einer grosseren Zahl von Arbeitern in eigner Regie fftr 
die Öffentlichen Zwecke seiner rehi staatlichen Verwaltungszweige, also ohne 
Oewinnabsicht betreibt nnd welche nach ftusserer Erscheinung und Oigar 
nisaüon, abgesehen von der Frage der Oewerbsm&ssigkeit, den Fabriken und 
Werkstiltten gldehstehen, hinsichtlich des Arbeitsschutzes ebenfalls den be- 
zQglichen Vorschriften der Oewerbeordnnng unterstellt werden." ~~ Bei den 
Berathungen des Reichsgesetzes Uber die Gewerbegerichte fand ein Vorschlag, 
Streitsachen von in den Betricbsanlapren dei' Staatsoisenbalinverwaltnnjien be- 
schäftigten ArbeiteiTi von den Bestimmungen des Gesetzes auszusi lilioMsen, nicht 
die Zustimmung der tresetzprebenden Faktoren. Ueberwiegend ist die Meinuner, 
dass alle für den inneren Dienst bestimmten Anstalten und \S erkstätten der 
Staatseisenlialinen -- welche keine VerkeluHanstalten — unter § 155 Abs. 3 
fallen; niuii findet wolil die richtige Grenze, wenn mau den „ EiHenbalmbetrieb 
im engeren Sinn" ausscheidet Gegenüber dem Regiernngs -Entwürfe wurde 
im g 166 Abs. 3 seiner Zeit im Beichstag eine Änderung insofern vorgO' 
nommen, als das Wort »Anfdchtsbeamteu* hinter »Polizeibehörden* ge- 
strichen Wurde, es bleiben also die Befognisse der besonderen Auf Sichtsbeamten 
(Gewerbe- und Fabrildnspektoren § 139 b) auch in Bezug auf die unter Beiehft- 
nnd Staatsverwaltung stehenden Betriebe unberührt und können nicht auf die 
vorgesetzten Dienstbehörden Übertrafren werden. Gegenüber den Behauptungen 
in Joel: „Arbeiterschutzgesetzgebung", S, 248 und Schenkel 1. c. S. 634, 
welche die (reltung der Schutzbestiramungen auf die in der Absicht der Ge- 
winnerzielung betriebenen Staats- nnd Reiehsbetriebe bescliritnken. sei noch- 
mals betont, dass tliatsilchlich die erlassenen Vollzucrsv^rscliriften keinen ITnter- 
achipd machen, ob jene Anlajren fortgesetzt den (iewiun für das Reich oder 
einen iMiizelstaat, oder bloss die Erfüllung der Staatsaufgaben bezwecken. 
Zu orwühnen sind liaupt^chlich folgende Verfügungen der Landeszentral- 
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behtirden: Prenasen: Miniaterialerlass vom 25. Mai lH9t?, Ministerial-BIatt 
S. 230 für die Marine-, Heere»- uml Eisenbahnbetriebe. — Bayern: Bekannt- 
machnn^ des StaatsminiBterinms des ktrl. Hanses vom 12. April 1892 betr. 
Staateeisenbahnbetriebe nnd Regiebauten (Gesetz- und Verordnungs- Blatt 
S. 106). — Sachsen: § 4—6 der VO. vom 28. Mai 1892 die Ansfühmng 
der 00. betr. (fSr StaatielsettlMliBnebciilMtriebe). — WüittonberK: BeikaiiBt- 
nachmiir it Min. d. I. vom 24. September 1892 (fOr die Httfsbetrlebe der 
kgl. StutBeieenbehnen und DampfschUfahrtaTerwaltniigeii Schicker 1. c 
S. 726). — Baden: 70. Tom 80. Jnni 1892, den VoUang der GO. in den 
Stantebetrieb. betr. (Oe8.-VO.-Bl. S. 881). — Meeklenbarg-Sebwerin: Bekannt* 
machnng vom 6. Jannar 1892 die Grossh. Eisenbahnbetriebe betr. — Brann- 
•ehweig: Bekanntmachung Tom 10. Oktober 1892 Eisenbahnbetriebe betr. — ■ 
Scbwarzbnrg-Sondershausen : Minist. -VO. vom 18. Oktober 1892 betr. Eisen- 
bahnbetriebe. — Lübeck: Bekanntniarlmnfr des Senats vfim 27 AyrU 1892 
Art TTI. für Betriebe, welche nttentliclien BeliHrden nnt-erstrllr sind. — 
Bremen: Bekanntmachung vom 2. und 11. Oktober 1892 betr. Eisenbahn- 
betriebe. — Hamburg: Bekanntmaiiiung vom 25. März 1892 betr. die unter 
Staatsverwaltung stehenden Betriebe. Vgl. Schenkel 1. c. 11. Bd. S. 635 
T. Landmann II. Bd. S. 1157. 

Dia AiMaiit dar FahrilK- wai OmmMupektaren (§ 139b) anf die 
ntv Beieha- nnd Staatarerwaltang atehenden gewexbUeh teebniachen. Betriebe 
(Relcba- nnd Staataaastalten) beacbrflakt sich reicbBgeeetcUcb anf 8 Gebiete: 
Die DureMUining der Voraebrlfton Aber die Sonn- nnd Feattagamhe, (§ 106 a, 
105b Abs. 1 nnd 106 e — 106b), ttber die fnm ScbntK der Arbeiter gegen 
Gefahr für Leben, Gesundheit und Sittlichkeit zu treffenden Vorkehrungen 
(120a — 120b) und ttber die aar Durchführung der für die Arbeiter in Fabriken 
nad gleichgestellten Anlagen nach § 134 — 139a geltenden Bestimmungen. 
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3. 

Die YerOffenfllchung der SIsenlNiliiitarllb. 

Von Rüdoipb Bering, 

Qf^ BegiemngBraih in Erfurt. 

(Schluss.) ') 
IV. 

Darüber, ob ein „zu Recht bestellender und geliurif? veröffentlichter Tarif* 
zur Anweudunpr p-ebracht ist, entscheidet in Prenssen bei entstehenden 
»Streitipfkelten in Gemässheit des § 35 des Gesetzes vom 3. November 1838 
und § 159 des Zoständigkeitsgesetzes 7. 1. August 1888 dsr ordentliclie 
Richter. Wenngleich also Art. 406 des Handelsgesetzbuchs bestimmt, dass 
durch Äuiiahme des Oats und des Fkftehtbriefs der Empfftnger Terpflichtet ist, 
dem Frachtführer nach Massgabe des Frachtbriefs Zahlung zu leisten," 
und in Art. 17 des international on üebereinkuimnens diese Bestimmung wieder- 
hf)1t ist, 80 bezieht .sieh dien nirlit auf den Fall, wo ein, dem § 7 der Ver- 
kehrs -Ordnung nicht entsprocliender Tiauspurtpreis im Fraditbrief angesetzt 
ist, und zwar ebensowenig, wie auf den Fall, wo ein, an sich gültiger Tarif 
im Frachtbriefe unrichtig angewendet ist oder wo Reclmungslelder bei der 
F'estsetzuug der Fracht und Gebühren vorgekommen sind, in welchem Falle 
das anwenlg Geforderte nachzuzahlen, das zuviel Erhobene zu erstatten ist 
(§§ 61, 67 V. 0., Art. 12 des intemat Uebereink.). Es heisst deshalb in 
dem« durch die Verkehrs -Ordnung yorgeschriebenen Frachtbriefformular ans- 
drfielilich: 

,Sie empf äugen die uachstehend verzcichneton Güter auf Grund der Be- 
stimmungen der Vcrkebrsurduung und der Tarife, welche f Ur diese 
Sendung in Anwendung kommeu." 

Es ist bereits im Eingange herrorgehoben, dass die Vorschrift des § 7 
der Verkehrs-Ordarag dch auf alle Transporte, also auf den Personen-, wie 
Güterverkehr bezieht Gleichwohl besteht zwischen diesen beiden Verkehren 
ein wesentlicher rechtlicher Unterschied. Demi der Art. 390 des Handels- 
gesetzbuehs behandelt als .Frachtgeschüft' fiberhaupt nur den gewerbs- 
massigen Transport von Gütern. Es sind demgemäss die in dem, das Fracht- 
geschäft der Eisenbahnen behandelnden, im Bach 4, Tit. 6, Abschn. 2 (Art. 
422 — 431) des Handelsgesetzbuchs enthaltenen Bestimmungen auch lediglich 
nur für den Güter-Frachtverkehr massgebend, während »die Geschäfte der 

0 S. Bd. m S. 863-8fi0 dieBSr ZeitHbift 
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fih* den Tranipoit von Personen besllnunten Anstalten* sieh reehtiieh nor. 
als «Bandelsgesohafte' im allgemeineai fflime (Art. 278 Nr. d H0B.) chaiacteri- 
siren nad dabor besflglieh der Yerfamgefrellieit nur deqjenig«i Beschrinknngen 
saterworfen sind, welohe Seitens des Staate kraft seines Coneessiomh nnd 
Anfsichtsreclits Aber das Eäsenbalmwesen (Ges. v. 3. November 1838) oder 
kraft besonderen Gesetzes (Ges. v. 7, Juni. 1871 ftber die Haftfifliebt der 
Saenbahnen) im allgemeinen öffentlichen Interesse für notlnvendig erachtet 
*ind und hinsichtlich des Tarifs für das ^nze dentsclie Reidi in der Ver- 
kehrs-Orflnnnir ihre BegronzTina" finden. Hierbei ist aber noch zu beinerken, 
da«'? die HeHtimmnng' des Art. 400 H. G. B.. wolelie „dem Fraclitf iilirci- 
Ho Hattunpr für seine Leute und für andere Personen, deren er 
sich bei AustUhrunjr des von ihm üboriionunenen Transports be- 
dient," auflegt, sowulil in den früheren Betriebsreglements, wie ancli in der 
Verkehrs-Ürdnung (§ 9) auch für den Personen-Transport Auluaiiiue 
gefunden hat. Dieselbe Bestbumang ist nach Ai-t 29 des internationalen 
UebereiiikoiDmens aneh becQgllcb der, dem LetAeren onterworfenen ^ter^ 
transporte in Anwendung an bringen. 

Das Beiaegepick' wird nacb Art 425 H. G. B. als Frachtgnt der Eisen- 
babn anfgeüasst nnd demgemfias recbtlicb bebandelt; es finden daher beafig- 
üch des z\ir Beförderung flberaommenen Beisegepäelüi die Yorscbriften der 
Alt 390—431 H. Ct. B und der Verkehrs-Ordnnng, Abschn. VIII. Anwendimg, 
.soweit solche auf diese BeHirderung überhaupt anwendbar sind und sicli aus 
den Bestimmungen des Abschnitte IV V. 0. nicht Abweichungen ergeben." 

V. 

Die im Falle eines Streites über die Anwendung des Tarifs dem Richter 
obliegende Prüfune; ist, wie nich aus vorstehender Betrachtung ergiebt, auf 
die thatsächliche Feststellung des Vorhandenseins beider Voraussetzungen 
für einen giltigen Tarif zu richten, dergestalt, das» der Mangel der einen 
oder anderen dieser VoransBetanngen die Ablelmung des in Anwendnng ge- 
brafihteii Tarifs rechtfertigt. Inabeeondere ist festznstellen, dasa da, wo eine 
hSliflcre Genehmigung des Tarifs yorgesclirieben ist, diese Genehmigung er- 
folgt ist vor dem Tage der Verdffentlichnng. Denn die letatere ist eine 
Handhing, deren Bechtmfissigkeit nnd Gflltigkeit nacb der Zeit, da sie voll- 
zogen worden, beurtheilt werden muss (§ 42 I, 3 A. L. B.). Eme TMfer- 
bShnng oder sonstige Erschwerung der Transportbedingungen, selbst wptiti sie 
unter Beobachtung der sechswöchentlichen Frist verdffentlicht ist, ist für das 
Publicum »"änzlich wirkungslos, wenn nicht festgestellt worden, dass noch vor 
dem Tage der Vcröt^entlichung die ministerielle Genehmigung erfol^'t nnd ein- 
ffetranjren ist. Es bleibt daher der alte Tarif für die Reehte und Vorpllich- 
ttti^en des Reisenden, wie des Absenders oder Empfängers eines Guts 
massgebend. 

Nach der Schlussbestininiung IX der Verkehrs-Ordnung ist sowohl diese 
adbat, wie jede kiinftige Aendernng derselben durch das Reichs-Gesetzblatt 
an TflrüfiiBaitlieheB. Wenngleich sie hierdnreh nicht mm Beiohsgesets erhoben 
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sind, so ist docli dadurch, in Verbindnner mit dem schon vhm liei v orfrebobenen, 
im FracUtbriefo enthaltenen Hinweis auf die Verkehrs-Ordnung, auch für dm 
Verfrachter die Grundlage für die Bedingungen gegeben, nnter welchen die 
EäeeBbaluiverwaltnng den Transport m ibemehmeii Ter pflichtet besw. be« 
reehtlgt ist ^ 49 das.). 

Iflt der LOemig der Fahrkarte iet der Perseiieii^Tnuuportvertrag (§ 14 
V. 0.), mit der Abetempehniii: de« Frachtbriefee durch die SiseEbahnverwaltiing 
ist der G1lter>Thauiportvertra^ (§ 54 V. 0.) abgeBChloaaeii, wihrend dieser 
AbscLluBs de» Transportvertrags gegen die Eisenbahnverwaltung auf Gmnd 
des § 49 V. 0. bezw. § 82 Oes. v. 3. Noyember 1838 mid Art 482 H. G. B. 
erswnngen werden ktuuL 

Die Forderung de» Reisenden hezw. des VerfraoJit^rK anf Bereclinnnp: den 
TrariMiKirtpreises nach Mass^abe des zu Recht bestehenden und gehörig: ver- 
üilentlichten Tarifs ist somit eine vertragsraässige. Sowohl für das 
PreuBsische Landreclit, wie für das n;emeine Recht gilt als Rechtsfrnindsatz, 
dass Verträge nach ilirem vollen Inhalte erfüllt werden müssen und dass das- 
jenige, was wegen des bei Erfüllung des Vertrags zu vertretenden Grades 
der Sebald Bechtens Ist» auch auf dem Fall gilt, wom einer der Kontrahenten 
bei Absehluss des Vertrags die ihm obliegenden Pflichten yemaohl&ssigt 
(§g 871. 284 I, 5 A. L. B.). Es hat daher die Eisenbahnverwaltiuiir» welche 
ihrer Verpflichtung, die massgebenden TuÜe richtig, rechtseitig and voll* 
st&ndig xa veröffentlichen, bei der Anweodnng des Tsiifs nicht nacMcomnit, 
jedes in dieser Beziehung durch Bire Beamten begangene Versehen nach den 
Grundsätzen über die Verletzung obligatorischer Verpflichtnngen zu vertreten. 
(ESrk. R. 0. H. G. v. 9. Mai 1875 — Busch, Arch. Bd. 36 S. 57). 

Hierzu trelütrt znnU list die Zurückzahlung des zu viel ireforderten und 
bereits gezahlten Betrags (vgl. Verf. d. R. E. A. v. 21. Mai 1875; Eger, V. 0. 
S 49!. Denn es bleibt der bisherige, zu Recht bestandene Tarif auch hier 
massgebend. Aus diesem letzteren Grunde kann auch der Eisenbalmverwaitung 
an sich das Reclit niclit abgesprochen werden, den etwa zu wenig geforderten 
Betrag insoweit nachzufordern, als der Verlrachtei andernfalls sich sine causa 
bereichern würde. Ihrem Ansprüche auf Nachzahlung steht der Einwand 
entgegen, dass die EäsenbahnverwaltDng durch ihre Organe, deren Handlung 
sie au vertreten liat, die Sebald daran trigt, dass der nene Tarif nicht an 
Recht besteht beaw. nicht in der gehörigen Weise verSiTentliGht ist, sie daher, 
die Folgen ihres Versehens allein an tragen hat, und awar nach Massgabe 
des Art. 282 H. G. B., wonach „der, der ans einem Geschäfte, welches aal 
seiner Seite ein Handelsgeschäft ist, einem Anderen zur Sorgfalt verpflichtet 
ist, die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns anzuwenden hat*'. Dass 
zu dieser Sorgfalt die Beobachtung Alles dessen gehört, was zur Herbei- 
führung eines richtigen und rechtzeitig veröffentlichten Tarifs notliwendig 
ist, bedarf keiner nstheren Eriu'terung. Ob und in wieweit auch dem andern 
Kontrahenten ein Versehen zur Last fällt, dessen Folgen er gegen sicli gelten 
lassen muss, ist lediglich Saclie der Prüfung des concreten Falls. Ist also ein aogen- 
iälliger, auch dem Laien bei uwy geringer Aufmerksamkeit sofort erkennbarer 
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Dniekfdiler In der VerOffentUohang des Tarifsatzes, z. B. die Venohiebnng 
eines Komma^B bei Decimalbrttehen, Toigekommeii, eo würde Meraas aneh der 
Verfraditer keinen VortheU fllr eich lierldten können, vielmehr den von der 
j^enbalniTerwaltiumr beab8icktlg:ten nenen Tarif, wenn dieser gegen den bis* 
kerigen alten Tarif errnftssigt ist, bis zur H$be dieser Ennissigiing, dagegen, 
wenn <ler neue Tarif erhSht ist, bis znr H51ie des alten Tarifs anerkennen 
«Dd den biernacli an wenig gezahlten Betrag naehzablen müssen. 

Beispiel: Der alte Tarif zwi^!<:hen Hannover und München lautet auf 
14.<X) Mk. \)To 10() km : in <l**r Voröffentlichung ist der beabsichtigte neue Tarif 
ini Betrage vuu 13,50 Mk. lu Fulge eines Druckfehlers beseiclmet mit 1,350 Mk. 
Hier wttfde schon die dreistellige Dedmale ab Druekfi^ler flkr Jedwniaan er- 
kennbar nnd deshalb die sn wenig eihobene Fradit bis znm Betrage von 18,fiO 11k. 
nadlEuzahlen sein. 

Wttrde dagegen der neue Tarif auf 14,öO Mk. gestellt und in der ^Ver- 
üffentlichuug" aus Versehen auf 1,450 Mk. gesetzt sein, so vfirde der Verfrachter 
ans demselben Grunde den Frachtbetrag nach Hassgabe des alten Tarifs bis snr 
B5he von 14,60 Mk. nachiusahlen hatoi. 

Ans den oben unter IH erwähnten Erlassen v. 14. llllrz 1878 und 11. De- 
xember 1879 bezw. der Verf. des R. E. A. v. 26. November 1877 mnss ge- 
folgert werden, dass, we-nn <\\\n-h nachtrUgliclie Bekanntmachung eine Be- 
richtigung einer früheren Bekanntmachung eines neuen Tarif«, bei welcher 
es !?ich um angenffillicre, anrh dem Laien bemerkbare Irrthiimer handelt, >tait- 
lindet, im Falle einer Erhöhung des Tarifs die spchswöclientliche Publi- 
cationsirist dennoch vom Tage der ersten Bekanntiiuu liunp, in welcher 
jener irrthümliche Tarifsatz abgedruckt ibt, gerechnet werden solle. Diese 
Auiiassnng der gesetzlirlien , bezw. jetzt dnroh die Verkeln s-Ordnung festge- 
setzten Vorschrift kann iudess lür richtig nicht erachtet werden. Wenngleich 
Jedermann in dem oben erwälinten Falle, wo statt 14,50 Mk. die Zahl 1,450 
Kk. pnMi^ ist, erkennen kann, dass hier ganz offenbar tSxk Inrthim vorliegt, 
so bleibt doch Loomer der Thatbestand eines , nicht gehSrig bekannt ge- 
nachten Tarifs' massgebend nnd kann deshalb die sechswdcbentliche Pnbli- 
cationslrist erst von dem Tage ab gerechnet worden, wo der richtige Tarif 
▼er9ffentUeht ist; denn es bleibt für das Pablicam immer die UQglii^eit der 
Aanahme übrig, dass abgesehen von der falschen Stellnng des Komma, die 
angegebenen Zahlen gleichfalls nicht richtig abgedruckt sind. 

Sind dagegen in der aBekanntmachnng* bei andern darin enthaltenen 
Worten Druckfehler vorgd[<MDmen, welche auf die Tarifsätze oder auf die 
beabsichtigten Erschwerungen der Bedingungen gar keinen Einflnss haben, 
gleichwohl aber eine „Berichti'rnng'' wünschensweitli erscheinen lic?isen — , so 
bleibt die sechswöchige PublieatifvnBfrist vom Ta;re der ersten Fk'kannt- 
machnn$? ab crewahrt. weil eben ans jenem Dinckfehler eine Schädigung des 
Publiiiinis nicht hergeleitet werden kann. Werden in einem neu einzuführen- 
den Tarife für einzelne Gattnngfen oder Arten von Giiteni theils erhöhte, 
theils erniedrigte Tai-ifsiitze lebtgetsetzt, so ist selbstverständlich eine secks- 
wSchige PnblicatlonBfrist zur Einftthning nothwendig. Stellt sich nach der 
VerOffentliehnng heraus, dass für die darin entfaaUniQn erhöhten TarifiAtae 
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dio im § 7 V. O. TorgesdifielreDfliii VoiMiogiuigm der Qenelmdg^iuig ffir dl» 
Eechtswtrksamkeit des Tarifs nicht beachtet ist^ so itt der Letitere in Besag 

auf die erhöhten Sätze dem Publicum gegenüber unfrültig, weil bezüglich 
dieser Sätze die im Tarife enthaltene Offerte iiljer die DispositionsbefngnisB 
der Eisenbalmverwaltung (§ 2 I, 4 Art. G) hinausgeht, wogegen die ermässigten 
Sätze zu (iunsten der Verfrachter sofort in Kraft treten, weil in Bezup; auf 
sie und ihre Aii\vpn<lnnL'' nur die Tliatsache der einfachen Publication 
erforderlich ist. Denn der \ i i rft Liitlichte Tarif enthUlt nur eine OeBaninit- 
heit von einzelnen Offerten, niclit aber ein gcHchlo-ssenes Ganze, welches 
durch den Fortfall oder die Abäudcrnng einzelner Sätze ohne Weiteres 
aufhört. 

Ist dnreii die, dem Pablienm gegenther ffir die Beobachtung der Sorgfalt 
eines ordentlichen KawftBamw verantwortliche Eisenbahnverwalttiiig eine, den 
Bestimmungen des § 7 V. 0. nSeht entsprechende YerQffentlichiing des Tariili erfolgt 
und daran» für den Verfrachter oder Empfänger ein besonderer Schaden entstanden, 
80 kann in GemAssheit des Art. 283 H. G. B. die Erstattung des wirklichen 
Schadens und des entgangenen Gewinns gefordert werden. HienuMh 
ist 8. B. derjenige Schaden erstattungspflichtig, der ds^nrch entstanden ist, 
dass Jemand durch die vorschriftswidrige Publication höherer Tarifsätze hin- 
sichtlich seinen Geseliitftsbetriebes insofern in Nachtheil perathen ist, dasa 
andere Kontrahenten v m dem zeitweiligen Fortbestehen eines Theils der bisher 
niedrigeren Tarifsätze Kenntnis?! erlangt und diese ausgenutzt haben (vgl. Entsch. 
d. B. 0. H. G. V. 9. Mai 187(). — Eger, V. 0. S. 50). Eine solche Schadens- 
zufügung wird vorzugsweise bei durchgehenden Tarifen von Tarif- Verbünden 
vorkommen, wenn der Grund der „nicht gehörigen Veröffentlichung" darin 
liegt, dass in dem einen Verkelu'sgebiete der Tarif vorschriftsmässig, in dem 
anderen Verkehrsgebiete dagegen „nicht gehörig" d. h. entweder ohne xavorige 
höhere Genehmigung odco* in nnTollstftndiger oder unrichtiger Weise öffentlich 
bekannt gemacht worden ist Ist daher an der Anfsogsstation ein Tarif 
ordnungsmüssig an Stande gekommen, dagegen an der Endstation dn Hangel 
der gehörigen Veröffentlichung yorhanden, und wird in Folge dessen vom 
Adressaten die Annahme des Guts gegen Zahlung des liquidlrten Frachtgeldes 
verweigert, so hat der Absender, an den das Out zurückgelangt, den Anspruch 
auf Schadensersatz gegen die Verwaltung der Anfangs-Station, ohne dass die- 
selbe sich auf die ihrerseits ordnnngsmässig erfolgte Veröffentlichung berufen 
kann. (Art. 27 des internat. llebfreink.; § 74 V. O.). 

Es haben daher alle, an i in m Transport betheiligt<»n Eisenbahnver- 
waltungen ein sehr wesentliches Interesse daran, von der im ganzen Verkehrs- 
gebiete des betreffenden Tarifs stattgebabt^n , gehörigen Verüffentlichung " 
rechtzeitig Kenntniss zu erhalten. Daher waren schon vor Abschlnss des inter- 
nationalen Uebereinkommens die Prenssischen Bahnverwaltungen angewiesen, 
sich hei Eingehung direeter Verkehre mit ansUndischen Bahnen die Er- 
ftUlnng der ihnen für die dentechen Verkehre bezw. das deutsche PabUcnm 
obliegenden Pflicht vertragsmässig m sichern, (vg^. Erl. 22. Januar 1878, 
Fleck a. a. 0. S. 282). Wenn in dem Erlasse des Preuse. lünisters d. 5. Arb, 
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(v. 29. Febmar 1892 — E. V. H. S. 5S) es «im Interetse toh Handel imd Yer- 
keiir IBr erwünscht beseldmet wird, Äenderongen der Tarife mSglidut firtUiseitig 
n veröffentlichen, inibesondere Tariferhöhnngen, MW^t mOglicb, schon 
etwa 8 Konnte vor Eintritt der Gültig'keit*, so liegt diese Anordnung noch 
viel mehr Im eigenen Interesse der EisenbahnTerwaltong, weil sie dadurch In 
den Stand gesetzt ist, sich von der Thatsache der rechtsgültigen nnd recht- 
adtigen Veröffentlichung? selbst zn überxengen. 

Wie sclion oben (H) hervorgehoben, mtiss für nene Bahnstrecken der für 
dief-o'^ ' nn/nwoTi'Ipnrlo Tarif nach MasspraTifi dos § 26 Ges. v. 3. November 1838 
.lioim iie^imi des T] aiisportbetripbeü'" der KegicM-iinp' nnirpzfifrt und öfffntlich 
"hekannL gemacht werden. J)a der § 7 V. O. aiicli für die neuen Balmstrecken 
massgebend ist, dieser aber die Bereclimmg der Transport jfreise nach Mass- 
gabe des veröffentlichten Tarifs fordert, so niusa die Verörtentlicliune: dea 
Tarifs zeitlich der Uebernahme des Transpoils vorhergehen, dietie Ver- 
afltatlidiiing daher bei der* Berechnung des Preises der eiaielnen Sendung 
thatstc hl ich festgestellt sein. Ist dies nicht geschehen, so ist die Bahn uu- 
aweifelhaft nicht heftigt, den noch nicht veröffentliditen Tarif in Anwendung 
an bringen, und fhigt es sich daher, ob und In welcher Weise oder Höhe die 
Etsembahnverwaltung fOr den trotadem aasgeflihrten Tnuisport eine Gebühr 
oder Tgii*MTia<»gniig erheben kann. Eger (Verk.-0. S. 50) spricht der Säsen^ 
bahnverwaltang die Befngniss zw, die Angemessenheit ihrer Fracht- 
fordernng zn erweisen (was ihr bei publicirtem Tarife nicht obliegt). That- 
sächlich würde dies auf dasf^elbe Resultat hinanslanfen, da ja der Tarifsatz 
schon darnach bemessen ist, dass er mit den atif bereits im lielriebe belind- 
lichen Strr i kf>n ynil'lif^irten Sätzen im Einklänge stellt und diese .Sätze Seitens 
der Hegiei'uiiu . welcher der Tarif „angezeigt" iht, nicht bem^tngelt oder be- 
anstandet sind. Auch würde einer derartigen Frachtfordemng der Kinwan<l 
entgegenstehen, dass die Eisenbahnverwaltung nacli Art. 422 H. U. 11 gar 
keine Verpflichtung zur Annahme des Frachtgutes hatte, sie aber anderer- 
seits sieh wohl bewnsst war, dass sie aur längehnng des Frachtvertrags nach 
§ 2 I, 4 A. Ii. B. noch nicht beftigt war (§ 60 V. ().), ihr daher auch nicht 
die Vorschrift des § 878 I, 11 A. L. B. zur Seite steht, nach welcher ebne 
angemessene Vergütung gewührt werden müsse. 

Hiernach kann man nur zu dem Schlüsse kommen, daas die EiaenbahU'- 
verwaltung nur eine Klage am der Bereicherung oder nützlichen Verwendung 
würde geltend raachen können und demgemäss begründen müssen, wfthrend 
andrerseits dem Verfrachter eine condictio indebiti in Bezug auf das von ihm 
wirklich fre/ahlte Fraclit<reld nicht zusteht, weil er seinerseits kein Recht da- 
rauf geltend machen konnte, dass die Fraclitbeförderiin^'^ unentp-eltlicli statt- 
ttnde, somit eine moralische Verpflichtung zu einer Vergütung nicht in Abrede 
zu stellen ist (§ 178 I, 16 A. L. R.). 

Es kommt mehrfach \nv, dass schon vor der Betriebs-Eröffnung einer 
Bahn Transporte für l'rivat-Personen übemoniuien werden, wie z. B. Kohlen, 
Rüben, nnd dass, besonders dann, wenn Seitens der Eisenbahnverwaltung die 
BflCrifllMBFErüAiung zn einem bestimmten Tage in Aussicht genommen, die 
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Imiehaltiuig di€ser Frist aber durdi die nnyorhergeBeheneii Ereignisse und 
Hindendase mcht zu ermSgüchen geweseii ist 

Da nach § 22 des Ges. v. 3. November 1838 die Ansfuhnuig tob Trans- 
portvertrttgen lediglicli mit der i^BetriebB-Eröiliinng' znsammenfiUit, so finden 
selbstverstindlich auf derartige Transporte, wie oben angegeben, die Tarif- 
sätze, anoh wenn dieselben inswiscbeil nacli Blassgabe des § 7 V. 0. veröffent- 
licht worden, doch keine AnweDdnng, weil diese Anwendung mit der ,Be- 
triebs-Eröffnuii^" in et keiinliarem Zusammenhange steht, die letztere aber erst 
dann statt tinden <laif, wenn die landespolizeiliche Abnahme der Balm stattpre- 
fun<len hat nnd auf Grund derselben die Genehmigunir /nr Erürtnunir des 
Betrieb» ertheilt ist. Werden sumit in dem oben erwähnten Falle deuuuch 
Transporte, sei es von Personen oder Gütern übernommen, so fallen dieselben 
nicht unter die Yerkelus-Ürdnung. In Folge dessen kaan, wenn die Geneh- 
migung der Aut'üichtsbehörde zur Transportübemahme überhaupt nicht erfolgt 
ist, aueb keinerlei Vei^tong fOr diesen Transport gefordert werden, wdl 
die Transpniiiäbemahme auf Seiten der Babnverwaltnng eine unerlaubte 
Handlung war, aus welcher fttr sie weder Pflichten, noch Rechte entstehen 
kSnnen (§ 6 I, 4. § 68 I, 5 A. L. R.). Ist dagegen die Uebemahme des 
Transports Seitens der AufsichtsbehQrde erfolgt, so stellt sieh der Tnuisport- 
yertrag als ein gewöhnlicher Frachtvertrag im ^nne der Art 390 bis 
420 H. G. B. dar, da die 122 flgd. aQsdrfieklich nur auf solche Eisenbahnen 
AnwMidung finden, welche dem Publicum zur Benutzung für den Gütertrans- 
port eröffnet sind. Aber eben deshalb darf der Frachttransport nicht als 
ein „öffentlicher" gelten, sondern nnr ;i1s ein einzelner Transport, welcher 
einem oder itiflireren bestimmten i-^inzelnen vertrairpmjtssipr zu-iesirhert ist, 
und eisenlfalinseitig nicht über die Zeit hiuaut» einprcfran^'-eu werden 
darf, von welcher ab der ^Betrieb* eröönet ist (§ 7 Abs. 3 V. O.). 
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Das Geltungsgebiet des KeichshaftpHichtgesetzes ist zwar durcb die sozialpoli- 
tischen Gesetze eingeschrftnkt worden, bat aber andererseits durch die grossartige 
Batwi^liiiig der Eisenbahnen und ihres Verkehrs, insbesondere auch durch diebedentende 
VemdmiBg der Kleinbahnen (Pferdebahnen, Dampft^rftssenbahneu, elektrieehen Einn* 
btthnen etc.), an Ausdehnung weiratUeh gewonnen, SDmal auf Betifobiunfalle des 
gre!!animten reisenden Pnblilcunis, der Eisenbahnpassagiere, nach wie vor das Hnft- 
p&ichtgesetz volle Anwendnn«^ findet. Anrh das bürgerliche Gesetzbuch iRsst das 
Haftpflicht^esetz al» Spezialgesetz fortbtüiehen. In der neuen — vierten — Auflage 
des bekauuteu Eger'scheu Kommentars hat die ge.sammte neuere Literatur und Becht* 
qireehang eingehende und sorgfältige Berllekilchtiguug geAmden. Ein genaues und 
wnfacMBdee Saehreglater erleichtert den Gebranoh dee W^ee. 

Eiielhtlli, V. B. FrOftuigsordnuQg f. d. mittleren und unteren Staatseisenbahnbcamten 
sowie Bestimmungen über d. Annahme v. Zivilsnperanmeraren f. I Stant-^eisenbahu- 
dienst, nebst AnsfÜhmngs- n. ( bergangsbestimruuQgen zur Prüfiingiurduuug. Text- 
ansg. m. Anmerkungen. Berliu 18d6. R. v. Decker. 
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Indnstriel et chez Chevalier — Mareseq et comp. 
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deutschen Eoifbs v 2H Oct. 1871 n. dem Ges v 20. Dezbr. 1875, betr. d. Abänderung 
des 4 dtö (.OS ul t i d. Postwegen dea deut'^cL., n Reichs v. 28. Oct. 1871. (Eisen- 
bahn-Poßtgesetz.j 2. Aull. Berlin 18'.)ß. Kusenbaum öt Hart. 

U ttom, £. de. Du transport des vuyageurä par ehemins de tu (tbtee) 1808. Parii. 
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Mackay, I. Ch. LightRailways for theFnited Kingdom, Indiaandthecolonies. Londonl896. 
Über die Haftpflicht-Gesetzgebung und den Arbeits- oder Dienstvertrag nach scbweize* 
riechem Becht. Zürich 1896. 

Die VentaatUehuag der HeBflischen Lndwigebahn. Dannstadt 1896. E. Zemin. 

II. Hit Item Eitenbahnrecht in Zusammenhana stehemle 

Schriften. 

Teeharmann, Dr. P. Der Anfsichtsrath der Acti( iii;tHell.schal't. Leipzig 1896. Veit & Co. 
Die Leipziger Juhsteulakultat gebürt zu deujeuigen Fakultäten, die bei der 
Pnmotien due DmcU^ing der flbenrdehteiL Arbeit nicht erfordern, üm aber Ar- 
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bciten, welche die WJiieiindiaft ftrdeni, dar Vengenenlieit ni entiielieii, Mwie ma 
m bewirken, ämm, wenn dieietben TefQflEmfKobt werden, sie nicht ihre Boieiohninig 

als Doctorschrift abatroifeu, pflegt die Fakultät seit einigen Jahren , ausgewählte 
DoclordissertatioTiPir iintf-r ihren eig'encn Anspicien zu publizireu. Zu diesen zählt 
auch die vorgeuauntc Schrift, und in der Thut ist anzuerkennen, dass dieselbe eine 
fleissigc und sorgsame Bearbeitung de« gewühlten Themas enthält. Zur Darstellung 
gelangt ebnnel die Reitertdlniig d«e Aufthditeinäu nad fenier dfo Bei&t» imd 
PlUchttti, sowie die VereiitwocCliehlcflit seiner Hitg^eder. Zwmr entfernen rieh die 
einzelnen ErSrIenugen, wie dies vach bei Dissertationen nidit andere m erwarten 
ist, nicht wesentlich von den Aeusserungen der bekannten Kommentatoren. Der 
Verf:issor zeigt aber schon durch Heranziehnnf^ iin<l Kritisirnncr einiger Gesellschaftf?- 
statuteu, dass er das Material völlig beherrscht und der schwierigen Lehre mit Ver- 
ständuiss entgegentritt. Dr. £. Hancke, Breslau. 

PArey* Die Beehtagmndaitie dee Königlich Preneiieeben Ober-Verwaltnagagetichte. 
Neeh den gedmcliCen EnteeTieidimgen soMunmengeeteUt nnd mit Bidnichi anf die 
fortschreitende und auf die neuen Provinzen ausgedehnte Verwalcungsgeaetzgebang 
erläutert von K. Parey, Köni^^'I. Yer\valtn!iir«ir'''*i(:hta(lirektor a. D., 2. vcnuchrte und 
verbessprte Auflage. Ergänzungsbati 1 18üö, enthaltend die Rechtsgrundsätze aus 
Band XXVII und XXVIII, sowie aus liaud Iii der Entscheidungen iu Steuersachen, 
herausgegeben von Friedrich Kerl PareTi KdaigL GonriettninlnaaeMor, Balin 1896. 
J. J. Heiners Terleg. 

Der ansführliche Titel dei Weri» i^bt seinen Inhalt mit genügender Daatlicb- 
kcit an. K'; bedarf nur der Erinnerung an Werth und Verbreitung des Stammwerlo^ 
um die Unenthehrlichkeit auch des vüili»^s:pndcn S\ippleu!ent< zn kennzeichnen. Die 
amtliche Sammlung der Entscheidungen un-r ie.s höchsten uenchthliof?*, einschliesslich 
der von ihm iu seiner neuen Kigeuäckalc, aiet uberster Steuergericbtshut' gefällten, 
nUdt Jetit schon »isnmnen 81 stnttliehe Bind«. Die in ihnen niedergelegte ge- 
wnlt^ lUteriel kann wnder von jedem einielnen Literessenten behorsdit, nodi anch 
nur besessen werden. Sin Nachschlagebuch, welchem mit geringer Slilhe und olue 
zeitraubendes Suchen die grundlegenden Entscheidungen auf dem frehiete de» ge» 
sammteii \'erwaltuug8rechts entnoninieu wenlen können, i^-t daher dem Praktiker und 
Theoretiker, welcher sich im Besitze der ofßziellen Sammlung behndet, eine willkommene 
Gabe; als Ersats für die kostspielige Oesammt-Aosgabe bildet ee für dei\iemgcu, 
welcher sieh dce Eigenbesitses der letiteren nicht m erfreuen hat, geradein ein Be- 
dürfniss. Allerdings setst die danetnde Erfttllong einer solchen Aofgabe die ständige 
Fortführung des Untmiehmens im nr?pr1lnglichen Sinne voraus. Diesem Erfordemiss 
wird aber auch der neue Ergänzungsband vollauf gercclit. Mit der nämlichen Schärfe 
und Klarheit, welche die VorbJtnde auszeichneten, werden iwuüx iu dem neuen Ergänzungs- 
bande aus deu EuLacheidungen die darin eutwickelteu ÜuciitsgrnndsäUe in knapper Form 
heransgeaogen nnd wiedergegeben. Bina besonden erwihnenswerthe Bereicherong 
liegt in der BerDcksiehtlgnng der Bntsoheidmigen in Gewerbestenersachen (S. 9S— 117). 
Ein dreifnehes, sehr eoigsam gearbeitetes Register erhöht die Brauchbarkeit und er- 
leichtert die Benntzung des empfehlenswerthen Werks. Dr.C. E. Riesenfeld, Breslau. 

Freund, Dr. R. Die Vereia&chang der Arbeiterversiehernng. Berlin 1896. Hermann 

Walther. 

Der Herr Verfasser, durch seine Stellung als Vorsitzender der luvaliditäts- und 
Altersveraioherungsanstalt in Berlin und die in dieser Eigenschaft gewonnenen xei^an 
Erfidmingen vornehmlich dasn berufen, macht in der Yorilegenden Schrift hOchst be- 
merkeaewerthe VoieehlKge nur LOsnag der überana schwieligen Flage der Verein- 
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fadnug der ^beitamrrfdieniiig. Dteie Vonddige dad auf «im» TtflUge Ver- 
lehinelgiiiig der KrankeiiTMsiclieniiig mit der LmiHditBts- imd Altenyeniolienuig: g«- 
liAtet Alt Träger dieser ganeinaMiieii Vvaiohenmg sind die edioii bestebeoden 

Invaliditfits- und Altersversicherungsanstaltcn gedacht. Danehen soll nbcr ein gemein- 
ikhi^ftlifh'^^^ territoriales Organ für die gesammte Arheiterversiiiberung in den sop^. 
Arlieit«:! vtirsichemogaämtem geschaffen werden. Diese Aemter sollen die lokale 
Ceutralfitelle für sämmtUchc Geschäfte der Arheiterveraicherung bilden, so dass Arbeit- 
geber und Aibeitaieluiier in Aogelegenlieit aller drei Zweige der Yeiaidieniiig ledigUob 
mit dieier einen Stelle m diim hätten. Daneben tritt Dr« Frennd Übe eine weeent- 
lichc Vereinfachung des Markensyeteme ein, in der er folgende ForderunErcn erhebt: 
Beseitigung der Lohnklasscn und Kinfühmnff von nur zwei Marken, einer für miiun- 
Hfhc nn<1 einer für weibliche Personen; Ausgabe von grösseren Jrarkenabschnitten 
(ttir 12 und 4 Wochen), Verwendung der Marken erst bei Beendigung des Arbeita- 
Twfaftltnieaea. Endlleh eoUlgt Dr. Freund die BinfUming einer ZneehnaiTeniAenuig 
TOT, dnrch weidM ee den ArMtem ermOgUdit weidra ioU, die künftige Bente be« 
Uebig zu steigern. Die Schrift zeichnet eich dnroh die Klarheit ihrer Aneffiluungen 
und die eingehende, den erfaLroncn Sachkenner verratliende BegTiliidnnsr ans. Sie 
Terdient die voUete Anerkennung and eine genaue Prüfung in allen Fachkreisen. 

Dr. (i. i;ger, Berlin- 

Mayrbofer, £. Verwaltungsdienst. 5. Aufl. Wien 1898. Mans. 

NiMMr, Oek. Das preneiiMslie Uiethreeht. 4. Anfl. 1898. Berlin 1886. C. Dnncker. 

QlOTeeic, Dr. H. Die prenesiieben GmndbndkgeeelM. 2. Anfl. Berlin 1896. H. 

Bahrs Vorlag. 

OppeahofT. StnJgesetzbuch. 13. Ansg. Berlin 1896. Q. Reimer. 

Sohape, Q. Das deutsche Seerachc. (P'ortäetzung des StMibsdien Kommentars zum d. 

Hand. Ges. Buch.) Berlin 1896. Heine, 
geh^rar. F. Oeechidite dar Kiün-Neckar Bahn. Denmtadt 1896. A. Bergatraeeaer. 
Sckttl, K. Handbndi der Voredniften «bar Handelestetietik und ZoUtsiif «aiea dee 

österr. ungar. Zollgebiets. 1896. 2. Aufl. Wien. Hartleben. 
gnlMlize. Dir. C. Dit; Eisenbahn-Karriere. Annahme-, Anstellungi^Bedingnagen. PTÜ- 

fungsbestimmungen. Berlin 1890. Ang. Schultzens Verlag. 
Stadthagen, A., Bechtsauw. Das Arbeiterrecht. Rechte und Pflichten des Arbeiters 

in Deutschland aus dem gewerbl. Arbeitevertrag, der Unfall-, Kranken-, Invaliditäts- 

nnd AiterS'7flNiflbenuig. Berlin 1886. Baabe. 
Um» Dr. G;, IQaiet. B. Dan DampfkeiselweBen in Oeeterreioh. Seaunfamg der benttc^. 

Qeeetee, Verordnungen und Normal-Erlässe. Wien 1896. Hann. 
Tezner, Dr. F. Ilundbnch des Österreich. Adniinistrativverfahren<s. Wien 189(1. Manz. 
Berlin und seine Eiaeubahnen. 1846--1896. Heransgegeben im Auftrage des königl. 

ffmm. Ministers der ülfentl. Arbeiten. Berlin IS^U. J. Springer. 
Fflrtednift fiber die Thdtiglnil des YereinB denteeber EiBenbabn-yenraltangeii in den 

eisten SO Jafann eeinee Bestdiena. 1846^1896. Berlin 1896. 
Bekursentscheidnngen des Reicb.svtirt<icherungäauitä aln Sprachkollegium in Ünfall-Ver- 

sicherungs- .Angelegenheiten. Jahrg. 1891/Ö. Berlin 18%. Pnttkaninier & Mühlbrecht. 
Entwurf eines Handelsgesetjsbucbs mit Ausschluss des l^eebandeisrecbts, nebst Denk- 

«chrift. Aufgestellt im Eeiohs-Justiiamt. Berlin lä96. Carl Heymanus Verlag. 
^ Dasselbe. Berlin 1896. F. Vahlen. — 0. liebmann. 

Kecueil d« reuseignements sur 1* Organisation dee administrations de V Union postale 
univerBdle et snr lenn eervicee internes. Heransgegeben Tom Wdtpeetbfliean* Bern 
1886. fltlMpfll Oonip. 
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III. Abhandlungen aus Zeitschriften etc. 

Arndt. Stantsreditliche nrnndliigieii dea Beeht« 4er Ebeiilialineii. (Aldi. f. 5ff€iiü.Beclit 

B(l XI TTrft ?>. S. 358.) 
Buschmann, Dr. M, Frbr. v. Die österreichischen Hahnen niederer f)rdnnng in ihrer 
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Fild, Dr. L. Die Krankenversirhenin^ und das bttrgerl. GMetelweli. (InTalidittto* und 
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Kleinbalmen und dieZwang97oUstreckung in diaielbeii. (Zaitsdhr. f. Lokal- n. Stnuisenb. 

w«. 188a Hefts. asp>. 

Zsm Begriff der hShma GewalL (Dentaeli. Straas. n. Xleinb. Zeitg. 1896. Kr. 19.) 
Die Eisenbahnbehörden als AiiftiebtdieliOrdNi bei Kleinbalmen ^r. 21.). Eisenbelm- 

geno!»^en«chnftCTi CNr. 24), 
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b^ebt? (Zeitachr. t TruTipoitir. n. Stiwnenb. 1896. Nr. 19). 
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£ntwurf eines Gesetzes, betretend die Fürderutig des Bauet» von Kleinbahnen in Gross- 
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GesefauntwnTf, hetr. die Erldehtemng (F5rd(»nng) dw B*aes von Kleinbahnen in Gross- 
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Railroad tegislation iu New Jersey (The Railroad Gazette. 1896. Nr. lÖ n. 18), in 
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Gesetzgebung. 
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(Zsilachr. f. d. Internat Eiaenb. Thmap. IV. Nr. 7. aS7^; 
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Fraiknlolk Srli» dM Pifiidfliitea der Bepublik, betr. die Abinderoikg des Art 10 der 
Bedingnudiefle einiger algerisdier Straiaenbaluen. Yom 88. Kln 1880. (Zeitechr. 

f. Kleinb. 1896. Reft 6. S. 322.) 

— Verordnung des Präsidenten «ler Republik, betr. die Reorganisation df»r St^taeieeR- 
bahncn. Vom 10. Dezember 1895. (Journal ofticiel 1895. Nr. 336. S. 6918.) 

Oeutsohes Reich. Bckamttmacbung, betr. die Vereinbarang erleichternder Vorachriften 
für den wecliselseitigeii Verkelir xiriadieii d. SiMnbabiiea Deatechlands und Lnxein- 
bniga. Vom 17. Hai 1896 (B. G. BL 8. 108.) 

— BeiattitttiiiaeTifmg, betreffend die teefaniielie Ebüieit im Biieiibibiiweieii. Yom 90. 
Joni 1896. (R. 0. Bl. S. 177.) 

— Bekanntoiacbun;:^ , betreffend die dem intematioHnlen Uebereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr beigefiijrte Liste. Vom 3. Juli 18%. (K, Bl. S, 182.) 

•~- Bekanntmachung, betreffend Aeuderungea iler Anlage B. zur Vurkebrüurduuug. Vom 

14. Mi 1898. (SL Q. BL S. 199.) 
OMt«rr«l0h. Qeiets, beCrelfaid weiten Beetlmmviigen ttber die AuflUmnig Oflentlidier 

Verkebrsaulagen in Wien. Tom 88. Hei 1896. (Oeeteir. Vererdn. Bl. f. Bieenb. 1886. 

IX. Nr. «6.) 

— Kundmachungen des K. K. Eiäenbahnmtnisterium^^ vom 29. Mai, 17. Juni, u. 8 Anf^nst 
1896, betreffend die Liste der Eisenbahnen, auf welche das iuteruat. Uebereiuk. Ubex 
den Eisoabahufrachtverkehr Anwendung findet. (Verordn. BL für Eisenb. etc. 1896. 
n. Nr. 61, 69, 91.) 

Qeeels, betr. die im Jalire 1896 liehenutettendMi Bisenbehnen niedeier Ovdnimg. 

Tom 21. Juli 1896. (E. 0. Bl. Stflflk M. Nr. 141.) 

— Gesetz, betr. die Verwendbarkeit der von der Länderbank des König^ichs Böhmen 
zu emittirenden Eisenbabnsi bnldscheine zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs-, 
Pupillar- u. ähnlichen KapiuUen. Vom 14. Juli 1896. (B. G. Bl. St. 49. Nr. 126). 

— Geaets, betr. nbftndemde besw. erUntemde Bestinimungen bes. dee TerUme bei 
Qeltwdmaehung der Beditmittel gegen Bntachddinigen und Verftgungai der poBti- 
ichen BeMen. Vom 12. Mai 1896. (R. 0. Bl. St. 39. Nr. 101.) 

— Verordnung des Eisenbahnministerioms, betr. Abänderung der Refaktienverordnung 
vom 20 November 1895. Vom 8. Juli 1896 (R. G. Bl. St. 44. Nr. 114) und Erlass 
de^ss. Miüi.-^teriums vom 8. Juli 1896. (Verordn. Bl. f. Eisenb. etc. 1896. IX. Nr. 81.) 

^ Verordnung des EiüeubalmuiiuiäUiriuats, betr. die Berichterstattung über Tarif -An- 
gelegenhdten. Vom a Joli 1888. (Verordn. Bl. f. Bleehb. «to. 18961 IX. Nr. 88.) 

— Vererdnnng des KimmhnhmninieteiinnM, betr. die im BiMnbfljm-Betriebiregienient der 
Gcnehmiguug der Aufsichtsbehörde vorbehaltenen Veiflgnngen. Vcm 16. Jvli 1896. 
(Yv.vofln. Bl. f. Eisenb. etc. 18%. IX Nr. R:11 

Preussen. Gesetz, betretfeud die Erweiterung des Staatseisenbahnnetzes und dip "Rc- 
theiligui^ des Staates an dem Bau von i'rivateisenbahnen und von Kiembahnen, 
sowie an der Errichtung von landwirthschaftlichen Getreidelagerhäusern. Vom 3. 
Joni 1886. (0.8. 8. 100.) 

— Allerhflduter Erlen, betr. Bau und Betrieb d«r in dem Gesetee vom 8. Jimi 1896 
vorgesehenen neuen Eisenbahnlinien. (G. S. 8. 107.) Vom 3. Juni 1896. 

— Erla.ss d»'s Mini.sters der f^ffcntl. Arbeiten, betr. die Steinp'lpflichtigkoit von Werk- 
verdingungsverträgen (E. V. Bl. 1896. S. 170) von BestaUungen (S. 800.). 
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Nr. 7S. Entoeh. des Ciyil- niid Strafa:erlelite In FloreUB. 

Vom 23. Februar 1895. 

|Zf?tf-:rhr. f. d. Internat. Ei«»>til' Tmusp. IV. Nr. 8. 8 ^t"? ■ 

BMebädiguno einer Sendung, welche vom Absender verladen wurde. Wagendecken. 

Von einem Absender in Lussnitz (Oesterreich) sind der öster- 
rachischen Südbahn 318 Säcke Sägemehl an einen Empfänger in Florenz 
zom Transport aufgegeben worden. Die Sendung wnrde in einem 
Wagen dieser Eisenbahn untergebracht und ist in demselben an die Be- 
stimmungsstation befördert worden. Der Wagen war mit einer Decke 
der Sttdbabn versehen, welche ohne Auswechslung bis nach Florenz mit' 
genommen wnrde. Beim Ausladen in dieser Station ergab es sich, äms 
142 Säcke von eingedrungenem Kegenwasser beschädigt waren, und es 
ist der hieraus entstandene Schaden in der reglementarisch vorge- 
schriebenen Weise auf 120 Fr. festgestellt worden. 

Die Empfangsbahn weigerte sich, den Schaden zu ersetzen. Vom 
Vorderrichter wnrde sie znr Zahlung venirteilt; das Civil- und Straf- 
gericht in Florenz aber sprach sie mit Urteil vom 23. Febroar 1895 
Ton der Verpflichtiing zum Schadenersatz frei, weil: 

1. eine Verantwortlichkeit die Versandbahn nicht trefe, da fest- 
gestellt sei, dass der Absender den AnHad der Sendung in Lnssnitz 
selbst besoigli habe; 

2. wenn dieser die yon der Eisenbahn gelieferte Decke als genttgend 
angenommen habe, nichts entgegenstehe, dass ihn der Empftnger f&r 
den ihm entstandenen Sdiaden verantwortlich mache; es aber angerecht 
wäre, die Eisenbahn dafttr zu belasten; 

3. überdies im Art ISO der italienischen Tarifbestimmangen ans* 
ditcklich vorgesehen sei, dass die Eisenbahn nicht verantwortlich ist 
fär Beschädigungen von Gfttem, die vom Absender anfgeladen worden 
lind, sofern ihr nicht ein Verschulden nachgewiesen werden kann; 

4. ahm die Eisenbahn eine Bechtsvermutung fttr sich habe, welche 
nur dureh den Gegenbeweis hätte zerstört werden können, dsss der 
Schaden während des Transportes entstanden und auf ihr znr Last 

Eger, ElaeBhftbnrwohtllche Bntsclieidiuigeu XHL 7 
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fallende Verumstäiulungeii zurückzuführen sei, welclier Nachweis aber 
auch uicht eiumal versucht worden sei. 



Nr. 74. Entscli. des Tribunals ia MAUand. 

Vom 9. Juni 1895. 

[Zpitscbr. f. d. intcniat. Elseiib. Trausp. IV. Nr. 8. S. 388.) 

Passiviegitimation bei den italienischen Eisenbahnen. 

Laut Art. 137 der Tarif- und Transportbestimmnngen für die 
adriatische Eisenbahngesellschaft (und ebenso bei dem Netze der Mittel- 
meer- und der Si/ilisclien Eisenbahnen) hat der Generaldirektor die Ge- 
sellschaft vor Gericht zu vertreten. Daneben ist bestimmt, dass auf 
Klagen aus dem Transportvertrage die Vorstände der Versand- oder 
der Empfangsstation vor Gericlit antworten werden, und dass die von 
der Direktion ausgehenden Bevollmächtigangen auch für die Stellver- 
tretung der Stationsvorstände gelten. 

Unter Verweisung auf diese Bestimmungen und ferner auf die 
Art. 375 und 377 des Handelsgesetzbuches ist das Gericht auf eine 
Klage, durch welche die adriatische Eisenbahngesellschaft in der Person 
eines Ingenieur de fioberto, als deren Vertreter in Mailand, belangt 
worden war, wegen mangelnder Passivlegitimation nicht eingetreten, 
weil de Roberto nicht Stationsvorstand und nicht dargetan sei, dass er 
zor Stellvertretung des Stationsrorstandes auch vor Gericht Voll- 
macht habe. 

Nr. 75. EilMii. des OberUndcsgerlchls Karlsmlie« 

2. Civil-Senat Vom 20. September 1895. . 

{SevStot Anb. N. F. Bd. XZI. H«ft 4. S. 488.) 
H. 6. ß Art. 409, 415 ff. Der Ladescheln ist für die Rechtsverhältnisse zwischei 
FraditfiUirer tid EMpflnoM', insbesondere auch für das |u»lillohe PfaMtreeM des 

Frachtführers massgebend. 

Die gleiche Gesetzesbestimmung steht aber auch der Geltend- 
machung des Pfandrechts nach Art. 409 HGB. für die bezeichnete Ans- 
lagenfordening entgegen, soweit das Verhältniss zwischen Frachtführer 
nnd Empfänger, also zwischen den Parteien des vorliegenden Bechts- 
streits, in Frage kommt. Diese Beschränkung des gesetslichen Pfand- 
rechts des Frachtführers, welcher einen Ladeschein ausgestellt hat, in 
Bezug auf seine Wirksamkeit gegenüber bestimmten Personen scheint 
dem dinglichen Charakter des Pfandrechts zu widersprechen. Sie wird 
aber als nothwendige Oonseqneoz der Bestimmung in Art. 415 Abs. 1 
und des Zwecks derselben — Schaffung eines indossablen, circnlations- 
filhigen Handelspapiers — gefordert, und ihre jaristisclie Construction 
ist keineswegs eine schwierige, den allgemeinen Bechtsgrands&txen 
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widersprechende. Der Art. 415 Abs. 1 ia.sst den Ladeschein allgemein 
für die Rechtsverhältnisse, nicht bloss für die persönlichen Ansprüche, 
zwischen dem Frachtfühiei uiid dem Empfönf^er des Gutes entscheiden 
und legt den nicht in denselben aufgenuuimenen Bestimmungen des 
Frachtvertrages gegenüber dem Empfänger keine rechtliche Wirkung, 
also weder persönlicher, noch dinglicher Art bei. Nach Art. 419 kommen 
die Bestimmungen über Rechte und Pliichten des Frachtführers, wie 
solche in Art. 390—412 enthalten sind, «im Übrigen", d. h. nur soweit 
nicht die Art. 413—418 eine Abweichung enthalten, auch in dem Fall 
zur Anwendung, wenn ein Ladesdiein aufgestellt ist. Schon durch 
dieses klare Verhältuiss der gesetzlichen Bestimmungen ist die Wirkung 
des Pfandrechts des § 40U dem Inhaber des Ladescheins eree'enüber 
f iii<:esrljränkt. Es wäre aber auch mit der Absidit der Parteien bei 
Ausstell 11 11*-': des Ladcsclieins im tiuzeluen Fall, >o\Me mit der darauf 
beruhenden gesetzgeberischen Tendenz der Bestimmung des Art. 415 
Abs. 1 im Allg-emeinen nicht vereinbar, wenn der Frachtführer die in 
den Ladeschein nicht aufgenommenen oder doch nicht ausdrücklich in 
Bezug genommenen Bestimmungen des Frachtvertrages zwar nicht direct, 
als persönlichen Anspruch, wohl aber indirect, auf dem Wege der Aus- 
übung des Pfandrechts nach Art. 409, geltend machen könnte. Denn 
darch die Ausstellung und Aushändigung des Ladescheins übernimmt 
der Frachtführer dem darin bezeichneten Empfänger gegenüber eine 
selbständige, von den Bedingungen des Frachtvertrages unabhängige 
Verpflichtung, die Güter gegen Erfüllung der aus dem Ladeschein selbst 
ei'sichtlichen Gegenansprüche unweigerlich auszuhändigen und diese Aus^ 
händigong ?on keinen anderen Bedingungen abhängig zu machen, als den 
in wirksamer Weise in den Ladeschein selbst aufgenommenen. Nor 
nnter dieser Yoraussetznng, wenn die die Auslieferang der Waare be« 
dingenden Gegenleistungen ans der Urkunde selbst ersichtlich sind, kann 
der Ladeschein seine Bestimmimg, als circolationsfllluges Papier dem 
Verkehr zu dienen, erfüllen. 

Damit- ist aber auch die juristische Construction der beschränkten 
Wirksamkeit des gesetzlichen Pfandrechts des Art. 409 gegeben. Der 
Frachtführer verzichtet dorch die Ansstellong und Aushändigung des 
Ladescheins dem Empfänger gegenüber auf das Pfandrecht am Fracht- 
gut für alle Ansprüche, welche sich nicht ans dem Ladeschein selbst 
ergeben, und er würde deshalb gegen die Vertrsgstrene Verstössen, wenn 
er trotz dieses, in der Ausstellung des Ladescheins nothwendig ent- 
haltenen Yersidits sein P&ndrecht für weitergehende Ansprftche anf 
Oxnnd allgemeiner gesetzlicher Bestimmungen anch gegen den Empfänger 
geltend machen wollte. 

7* 
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In diesem Sinn einer Beschränkung des gesetzlichen Pfandrechts 
des Art. 409 durch deü Art. 415 sprechen sich auch die Commen- 
tare vuii 

Pttohelt-FOrtittli Anm. 7 m Aft. 400 & 12B8 mtd Aiun. 6 m Art 418 S. 12M; 
Gareifl-Fnehilierger Note 188 zu Art 4t6, sowie EndemsoD EisenbfthiiT. § 1S6 
S. m AI». IV, und Sger Fnusbtr. 2. Aufl. Bd. 8 Nr. 185 8. 182. 

ans, und aneh der diesseitige GMchtshof hat bereits früher (i. S. 
Hartmann w. Ran u. Gen., Beschlnss y. 28. Dec. 1894) so entschieden. 



Nr. 76. Eiitsch. des Landgerichts Hannover. 
1. Civilkammer. Vom 28. September 1896, 

fZeltsclir. f. intonnt Fi=PTtb,-Tran8p. IV. Nr. 9. S. Ms.] 

Verk.>Ord. f. d. Elscnb Deutsch!, § 61 Abs. 4 Beweisißst bei Frachtriickerstattaage- 

ansprlichen in Folge unrichtiger Anwendung des Tarifs. 

Anlangend die Beweislast, so ist es zweifellos all^yenif iiicr Giimd- 
satz. da*js der Kläger seine Klage beweisen mnss. Er niu.ss also, wenn 
er behauptet, er habf eim ti Betrag zu Unrecht bezahlt und sei deshalb 
berechtigt, ihn zurückziif ir lern, nacli jenem allgemeinen Grundsätze 
nachweisen, dass die Zahlung zu Unrecht erfolgt sei. Das Berufungs- 
gericht hält diesen Grundsatz auf Klagen der Art, wie die vorliegende, 
aber ftir nicht anwendbar. Es handelt sich hier lediglich um die Frage, 
ob der Tarif bei den zwei streitie'en Sendungen unrichtig angewendet 
wurde. In dieser BeziehuiiL: bestimmt § 61, Abs. 4, der Verkdirsord- 
nung für die Eisenbahnen Deutschlands: „Wurde der Tarif unrichtig 
angewendet ... so ist das zu wenig Geforderte nachzuzahlen, das zu 
viel Erhobene zu erstatten und zu diesem Zwecke dem Berechtigten 
tunlichst bald Nachricht zu geben." Während also bei gewöhnlichen 
— nicht nach der Bestimmung des § 61 a. a. 0. zu beurteilenden — 
Zahlungen in der Zahlung bis auf Weiteres das Anerkenntnis des Zahlen- 
den liegt, er sei den gezahlten Betrag auch schuldig gewesen, sodass 
er dieses Anerkenntnis durch den Nachweis seiner Unrichtigkeit und 
des das Anerkenntnis veranlassenden Irrtumes beseitigen mnss, ist nach 
der Ansicht des Berufungsgerichtes in der Zahlung von Eisenbahn- 
frachten wegen der Bestimmung des § 61, Abs. 4, a. a. 0. nicht das 
Anerkenntnis des Zahlenden enthalten, dass der Tarif mit Recht auf 
den Transport angewendet wurde; die Bestimmung des § 61, Abs. 4, 
welche die vertragsmässige Grundlage des Rechtsverhältnisses zwischen 
der Eisenbahn und dem Versender bildet, hat nach der Ansicht des 
Berufungsgerichtes vielmehr die Wirkung, dass, sobald die Frage ent- 
steht, ob der Tarif auf eine Sendung richtig oder unrichtig angewendet 
wnrde, die Sache so zn beurteilen ist, als ob noch nicht gezahlt sei, 
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da jede Zahlnng mit dem auf § 61, Abs. i, a. a. 0. gestützten Vor- 
behalte erfolgt ist, dass der Tarif wirklich richtig angewendet wurde. 



^t, 77. Eiitseli. der Oiiigl. lii^ar. Kniie* 

Vom 11. October 1895. 

[Oesterr. Eisptib.-Verordn.-Bl. IX (lÖW Nr. M S. 1682.] 

Elae Klage weflen Uebtrschreitung der Lieferzeit gegen eine Eisenbahn ist niciit als 

eine Entschädigungsklage anzusehen. 

Eine Partei belangte die Direction der kgl. Ungar. Staatsbahnen 
mit einer Summarklage auf Vergütung des Betrages von 100 fl. wegen 
üebersclireitung der Lieferzeit, wurde aber von beiden üntergerichten 
aus dem Grunde abgewiesen, weil die betreflfenden Parteien selbst 
durch ihre einander widersprechenden Dispositionen an der Verzögerung 
Schuld trugen. 

Die dagegen angebrachte Appellation wurde von der kgl. Curie mit 
Entscheidung vom 11. October 1895, Z. 819, ohne in das Meritom ein- 
zugchen, aus fulg-endcn Griindeii abgewiesen: 

Gemäss § 47 des G -A LTX ex 1881 (Nov. zur C.-P.-O.) kann 
gegen conforme UrtlieiU Ipi l uiergerichte in Summariirocessen über 
Fordeningen, welche den Belrap: von bOO fl. nicht erreichen, eine Appel- 
lation nur bei EntscliH(lio:une:sklagen zugelassen werden. Nun ist aber 
die Klage auf Vergütung des Interesses an der Lieferzeit bei Ueber- 
schreitung desselben zufolge § 70 des im vorließ rnden h alle noch zur 
Anwendunt^ frel.uifrriiden alten Betriebsreglements vuin Jahre 1874 nicht 
als eine Entscliaiiigii!i;:RkIaf!:e anzusehen, weil die Eisenluihn, ohne den 
Beweis zu verlangen, dass durch die verspätete Ablieferung ein Scliaden 
entstanden ist, für die Versfiumung der Lieferfrist die in diesem Para- 
graph bestimmte Vergütung zu leisten hat und, wo ein Schaden nicht 
nachzaweiseü ist, von einer Entschädigung keine Kede sein kann. 



Nr« 98. EnteelL. lies OberlndcsgerUAts Kolmar. 
Vom 23. October 1895. 

iSeltwbr. t tnmüs. CMkr, Bd. ti. Heft s. S. saej 

Nitir des Reolite der Anlieger an einer ein Dorf darobzIeheMlet Slattettrasee. — 
liliml|kaft den Itoolitswegs für die Klage eines Anliegers auf Eraatz des ilni duroh 

ihre HOherlegung erwachsenen Schadens. 

Auf das Verwaltungs- Verfahren braaehen sidi Kläger mit ihrem 
Entschädigungsanspruch nicht verweisen zu lassen. Nach ständiger 
Bechtsprechung steht den Anbauern der an einer öffentlichen städti- 
schen oder Dorf -Strasse belegenen Häuser eine durch stillschweigen- 
ften Vertrag zwischeii ihnen ond dem fiigenthamer der Strasse begründete 



« 
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Dienstbarkeit zu, deren Inhalt dahin geht, dass sie für die wirthschaft- 
liehen Bedürfnisse der angrenzenden Häuser die Strassti zu jedem mit 
ilirer Bestimmnng als öffentlicher Strasse vereinbarem Gebrauch benutzen 
dürfeu. Eiiit Landstrasse ist allerdings nicht von vornherein darauf 
angelegt, mit Häusern besetzt zu werden, sondern sie dient zunächst 
zur Vermittelung des Verkehrs von Ort zu Ort. Dadurch ist jedoch 
nicht ausgeschlossen, dass sie in Folge der sich an ihr ansammelnden 
Ansiedelungen allmählich auch die Natur einer zum Verkehr innerhalb 
des an ihr entstandenen Dorfes dienenden Strasse annimmt. Sobald sie 
sich zu einem solchen Verkehrsmittel entwickelt hat, gestaltet sich 
das Verhältniss zwischen ihren Adjacenten und dem Strassen-Eigen- 
thUmer ähnlich wie in dem Falle, dass an eine vom Anfang an zur 
städtischen oder Dorfstrasse ausersehenen Strasse angebaut worden ist. 
Die Ausdehnung der von städtischen Strassen gclLcuden Gruudsätz*^ auf 
das Verhaltiii^s der jetzigen Parteien erscheint um so wenie^er he leuk- 
lich, weil das I^sirztlium der Kläffer ru die Strassen eines Vororts 
von Metz angrenzt und bei der Anlegung der aus den grösseren Städten 
ausmündenden Staatsstrassen nach aller Wahrscheinlirhkpit die Voraussicht 
obf^ewfiUet hat, dass die Nähe der Stadt, die Bequemliciikeit und An- 
nehmliclikeit des Verkehrs zwischen ihr und der nächsten Umgegend das 
Publikum zur Bildung von (remeinden i-ings um die Strasse und zur Be- 
völkerung der Umgebung: der Strasse m i anlassen wird, sodass auch hier 
die Anlage der Strasse, mit Riicksiclit auf die dabei ins Auge gefassten 
Nebenzwecke, auch die Aufforderung an die Eigenthümer der auf sie 
stossenden Grundstücke zur Bebauung und das Anerbieten an sie in 
sich schliesst, ihnen die mit dem Gebrauch der Strasse verbundenen 
Vortheile zu gewähren. Ob diejenige Orts-Strasse von Plantiöres, an 
der das Anwesen der Kläger gelegen, schon vor oder erst nach der 
Staatsstrasse entstanden ist, wurde von den Parteien nicht zur Sprache 
gebracht. Aber selbst im ersteren Falle w&rde die den Anliegern an 
der Ortsstrasse zustehende Servitut dadurch nicht berührt worden sein, 
dass deren Areal etwa für die Anlage der Staatsstrasse benutzt 
worden ist. 

Wegen der privat rechtlichen Natur des Rechtes der Angrenzer 
sind zur Entscheidung über die dasselbe betreffenden Streitigkeiten Ton 
jeher sowohl in der reichsländischen als in der französischen Wissen- 
schaft und Rechtsprechung (Leoni und Mandel, Verwaltungsrecht von 
Elsass-Lothringen, S. 225, Jur. Ztschr., B. 10 8. 112, Bd. 12 S. 192, 
Bd. 17 S. 26; Dalloz, rftp. gen., 8. v. comp^tenee administrative no 160, 
Supplement, s. t. Comp6t. adm. no 214, 233; not. 1—3 zu D. F. 90 2. 
811) die bürger1ic]ie)i Gerichte fttr berufen erachtet worden. 
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Kr. 7^, Entseh« des PreoM. Ober-Yelnnili-CtoTlehlB. 
4. Senat. Vom 16. November 1895. 

mal BirklMhMi Praviailairtoirt tabm ite OrMtMMHti (Sliili, FleokM, Nrfer, 
GHMMtIte), HioM «f KrilM, die wreirtllohra Weg« n «Rterhaltm. 

Von der Stadt FriedebergT N./M. zor Netzeffthre führte eine 
Strasse, von der ein Abschnitt dn Thefl der Bahnhofsanlage der Station 
FHedeberg N./M. der Königlichen Ostbahn nnd Eigenthnm des kla- 
gt uden Fiskus geworden ist Nachdem in diesem Wegeabschnitte drei 
den WagenTericehr beeintrftchtigende Löcher entstanden waren, gab die 
Polizeiverwaltnng dem Kläger nnter dem 26. Jnni 1894 aaf, die Fahr- 
Uxkeit der bezeichneten Stelle herstellen zu lassen. Hit seinem Ein- 
spruch gegen diese Verfügung unter dem 12. Jnli 1894 zurückgewiesen, 
Itat der Eisenbahnflskus gegen die PolizeiTerwaltung Klage erhoben und 
diese zugleich gegen den Kreisausschoss des Kreises Friedeberg N./H. 
gerichtet. 

Er führt aus, dass er zur Beseitigung eines der drei Löcher bereit 
sei und sie auch schon angeordnet habe, zur Beseitigung der beideu an- 
deren Lücher aber den Kreisausschuss für verpflichtet halte, da dieser 
durch einen Beschluss vom 10. Februar 1891 den chausseemässigen 
Ausbau und die Unteiliallung der gleicliialls iimcrltalb der Bahngrenzen 
liegenden Fläche, in der diese beiden Lüclier sich befänden, übernommen 
habe. Der Klageantrag gehl daher dahin, die polizeiliche Verfügung 
vom 16. Jnni 1894 und den Beschluss vom 12. Juli 1894, soweit sie 
sich auf diese Fläche bezielien, aufzuheben und den Kreisausschuss zur 
Instandsetzung dieser Wegefläclie zu verurtlieilen. Der Bezirksausschuss 
hat durch Entsclieidung vom 24. Mai 1895 die Klage abgewiesen mit 
der Begründung, dem Kläger sei der Beweis seines Einwandes, dass 
der Kreis Friedeberg N./M. verpflichtet sei, die streitige Strecke aus- 
zubauen nnd zu uiiterlialten. nicht gelungen. 

Die Entscheidung drs lirzirksausschusses war /.ii bestätigen. 

Zunächst ist zu iMMiu i ken, dass als Zweitbuklagter nicht der Kreis- 
ausschuss, sondern der Ivkms Ki it dt l erg N./M,, vertreten durch den 
Kreisauäschoss, aufzuführen gewesen wäre. Das Babrum ist hiernach 
berichtigt. 

Was die Sache selbst betriift, so kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, dass die alte Strasse von der Stadt t riedeberg zur Netzefahre, 
in der der streitiire Abschnitt liegt, die Eigenschaft eines öffentlichen 
Weges besitzt. Da weder die Zuständigkeit der beklagten Behörde, 
noch die Nothwendigkeit der Anordnung bestritten ist, so kann Kläger 
die von ihm geforderte Leistung uui' dann mit Krfolg ablehnen, wenn 
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sich erweist, dass der von ihm mitbeklagte Kreis Friedeberg N./M. zu 
dieser Leistung aus Gründen des öffentlichen Bechts verpflichtet ist 
(§ 56 Absatz 4 des Zuständigkeitsgesetzes). 

In der Berufungsinstanz hat KlAger die Behauptung aufgestellt, 
der Kreis habe die öfentlichen Wege zu unterhalten, falls er nicht 
nachweise, dass die Unterhaltung ausnahmsweise einem anderen ob- 
liege. Dies beruht auf Rechtsirrthuro, da nach dem auch für die Neu- 
mark geltenden märkischen Provinzialrecht die öifontUch-rechtliche 
Wegeuuterhaltnngslast in der Regel den Ortskommnnen obliegt (Kntsch. 
d. 0.y.&. Bd. X S. 282 Bd. XIH S. 293) und keineswegs dem 
Ereiskommnnalverhande. 

In erster Instanz war dessen Verpflichtung von dem Elftger darans 
hergeleitet worden, dass der Kreisansschoss dnrch Beschlnss vom 10. Fe- 
broar 1891 den diansseemässigen Anshan und die Unterhaltung der 
Strdtflftehe ttbenunnmen habe. 

Der Kreisansschnss war jedoch zur Eingehnng einer solchen Ter- 
bindlichkeit gesetzlich gar nicht befhgt (§ 116 Ziffer 3, § 119 Ziffiar 3, 
§ 134 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872), sein Beschlnss ent- 
behrt daher insoweit der Bechtswirksamkeit. 

Die in dem letzten Schriftsatze des EÜgers aufgestellte Behaup- 
tung, dass das Zugeet&ndniss in dem Schreiben des Ereisauschusses 
vom 10. Februar 1891 mit ausdrHeUicher Genehmigung des EreiBtages 
abgegeben sei, wird durch die bereits von dem Vorderrichter zum 
Zwecke des Beweises vorgelegten, und auch von dem O.V.O. einge* 
sehenen Akten des EreiBausschusses widerlegt, ans denen sich ergiebt^ 
dass das Schreiben des Königlichen Eisenbahnbetriebsamts zu Berlin 
vom 4. Februar 1891, in dem die Frage nach der üebemahme der 
üntOTfasltungspflicht gestellt war, am Tage des Einganges, dem 5. des- 
selben Monats zur Sitzung des Kreisansschusses geschrieben ist, dass 
der Ereisausschnas am 10. desselben Monats darüber Beschlnss gefasst 
hat, und dae» das Antwortschreiben vom Tage dieses Beschlusses 
datirt, am 12. desselben Monats mnndirt und am folgenden Tage ab- 
gesandt ist. Dass dazu eine Genehmigung des Kreistages eingeholt 
wäre, ist hiernach ausgeschlossen, und es bedurfte der Erhebunj? des 
von dem Kläger durch Bezugnahme auf amtliche Auskunft des Kö- 
niglichen Landraths angetretenen Beweises uicliL. 

Endlich muss auch die Ausführung des Klägers als rechtsirrig ver- 
worfen werden, dass eine üffentlich-rechtliche UntcrhiLltung-spflicht des 
Kreises um deswillen entstanden sei, weil der Iragliche Wegetheil auf 
Veianlassuug der Kreisverwal tuug eine neue Aufschüttung erhalten 
haben soll, oder weil eine Wegeverleguug vorgenommen, d. h. die vom 
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ix&M erbaute neue Cbaassee In einer yon der alten Strasse ab- 
weichenden Kichtnng an das Babngelftnde herangefßbrt ist, ebne dasa 
die Genebmigung des KlSgers einzabolen. Weder aaf die eine, noeb 
inf die andere Weise wurde der im Bahnbofsgebftnde liegende Tbeil 
des alten Weges notbwendig recbtlicb ein Tbeil der vom Kreis erbauten 
Cbanssee. 

Hiernacb rechtfertigte sieb die Bestätigung der VorentsGbeidnng. 



Nr« 80« £ntseb. des Ba^atell^ericlitt s in Uandelssaclieu zu Wien, 

Vom 23. November 1895. 

[ZPltsnhr. f. (1. Internat. Eisenb.-Transp. IV Nr. 8 S. 327 1 

FraQhtbegündtiguay. Anspruch auf dieselbe für einen anter den begünttioteo Gütern 

nlobt iMMiders ftMuiRtoir Artikel. 

Auf zwei Sendungen Rollhafer, die nach Kl. A des Lokaltarifs der 
k. k, österreichischen Staatsbahnen vom Jahre 1894 taxiert worden 
wareu, wurde die für „Mahlprodukte und Mehl aus Getreide und Hül- 
senfrüchten, sowie Eüllgerste, geschälte Hirse und Schälerbsen" ge- 
währte Frachtermässigung reklamiert, d;i Rüllhafer unter die genannten 
Pru(Uikte gehöre. Da die Reklamation abgewiesen wurde, erfolgte 
Klage, der mit folgender Begrüuduiig stattgegeben wurde: 

Nach Ansicht der geklagten Bahn ist Rollhafer nicht unter Mahl- 
[»rodukte zu subsummieren, weil ja au sich auch Rollgerste, geschälte 
Hirse und Schälerbsen Mahlprodukte aus Getreide und Hülsenfrüchten 
sind und trotzdem der Tarif es notwendig fand, diese Produkte hier 
besonders hervorzuheben und somit diese Produkte im Sinne der ci- 
tierten Frachtbegünstigung als Mahlproduktö nicht zu gelten haben. 
Wenn aber diese vorangefUhrt^n Produkte nicht als Mahlprodukte im 
Sinne dieser Tarifbegünstigung anzuseilen sind, und nur deshalb, weil 
sie besonders angeführt sind, diese Bt'i;niistiL''nng geniessen. werde auch 
Rollhafer nicht als Mahlpi Mlukt in dies':ni Siinn^ ,iriziisi-li( ii sein; und 
demgemäss, und weil lioUhater nicht besonders augelüliri ist, könne 
für dieses Produkt die obige Begünstigung nicht gelten. Der Kläger 
hat sich dagegen auf den Wortlaut der Begünstigung bezogen. 

Es muss nun allerdings bemerkt werden, dass der Wortlaut dieser 
Tarifbegftnstigung undeutlich ist und anrli nicht erklärt werden kann, 
warum RoUgcrstc, geschälte Hirse und Scliälerbsen im Tarife besonders 
hervorgehoben sind, nachdem sie doch Mahlprodukte aus Getreide, be- 
ziehungsweise Hülsenfrüchten sind. Bedenkt man aber, dass ausser 
diesen angeführten Produkten auch noch das Mehl als ausserhalb dieser 
Mahlprodukte stehend besonders angeführt ist, und bedenkt man wei- 
ten, dass der Aosdmck ^Habiprodokte aas Getreide und Hülsen- 
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firAchten*, weon ICeU, BoDgerste, gescliSlte Hirse aiid Scbftlerbsen aus- 
genommen werden, im besten FaUe nor noch Abfftlle bedeuten könnte, 
so wird man notwendig znm Schlnsse gelangen, dass der Henrorliebang 
Ton UeU, Bollgerste n. s. w. eine besondere Bedentnng nicht beigelegt 
werden kann, denn sonst w&re es Ja nicht notwendig gewesen, den 
Ansdrack «KaUprodokte*^ zn gebranchen, sondern man hfttte einfach 
die noch restierenden AblUle, welche bei Getreide nnr in Kleie be* 
stehen können, anfahren m&ssen, und es wftre dann die Anwendong 
des allgemeinen Ansdmcks „Mahlprodnkte'^ ttberflllssig. Da ans den 
allgemeinen Bestimmangen des Tarifs Teil I zu entnehmen ist, dass 
Hafer im Sinne des Tarifs unter den Begriff «Getreide* ^It, und 
weiters auch Rollgerste, geschälte Hirse, Schälerbsen u. s. w. als Mahl- 
prodnkte aus Getreide und Hülsenfrüchten im Sinne des Tarifes gelten, 
and jedenfalls Rollliafer aucli als Mahlprodukt mit Rücksicht auf die 
Anwendung des Ausdrucken „iiud so weiter" anzusehen ist, so ist es 
klar, dass Rollhafer als .Malilprodukt aucli im Sinne der citierten 
TarifbegLiustigiinn: auf zu fassen ist. Demgemäss ist die Ansicht des 
Klägers, dass die TarübeguuöLiguüg auf ßollhafer anzuwenden ist, 
berechtigt. 



Nr, 81. Eutseh. des Bayrischen Obersten Landesgerichts. 

Vom 30. November 1896. 

[Dentsch. Jurist. Zettg. I Nr. II 8 «24 Ziff. i ] 

Unent2iehbar erworbene Rechte der Mitglieder einer Pensionäkasse. 
Der Peusionsverein B. in M. h,?tte durch Generalversammlungs- 
beschluss eine Re<luziorung seiner Peiisionsleistun^en eintreten lassen 
und die bezüglichen Minderungen auch auf .solche einsmitglieder 
erstreckt, welche schon vorher in den Genuss von Pensinnen ct treten 
waren. Auf Klage solcher Pensionäre erklärte das Oberste Laudes- 
gericht die Massnahme in letztgedachter Richtung als rechtlich un- 
statthaft. Der Gerichtshof erörterte dabei zunächst in Ansehung der 
Frage der Zulässigkeit des "Rechtswegs folGrendps: „Diejenigen, welche 
dem beklagten Vereine vor der neuesten Statut e!)HnderuML^ liei 2: e treten 
sind, haben mit demselben einen Versicherungsvertrag abgeschlossen, 
wonach der Verein für den in den Statuten vorgesehenen Fall gegen 
bestimmte Leistungen seitens des Versicherten sich auch seinerseits zu 
bestimmten in Form von Pensionsqnoten zu reichenden Gegenleistungen 
verpflicbtet bat. In dem Augenblicke nun, wo die in den Statuten 
vorgesehene Voraussetzung eintritt und wo bei dem Mitglied das bisher 
hlo8 ahi Anwartschaft vorhandene Becht sich in das Recht auf sofor- 
tigen BeKQg der Pension umwandelt and gleichzeitig die Berechtigong 
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ZOT Theilnahme an der Vereinsverwaltnng, sowie die Pflicht zur Lei- 
stung von Vereinsbeiträgen aufhört, tritt der bislang aktive Vereins- 
angfehörige in die Rolle eines passiven ein. Er verwandelt sich, wah- 
rend er vor seiner Pensionierung eine blosse Aussicht auf Pensiuns- 
erreichung hatte, sohiu ein zwar nur eventueller, immerhin aber ein 
Gläubiger des Vereins, nebenher übrigens auch Schuldner desselben 
war, in einen bhjssen Gläubiger schlechtliiu . , . Deshalb kann nicht 
davon die Kedo sein, dass dem Pensionisten die Beschreitung des 
Rechtswegs gegen den Verein verwehrt sein sollte." Zur Frage der 
Zulässigkeit der Pensionsreduktion bemerkt das Urtheil unter anderem: 
jKein Zweifel kann darüber bestehen, dass, wenn der Promitteut dem 
Promissar eine fest begrenzte Leistung zusichert, er an dieselbe ge- 
bunden ist. Den Klägern wurden ganz bestimmte Pensionsgrüssen in 
den Statuten in Aussicht gestellt und später eingewiesen, so dass sich 
die Unwandelbarkeit der Pensionsbezüge von selbst versteht. . . . Der 
Kechtsauspruch durfte nicht durch Majoritätsbeschlüsse der aktiven 
Vereinsmitglieder, bei dtiun den Peusiomalen jegliche Mitwirkung 
versagt war, entzogen werden. 



Nr. 8S. Entsch« des Bentselieii Belehsgmiehts. 
1. Straf-Senat Vom 2. Desember 1896. 

i.Tur Woobenscbr. 1866. Nr. &3/M. B. 477. Ziff. 48.] 

R. SIrf. 6m. B. § 230 Ate. 2. BasrilT der FahrllMlgkeit iliMt Baileitert in seine» 

Berufe. 

Die Begründung des Urtheils des Landgerichts lässt die subjektive 
Seite des FahrlässigkeitsbegriÖes ausser Acht und stützt sich ausschliess- 
Uch auf die Feststellung des ursachlichen Zusammenhanges zwischen der 
Unterlassung und dem Erfolge. Die Annahme, dass es zu den Pflichten 
eines Baaleiters gehöre, jede Vorrichtung, deren mangelhafte Beschaffen- 
heit eine Gefahr herbeiführen kann, Tor ihrer Benutzung beim Bau 
persönlich zu prüfen, ist rechtsirrig. Die Fahrlässigkeit im Falle des 
§ 230 Abs. 2 Str. 6. B. ist keine andere als die in Abs. 1 bezeichnete; 
sie besteht in dem Mangel an Aufmerksamkeit auf die möglichen Folgen 
des Thuns oder Unterlassens; und da die Fahrlässigkeit die Form eines 
Verschuldens ist, so hOnnen dem Handelnden solche Folgen nicht zur 
Last gelegt werden, die er auch bei Anwendung pflichtmässiger Auf- 
merksamkeit nicht in den Kreis seiner Vorstellungen aufzunehmen ver- 
anlasst war. Es wäre also nOthig gewesen, festzustellen, ob der Ange- 
klagte als Folge der Unterlassung persönlicher fietheiligung an Her- 
ttsQung der fraglichen liaufbrttcke — sei es auch nur durch Frilfimg 
des fertigen Werkes — den Ehitritt einer EOrpenrerletzung als möglich 
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ToranBseben kannte. Bei Uebwtragang von Arbeitsleistniig an andei*e 
Personen wii'd es sich immer znnftchst dämm handeln, ob der Auftrag 
sdbst in einer Weise gegehen wurde, die voranssehbar scbadliohen 
Folgen Baum gab, oder ob der Auftraggeber in der Wahl der Beauf- 
tragten nicht genügend vorsiehtig war, d. h. ob diesen die ordnnngs- 
massige Ausführung nieht zugetraut werdm konnte. Bestand in diesen 
Besiehungen kein Bedenken, so kann die unvollkommene Aasftthning 
und deren Folgen nicht auf ein subjektiTes Verschulden des Auftrag- 
gebers zurückgeführt werden. Das ürtheü ist auf die Bevision des An- 
geklagten aufgehoben. 



Nr. 88. üntsdi. des Dentaehen BelehsgerlditB, 
1. Straf-Senat Vom 5. Dezember 1S95. 

tJw, Wo«l»iiMhr. IIH. Nr. SM*. 8.48«. SIC M.} 

IL 8tif. 8m. B. I Sie. Abt. 2. Wird ehi stwMtflber Rasslrarlniter IsiIrsktiestwMrli 
«II dai FssktlosM sliM Raifimelttirt btlraiit md verttliit Marbel siSM dit fir 
dM IstatSTM bs tt i hssdM Verasbriften, so tot Merlii eise dt« RangirarbiHir nr Last 

falltnde PfnebtvenuiebllNigunQ nioM n flndm. 

Der Angeklagte war ein auf Kiindigiing angestellter Rangirarbeiter 
und als solcher schon mehrere Jahre im Eisenbahndienste beschäftigt. 
Das Rangiren durfte aber nur unter Anfsicht eines Rangirmeisters ge- 
sdielien und durfte dem Angeklagten nicht übertragen werden, so dass 
die Beauftragung des Augeklagten mit dieser Thätigkeit auf einer In- 
struktionswidrigkeit beruhte. Es kann nun dahingestellt bleiben, ob die 
Annahme des C4erichts, der Angeklagte gehüre nicht zu den im § 316 
Abs. 2 Str. n, B. bezeichneten Personen, weil er nur zur Verrichtung 
mechanischer Dienstleistungen beim Rangiren angestellt sei, in dieser 
Allgeraeinheit richtig ist. Denn da der Angeklagte mit der Leitung 
eines Rangirmanövers nicht betraut werden durfte, so waren auch die 
Pflichten, welche einem Rangirmeister, einem Leiter von Rangirbewe- 
gungen, obliegen, nicht ein Theil der Pflichten, welche er in seiner 
Stellung als Bangirarbeiter zu erfüllen hatte. Er vernachlässigte daher, 
wenn er Jenen Pflichten nicht nachkam, nicht die ihm obliegenden 
Pflichten und war deshalb nicht nach § 316 Abs. 2 Str. G. B. zu be- 
strafen. Der erste Richter hat aber ferner im Hinblick auf § 316 
Abs. 1 Str. G. 6. weiter erörtert, dass dem Angeklagten auch keine 
Fahrlässigkeit zur Last falle. Die Bevision des Staatsanwalts gegen 
das freisprecbende Urtheil ist daber verworfen. 
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Nr. 84. Entsch. des Preuss. Ober-Verwalt.-Gerlchts. 

4. Senat. Vom 11, Dezember 1895. 

[Dentacb. Jurist. Zelt. L Nr.Ui S.M4. ZUT. KM.] 

WM» i«r SItit «kl aMint RtnnillwIifBrarittel, eias Chantee, totaffl oder n 
dMtsi BmoIwAiio mIm Ziitllamig gtobt, hM «Im kettelwiNlo üuMitIrMM anf Amm 

■eae KommanikatioiiHiittel varlegen will, so bedarf es nicht des Varfahrens nach § 57 

des Zuständigkeitsgesptzes, um die bisherige Landstrassc dieser Ihrer Eigensohafl mit 
der Wiriiung zu entkleiden, dass sie ein gewöhnlicher KommunikatiOMwaf wlnL 

Der § 57 a. a. 0. handelt nicht von der Umwandlung von Land- 
strassen in öffentliche Fahrstrassen einer niederen Ordnung, 
sondern von der Einziehung und Yerlegimg Öffentlicher Wege mit dem 
Ziele, dass der Fahr-, Keit- oder Fussweg, welcher eingezogen oder 
verlegt werden soll, da, wo er bisher lief, überhaupt aufhört, ein öffent- 
licher Fahr-, Keit- oder Fussweg zu sein. E.s mag dahin gestellt 
bleiben, was Rechtens ist^ wenn der Staat eine Land- oder Heerstrasse 
völlig kassieren oder so verlegen will, dass da, wo sie zur Zeit läuft, 
überhaupt keine öffentliche Fahrstrasse bestehen bleibt. Hiervon that- 
sftchlidi nnd rechtlich Terschieden ist die sogen. Deklassierung der 
Land- und Heerstrassen, ihre Versetzung in die niedere Klasse der 
öffentlichen Kommnnikaüonswege, sodass also die bisherige Landstrasse 
ak öffentlicher Fahr*, Beit- und Fossweg bestehen bleibt Von einer 
solchen Umwandlung, die der § 4 n 15 ALB. dem Staat ermög^ieht, 
handdt der § 57 2B. nicht. — Die Verlegung einer Landstrasse anf 
einen anderen (Iftngst yorhandenen oder neu geschaffenen) Weg im vor- 
stehenden Sinne kann nicht blos dnrch einen förmlichen Anssprach des 
Staates erfolge, sondern sich auch nnr thatsftchlich unter Zustimmung 
der Landespolizeibehörde, durch sog. konkludente Handlungen vollziehen, 
und dieses wird Tornehmlich dann möglich sein, wenn durch den Staat 
oder unter seiner Zustimmung durch einen anderen Verband eine ander- 
weite Strasse (Chaussee pp.) gebaut wird und die Umstftnde, unter 
welchen dieses geschieht, erkennen lassen, dass es hauptsächlich oder 
doch wenigstens mit zu dem Zwecke geschab, die Landstrasse anf diese 
neue Strasse zu verlegen. 



Kr. 85« Entaeh. des Appellhofea in Floiens. 
Vom 19./28. Dezember 1895. 

iZeltNkr. t d. iBtanatw Ztaenb. Tnaq». IT Kr. 9. 8. SIOl] 
MmNitObMritBfc. AtL SO. 34^ 37. 45. BeschSdignnfl elstrSMiduaBlIarMr. (etMÜst- 

ersatzklage. Verjähmig. 

Eine von Paris nach Florenz beförderte, aus 9 Kisten bestehende 
Sendung „Bearbeiteter Marmor* kam beschädigt am Bestimmungsorte 
an; in einer der Eisten war eine aus carrarischem Marmor gefertigte 
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• 

Fig:ar, den ^Liebeslioton" darBtellend, gebrochen TorgeAinden worden. 
Dnrch Expertise wurde der Ennstwert der Figar« unter Berttcksicbtigung 
des sehaffenden Kttn&tlers auf 8000 Lire festgesetzt; die Ursache des 
Schadens war in der Beschädigung eines Seitenteils der Eiste gefiinden 
worden, deren Inhalt nnter Beobachtung aller erforderlichen Fürsorge 
verpackt gewesen war. 

Anf Qnind dieser FeststeJlnngen verlangten die Eigeuthmer der 
Sendung von der Eteenbahn die Zahlung des Betrages von 3000 Lire, 
nachdem der Empfänger die Eigenthnmsrechte der Eliger bestätigt 
hatte. Die Eisenbahn bestritt in erster Linie den Elagem die Aktiv- 
legitimation, weil sie überhaupt nicht beim Transportvertrage in Frage 
kämen, machte dann die Einrede der Verjäbnmg auf Grund des Artikels 
45 des internationalen Uebereinkommens, ferner die falsche Deklaration 
der Ware und weiter geltend, dass der Nachweis ihres Verschuldens 
an der Beschädigung nicht erbracht sei. Das Tribunal von Florenz 
wies die Einrede des Mangels der Aktivlegitimation ziuück, Hess da- 
gegen diejenige der Verjährung gelten und verwarf hiernach den von 
den Klägern behaupteten Schadensanspruch. 

Die letzteren hielteii iii der Appellinstanz ihren Ansprach aufrecht, 
subsidiarisch verlangten dieselbe gerichtsseitige Feststellung des Wertes 
der Figur als bearbeiteter 2^Iaimor. 

Durch Urteil vom 19. /28. Dezember 1895 hob der Appellhof von 
Florenz die Entscheidung hinsichtlich der geltend gemachten Verjährung 
auf und ordnete die nachgesuchte Schadensermittelung an. Auf Grund 
dieser Schadeuseruüttelung wurde der Anspruch des Klägers endgültig 
auf 1580 Lire festgesetzt, zu welcher Summe die Beklagte verurteilt 
wurde. 



Nr* 86. Entsch. des Oesterreich. Obersten Sleriehtshofes. 

Vom 3. Januar 1898. 

lOesterr. Ejscub.-Veronln.-Bl. IX (1896) Kr. loC s, 1746. Beil. z. 3. M. V. Bl. im Nr. IMO.] 

Bei Erbebung eine« Anspruches nach dem Gesetze vom 5. März 1869, R.>Q.>BI. Nr. 27, 
kmm dit Frait, «Ii iut Verfeil, wtleber die behiuptote KIrpervwIetini «dar TBdtMf 
etant MeiMlMi torMgafUirt hit, i^e elm ^JM^umi I* Verkehr«** In SIme des 
bU0g«iei fiesetiee anzusehen ist, nicht mittelst Einwendung der Incompetenz des 
HaedaltgmrlohtM lur Eattobftldiiai gebracht werden, da diese Frage dat Meritam der 

Sache betrifTi 

Der Oberste Gerichtshof hat über die Revisionsbeschwerde 
der geklagten Gesellschaft das uberlandesgericlitliche Urtheil aus dem 
Grunde bestätigt, weil Kläger seinen Anspruch auf das Gesetz vom 
5. März 1869, R.-G.-Bl. Nr. 27, stützt, er daher die Klage nur bei 
dem Handelsgerichte anbringen konnte, die Frage aber, ob der Vorfall, 
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bei welchem der Kläger die behauptete Verletzung erlitten haben wiU, 
als eine Ereignung im Verkehre anzusehen ist, das Meritum der Sache 

betrifft, daher nicht mittelst einer Incompetenzeinwendung zur Ent- 
scheidung gebraciit werden kann. 



Nr. 87. Enteisk« des Dentselieii SelelugeilcihtB* 
6. Ciyil-Senat. Vom 4. Januar 1896. 

[Preuss. Efsenb.-Arch. 1896. Heft 6. S. 986.) 
Bergwerktbesitzern steht auch nach den vor Eintritt der Gesetzeskraft des Arigemclnen 
Berggesetzes vom 24. Juni 1865 - G.*S. 705 — geltenden Gesetzen ein Entsohädi* 
liigsAMpruoh für die ihnen im Einzelfalle zum Schutze einer öffentlichen Verl(flhrt- 
anstatt auferlegten BesohränliunBen nicht zu. § 155 a. a. 0. 

Den Klägern, P'igenthömern eines Brannkühlenbergwerks in den 
Fehlmarken B. und N., dessen Feld theils vor, theils nach Eintritt der 
Geltung des Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 verliehen 
worden, ist von der Bergbehörde aufgegeben worden, zum Schutze des 
Bahnkörpers der Berlin- Wetzlarer Eisenbahn einen Sicherheitspfeiler 
stehen zu lassen. Sie behaupten, die Balm uberschreite in der Feld- 
mark B. ihr Gruben feld und prcihe dort über Kohlen lediglich in dem 
vor 1867 yerlielienen Theile des i^'elde^jj sie haben beantragt, zu er- 
kennen, 

dass der beklagte Eisenbahntiskus schuldig sei, ihnen den durch 
die behufs Sicherung des Bahnkörpers erfolgf nde bergpolizeiliche 
Hinderung des Bergbaues in dem m der FeMmark B. belegenen 
Grubeuleide ihnen entstehenden Schaden und entgehenden Gewinn, 
insbesondere den Wertli derjenigen Kohlen, deren Gewinnung 
durch die Anle8:nng der Bahn unmöglich gemacht sei, vorbehaltlich 
der Feststellung im besonderen Verfahren zu ersetzen. 
Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Gegen das Be- 
rufungsurtheil haben die Kläger die Revision eingelegt und beantragt, 
dasselbe aufzuhebeu und den Beklagten nach dem Klageantrage 
zu yemrtheilen. 

Der Antrag des Beklagten geht auf Zurückweisung der Bevisioii. 
Ans den Entscheidungsgründen: 

Einer der Fälle, in welchen der § 154 Allgemeinen Berggesetzes 
dem Bergbautreibenden einen Entschädigungsansprach gegen den Un- 
ternehmer einer öffentlichen Verkehrsanstalt giebt, liegt nicht vor. 
Oemäss § 155 daselbst kann es sich also nur fragen, ob der Anspruch 
der Kläger nach den älteren Gesetzen, wie sie vor Erlass des Allge^ 
meinen Berggesetees in Geltung standen, begründet ist. Die Nach* 
prlKung dieser yom Berofungsgericht veraeinten Frage ist nicht, wie 
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der Beyisionsbeklftgte meint, dadurch ausgeschlossen, dass anf Ver- 
letzung jener älteren Gesetze die BevisioD nicht gest&tzt werden könne. 
Anf die Vorschriften der, als Provinziah^ht nicht revisiblen Magde- 
burg-Halberstädter Bergordnung ist das Berufungsurtheil nicht gestützt, 
da dort im Gegentlieil festgestellt ist, dass diese Beif^ordnimg keine 
die Streitfrage entscheidende Bestimmung enthält. Das Allpremeine 
Landrecht aber und die Gesetze vom 21. Mai 1800 und 10. Juni 1861 
sind nach § 55 Allgemeinen Berggesetzes lur die vorliegende Frage 
noch jetzt geltendes Kedit, und es kann daher die in einem Urtheil des 
zweiten Zivilsenats des Reichsgerichts (Entscheidungen Bd. 3 S. 3(31) 
ausgesprochene Ansicht, dass auf die Verletzung ausser Wirksamkeit 
gesetzter Rechtsnormen die Revision nicht gegründet werden könne, 
auf sich beruhen. Allein die Prüfung des Klageauspruchs nach den 
bis zum Erlass des Allgemeinen Berggesetzes giltig gewesenen Ge- 
setzen führt zu keinem anderen Resultat, als dem des Berufungsge- 
richts, wenn auch dessen Ausführung, i»oweit sie sicii auf den Satz 
gründet, 

dass wegen der regelmä.ssig grössern volkswirthschaftlichen Wiclitig- 
keit der Erdoberfläche gegenüber dem darunter i iihriiden ^fiiiei ale 
die unbeschränkte .substantielle Verfügung des Grundeigentlniiii(M-s 
über den Grund und Boden durch die Verleihung des Bergeigeu- 
thums nicht beeinträchtigt werde, 
nicht als rieht ig^ anerkannt werden kann, da umgekehrt sowohl die 
135 ff., 148 ff. Allgemeinen Berggesetzes als auch schon die §§ 109 ff. 
Th. TT Titel 16 Allofpineiüpn T^andrechts dem Grnndeigenthunier die un- 
beschränkte Yeifiigung über den Grund und Boden zu gunsten des 
Bergwerksei^rentliumers entziehen, indem sie dem ersteren nur einen 
Entschädigungsansprucli belassen. Nur gewährte das Direktionsprinzip 
der filteren Gesetzgebung (Allgemeines Landrecht Th. II Titel 16 §§ 82, 
108) dem Grundeigenthümer einen weitergehenden Schutz als das All- 
gemeine Berggesetz, — einen Schutz, dessen Handhabung im einzelnen 
ganz in das Ermessen der Bergbehörde gestellt war. Indessen, soweit 
auf Grund des Direktionsprinzips die Bergbehörde sich veranlasst sah, 
dem Bergwerkseigenthfimer Betriebsbeschränkungen zum Schatze des 
Grundeigenthums vorzuschreiben, konnte daraus für jenen, ebm weil er 
ihnen gesetzlich unterworfen war, ein Entschädigungsanspruch gegen 
den Grundeigenthümer nicht entstehen. T^nd nun ist, entgegen dem in 
dem Urtheile des Beichsgerichts vom 9. Juli IS81 (Entscheidungen Bd. 5 
8. 270, 271) angeregten, übrigens auf die >l unalige Entscheidung ohne 
Einfluss gebliebenen Zweifel schon in dem Ui theile des jetzt erkennen- 
den Senats vom 11. November 1891 (das. Bd. 28 S. 341) ansgef&hrt, 
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dass dni'ch das Gesetz vom 21. Mai 1860, von welchem in dieser Hin- 
sicht das Gesetz vom 10. Juni 1861 uicbt abweicht, das Direktions- 
prinzip des Allgemeinen Landrechts zwar nu iibrigeu aufgegeben, aber 
ausdrücklich aufrecht erhalten worden ist, soweit nothwendig 
ist zur Wahrung der Sicherheit der Oberfläche im Interesse des 
(privaten und) öffentlichen Verkehrs, und dass grundsätzlich auch 
noch das Allgemeine Berggesetz auf dem gleiclieii Standpunkte steht, 
iiKleni es (§ 154) nur ausnahiü.s weise und zui- Mikleruiig des Prinzips 
dem Bergbantrribenilen, wenn er vor der Genehmigung einer öffent- 
lichen Verkelirsanbige zu dem Betriebe berechtitrt war, einen in ganz 
bestinunter Weise liesrlnäiikten Entschädiguugsaiisiiruch giebt, dadurcli 
aber /ugleieli erkcunen lässt, das«s im übrigen aucli Jetzt noch im Ver- 
hältnisse zu den iUTentlichen Vvrkehrsanstnlten das Bergwerkseigeuthum 
einer gesetzlichen Besclii'änkung dahin uuLerliegt, dass diese Anstalten 
durch den Bergbaubetrieb nicht gefiilii'det werden dtti'fen, dass viel- 
mehr der Berc"bautreiben(b> verpflichtet ist, die zur Sicherung der öflent- 
Uchen Verkeliisanstalten gtgen die Einwirkungen des Bergbaues er- 
forderlichen Vorkehrungen gemäss den Anordnungen der Bergbehörde 
zu treffen. Damit hat sich das Keiclisgericht schon in de^n erwähnteu 
Urtheile der überwiegenden Mehrlieit der Keelitslehrer und Gerichtshöfe, 
namentlich auch dem vormaligen iireussischen Obertribunal, angeschlossen, 
welche auf Grund der bis zur iMnanation des Allgemeinen Berggesetzes 
geltenden Gesetzgebung, insuuderheit im Geltungsgebiete des Allgemeinen 
Landrccbts, sich dahin aussprachen, dass dem Bergwerksbesitzer für 
die ihm im Einzelfall zum Schutze einer öffentlichen Verkehrsanstalt 
auferlegten Beschränkungen eine Entschädigung nicht gebühre, und es 
ist auch bei jetziger wiederholter Prüfung kein Anlass gefunden worden, 
von dieser Rechtsauftassung abzuweichen. Bestand aber nach deu bis- 
herigen Gesetzen ein solcher gesetzlicher Entschädigungsanspruch nicht, 
so ist er auch durch § 155 AUgemeiuen Berggesetzes in einem über 
die Fälle des § 154 daselbst hinausgehenden Umfange nicht aufrecht 
erhalten worden. Es ist vielmehr mit dem Urtheil vom 11. November 
1891 daran festzuhalten, dass umgekehrt jede Beschädigung einer öffent- 
lichen Verkehrsanlagc durch einen nach deren Oenehmiguag und Er- 
richtung fortgesetzten Bergbau den Bergbau treibenden zur Ent- 
si hailigung verpflichtet, ohne dass diese Verpflichtung durch ein kon* 
kurrirendes Versehen des Eigenthümers der Verkelirsanlage im Sinne 
des § 150 Allgemeinen l^erggesetzes ausgeschlossen werden könnte, 
und damit widerlegt sich die Ansicht der Revisionskläger, dass nach 
den Grundsätzen dieses Gesetzes der Bergbautreibende wenigstens 
dann auf EntschSdigung Ansprach habe, wenn die ihm auferlegte Be- 
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triebsbescIirSidninfl^ den Sclmtz der VerkehrsaBlage gegen solche Be- 
acbädigungen durch den Bergban bezwecke, die der Eigenthfimer der 
Verkehrsanlage hei Anwendung gewöhnlicher Anfinerksamkeit habe vor* 
ttassehoi nitesen. 

Nr« 88. £nt8ch. des Appellhofcs in Bordeaux. 

Vom 8. Januar 1896. 

[Zeitachr. f. ä intpniat Fi-<e!»h Traü'^p IV. Nr. S. S. 381.] 

Tarffbedingungen. Bezeichnung des Spezialtarifs im Frachtbriefe. 

In dem öemeiiischaftstarif Orleans 42 Mittelmeerbahn lUO figurieren 
fftr den Transport von lebenden Bäumen 2 Taxen: die erste, die sich 
auf 105 Fr. per 1000 kg beziffert, die zweite — die 4. Serie — zu 
56 Fr., unter der Bedingung, dass die Beförderung ohne Verbindlichkeit 
der Eisenbahn ausgeführt werde. 

Für eine Sendung von 3800 kg, die nicht nach dem Satze der 
vierten Serie taxiert wnrde, verlangte der Absender die Mckerstattttng 
der zu viel erhobenen Fracht und 1600 Fr. als Schadensersatz. 

Das Handelsgericht von Angoul^e hat durch Urteil vom 19. Apiil 
1894 den Eiliger abgewiesen, weil es nicht bewiesen sei, dass er als 
Absender in irgend einer Weise ersichtlich gemacht habe, zu welcher 
Serie er die Beförderung der von ihm aufgegebenen lebenden Bänme 
W&nsche; dass, um den £mpf&nger den Vorteil der Frachtberechnung 
zur 4. Serie geniessen zu lassen, es absolut notwendig gewesen wäre, 
wenn auch nicht in förmiiclier, so doch in hinreicliend klarer Weise die 
entsprechende Erklärung zu machen, damit flir die Eisenbahn kein 
Zweifel obwalten konnte; was jedoch nicht der Fall gewesen sei, daher 
unter diesen Umstftnden die anzuwendende Taxe diejenige der ersten 
Serie habe sein mttssen. 

Durch Urteil vom 8. Januar 1896 hat der Appellhof von Bordeaux 
das vorstehende Urteil hestfttigt^ da Jede Sendung von Bechtswegen zu 
den Bedingungen und Taxen des allgemeinen Tarifs zu befördern ist» 
wenn der Absender, wie dies hier der Fall war, nicht ausdrücklich ver- 
langt, dass seine Sendung zu einem ermftssigten Satze und gldchzeitig 
wie die hier in Rede stehende ohne Verantwortlichkeit seitens der Bisen- 
habn befördert werde. 

Nr. Ü^, Bntsch. des Obt^rlnndos^orfchts Barmstadt, 
Vom 11. Januar 1896. 

iZeitschr. i. tranzös. CivilnxjlJt. Bd. 27. Heft 2. S. Ui.\ 

Dar Elnwtid des «oliadeuersttiplllolitigeB EiunlnliBfracMfilirertt dam der an de« 
dirohnässten simIimm Hlirtm iitttandene Sdiaden dureh faohmftMitohe Bcktadlnng 

der Häute bei der Ankunft habe vermindert werden kSnnen, iet mbegrindet. 
Die hessische Ludwigsbahn hatte die aufgegebenen gesalzenen Häute 
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in offenem Wagen befördert und war hierdurch in Folge Durchnässung 
eine Werthminderung hei Ankunft am Bestimmungsort entstanden. Bei 
dem Oberlandesgericht machte die Bahn eine Minderung des in voriger 
Instanz zugesprochenen Schadens geltend, weil der iiacli Aiissapre der 
Sachverständigen auf V/io des Fakturawerths bezifferte Miuderwerth sich 
bei fachmännischer Behandlung auf 150 M. hcätte verrinn:ern lassen. 
Es stützte sich dieser Einwand auf die Angabe eines Sachverständigen: 
dass wenn auch die Wertliminderuug bei der Besichtigung so buch wie 
bemerkt zu veranschlagen sei. doch bei alsbaldiger fachmännischer Be- 
kndlnng der Häute der Schaden bis zum genannten Betrag liabe ver- 
mieden wpi'd* !! können. Dieser Einwand wurde, wie in erster Instanz, 
an.s folgenden Gründen verworfen: „Der damalifre Beklagte hatte die 
Häute, nachdem deren Annahme durch die K ufi r verweigert worden 
war, alsbald in einem trockenen und luftigen ß( l nippen untergebracht 
and sodann Antrag auf Feststellung des Zustandes derselben durch 
Sachverständige gestellt, welche Feststellung sodann aucli thatsächlich 
erfolgt ist. Es war dies ein durchaus ordnungsmässiges Verfahren. Von 
einer dem damaligen Beklagten obgelcgenen sog. fachmännischen Be- 
handlung konnte nicht die Rede sein. Abgesehen davon, dass weder 
aus dem Gutachten des Sachverständigen B., noch aus den Darlegungen 
des Vertreters der Ludwigsbahn ersichtlich ist, in welcher Weise die 
sog. fachmännische Behandlung nach ihrer Ansicht hätte eintreten sollen, 
so war der damals Beklagte zu einer solchen nach der Sachlage weder 
verpflichtet noch auch berechtigt, da es galt, den Zustand der Häute 
nach Massgabe des Art, 348 H.G.B.'s, d. h. zur Zeit der Ankunft 
derselben, festzustellen , ein Zustand, der durch eine fa( hmäuuische 
Behandlung zweifellos ge&ndert worden wftre und dessen Aenderang die 
itnoa in Yerwickelangen zn bringen geeignet war." 



Nr. 90, Entsch. des Preuss. Ober-Verwalt.-Öerlehts. 
3. Senat. Vom 13. Jannar 1896. 

peutsch. Jurist. Zeitg. I. Kr. 15 S 304. Ziff. 128.| 

Ges. V. 25. Febr. 1843. Räumungspflicht der Flussanlicger. 

Die Polizeibehörden sind nicht befugt, sei es durch Einzelverffigung, 
«ei es durch Polizelveroidnung, die Räumungspflicht der Fluss- 
anlieger aber die im § 7 des Privatflussgesetzes vom 25. Febr. 1843 
gesteckten Grenzen auszudehnen, insbesondere von den Anliegern mehr 
als die JEtänmung des Flnsses in seiner natikrlichen Breite zu verlangen. 
Eine Ränmnngsverfügnng wird aber dadurch nicht nngttltig, dass sie au- 
giebt, in welcher Breite der Flnss zn r&umen sei. Stimmt diese Breite 

8* 
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mit d6r 'natflr}icheii Breite ttbereln, oder bleibt sie noch anter derselben, 
80 kann von einer Erftnkung des B&amnngspflichtigen in seinen Beehten 
nicht die Bede sein. Nnr wenn die angegebene Breite thats&chlich 
.die natttrilehe Breite überschreitet, ist die VerfOguBg insoweit rechts- 
ungültig. 

Nr, 91. Entech. des Appcllationshofes in Pau. 
Vom 13. Januar 1896. 

IZAikMlur. 1 d. ftttenaL BMnb. Traiiap. IV. Kr. to. &«ML| 

Art 14 Cois eiv. ZsstindlsksH 4tor fieriohto M Kltiei aas daai EtMalahnfraiM- 

vertrage. 

Am 8. Februar 1894 ist in Tolosa, Station der spanischen Nordbahn, 
eine Sendung an eine französische Firma in Hendaye (Franlcreich) auf- 
gegeben worden, welche hier beschädigt ankam. Die Empi&nger be- 
lailjgten die Nordbahn vor den franzasischen Gerichten auf Schadener- 
satas; die Nordbahn aber bestritt die Kompetenz dieser, weil der Fracht- 
vertrag zwischen ihr und dem Absender in Spanien abgeschlossen worden 
sei, und daher alle daraus folgenden BechtsverhUtnisse der Beurteilung 
durch die spanischen Gerichte unterstftnden. Die Einrede ist aber von 
allen Instanzen abgelehnt worden; vom Appellationshofe in Pau nament- 
lich unter Verweisung auf Art. 14 des Code civil/) wonach Ausländer 
für solche Verpflichtungen, welche sie im Auslande gegenüber franzß- 
sischen Staatsangehüiigeii eingegangen haben, vor den französischen Ge- 
richten belaugt werden können. Der Umstand, dass der Absender, sowie 
die Nordbahn unter spanischer Gerichtsbarkeit stehen, stehe der An- 
wendung des Art 14 im vorliegenden Falle nicht entgegen, denn wenn 
angenommen werden wolle, dass der erstere den Frachtvertrag nicht als 
Ifandatar der iänpfönger abgeschloss^ habe, so sden diese doch mit 
dem Augenblick der Annahme des Gutes in denselben eiugeti-eten und 
so Vertragskontrahenten geworden. Anderseits hätte ein Verzicht auf 
die Annifung der französischen Gericlite die Empfänger allerdings ge- 
bunden, aber ein solcher Verzicht liege weder ausdrücklich noch still- 
schweigend vor und könne weder im Abschluss des Frachtvertrages auf 
spanischem Gebiet noch in den von der isoidbuhu angerufenen auder- 
Weiten Umständen iiej^cü. 



*) Art 14. Der AiulKnder, aneli weun er nicht hi Frankieicb domiiiliert itt, 
kattn Yor die fraiusOriiehen Gerichte gemfeii werden, sofern es lieh um die von ihm in 
I^Bllkreich gegenüber einem Franzosen eiu^ogungenen Verpflichtungen handelt; Qleiehee 
kann hinsi« htlich der Vcrbindlicbkeiten geechehen, die der Auslttader im Aoelftiida ge* 
geattbet FxAnnoaea abemonunen hat. 
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\r. 93. Flenar-Eutsch. des Oesterreich. Obersten tierichtahofes. 

I Vom 14. Januar 1896, 

, [Oestorr. Eieeab. Verorün. hl IX (1896) Nr. 93. S. 1681.) 

I Ol6 Bestimmung des § 1327 a. b, G.-B. , wonach der hlnterlasscnen frmt und den 
Kladern eines Getödteten ein Schadenersatzanspruch gngen den an dem Tode Schuld- 
tragendvii mteht, Ist auch auf andere Personen, weichen dem Getddtetea gegenüber 
ata faMtznoher Aitpraoft anf Altmmtatloi nttand, analog anzuwemien. 

Ueber Appellation der Ueklagtou bestätigte das Oberlaudesge- 
j rieht das crstiichterlichc T^rtheil mit folp^ender Motivirung: 

Dem erstou Ricliter muss darin beigestimmt werden, dass die Ge- 
klagten ziu" Eisatzlei.stnng im Sinne des § 1327 a. b. G venirtheilt 
wurden; die Einschränkung des Anspniehes auf die elieliclien Kinder 
allein kann ans der Textirun? des § 1327 a. b. G.-B. nicht abgeleitet 
werden, denn auch die unehelichen Kinder haben von ihrem Vater den 
Unterhalt anzusprechen, wie dies in den erstricliterlichen Gründen zu- 
j treffend auseinandergesetzt wurde. Der Umstand, dass der Erstgeklagte, 
welcher sich im besten Alter befand, vermögenslos c'estorben ist, kann 
I nicht in Betracht kommen, denn derselbe war, wit ans den Proeessaus- 
ffihrungen und den Aussagen der ab^ehürten Zeugen hervorgeht, voll- 
konnnen erwerbsfähig, nicht ohne bessere Vorbildung, und demnach im 
Stande, den Unterhalt seines aussereheliclien Kindes zu bestreiten. 

Der Oberste Gerichtsliof gab der ausserordentlichen Revisions- 
beschwerde keine Folge, weil ein die Nullität der untergerichtlichen 
ürtheile begründendes Formgebrechen nicht vorliegt, in denselben aber 
auch eine offenbare Ungerechtigkeit nicht gefunden werden kann, wenn 
insbesondere erwogen wird, dass nach dem allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuche, wie sich aus § 1311 ergibt, im Falle des Schadenersatzes 
überhaupt jeder Schaden zu ersetzen ist, welcher ohne das schuldbare 
' Benehmen nicht eingetreten wäre, dass demnach die Vorschrift deB 
! § 1327 a b. G.'B., wonach der hinterlassenen Fraa und den Kindern 
des Getödteten das, was ihnen dadurch entgangen ist, ci'setzt werden 
muss, nicht als eine Ausnalunsbestimmung, sondern als die Anwendung 
des oben angeführten allgemeinen Grundsatzes auf einen speciellen Fall 
des Schadenersatzes sich darstellt, dass mithin für die einschränkende 
j Interpretation dieser letzteren Bestimmung das Gesetz keinen ausreichen- 
den Anhaltspunkt bietet, vielmehr im Sinne des § 7 a. b. G.-B. die 
analoge Anwendung des § 1327 a. b. G.-B. auf jene Personen, welchen 
dem Getödteten gegenüber ein gesetzlicher Anspruch auf Alimentation 
nstand, geboten erscheint. 



l A 
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Nn 9S. Entseh. des Oberlandesgitrlehts Oolnuur» 

1. Straf-Seuat. Vom 21. Januar 18'J6. 

IJurist. Zeitschr, f Els.-Lothriiig. XXI. Heft 7 u. 8. S. 85Ä.] 

R. Strf. Ges. B. § 263. Ein strafbarer Betrugsversuoh ileot vor, wenn ein im Be- 
sitze einer ROakfaliricarte beflndllober Fahrgast der Eisenbahn durch Vorspiegelung 
•lii«r falselieD TtatMoke die Entwerlliiiiig der Fahrkarte zu variiiBdarB laolrt, ia der 
AbtloM, diOMibi deaiaiolit la elaar aaderaa ROokfahrt za baaitzaa. 

D&B angefochtene Urtheil stellt thateächlich fest, dass der Äuge- 
klagte am 14. Mai 1895 den Eisenbahnzug für eine Fahrt von der 
Station Hagendingen nach Metz ohne Lösung einer Fahrkarte und 
Zahlung des entsprechenden Fahrgeldes benutzt hat, dass er zwar da- 
mals im Besitze eines am 12. Mai auf der Station Devant-les-Ponts- 
Luxemburg gelösten Retourbillets gewesen ist, letzteres aber für spä- 
teren Gebrauch zurückbehalten und dem betreffenden Bahnbediensteten 
bei Vornahme der Billetcontrole vor Bahnhof Devant-les-Ponts auf 
dessen Abfordern der i« ahrkarie nach Metz die wissentlich unwahre Er- 
klärunp: abgegeben hat, der Beamte habe die Karte dem Angeklagten 
ja scIjuu früher abgenommen. In diesem Verhalten des letzteren er- 
blickt das Berufungsgericht die auf Täuschung des betreffenden Be- 
amten und Verschatiimg eines rechtswidrigen Vermögensvorthcils be- 
rechnete Vorspiegelung einer falschen Thatsache, welclie den Zweck ver- 
folgt habe, das Vermögen der Eisenbahnverwaltung zu beschädigen. Es 
erachtet demgemäss die wesentUehen Begriffismerkmale eines strafbai*en 
Betrugsversuchs für gegeben. 

Die Revibiuu rügt die Verletzung der lai hten Strafgesetze durch 
unri htige Anwendung der letzteren auf den lestgeä teilten Sachverhalt; 
allein mit Unrecht. 

Dieselbe wirft zunächst dem angefochtenen Urtheile vor, dasselbe 
sei unklar abgefasst, wi'il man nicht genau zu erkennen vermi'ge, in 
welcher Handlung des Angeklagten das bezeichnete Vergehen gefunden 
werde, da das Urtheil einerseits die Annahme zulasse, dass das Ver- 
gehen erst durch AusfüJirung einer künftigen Fahrt begangen werden 
solle, anderseits aber auch der Schlussfolgerung Kaum gebe, dass das 
Vergehen durch die vom Angeklagten bereits ausgefiihrte Fahrt bezw. 
auf derselben verübt sei. Wie man aber aucli das Urtheil auffassen 
möge, so liege jedenfalls eine Gesetzesverletzuug vor. Unterstelle man 
nämlich den letzterwähnten Fall, so fehle es an einer Beschädigung des 
Vermögens der Eisenbahnverwaltung, da dieselbe durch die vorgängig© 
Lösung des Retourbillets Devant-les-Ponts-TiUxemburg voUst&ndig be- 
friedigt sei. In dem erstgedachten Falle ahei* könne nur eine straflose 
Yorbereitangshandlnng in IVage kommen. 
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Es braucht indessen dieser letztere Fall hier nicht erörtert zu 
werden, weil nach den Feststellungen des Berufungsurtlieils zweifellos 
das Vergehen, dessen der Angeklagte für schuldig erklärt ist, auf die 
Fun ihm am fraglichen Tage zurückgelegte, keineswegs auf eine erst 
künftig vorzunehmende anderweite Fahrt zu bezielien ist. Es ist der 
Angeklagte, der erhobenen Anklage entsprechend, ausweislich des an- 
gefochtenen Urtheils deshalb bestraft, weil er versucht hat, am 14. Mai 
1895, mittels falscher Vorspiegelung und Täuschung des controlirenden 
Beamten freie Eiseubahuf ahrt auf der geuaunten Strecke auf Kosten 
der Eisenbahn sich zu verschaffen. 

Die Ausführung der Revi-sion, dass die Eisenbahn das Aequivalent 
ffii' die Beförderung des Angeklagten auf dieser Strecke in dem von 
letzterem am 12. Mai gelösten Retourbillete Devaut-les-Ponts-Luxemburg 
empfangen habe und dass deshall) eine Vermögensbeschädignng derselben 
ausgeschlossen sei, kann keine P« i ik ksif htigung finden, da der Ange- 
klagte nach (Ion getroffenen FesUttdlungen dieses J5illüt dem controliren- 
deu Beamten bei der BiMeti oiitrole nicht aligegebeu hat, vielmehr von 
ihm dasselbe für späteren (^^iirauch innerhalb der Gültigkeitsdauer des- 
selben zurückbehalten und dem Beamten gegenüber die erwähnte falsclie 
Vorspiegelung angewendet wui-de. Hiernach kann der für die fragliche 
Karle liezalilte Preis nicht, als Aequivalent für die in Rede stehende 
Fahrt m Betracht kninincn, da der Angeklagte die Karte hierzu nicht 
vei-wenden wollte und thatsächlich nicht verwendet hat. Die in Folge 
dieses Verhaltens des Angeklagten durch Durchlochuug nicht entwerthete 
Kückfahrtskarte, welche bekauntermassen niclit für eine bestimmte, son- 
dern für jede Fahrt innerhalb der uormirten Frist Gültigkeit hatte, be- 
hielt deshalb ihren vollen Werth, da der gegeu die Eisenbalmverwaltung 
erworbene Transportanspruch aus dem zwischen ihr und dem Ange- 
klagten abgesdilossenen Vertrage bestehen blieb. Die Beförderung des 
Angeklagten von Hagendingen nach Metz, worauf es allein entscheidend 
«ikommt, sollte sonach nach der festgestellten Absicht des Angeklagten 
tnentgeltlich geleistet werden. 

Hit der dargelegten Auffassung steht auch die Rechtslehre und 
konstante Rechtssprechung des Reichsgerichts im Einklang. fVo ] Liszt, 
Strafg^tzbaoh § 140 Auni. 2; v. Bar im Gerichtssaal 40» 494, w ni^^- 
stens für den vorliegenden Fall Übereinstimmend; ferner Entsch. des 
Beichsg. in Strafsachen Bd. 4, 295; 17, 217; 24, 31d; insbesondei« 
Ba. 25 412.) 
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Nr. 94. Eutsch. des Prenss. Oher-Verwalt.-Gerichts, 

2. Senat. Vom 22. Jauuar 189(). 

[Deutsch. Jurist. Zeltg. I. Nr. n. M2. Ziff i42.| 

Reinigungspfllcht der städtischen Strassen. 
Wenn die Reinigungspflicht der Strassen der Stadt als der 
Eiseiiiinnenn der Strassen obliegt, ist diese der Polizei gegenüber zu 
erfüllende PÜiclit von vornherein in hohem Masse eine städtische Anpre- 
legenlieit , zn deren Regelung durch Statut die städtischen Beliorden 
durch den § 11 der Städteordnuug vom 30. Mai 1853 vorzugsweise be- 
rufen sind. Aber auch wenn eine observanzmässige Verpflichtung der 
Anlieger begründet ist, ist die Gemeinde keineswegs behindert, dem 
wirklichen Bedürfnisse der Strassenreinirning im öffentlichen Interesse 
durcli IJebornahme der Reinignnt^spflicht gegenüber der Polizei zu 
Bestem der Stadt gerecht zu werden. Tn jedem Falle untersteht also 
die statutarische Eegelung der Strassenreinigung der Zuständigkeit der 
Gemeindebehörden. Dagegen reicht die Autonomie der Stadt, selbst in 
Verbindung mit einer Genehmigung durch den Bezirksausschuss noch 
nicht lun, die durch die Reinigung der Strassen entstehenden Kosten 
ganz oder teilweise auf die Anlieger umzulegen, sondern es bedarf in- 
soweit noch der ministeriellen Zustimmung, da damit effektiv eine Ge- 
meindesteaer asor Deckung eines bestimmten Gemeindebedürfnisses einem 
gewissen Kreise der Einwohner auferlegt wird. 



Kr. 95. Entsch. des dentschen Reichsgerichts, 
a. Straf -Senat. Vom 23. Jannar 1896. 

[J«r. Woclieuscbr. im, Nr. 68/5i, S. 403. Ziff. 99.) 

R. 8lrf. 6et. ft. | 367 Nr. 15. Uiifang df>r zur Attsfiilining eines 6«iee gehfirigeii 

Arbeiten. 

Zur Ausführung eines Baues im Sinne des § 367 Nr. 15 Str. G. B. 
können ebenso wie im Falle des § 330 Str. G. B. ohne Rechtsirrthum 
nicht nur die die Errichtung oder Herstellung des Bauwerks unmittelbar 
zur Erscheinung bringenden Arbeiten gerechnet werden, sondern auch 
dicgenigen baulichen Vorkehrungen, welche durch die Herstellung des 
Bauwerks selbst, sei es aus technischen oder aus baupolizeilichen 
Grfinden und Rücksichten, auf dem Bauareale selbst oder dem für jenen 
Zweck benutzbaren angrenzenden privaten oder öffentlichen Terrain er^ 
fordert werden, wie z. B. die Errichtung eines Baugerüstes oder einer 
das Publikum schützenden Planke, und folgerecht nicht nur die Her- 
stellung dieser Baulichkeiten selbst, sondern die diesem Zwecke unmittel- 
har dienenden Arbeiten, wie z. B. die Gnmdgrabung. Diese sind nicht 
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Yorbereitnuprsliaudkmgen, sondern wesentlicher und untrennbarer Be- 
suudiheil der ganzen baulichen Herstellung. 



Nr. Soteeli* Prenis. 0li6i>Tenr«lt.pOerlilili. 

3. Senat. Vom 23. Januar 1896. 

Peotseh. Jurist. Ztitg. L Nr. 17. aait. ZUE14A.] 

KM. Vtralok. 6w. § 26 a. Nr. 2. BegrlfT der vor«itilloli6D ZkI«Ihm0 aiair 

Krankheit. 

Die vorBätzliche Zuziehung einer Krankheit (§26aNo. 2 
des Krankenversichernngsgesetzes) ist nicht blos vorhanden, wenn der 
Vorsatz lediglich auf die Entstebong der Krankheit gerichtet gewesen 
ist, darf vielmehr auch dann angenommen werden, wenn das beabeich- 
tigte anderweite Ziel nicht anders als nnter Herbeiftthrung einer Er- 
krankung erreicht werden konnte. Bei einem SelbstmordTersneh kann 
danach in Frage kommen, ob demjenigen, welcher den Tod gewollt, aber 
sieht gefunden hat, das Krankengeld dann zn versagen ist, wenn er 
wnsste oder wissen ronsste, dass das zor Herbeiftthrnng des Todes ge- 
wihlte Ifittel zun&cbst eine Erkrankung zur Folge haben werde. Ist 
dies ausgeschlossen, so wird mit Recht eine vorsätzliche Zuziehung der 
Krankheit verneint. 



Nr. 97. EntselL des KassationsholbB In Paris« 

Vom 29. Jannar 1896. 

[Zeitacbr. f. d. int«niat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 8. 8. 889.) 

Xli|e !Mf«i BetohUlgaas. Haftpflicht der Eisenbahn lai Fall« dar BefflrdMuai sa 

•iaeai 8p«olaltarif. 

Ein leerer Wagen und ein ^Ie«swagen waren der Hidi-Bahn zur 
Beförderung nach Tarascon (Mittelmeerbahn) übergeben worden. Bei 
Ankunft am Bestinunnngsorte wurde festgestellt, dass der Kasten des 
leeren Wagens eingedrückt und die Deichselarme gebrochen, ausserdem 
eine Kiste Porzellan während der Fahrt zerbrochen und die darin ent- 
haltenen Gegenstände in Stücken waren. Die Feststellung dieser Be- 
schädigungen wurde in den Registern, der Mittelmeerbahn vorgemerkt 
niul der Bahnhofvorstand, der der Konstatiemng beigewohnt hatte, gab 
dem Kläger den Bat, den Wagen reiNirieren zn lassen. Nachdem Ic r 
Geschadigte von der Eisenbahn Ersatz des erlittenen Schadens gefordert 
hatte, machte diese die Einrede geltend, dass die Klage überhaupt nicht 
gegen sie erhoben werden kdnne, weil der Kläger nicht das Gesetz 
vom 11. April 1888, durch welches Artikel 105 des Code de commerce 
abgeändert wurde, beachtet habe, nach welchem durch Annahme des 
hefMerten Guts and Zahlung der Fracht alle Anspräche gegen den 
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FraehtfUner wef en BeBch&digaug oder teüweisen Verlustes erKtoehen, 
sofern iimerhalb dreier Tage^ Festtage nicbt inbegriffen, nach Annahme 
nnd Zablnng, der EmpAinger dem Frachtführer nicht durch aasserge- 
richtlichen Alct oder rekommandierten Brief seine motivierte Beklama- 
tion bekannt gegeben habe; dass obgleich der Empfänger am 26. Jani, 
dem Tage der Ankunft des Guts, seinen Vorbehalt im Ansgangsregister 
der Eisenbahn eingetragen, er doch bis zum darauffolgenden 17. Juli, 
dem Tage der Elageerhebnng, gewartet habe, um seine Beklamation 
anzubringen; dass endlich das Out angenommen und die Fracht bezahlt, 
auch innerhalb der bestimmten Frist kein Anspruch in der durch Ar- 
tikel 106 des Code de commerce vorgeschriebenen Form erhoben worden 
sei und somit ein Elagerecht nicht mehr bestehe. 

Abgesehen von der VemeiDUDg der Elageberechtiguug, wendete die 
Eisenbahn sachlich ein, dass, nachdem der Absender die Verladung der 
beforderten Gegenstände selbst ausgeführt habe, sie nicht für die ans 
der Natur derselben resultierenden Beschädigungen haften kOnne; dass 
in Anwendung der Nichthaftbarkeitsklansel bezüglich Verlust und Be- 
schädigung, die in aDe Frachtgut-S^ecialtarife aufgenommmi ist, sie nur 
dann verurteilt werden könne, wenn ihr ein bestimmtes Verschulden 
zur Last gelegt werden kOnne; dass dieser Nachweis des Verschnldens 
um so unerlässlicher sei, als das Gut über zwei verschiedene Eisen- 
bahnnetze befördert worden und sie nur fiir ihre eigenen Fehler haften 
könne. 

Das Haiulelsgerichl von Taiascou hat durch Urteil vom 29. Januar 
1894 die Klage giitgeheisseii uud die Eisenbahn zur Zahliiug \ uii 500 Fr. 
Schadenersatz an den Kläpfer für Reparaturkosten und Bruch der be- 
forderten Gegenstände verurteilt, in Erwägung: dass bei Ankunft der 
. Kläger die Beschädigung der beförderten Gegenstände durch den Bahn- 
hofvorstaud hatte feststellen lassen; dass der letztere, indem er den 
Bat gab, den beschädigten Wagen reparieren zu lassen, damit die Haft- 
pflicht für das Verschulden anerkannt hatte; dass der Kläger seinen 
Vorbehalt in dem Au.sgaugsregistor der Eisenbahn vor Empfangnahme 
der Gegenstände uud vor Zahluny- der Fracht eingetragen hatte: dass 
durch die Feststellung der Beschätlignng durch den Bahnhofvoiätand 
und den Eintraof des Vorbehalts im Register, die Eisenbahn von dem 
Aiisprm he <li s K'l;ujt ts ;iüiüicii benachriclitigt war; dass hienmch die 
Einrede det? Vt rlusies des Klaf^erechts nicht begründet erscheint; 

in thatsächlicher Beziehung: dass wenn die Verladung der Gegen- 
stände mangelhaft gewesen wäre, die Eisenbahn bei Empfangnahme 
zweifellos im Fi-achtbriefe die Erkläruns" der Nichthaftbarkeit verlangt 
hätte ^ dass, nachdem dies nicht geschehen, der iiieweis iür die gute 
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Verladung als erbracht anzuseilen ist; dass die Mittel meerbahn die öe- 
• genstände oliuc Vorbehalt von der Vorbahu ubernomiueii und bei der 
Übergabe keine Bescliiuligiuig kuiiüuuicrt hat, und sie somit ak schuldige 
Verwaltung erscheint uud Ersatz zu leisten hat etc. 

Durch Entscheidung vom 29. Januar 1896 hat der Kassationshof 
(Civil-Kammer) das vorstehende Urteil kassiert, weil in Anbetracht der 
Bedingungen des Specialtarifs, nach welchem die Beförderung stattge- 
funden hatte, die Eisenbahn nur dann fUr den Schaden haftbar zu er^ 
klären war, wenn ihr ein Verschulden nachgewiesen werden konnte, 
was nicht der Fall ist, und weil nach konstanter Gerichtspraxis die 
Eisenbahn nicht verpflichtet war, vor der Aufgabe oder während des 
Trausports den Zustand der ihr übergcbenen Gegenstände Teri- 
fizieren. 



Kr. US. Entsch. des Preuss. Ober-Terwaltnngs-Gerielits. 

3. Senat. Vom 30. Januar 1896. 
[PVAiiss. V«rw. BL Xm (UM) Nr. 9. 8. ttl.] 

Dfo VeriblilliobkeM zur Untarhattang ind WlederhtraMImi «iim IMelet (UfarMhili* 

dtmRM) gtUrt nicht zu den Verbindlichkeiten, weiche die Räumung von firäben und 

•MSfigen WasserläufRn (j< 66 des Zuständigknitsgesetzes) zum Gegenstande haben. 
— Streitigkeiten über die Verpflichtungen zur Unterhaltung oder Wie4erbtrttlUM| 
eines Deiches gehören vor den ordentlichen Richter. 

„Durch Verfügung der Königlichen Pnlizeidirektion zu Posen als 
Ortspolizeibehörde über Jersitz vom 19. August 1889 wurde die Ge- 
meinde Jersitz aufgefordert, den durch das Hochwasser des Jahres 1888 
stark unterspülten und gelockerten Uferdamm der von der Obersrhle- 
sischen Eisenbahngesellschaft in ein neues Bett verlegten Bogdauka 
zwischen den Jersitzer Wiesen und dem Posen-Stargarder Balmdamm 
dicht unterhalb der Unterführung nach dem Dorfe Jersitz ^vieder in 
Stand zu setzen. Die Gemeinde kam der Aufforderung nach und ver- 
ausgabte 1350 M. Unter der Behauptung, durch die Anlage der Posen- 
Stargarder Bahn, welche die Verlegung der Bogdanka nothwendig ge- 
macht habe, sei für die Erbauerin, jetzt deren Bechtsnachfolger, den 
Königlichen Eisenbahnfiskus, gemäss § 14 des Gesetzes vom 3. Novem-' 
her 1838 (GS. S. 504) die öffentlich-rechtliche Verpflichtung entstanden, 
die durch die Verlegung entstandenen nnd entstehenden Mehrkosten der 
Räumung (§ 7 des Ges. vom 28. Februar 1843) zu tragen, und zu diesen 
Hehrkosten gehi5re die Unterhaltung des Uferdammes, da seine Anlage 
erat dnrch die Verlegung der Bogdanka nöthig geworden sei, klagte die 
Gemeinde gegen den Eönigliclien Eisenbahnfiskus mit dem Antrage, den 
Beklagten zur Bftnmnng der beim fäsenbahnbau innerhalb des Gemeinde" 
be«irl^ Jerate Teriegten Bogdaakaatrecke insoweit^ ak durch die Neor 
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anläge eine Vermelirangr der UnterlialtnngBlaBt erfolget ad, insbesondere 
ikber zw ünterbaltung des Unkeseitig anfgeflkhrten XJfersdiutzdammes 
für Terpfficfatet zn erkUlren, und den Beklagten sn verortheilen, die von 
der Klägerin zur Instandsetzung des Dammes aufgewendeten Kosten in 
Höhe von 1350 M. nebst Zinsen zu erstatten. 

Während der Kreisausschuss den Beklagten nach dem Klageantrage 
verurtheilte, wies der Bezirksausschuss unter entsprechender Abände- 
rung der Vorentscheidung die Klägerin mit den Anträgen, den Be- 
klagten zur Unterlialtiinf? des linksseitigen Uferdammes sowie zur Er- 
stattung der verauslagten 1350 M. nebst Zinsen zu verurtheilen, 
ab. Die hiergegen von der Klägerin eingelegte Revision ist nicht be- 
gründet. 

Der Vorderricliter hat oline Rechtsirrtliuui und wesentlichen Mangel 
des Verfahrens festgestellt, dass der an dem linken üfer der iiugdanka 
sich hinziehende Damm, den die Klägerin wieder hergestellt hat, und 
zu dessen dauernder Unterhaltung nach ilirem Antrage der Beklagte 
verpflichtet werden soll, ein Deich im Sinne des § 1 des Gesetzes vom 
28. Januar 1848 (GS. S. 54) sei und dass die in Folge der polizeilichen 
Verfügung vom 19. August 1889 erfolgte Wiederherstellung des Dammes 
nicht zu den im § 7 des Gesetzes vom 28 i cbruar 1843 dem Räamungs- 
pflichtigen obliegenden Arbeiten behufs Beschaffung von Vorfluth gehöre. 
Damit ist in einer den Revisionsrichter bindenden Weise festgestellt, 
dass die Anordnung vom 19. August 1889 keine „Anordnung der für 
die Wahniehuuuiu iler Wasserpolizei zustllndigen Behörde wegen iiäu- 
mung von Gräben, Bächen und Wasserläufen" im Sinne des § 66 Abs. 1 
des Zuständigkeitsgesetzes ist und dass die Unterlialtung des Dammes 
nicht unter den Begriff der öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeit zur 
Räumung von Gräben und sonstigen Wasserläufen (§ 66 Abs. 3) fällt. 
Diese F(^ststpllung musste zur Klageabweisung führen, denn die Zulässig- 
keit piiiHi' im Verwaltungsstreitverfahren zu verfolgenden Klage „auf 
Erstattung des Geleisteten gegen einen aus Gründen des öffentlichen 
Rechts Verpflichteten" (§ 66 Abs. 4 Satz 3) und einer vor die Ver- 
waltungsgerichte gehörenden Streitigkeit der Betheiligten dariiber. wem 
von ihnen die öffentlich-rechtliche Verbindliclikeit zur „Kaunmng von 
Gräben und sonstigen Wasserläufen ol)liegt% setzt voraus, im ersten 
Falle, dass eine Leistung erfolgt ist, welche unter den Begriff der im 
§ 1 des § 66 behandelten Räumung von Gräben, Bächen und Wasser- 
läufen zu bringen ist, im zweiten Falle, dass die abstrakte Verbindlich- 
keit zur „Bäumong von Gräben und sonstigen Wasserläufen" im Streite 
ist. Hat daher zwar auf Grund einer polizeilichen Verfügung, aber 
nicht auf Gnmd einer j^Anordnong der fftr die Wahmehmnng xip 
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Wasserpolizei znstftndigen Behörde wegen "RJünmiitg von GrSben, Bächen 
und Wasserlänfen** der davon Betroffene Arbeiten Torgenommen, oder 
ist die abstrakte Verbindlichkeit einer derartigen Bftnmnng unter Be- 
theiligten nicht streitig, so findet der § 66, me der Vorderrichter 
richtig ansgefllhrt hat, keine Anwendung (yergl. Gntseh. des OVO. 
Bd. XXIV 3. 250 ff.). Es kommt auch ftr die Erstattungsklage nicht 
etwa darauf an, ob die die Anordnung erlassende Polizeibehörde irr- 
thfimlicher Weise von der Annahme ausgegangen sei, dass die in der 
Anordnung geforderten Arbeiten begrifflich unter die Bäumnng von 
Gräben, Bächen oder Wasserlftnfen fallen; entscheidend ist, ob die die 
Grundlage fftr die Erstattungsklage bOdende polizefliche Verfügung in 
Wirklichkeit eine Anordnaug wegen Räumuog der genannten Wasser- 
läufe ist. In einem Streite wegeu Erstattung des „Geleisteten** stehen 
dem Beklagten alle diejenigen Einwendungen zu, die er gehabt hätte, 
wenn der von der Anordnung Betroffene unter Anfechtung des aufEin- 
sprudi ergangenen Beschlusses der Polizeibehörde neben dieser gemäss 
I 66 Abs. 2 zugleich den Beklagten mit dem Antrage belangt hätte, 
ihn hinsichtlicb des in der Anordnung Geforderten dem Kläger zu sub- 
stitniren, weil nicht der Kläger, sondern der Mitbeklagte aus Gründen 
des öffentlichen Rechts statt seiner zur polizeilich geförderten Räu- 
mung verpflichtet sei. Hier wie dort kann mit Erfolg eingewendet 
werden, dass die polizeilich geforderteii Arbeiteu begrifflich nicht zur 
liäuniLuig gehüron. 

Die von dem Bezirksausschusse abgewiesenen beiden Klageanträge 
siud auch unter dem Gesichtspunkte des Gesetzes über das Deich wesen 
vom 28. Januar 1848 unzulässig. Ist gemäss § 7 a. a. 0. in Verbindung 
mit § 96 des Zustäudigkeitsgesetzes interimistisch festgesetzt, wer zur 
Wiederherstellung eines verfallenen oder zerstörten Deiclies verbunden 
sei, so steht dem Herangezogenen nach § 8 des Gesetzes vom 26. Januar 
1848 die Klage auf Erstattung des Geleisteten im ordentlicheu Rechts- 
wege, nicht im Verwaltungsstreitverfaliren zu. Ebenso ist anerkauuten 
Ikchtes, dass ein Streit über die abstrakte Verbindlichkeit zur Unter- 
haltung eines Deiches vor deu ordentlichen Richter gehört. Der Be- 
zirksaiiSM liu>s hat sonacli im Hinblick auf § 7 des Landes verwaltungs- 
ge.setzt-s die in die Kevisionsinstanz gedieheuen Klageanträge mit Recht 
abgewiesen. Daraus folgt die Bestätigung seiner Entscheidung.* 
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Nr. 99. EbM. im Wmm. Cn>er-TflrwiII.4l0rteUa. 

4. Seaat Vom 1. Februar 1896. 

[Deutsch. JurlMt. Zo4tg. I. Nr. 17 . 8.843. Ziff. 161.1 

Wt0t9all26lNdM VarfStMi, MnMwi den Neubay eimr Brfioli» M mhrtrw Baa- 

pfliohtigen. 

Eine wegq^lizeiliche Verfügung, welche den Neubaa einer Brücke 
betrifft, kann nur in der Weise erlassen werden, dass die ganze Brücke 
als ein einheitlich herzustellendes Baawerk in Betracht gezogen wird. 
Ist daher die Banpflicht eine mehreren gemeinsame, so ist der Neubau 
in der Begel den Verpflichteten gemeinschaftlicli unter Feststellang des 
Bcitragsverhältniases nach ideellen Anteilen aufzugeben. Eine reelle 
Teilnng könnte nnr nnter besonderen Ausnahmeverhältnissen Plate 
l^eifen. 



Nr. 100. Eniselk iea Prenua. Ober-Yerwalt-OeflektB» 

4. Senat. Vom 1. Febrnar 1896. 

{Dentach. Jurist Zeltf. I. Nr. 17. 8. SIS. Ziff. Ut. 

FMittollMi iir EliMMhafl tlm Wa|M ale ahiet Sfflsiitllobeii. 
Die Feststellung, dass ein Weg ein öffentlicher sei, beruht nicht 
aasschliesslieh auf thats&chlichen, sondern auch auf rechtlichen £rw&- 
gungen. Der Verwaitungsrichter ist daher nicht in der Lage, wo die 
Qnalit&t des Weges als eines öffentlichen bestritten wird, — es sei denn, 
d^u9S dies in offensichtUch frivoler Weise geschehe, — die Feststellung 
der Oeffentlichkeit darauf zu grfinden, dass sie ihm aus eigener Kennt- 
nis der Verhältnisse bekannt sei; es liegt ihm vielmehr ob, solche Fest- 
stellung unter PrOfhng und Darlegung des Sachverhältnisses und dar 
Vorgänge su begründen. 



Nr. 101. Eutsch. des Kammergerichts in Berliu. 

Straf-Senat. Vom 3. Februar 1896. 

H. 6. B. Art. 379. 390. Unterschied zwischen Speditions- und Fraoht||«SObift im Slone 

des 105 b Abs. 2 R. Gew. Ord. 

Eine Transportgesellschaft, welche ein umfaugieiclies Spedi- 
tionss^psclui ft und daneben ein Fraclitfuhrgeschäft betreibt, liatte 
an einem Si^iintasre einen (jewerbegehülftn mit Schreiben von Avisbriefeu, 
einen anderen mit dem Eintragen der Ab.scliriften von Frachtbriefen, 
einen dritten mit dem Schreiben anderer Brielo beschäftigt. Der des- 
halb wegen Vergehens gegen § 105 b Abs. 2 KriWO. verurteilte Inhaber 
der i^irraa wandte ein, dass die Beschättif^nmg des Personals nicht im 
Speditions-, sondern im Frachtfnhrgewerbe stattgefunden habe, indem 
er sich auf die Äusuahme des § 106 i Abs. 1 a. a. 0. (Yerkehrsgewerbe) 
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Met Die Berision wurde ans folgenden Gründen zor&ckgewiesen: 
^Nacli Art. 379 des Deutschen Handelagesetzbnches ist Spediteor der- 
jenige, welcher gewerbsmässig in eigenem Namen für f^mde Bechnnng 
Gfitersendangen durch Frachtfflhrer oder Schiffer zu besorgen ttbemimmt 
Durch die Avisbriefe , welche nicht mit den Gfitern, sondern direkt 
durch die Post den im Frachtbriefe bezeichneten Adressaten flbersandt 
werden, werden Letztere von der Absendang benachrichtigt, um die 
Waren rechtzeitig in Empfang nehmen oder für die weitere Befdrderang 
Sorge tragcu zu können. Die Avisbriefe dienen daher der Besorgung 
dar llbemommenen Gtttersendnngen , gehQren mithin zu der Geschäfts- 
thätigkeit des Spediteurs. Aber auch das Abschreiben der BVacbtbriefe 
is die Geschäftsbücher gehört zu dieser Thätigkeit. Denn der Fracht- 
brief dient nach Art. 391 HGB. als Beweis über den Vertrat? zwischen 
dem Frachtführer und dem Absender, Zur Siclieruug dieses Beweises 
alter nimmt der Spediteur als Absender Abschrift von dem Frachtbriefe 
zu seineu Geschäftsbüchern, und er bedarf dieses Beweises, denn die 
Besoigüiig der urdnuiig.-- und vertragsmässigeu Guterverscnduiig ist seine 
gesetzliche Verptiiclitung. Dagegen liegt dem Frachtführer, welcher 
nach Art. 390 HGB. den gewerbsinitssigen Transport von Gütern be- 
treibt, weder die Abfassung von Avisbriefen, ikm Ii die Abscliriftnahme 
Jer Frachtbriefe, welche er zu seiner Legitimatiou im Original besitzt, 
ob. Dass aber das Speditiousgeschäft znm Handelsgewerbe des § 105 b 
Abs. 2 der Gewerbeordnung gehört, ergiebt die Entstehungsgeschichte 
desselbeu." 



Nr. 102. Entsch. des Kassationshofes in Paris. 

Vom 3. Februar 1896. 
tZAttMlur. f. d. Intenttt Eimah. Tna«p. IV. Nr. 10. & 4IM.| 

VmitwtrtlMlisIt der Sdilifwaoasiaeelltoliaft für ileii fieiAsktrantport. (Code Oiv. 

Art. 1952. IS53.) 

In einem gegen eine Schlafwagengesellschaft angestrengten Prozess 
hat der französische Eassationshof sich dahin ausgesprochen , dass die 
Sehlafnragengesellschaf t neben der Eisenbahn als Teilnehmer am Fracht- 
rertrag zn betrachten sei und dass sie demgemäss, abgesehen von einer 
etwaigen persönlichen Verschuldung ihrer Angestellten, nur ftlr den Ver- 
lust oder die Beschädigung der ihr ausdrücklich anvertrauten Sachen, 
nicht aber für das im Besitze des Beisenden verbleibende und nicht 
eisgeschriebeDe Handgepäck haftet: „Die Verantwortlichkeit der Schlaf- 
wagengesellschaft kann nicht aus den Artikeln 1952 und 1953'} des 
C. C, welche sich auf die bei den Gastwirten gemachten Depositen be- 

*) Art Die H«rbergahalter oder ÖMtwirte siad als Deposittti« fnr dU 
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ziehen, befreitet werden; der Reisende, welcher Handgep&ek bei sich 
hat, das er während der Reise ununterbrochen selbst zu überwacheii in 
der Lage ist, kann mebt als ein Depositor betrachtet werden. 



Kr. 103, Itek. Eutsch. des iieichsversicherungsamts. 

Vom 3. Februar 1896. 
(OmtMh. Juirt. Zailg. L (1800) Mr.tO. 8.i09. Zlftt.) 

Ulf. Vtrt. esi. 9 59 Ata. 3. Dm Btetohen otfar NIoMbMteliM vm TlurtMeliM oier 
RNhltvarMUtilweii (z. B. dass ein Betriebsunfall vtrltoft) Ist nielit fli|MtiMHl der 
Entecheidang der Unfallveraloliermgtiflttaaieii. 

Wie ans § 69 Absatz 3 des Unfallver8.-6e8et2e8 zu entnehmen ist, 
hallen diese Instanzen nnr Aber die FeststellnDg oder Ablehnung er- 
hobener Entsch&dignngsansprttche zn befinden. Es ist also die 
Verfolgung und Anerkennung noch in der Zukunft liegender, nur mög- 
licher Rentenansprftche ebenso wie die vorsorgliche Feststellung der 
Grundlagen fttr solche etwaigen Anaprttche im schiedsgerichtlichen und 
Bekursverfahren nicht zulfisaig. 



Nr. 104. Entsch. de» Dent«cheii Reielisgerichts. 

2. Straf-Senat. Vom 4. Februar 1896. 
IJvt, Woehmbr, IIM. Sr.WU. am mn.] 
n. Strt flai. B. M 268. 270. Ok imI liwitwsit ttellt dia Btmrtima eliar direli 
Altrailrw des Nunens des rechtmässigen Inhabers gefälschten Eisenbahafahrkartt 
den Thatbestand der Fälschung einer äfTentllohen Urkunde dar. 

Nach der Feststellung des Urtheils hat der Angeklagte die von ihm 
gefundene Eiaenbahnfahrkarte dem diensthabenden Billetachaffher zum 
Zwecke des Betretens des Bahnsteiges und der Mitfahrt mit dem Bahn- 
zage als echt und ihm gehörig vorgezeigt, nachdem er den Namen des 
rechtmässigen EigenthOmers auf derselben ausradirt und statt dessen 
seinen, des Angeklagten, Namen hingeschrieben hatte. Mit dem Vor- 
zeigen war zwar das zum Thatbestande des § 270 Str. G. B. erforder- 
liche Gebranchmachen znm Zwecke einer Täuschung erffillt und nicht 
bloss erst begonnen. Der Umstand, dass die Täuschung nicht erreicht 

EiV ki ü verantwortlich, welche der bei ihnen logierende Keiseude mitbringt^ das Depot 
von dieser Art Sachen soll als ein notwendiges Depot betrachtet werden. 

Art 1908. Sie dud fttr den DfebstaU oder die Beschädigung der Bifekteii des 
Beisenden YematwortUch, gleiohyiel, ob der DiebstaU odw der Schaden dnrch die An- 
gestellten und Vorgesetzten des Uasthauses oder dnrch fremde Personen, welche in 
demselben ans- und eingehen, verübt oder verursacht worden ist. Diese Verantwortlich- 
keit ist für Geld- nnd Wertsachen oder Werttitcl anf den Inhaber aller Art, wenn sie 
nicht that sächlich dem Uerbergbaiter oder Wirt zur Auibowahriing Ubergeben sind, auf 
tausend franken limitiert. 
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worden ist und der Angeklagte die Benutzung der zweiten Wagenklasse 
Hiebt beabsichtigt bat, machte den von der Karte wirklieh gemachten 
Gebrauch nicht za einer blossen Versuchshandlung. Aber der erste 
Biehter hat die vorgenommene Verf&lschung der Unterschrift des recht- 
flilafljgen Eigentfattmers ohne Weiteres als die Yerfälschnng einer öffent- 
lichen Urkunde qnalifizirt, weil die Karte von einer Behörde innerhalb 
der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse in der für die Monatskarten der 
Berliner Stadtbahn allgemein fiblichen und bekannten B'orm als Beweis- 
mittel für die Fahrbereclitigung ausgestellt worden sei. Dies ist recht- 
lich zu beanstanden. Einer Urkunde kommt die Kin:(Miscliaft einer 
öffentlichen Urkunde an sicli nur soweit /,n, als ihre Ausstellung seitens 
der Behörde erfolgt ist. und eine Verialsclmng derselben ist reclitlicb 
nur insoweit als Verfälscliung der öffentlichen Urkunde aiizLiorkennen, 
als sie innerhalb dieser Grenze liegt und einen der ihr von der J^ehörde 
gegebenen Bestandtheile betrifft. Dass im \uiliegenden Falle aucli die 
Unterschrift des rechtmässigen Inhabers einen solchen Bestand th eil ge- 
bildet hat und tlt shalb von dem der Fahrkarte als öffentlicher Urkunde 
zukommenden öffentlichen Glauben mit nmfasst und gedeckt worden ist, 
erhellt ebenso wenig, wie zu ersehen ist, ob und welche urkundliche Be- 
deutung dieser Unterschrift beizulegen ist. Das Urtheil hat hierüber 
keine Feststellung getroffen und bietet auch sonst keine Unterlagen fUr 
die Entscheidung dieser Fragen. Es ist deshalb die Annahme nicht 
au.^zusdiliessen, dass das von dem Angeklagten angefochtene Urtheil 
aui emeni Rechtsin'thum iiiid einer Verletzung des § 270 Str. G. B, be- 
ruht. Dies begründet dessen Aufbebung. 



Mr. 106. Entsch. des Prems. dier-Terwalt^erielits. 

4. Senat Vom 5. Februar 1896. 

[Deutsch. Jurist. Zeitg. I. Nr. J8. S. 867. Ziff. 156.1 

VfriSrima bei der pollMilielMB Anordnung der Reparttar oder des Neibane elaer 

Grenzbrücke. 

Grenzbrücken sind als einheitliclie Bauwerke anzusehen, und es 
ist in der Ke^el unzulässig, wenn über ihre Keparatur oder ihren Neu- 
bau Anordniiii'^^en von zwei verschiedenen Polizeibehörden eigeheii. Eine 
AnsTiaiime kann nur und muss da stattfinden, wo es sich um Brücken 
über Flüsse handelt, weiclie die Grenze ge<,^en das Ausland bilden. Die 
Entschliessuui? der Polizei und die Kutöcheidungen der Verwaltungsge- 
richte er^^^ehen in s<dchon Fällen in der nutgedrunij^enen Voraussetzung, 
dass das Ausland demnächst bereit sein wird, das diesseits Beliebte 
oder für nötiji; Erkannte in Genieinsciiat't mit dem diesseitigen Wege- 
banpflichtigeu auszuführen. Erwei&t sich die Voraussetzung als trüge- 
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risch, 80 ist die Sache eben anaiisfülirbar, da inau über das Ausland 
keine Macht hat Liegt aber die ganze Brücke im Inlande, so ist es 
unzulässig, die Brücke polizeilich gegen das Wesen der Sache nicht als 
Einheit, sondern als durch die Grenzen des Polizeibezirks in zwei Teile 
geschnitten zu behandeln, sodass für jede Hälfte, wenn die Wegebau- 
püichtigen sich nicht einigen können, verschiedene Anordnungen und 
Entscheidungen bis in die höchste Instanz ergehen könnten, deren 
zwangsweise Durchführung bei divergierenden Entscheidungen schliess- 
lich unmöglich sein würde. In einem solchen Falle ist aber nicht der 
§ 58 des Landesverwaltungsgesetzes anwendbar, da er nicht von der 
Bestimmung zuständiger Polizeibehörden handelt, und sonst daneben 
die Vorschriften des g 61 der Kreisordnung für die älteren Provinzen 
und ^es § 53 der Kreisordnung für Schleswig-Holstein für die betreffen- 
den Landesteile keinen Raum hätten. Nun giebt es allerdings für die 
Provinz Hannover keine ähnliche Torschrift. Daraus ist aber nicht der 
Schluss zu ziehen, dass hier eine unausfüUbare Lücke der Gesetzgebung 
bestände. Denn schon ehe die Kreisordnuug von 1872 ins Leben trat, 
waren doch solche Fälle, wie sie nunmehr der § 61 daselbst regelt, 
nichts seltenes, und man ist nicht im Zweifel gewesen, dass, wo ein 
einheitliches polizeiliches Einschreiten notwendig war, die höhere In- 
stanz auch die Befugnis hatte, die dazu nötige Polizeigewalt zu dele- 
gieren. Daran ändert es aucli nichts, dass es früher iiblicher wai , dass 
in solchen Fällen die höliere Instanz die Sache zur Herstellung der Ein- 
heitlichkeit an sich zog und selbst verfiiirte, anstatt eine untere Instanz 
zu delegieren. Denn die rechtliche Bims ist für beide Arten der Re- 
gelung eine gemeinschattliclie und wurzelt in dci i Einheitlichkeit der 
staatliclieu Polizeigewalt. In dem Gebiete der Kreisordnung von 1872 
können auch noch heute vielfach Fälle vorkoninifu, in denen die Zu- 
stäudigkeit nicht durch den ol a. a. U. geordnet werden kann, und 
welche trotzdem eine Regelung nach dieser Seite unbedingt erheischen. 
(Urt. IV. 221 V. 5. Febr. 1896, betr. eine auf der Grenze zwischen zwei 
Provinzen liegende Brficke, mit der weiteren Ausfühi ung, dass für diese 
die Aufsichtsiustanz, welche die zu wegepolizeilichen Anordnungen für 
die einheitliche Brücke zuständige Polizeibehörde zu bestimmen hatte, 
in der Ministerialiüstauz zu suchen sei.) 



Nr* 106» Bntseli. des Bagatellgeriehts in Hsndelssachea In Wien. 

Vom 15. Februar 1896. 

{0«it«rr. Eiimb. TaiofdiL Bl. IX (iM) Nr. M. 8. 1140.] 
Iltsniai Okerelsk. Art. 6 lit. I. Art. 12 Abs. 4. Art. 14. 35. Der Anspruch auf Rlok* 
•rttatCaag der zaviel bezahltM Fraebt Ist (abombe« voa SpezialtarlfM) dareb dea 
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NMlwei« der Nichtanwendung des günstigsten Tarifs genügend begrflndet. FQr welttn 
Folien haftet die Balin nur bei Nacliweia groben Veraduiiiiens. 

In Tarnöw wurde eine Sendung Eier ohne Angabe einer Beute and 
olme Bezeichnung des anzuwendenden Tarifes auf dem Frachtbriefe zur 
Beförderung nach Amsterdam aufgegeben. Gegen die von der Bahn 
gewählte Bonte wurde keine Einwendung, Jedoch dagegen Beclamation 
erhoben, dass die Sendung von der Abgangsstation nach Krakau, von 
dort bis Myslowitz und dann nach Amsterdam abgefertigt wurde, wäh- 
lend Abfertigung von Tamöw nach einer Station an der holländische 
Grenze, entweder Yenloo oder Salzbergen, und von da nach Amsterdam 
bitte stattfinden sollen. Die Fracht bei letzterer Eartirung wäre ge» 
genflber der stattgehabten um Mark 62.50 niedriger zu stehen gekommen, 
für welchen Betrag die Eisenbahn vom Absender eingeklagt wurde. 
Das Gericht hat der Klage aus folgenden Erwägungen stattgegeben: 

Der Kläger als Bechtsnachfolger der Empfänger begehrt die Bück* 
Stellung der sonach zu viel berechneten und bezahlten Fracht, da die 
Bahn nur die dem Aufgeber günstigsten Tarife anzuwenden habe, was 
hier nicht der Fall war. Die Bahn verweigert die Bückstellung, indem 
de anführt, sie sei nicht verpflichtet, gerade die günstigste Tarif com- 
hination für den Aufgeber zu finden, sie hahe im vorliegenden Falle 
nach Möglichkeit die günstigsten Tarife zusammengestellt und könne 
nieht verantwortlieh sein, wenn nachträglich eine noch günstigere Tarif* 
combinatioD gefunden werde. Wenn der Absender gerade die Jetzt 
geltend gemachte Tarifsnsammenstellnng wünschte, wäre es seine Sache 
gewesen, dies im Frachtbriefe zum Ausdruck zu bringen, übrigens fehle 
der geklagten Bahn die passive Legitimation, da sie die Gebühr nicht 
eingehobeu und nur die Berechnung für die Strecke von Tarnöw nach 
Krakau vorgenommen habe, durch diese Vorschreibung aber die geltend 
gemachte Differenz nicht entstanden sei. 

Hiemit ist der Standpunkt beider Tlieile darfrelegt. Im Art. 6 des 
iuiernationaleii Uebereiukummeus sind die Vorschriften über den Inhalt 
des Frachtbriefes enthalten, und es ist wohl angeordnet, dass der Ab- 
sender, falls er einen Specialtarif angewendet haben will, dies im Fracht- 
briefe zu bemerken habe, und aus den Artikeln 14 und 35 ist zu ent- 
nehmen, dass, im Falle diese Erklärung, wonach der Absender einen 
Specialtarif angewendet wissen will, nicht enthalten ist, die Anwendung 
dieses Tarifes entfällt. 

Ebenso ist im Art. 6, sub lit. 1, die Anordnung getroffen, dass der 
einzuhaltende Transportweg- unter Bezeichnung der Stationen, wo die 
Zollabfertigung stattlinden soll, enthalten sein muss, widrif^enfalls die 
daselbst angegebenen Folgen eintreteu, dass die Bahn selbst die Wahl 
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zu treffen habe und nur dann für die Folgten hatte, wenn ihr liiebei ein 
grobes Verscliulden zur Last fällt. Aber im Gegensatze zu den für 
den inländischen Verkehr geltenden Bestimmungen, wo in der Zusatz- 
bestimmung XIV zu § 51 Betr.-Regl. die Angabe der anzuwendenden 
Tarife im Frachtbriefe gestattet wird, ist weder in dem internationalen 
Uebereinkommen, noch in den AasfUhrnngsbcstimmungen hiezu irgend 
eine Anordnang getroffen, dass es dem Aufgeber obliege, den Tarif, 
welcher anzuweadea ist, falls nicht ein Ausnahmetarif gewünscht wird, 
im Frachtbriefe anzugeben. Es ist auch keine Bestimmang getroffen, 
wonach es dem Absender erlaubt ist, die Anwendung der von ihm ge- 
wünschten Tarife im Frachtbriefe zu beantrag:cn; es ist daher auch, 
insbesondere mit Rücksicht auf Absatz des Art. 6, zweifelhaft, ob es 
überhaupt zulässig ist, die anzuwendenden Tarife in dem Frachtbriefe 
zu bezeichnen. Das dem internationalen Uebereinkommen beiliegende 
Frachtbrief-Formular enthält allerdings eine Rnbrik: „Angabe der an- 
zuwendenden Tarife und Routen Vorschriften.'^ Da jedoch, wie gesagt, 
weder im internationalen Uebereinkommen noch in den Ausführuugsbe- 
stimmungen zu demselben ausdrücklich ausgesprochen ist, dass dem Ab- 
sender ein solches Recht zusteht — dass ihm eine Verpflichtung nicht 
obliegt, wurde schon dargethan — kann mit Becht angenommen werden, 
dass diese Bubrik blos für die Angaben der anzuwendenden Special- 
tanfe bestimmt ist. Aber selbst wenn angenommen wird, dass ans 
diesem Formulare zu schliessen sei, der Absender könne einen anzu- 
wendenden Tarif, selbst wenn es nicht einen Specialtarif betrifft, tot^ 
schreiben, so ist Jedenfalls eine Sanction für den Fall, als der Absender 
die Tarife nicht vorschreibt, nirgendwo enthalten. 

Es geht nicht an, die Sanction des Art. 6, lit. c, per analc^m an- 
zuwenden. Bestimmungen, wonach für eine Handlung oder Unterlassung 
Folgen einzutreten haben, sind als eine Ausnahmebestimmung stricte 
auszulegen, demnach nur für den Fall, für welchen sie gegeben sind, 
anzuwenden. Ss kann daher diese Sanction des Art. 6, lit. 1, nur für 
den Fall Anwendung flnden, für welchen sie gegeben ist. 

Wenn nun dem Absender nicht die Möglichkeit gegeben ist, die 
Tarife vorzuschreiben, so ist es ganz dem Belieben der Bahn anheim- 
gegeben, welche Tarife sie anwenden will, und es ist ein Correctiv auch 
dann nicht gegeben, wenn der Absender den Transportweg vorschreibt^ 
weil Ja selbst auf dem vorgeschriebenen Transportwege die verschieden- 
sten Tarife möglich w&ren. 

Hätte im vorliegenden Falle der Absender die Honte Tamöw— 
Yenloo^ Amsterdam vorgeschrieben, so wftre der Bahn dadurch nicht 
die Möglichkeit entzogen gewesen, dies Qut zunächst von TamÖw nach 
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einer Station vor Yenloo abznfertigeii und den entsprechenden Tarif 
oifliwenden. 

Wenn man aber imnimnit, dass dem Absender das Becht zustehe, 
die anzuwendenden Tarife vorzuschreiben, so ist keine Bestimmung ge- 
trofen« velche Folgen ihn f&r den Fall der Unterlassung dieses Bechtes 
treffen. Es kann daher aus dieser Unterlassung noch nicht geschlossen 
werden, dass die Bahn bei der Tarifanwendung gar nicht oder nur fOr 
grobes Verschulden hafte. 

Ans dem Geiste, in welchem das internationale Uebereinkommen, 
die verschiedenen Betriebsreglements und dergleichen getroffen sind» 
nämlich um die Willkür der Transportuntemehmungen, welche nach der 
Natar der Sache concnrrenzlos dastehen, zu verhindern und das Inter- 
esse des Publicums durch Einschränkung des Yertragsrechtes der Trans- 
portgesellschaften zu wahren, muss unzweifelhaft geschlossen werden, 
dass, soweit dem verfrachtenden Publicum nicht die Möglichkeit, be- 
ziehungsweise die Verpflichtung auferlegt ist, innerhalb der gesetzlich 
geltenden frachtrechtlichen Bestimmungen fttr seine Interessen zu sorgen, 
die Wahrung dieses Interesses den Bahn^ obliegt. Es geht daher in 
dem vorliegenden Falle nicht an, dass die Bahn einen beliebigen Tarif 
anwende, sondern dass es einen dem Aufgeber gttnstigen wflhle. Katllr« 
lieh bleiben jene Tarife, welche nur unter gewissen, in einem 
bestimmten Falle nicht zutreffenden BedinguDgea zulässig 
sind, und welche ausschliesslich nur auf einer bestimmten Strecke oder 
nur unter einer gewissen Beschränkung znl&ssig sind, ausser Betracht. 
In dem vorüegmiden Falle ist ein direeter Tarif, welcher im Allge- 
meinen der günstigste zu sein püegt, zwischen Tamöw und AmstSfdam 
nicbt vorhanden. Es musste daher der Tarif combinirt werden aus 
Local-, bezw. Verbandstarifen, und diese Combination war im Interesse 
des Aufgebers mOgÜehst gUnstig zu treffen. Es wird nun zugegeben, 
dass die Abfertigung, welche erfolgte, nicht die gttnstigste war, indem 
sie gegen die zuerst im Heclamations- und nun im Klagewege geltend 
gemachte Tarifcombination um den Klagebetrag höher ist. Dies er- 
scheint aber selbstverständlich nicht im Interesse des Verfrachtenden 
nnd braucht sich derselbe auch diese ßerechiumg nicht gefallen zu lassen 
und ist nach dem Gesagten auch berechügt, das zu viel Eingehobene 
zu begehren. iLiii Verschulden der Bahn ist iiicliL nothwendig und im 
yorliegenden Falle auch thatsächlich nicht vorhanden. 

Die iktliu ist daher auch für weitere Folgen, welche durch die un- 
siünstiG'e Tarifcombination erfolgt sind, nicht verantwortlich, denn es j 
kdun emem Bahnbearaten bei der Aufnahme des Frachtgutes nicht zu- 
gemuthet werden, sofort die günstigste Combinatiou auf einer so grossen 
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Route zu finden. Jedoch ändert dies an der Verpflichtung der Babn 
dann nichts, wenn sie nachträerlich vor eiugeiretfnor Verjährung auf 
die ungünstige Cumbinatiou aufmerksam gemacht wurde, den zu viel er- 
hobenen Betrag zurück zu erstatten. Die Tarifcombination, welche 
Kläger im vorliegenden Falle beansprucht, ist eine zulässige, weil der 
vom Kläger beanspruchte, für die Route Tarnow — Salzbergen oder 
Veuloo in Betracht kommende Tarif für den Güterverkehr zwischea 
Oesterreich-Ungarn einerseits und Deutschland, Belgien und den Nieder- 
landen andererseits an gar keine Bedingung geknüpft ist und daher in 
die Tarifcombination von Tarnow bis Amsterdam angewendet werden 
konnte und sollte. Aus dem Letztgesagten geht auch hervor, dass es 
schon bei Aufnahme in Tarnöw der Bahn obgelegen hatte, das Fracht- 
gut unter Berücksichtigung des zuletzt angeführten Verbandstarif es ab- 
zufertigen. Dadurch aber, dass in TarnOw die Abfertigung zunächst 
nach Krakau erfolgte, hatte der vorliegende Frachtbrief sclion bei der 
Uebernahme der Frachtgutes Seitens der geklagten Bahn den vom 
Kläger mit Kecht beanstandeten Inhalt, und war daher der Kläger be- 
rechtigt, gemäss Art. 401 H.-G.-B. den Ersatz des angesprocheneii Be- 
trages gegen die Geklagte gerichtlich zu verlangeE. 



^r. 10«. Kiitäch. des £isenbahn-8chiedsgericht8 zu Wien. 

Vom 22. Februar 1896. 
[0«MMT. ZlMDb. TeroriB. Bl. IX. Vt. 11«. & lfl74| 
Vor Bezug des avisirten Frachtgutes sind Reklamationen unstatthaft. 

Laut Inhalt der beim Wiener Eisenbahn - Schiedsgerichte einge- 
brachten Klage des A. R., Weingrosshändlers in Wien, gegen die k. k. 
General -Direetion der Oesterr. Staatsbahnen wurde dem Kläger am 
13. April 1895 Seitens der k. k. Staatsbabnen das Anlangen der ffbr ihn 
am Franz Josef-Bahnhofe nnt den Frachtbriefen vom 6., bezw. 8. April 
1895 eingetroffisnen 10 Stttck leeren Oebinde avisirt. Sein behufs Ab- 
holung der bezeichneten Güter auf den Bahnhof entsendeter Geschäfts* 
diener mnsste Jedoch unverrichteter 0inge wieder nach Hanse znrfick- 
kehren, weil die Fässer noch nicht ausgeladen waren. Da solche F&Ue 
wie die Klage ausfuhrt, schon zu wiederholtenmalen Torgekommen 
waren, richtete Kläger noch Tor dem Bezüge der Fässer, unterm 13. 
April 1895, eine mit den beiden vorerwähnten Frachtbriefen belegte Be- 
sehwerde an die Betriebsdirection der k. k. Staatsbahnen. Am 20. Mai 
1895 erhielt Kläger Aber sein Urgenzschreiben vom 17. Mai 1895 die 
beiden Frachtbriefe zurflckgestellt. Bei der noch am selben Tage yor^ 
genommenen Besichtigung der Fässer zeigte es sich nun, dass dieselben 
angeblich in Folge des langen Leerstehens and liegens am Bahnhofe 
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t^)tal angelaufen und gänzlich nnbranchbar geworden waren. Da die 

Fässer bei ilinu* Ankunft in Wien laut Angabe des Klägers sich in 

durchaus brauchbarem Zustande befunden hatten und das Verderben der- 
selben lediglicli durch das längere Lie<ren am Hahnhofe entstanden, der 
letztere Uuistand jedoch durch Verschulden der Geklagten dadurcli ver- 
ursacht worden sei, dass dem Kläger die beiden Frachtbriefe, olme 
welche er die Güter nicht beziehen konnte, erst nach fünf Wochen 
retournirt wurden, klagte derselbe auf Ersatz des Schadens — unter 
Zugrundelegung eines \\>rthes von 3 il. 20 kr. ö. W. per leeres Gebinde 
— im Gesammtbetraf^e von 32 fl. ö. W. c. s. c. 

Bei der am 22. Februar 189ö stattgehabten Verhandlung wurde 
(ia& kliigerische Begehreu abgewiesen, und zwar mit folgeuder Be- 
griind un*T: 

Das Sciiiedsgericht nalnu, ohne dass es eines Zeugen- oder Sach- 
verstiiudigenbeweises liedurft hätte, als con.statirt au, dass die Recla- 
ßiation. welche der Kläger bei der Betriebsdirection zu dem Zwecke ein- 
briiclito, um die Verzügerung in der Auslieferunfj^ der Waare zum Ge- 
geusiaude einer Untersuchung zu nuichen, niclit geeignet war, den Be- 
zug dieser Waare zu verhindern. Denn der Adressat hnttp zuerst die 
Fässer beziehen und dann erst die Beschwenh? einbringen sollen, falls 
er sich irgendwie für benachtheiligt erachtete. Der eingeschlagene 
Weg, nämlicli vor dem Bezüge der Waare zu reclamiren, muss aber als 
nupasseml bezeielmet werden, und wenn sich der Kläger in Folge dessen 
gehindei't sah, die Fässer vor Ablauf von seclis Wochen zu beziehen, 
so hat er sich selbst die Schuld zuzuschreiben. Die amtliche Gebalirungs- 
weise der Bahn war nicht geeignet, diesen Schaden hervorzurufen, weil 
ans dem Beschwerdrschreiben, welches der Kläger der Betriebsdirection 
dnr geklagten Bahn unter Anschluss der beiden Frachtbriefe über- 
mittelte, nicht mit Deutlichkeit zu entnehmen war, ob die Waare bereits 
bezogen war oder nicht. Uebrigens ist auch weder der Schade, welcher 
eingetreten sein soll, in irgend einer Weise glaubhaft gemacht, nnrh 
der Zeitpunkt, in welchem der angebliche Schade eingetreten ist, mit 
Bestimmtheit angegeben worden, und es ist nach so langer Zeit und 
beim Fehlen eines Thatbestandsprotokolles überhaupt unmöglich, diese 
Momente festzustellen. 



Jür, 108. Entsch. des Deutschen Ueichsgerichts. 
2. Straf-Senat. Vom 28. Febrnar 1896. 

[Jnr. Woebni§(i]tr. laee. Kr.WtL 8.491. Ziff. 98.] 

1. 8lif. 6e«. B. 9 359. Verwali Ords. f. 1 Prarat. StattMlteib. § 16. Die Bt- 
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ifllflhimo eiiM Etoenliahnbedipnstetfin als Oberputzer genügt ■leht, ifluen Beaiitaa- 

eigenschaft erkennen zu lassen. 

Die Anstellung fällt keineswegs mit der Beschäftigung (im 
Reichs- und Staatsdienst) zusammen, welclie auch auf einem rein privat- 
rechtiicheu Vertragsverhältniss berulien kann. B'tir den Bei*eich der 
prenssischen Staatseisenbahnverwaltung ist in § 16 der nach dem Aller- 
höchsten Erlass vom 15. Dezember 1894 zur Zeit massgebenden „Ver- 
waltungsordnuDg fiir die Staatseisenbahnen " unzweideutig ansL^esprochen, 
dass die Kategorie des gegen Lohn beschäftigten Personals nicht za den 
Beamten gehört. Andererseits sind in Abs. 3 des § 16 diejenigen un- 
teren Beamten genannt, deren etatsmässige AnstelluDSf nur auf Kündi- 
gung geschieht. Unter diesen sind aber die Putzer oder Oberputzer 
ebensowenig aufgeführt, wie in den Beamtcm-orzeichnissen der Verord- 
nungen yom 4. Härz 1895, welche sich über die Tagegelder, Reisekosten 
und UmzngskeBten der . Eisenbahnbeamten verhalten. Muss hiemach 
davon ausgegangen werden, dass die „Oberpatzer** als solche nicht 
Beamte sind, so würde es der Darlegung besonderer Umstände bedurft 
haben, welche geeignet sein klinnten, die Beamteneigenschaft des F. 
anderweitig za erweisen. 



I9r. 109. Entsch« des Oesterreleh« Obenten Gerichtshof es. 

Vom 4. März 1896. 

(Oeüterr. Elsenh. Verordn. Bl. IX {^B'^e>\ Nr. !>6. S. 1621.1 
Eine Eisenbahn, welche an Geschäftsleute Standplätze vermiethet, ist in dem Falle, 
dass Ihr das gewerbebehördliche Verbot der Benützung eines solchen Standplatzes zu- 
kommt, verpflichtet, den Miether hievon unverweiit zu verständigen, und haftet für den 

MS der Uiteriattuno lÜMsr VerttiodiguBg entstshewlM SehadM, sieht aber aaeb fir 

GemrlHntgasi. 

Die Kastanienbraterin H. hatte von der Eisenbahn Wien-Aspang 
für die Tage des Allerheiligenverkehres im Jahre 1894 anf dem zu der 
Station GentndfHedhof gehörigen Grande einen Standplatz zum Auf* 
stellen eines Bratofens nnd zum Verkaufe Ton gebratenen Kastanien 
um den Zins von 1 fl. gemiethet. Am 28. October 1894 kam der ge- 
nannten Eisenbahn eine Verfügung des Wiener Magistrates zn, worin 
die Anfstellm^ Ton BratSfen auf dem Wege von der Station bis zum 
Eingange des Gentralfriedhofes fllr die Tage des AUerfaeiligeoTerkehres 
verboten wurde. Da die Bahn yon diesem Verbote der M. keine Mit- 
theilung machte, so bereitete dieselbe alles fAr die Anfetellung des 
Ofens und den Verkauf vor und wurde erst im letzten Augenblicke am 
Verkaufe gehindert. 

Sie belangte nun die Eisenbahn Wien-Aspang auf ROckersatz des 
Mielhzinses, Ersatz der mit dem Hin- und Hücktrausporte von Ka:>tauieD, 
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Heizinateriale und Ger&thsehaften yerbnndeneii Auslagen per 2 fl. 47 kr., 
Ersatz fftr verdorbene Kastanien per 5 fl. und Ersatz für Verdienstent- 
gang per 30 ü. 

Das k. k. st&dt.-deleg. Bezirksgericht Simmering wies mit 
ürtheil vom 19. September 1895, Z. 7828, das Klagebegeliren gaiizlich 
ab, im Wesentlichen mit der Begründung:, dass in der Unterlassung der 
Verständigung der M. von dem magistratlicheu Verbote ein Veracliuiden 
der Bahn nicht erblickt werden k« une. 

Ueber Appellation der Klägerin änderte das k. k. Oberlandesge- 
richt in Wien mit Urtheü vom 15. Jänner 1896, Z. 14.035, das erst- 
richterliche ürtheil ab und erkannte die Geklagte schuldig, der Klägerin 
die von ihr zu V)escliwörenden Beträge per 2 fl. 47 kr. für den Trans- 
port und per 5 Ü. für verdorbene Kastanien zu bezahlen. Mit dem ge- 
stellten Mehrbegehreu wurde die Klägerin abgewiesen. 

In .den Gründen heisst es: In dem Umstände, dass die geklagte 
Babu es unterliess, trotzdem sie durch nichts gehindert war, die Klägrin 
rechtzeitig zu verständigen, dass der Miethvertrag durch das in der 
Verhandlung erwähnte Verbot des Magistrates nicht eingeiiaUeu werden 
küuue, liegt allerdings ein Unterlassen im Sinne des § 1294 a. b. G.-B., 
för dessen Folgen die gi klai/te Bahn aufzukommen hat. Sie hätte sich 
zu dieser Verständigung uuisuiiirhi- veranlasst sehen müssen, als ihr ja 
die Adresse des anderen Vertragstheiles bekannt war und sie doch nicht 
annehmen konnte, dass eine Verständigung der politischen Behörde an 
(he derselben gar nicht bekannten Miether ergangen sei. Da jedoch die 
Erfordei nisse der vollen Genugthuung im Sinne des § 1324 a. b. G.-B. 
aufliegend niclit vorlianden sind, so hat die geklagte Bahn wohl fiir 
deu erlittenen Schaden, nicht aber auch für den entgangenen Gewinn 
aufzukommen. 

Ueber die Revisionsbeschwerde der Geklagten bestätigte der k. k. 
Oberste Gerichtshof mit Entscheidung vom 4. :März 1896, Z. 2303, 
das oberlandesgerichtliche Ürtheil aus dessen Gründen und bemerkte 
hiezu noch, dass die geklagte Gesellschaft schon mit Rücksicht auf die 
in dem Allegate Kr. 2 bezogene Kundmachung des Magistrates, worin 
das Verkaufen von Blumen etc. als erlaubt, das Verkaufen von Maroni 
als unerlaubt angeführt wird, die Möglichkeit in Betracht zu ziehen 
hatte, dass die Aufstellung der in Bede stehenden Bratöfen inhibirt 
werde, es daher ihre Pflicht war, sich in die Lage zu setzen, ein sol- 
ches Verbot den Miethern der Standplätze rechtzeitig zu notifidrenf and. 
es ihr eben deshalb auch oblag, dies zn thon. 
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Nr. 110. Sntseh. des Pjrenss. Ober-YerwaU.-Cterlolits. 
4. Senat Vom 7. M&rz 1896. 

pBntMh. 4, 0. V. O. Bd. N. Nr. It D. a SIC] 

Eisenbahnen als LrsaU der Land- und Heerätrasäen. 

In einer der Provinz Osti^reussen angehorigen Streitsache erhob 
der Fiskus den Ansprach auf Befreiung von der ihm angesonneneu Unter- 
haltung einer Strasse, weil diese in Folge des vor beinahe 40 Jahren 
erfolgten Baues einer die städtisclien Endpunkte der Strasse gleichfalls 
verbindenden Chaussee — und falls dies nicht anzuerkennen sei — 
durch einen nenerdings in gleicher Eichtang ausgeführten Eisenbahnban 
den Charakter der Land- nnd Heerstrasse verloren habe. Die hieranf 
gestützte Klage woide in allen Instanzen abgewiesen. 

In der Bernfungsinstanz ist der Fiskus schliesslich noch, mit der 
Behauptung hervorgetreten, sofern die Strasse ihre Landstrasseneigen- 
schaft nicht durch die Chaussee verloren haben sollte, sei dies Jedenfalls 
dni'ch den Bau der die Städte H. nnd N. verbindenden Eisenbahn ge- 
schehen, da die letztere den durchgehenden Verkehr zwischen diesen 
Städten heutzutage nahezu ausschliesslich vennittele. Dies Argument 
erklärt sich nur ans der Bechtsauffossung, welche der Kläger mit den 
Worten präzisirt: .Eine Land- und Heerstrasse hat schon dann ihre 
Landstrasseneigenschaft verloren, wenn eine Eisenbahn oder Chaussee 
ihr den regehnässigen Frachtverkehr, d. h. den gewerbsmässig betrie- 
benen Transport von Waaren; abgenommen hat.* — eine Rechtsauf- 
fassung, deren Unhaltbarkeit wiederholt nachgewiesen ist. Es ist völlig 
irrelevant, ob man die Eisenbahnen als «Strassen" bezeichnen kann, ob 
sie auf einer Eeihe von Rechtsgebieten mit diesen Gemeinsames haben, 
wie im Expropriationsrecht, dem Grundsteuer- nnd Ereisabgabenrecht« 
dem Jagdrecht n. s. w. Soviel steht ausser Zweifel, dass Eisenbahnen 
nicht Land- nnd Heerstrassen sind, weder in rechtlicher Beziehung, 
noch in der Art und Weise des Transportbetriebes. Dies schliesst nicht 
aus, dass Eisenbahnen benachbarten Landstrassen grosse Theile der auf 
diese angewiesenen Transpoite entziehen werden. Andererseits ist es 
nicht ausgeschlossen, dass die Hebung des gesammten Verkehrs durch 
eine Eisenbahn die Wichtigkeit von Landstrassen iftr den Verkehr nach 
Eisenbahnstationen hin noch erhöbt. Unter keinen Umständen irrt der 
Vorderrichter rechtlich, wenn er aus der ErOffhung der Bahn nicht auf 
eine stillschweigende Deklassirung der Landstrasse zu gewöhnlichen 
Kommunikationswegen schliesst. 
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Nr. III. Eutsch. des Schiedsgerichtes der hcnifsf^eiiossenschafÜ. Ua- 
faUTersickcruiigs-Austalt der Osterreich. EiBenbahueu, 

Vom 7. iüärz 1896. 

(Owteir. BiaBb^T«rordB.-Bl. IX (1806) Nr.M. fi.lMt] 

Eil bei dar Aoswaoliiloig dar 9olilenen In dar Verlialirtlialla eiier Eimliaiiii ar* 

iiitener ÜBfall ist ain fiabnverlteiirauifall. 

Der Oberbanarbeiter J. B. war eines Tages mit dem Auswechseln 
der Schienen in der Halle auf dem Kaiser Franz Josef > Bahnhofe in 
Wien beschäftigt; derselbe glitt bei dieser Arbeit aus und fiel rfidklings 
zu Boden, wobei er sich einen doppelseitigen Leistenbrach zuzog. Das 
Schiedsgericht erkannte diesen Thatbestend als Bahnrerkdirsanfall, und 
zwar mit folgender Motivirung: 

Die Arbeit, welche J. B. im Momente des Unfalles verrichtete, 
stand sachlich und örtlich mit dem Eisenbahnverkehre im innigsten 
CoDiiexe, da dieselbe auf die Instandsetzung einer für den Verkehr 
essentiellen Vorkehrung gerichttit war, denn die Herstellung des ' 
Schienenstranges, dessen Vorhandensein den Eisenbahnverkelir ermög- 
licht, itellt aich zweifellos als eine derartige V'orkehrnng dar. Die Ar- 
beitsleistung erfolgte ferner auf den Geleisen der Verkehrshalie und 
musste laut Aussage der voriiuniinenen Zeugen mit besuuderer Beschleu- 
nigung durchgeführt werden, da die auszutauschenden Geleise von den 
einfahrenden Zügen benützt wurden. Dieselbe wurde demnach im Banne 
jener erhöhten (lefahr verrichtet, welcher die den Verletzten privilegi- 
rend« 11 Be.^^iiinniuugen des Gesetzes vom 5. März 1869, R,-G.-BI. Nr. 27, 
Kechnuüg tragen. 



Nr. 112. Entsch. des Deutschen iU'iehs^erichts. 
3. Civil-Senat. Vom 13. März 1890. 

[Zeitg. d. Vur. deutsch. Eisenb. Verw. 1898. Nr. 44. S. 391.) 

I: Haftpflichtgesetz § I. Die Eitenbalinverwalting kann In HaftpflichtpraieMea, weai 
«Im UkaMotive eine grossere fiesehwiniligkelt gehabt hat, als versiehttger Welse »• 
Hsslg war, sieh nleht damit entsciiuldigen, dass die Landes-Anfslehteheliirde die 

gr5tsere Gesobwlndlgkeit gestattet hihe. 

Der Berafungsrichter geht von den richtigen Bechtagrundsätzen aas, 
and anch deren Anwendung aaf den konkreten Fall Iftsst einen Bechts- 
ÜTthmn nicht erkennen. Er nimmt an, dass die Verunglückte in doppelter 
Beziehung unvorsichtig gewesen ist, einmal darin, dass sie das Läute- 
Signal ausser Acht liess und sodann, dass sie beim Ueberschreiten des 
imhewachten und nicht abgesperrten Bahndammes sich nicht umgesehen 
hat. Andererseits aber zieht der vorige Richter in Betracht, dass die 
Ehefrau des Klägers nicht durch einen fabrplaumässigen Zug verun- 
glhckte, sondern von einer mit voller Geschwindigkmt fahrenden Eztra- 
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lokomotive an einer eine Kurve bildenden Bahnstrecke, bei welcher ein 
nahestehender Baum die weitere Aussicht hinderte, erfasst worden ist. 
Bei diesen örtlichen Verhalmissen war die beklagte Bahnverwaltuni; im 
Hinblick auf das umwohnende Fublikinn, das zu seinem täglichen 
kehre und zur Benutzung des an der Balm stehenden Backofens auf die 
Ueberschreitung des Dammes angewiesen ist, zur Ergreifung besonderer 
Vcrsichtsiiiaassregeln veranlasst. Nach der auf ein sachverständiges 
Gutachten gestützten Annahme des Berufungsgerichts hätte diese Vor- 
kehrung darin bestehen sollen, dass die von Blechhammer nach Hütten- 
steinach fahrende Lokomotive au der betreffenden Stelle stets nur mit 
15 km die Stunde, d. i. mit einer solchen Gescliwindigkeit befördert 
wurde, welche bei drohenden Zusauiiuenstiissen ein sofortiges Anhalten 
ermöglichte und damit einen Unfall verhütete. Es ist aber, wie festge- 
stellt, zu der fraglichen Zeit und an der fraglichen Stelle mit 30 km 
die Stunde, also mit der grössten überhaupt zulässigen Geschwindigkeit 
gefahren worden, hierdurch ein rechtzeitfjres Bremsen und Anhalten 
verhindert gewesen und infolge dessen der der l^helrau des Klapfers zu- 
gestussctie Unfall eiiii^etreteii. Als die eigentliche Ursache des letzteren 
hat daher dei Beruf uugsnchter mit Kecht die Verschuldung der Be~ 
klagten angesehen. 

Der Einwand der Beklagten, dass die Landes- Aufsichtsbehörde 
eine Fahrgeschwindigkeit von 30 km die Stunde für zulässig erklärt 
habe, ist nicht zu beachten, weil dadurch die civilrechtliche Verant- 
wortlichkeit einer B;ilni Verwaltung nicht ausgeschlossen wird, um so 
weniger wenn, wie im gegenwärtigen Falle, nur eine Anordnung in be- 
treö' der Maximalgrenze der Fahrgeschwindigkeit in Fr;ig(j steht. End- 
lich ist auch der Hinweis der Kevisionsklägerin auf das in der Juristi- 
schen Wochenschrift von 1896 Seite 46 abgedruckte reichsgerichtliche 
Urtheil ohne Belang, da solches auf weseutUch anderen thatsächlicUen 
Voraussetzungen beruht. 



Nr. 118. Bek. Entseli« des Beldis-Tentelieruigsuiits. 

Vom 16. März 1896. 

[Drataoli. Jarltt.-Zt. L Oiam^ Nr. 10. S. «7. Zlft 4.1 
Ulf. Vera. flei. S 57. Umin§ der Rechtskraft tf«r EnttolMidmo^ii SohMt- 

geriohte. 

Ist in einem schiedsgerichtlichen rechtskräftig gewordenen Urteil 
unter Anerkennung eines Betriebsunfalls einem Verletzten eine Beute 
von bestimmter Höhe nur für einen in der Vergangenheit liegenden 
Zeitraum sngesprocheD, die Entscheidung, w( Icho Entschädigung ferner- 
hin zu gewftbren ist^ vorbehalten und von dem Ergebnis einer noch zu 
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reranlassenden Beweiserhebnng abhängig gemacht worden, so ist dieses 
Teilurteil mit seiner Feststellnng, dass ein Betriebsanfall vorliege, für 
das über die Frage der weiteren Entschädigung nrteilende schiedsge- 
richtliche oder RekurskoUegium nicht bindend. Dieses kann vielmehr, 

iseim es seinerseits einen Betriebsunfall nicht anerkennt, die weitere 
Eütschädiguiig ablehnen. Denn die Entscheidungen der Schiedsgerichte 
sind der Rechtskraft fnlii": mir. soweit sie eine Anerkeiiniiiig oder Ab- 
weisung von Entschädiguiigsaiispi uchcu aussprechen, uichL auch, soweit 
sie die gesetzlichen Voraussetzungen dieser Ansprüche im einzelnen fest- 
stellen oder verneinen. 



Kr. 114. Entsdi. des 0««f«mieh. Yerwalt OeriehtsIiofM. 

Vom 20. U&rz 1896. 

fOMMxr.BlMiib.Ttrorta.BI.IZ. Mr. «7. S.ll«l>.] 

Oll mf 0fiiar Elteiikalimtreako v«rwm4rttii SckMMshaijlir sM u siiih al« beln 

Eisenbahnbetriebe beschiftigtc k ranken verslchemngspfliohtioe Personen anzusehen und 

als solche Mitglieder der betreff entJpn Betriebssicrankenkasse; es wäre denn, dass die 
Schneeschauflung durch selbstständige Unternehmer auf deren eigene Rechnung mit 
Personen besorgt würde, welche zu Ihnen selbst im Arbeitsverhältnisse stehen. 

Das Krankeiikassenstatut für die Bediensteten der k. k. priv. Oesterr. 
Nordwestbahn und Slidnorddeutschen Verbindungsbahn wiu dp auf Grund 
der üesptze vom 30. März 1888, R.-G.-Bl. Nr. 33, un 1 \om 4. Apiil 1889, 
R.-G.-Bl. Nr. 39. errichtet nnd mit Geiict ;il-iii^,peciiuiis-Erlass vom 16. 
April 1889, Z. 5108, gcnchmiert, Thi^st Krankonkiisse e:ilt dalier ge- 
mäs.«; § 52 Krankenversichf'riin*^s-'Tr^etzcs als Betriebs-Kra:ikenkaS8e 
im binne der Bestimmungen des III. Abschnittes dieses Gesetzes. 

Gemäss § 46 leg. cit. sind Mit^^lieder einer Betriebs-Krankenkasse 
die iu dem Betriebe, flir welchen dieselbe errichtet ist, beschäftigten 
versicherumrspfli'. hiigen Personen, welche nicht bei einer der im § 11, 
Z. 6, bezeichneten Cassen in der in dem Krankenversicheruners-Gesetze 
vorpschriebenen Art und Hülie gegen Kranklieit versichert sind. Dass 
letzteres der Fall wäre, wird im vorliegenden Falle nicht behauptet; 
es ist daher nur zu untersuchen, ob die erwähnten SchnceschauÜer als 
in dem Betriebe der Bahn beschäftigte versiclicnrngspflichtige Personen 
anzusehen seien. Diese Frage ist zu bejahen. Denn gemäss § 1, Abs. 2 
Kraokenversicherungs- Gesetzes sind alle beim Eisenbahnbetriebe, und 
zwar im Hinblicke auf § 37, Abs. 2 Krankenversicherungs-Gesetzes ohne 
Unterschied, ob dauernd oder nur Tor&bergehend beschäftigten Arbeiter 
krankenYersicherungspüichtig. 

Dass die zur Herstellung der Eisenbahnstrecke in betriebsfähigen 
ZostMid und zor Wegschaffang der Bethebshindermsse nnternonuneiieii 
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Arbeiten, also aach das Ausschaufeln des Schnees, Beschäftigungen beim 
Eisenbahnbetriebe seien, kann fttglich nicht in Zweifel gezogen werden. 
Hienach sind die auf einer Eisenbahnstrecke verwendeten Schnee- 
schaufler an sich als heim Eisenhahnbetriebe beschäftigte kranken- 
yersicherungspflichtige Pei*sonen anzusehen und als solche Mitglieder 
der betreffenden Betriebs -Krankenkasse. Eine Ausnahme wttrde nur 
dann bestehen, wenn die Schneeschanflung durch selbstständige Unter- 
nehmer auf ihre eigene Rechnung mit Personen besorgt würde, weiche 
zu ihnen selbst im Arbeitsverhältnisse stehen. 

Nur in diesem Sinne kann die Bestimmung des § 2 des Kranken- 
kassenstatuts, welche den Kreis der in die Versicherung bei der Be- 
triebs-Krankenkasse einzubeziehenden Personen nicht enger, als durch 
die Bestimmungen der §§ 1 und 46 Krankenversicherungs-Gresetzes 
normirt ist, ziehen konnte, verstanden werden, wenn die Verpflichtung, 
der Krankenkfisse beizutreten, unter Z. 3 für alle im Arbeitsverhältnisse 
beschäftigten Personen ausgesprochen, im Eingange des Paragraphen 
aber auf jene Personen eingeschränkt wird, welche im directen Dienst- 
veriiältniBse zur Bahn stehen, „also nicht durch üntemehmer anf 
deren Bechnung beschäftigt sind.' 



Kr. 115. Entseli. des Dentsehen Eeiehsgertehts. 
8. Givil-Senat. Vom 24. März 1896. 

IDentsdi. Juctet. Zdtc. I Nr. 10. 8. m\ 
Usf. Vereich. Ges. v 6 ;u!t 1884 95-98. Ulli- u. Forstwirth. Unf. u. Krank. Vers. 

Ges. V, 5. Mai 1886 ^ÜJJ 116 119. Haftpfl Ges § I. Auch in den Fällen, wo ein Ver- 
schulden des Eisenbahnbetriebsuntertiehmers nicht vorliegt, [jcht der Haftpflichtan- 
spruoh de« Beschädigten bis zur Hohe der von der Berufsgenossenschaft zu leistenden 

EirtwbUlgutiy auf dtM« Oker. 

Nacli dem Gesetz, betr. die Unlall- und Kiaukenversicheriiii^j: der 
in laiid- und forj^twirtlischaftlichen Betrieben bescbäftif^ten Pcrsunen 
vom ö. Mai 1886 § 119 bestimmt sich die Haftung dritter, in den 
§§ 116 und 117 nicht bezeichneten Personen, welche den Unfall vor- 
sätzlich herbeigeführt oder durch Verschuldung verursacht liaben, nach 
den bestehenden ge.setzlichen Vorschriften. Jedoch geht die Forderung 
der Entschädiguugsbereclitigten an den dritten auf die Genossen- 
schaft insoweit über, als die Verpflichtung des letzteren zur Ent- 
schädignn? dureli dieses Gesetz begründet ist. Da schon das in soweit 
gleiclilaut' U'lc Unfallvei>i( lierungsge^etz vom 6. .Tuli 1884 den Betriebs- 
unteriK'hiiier der Ki^enbahu von seiner gesetzlichen Haftung nach § 1 
des Haltpflichtgeselzes nicht befreien, vielmehr jenen Personen diesen 
Anspruch erhalten wollte, so wird man als den Willen des Gesetzes 
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inselieD mOssen, dass auch in den Fällen, wo ein Verschulden des Be- 
triebstinternelraiers nicht vor liegt, dieser Ansprach bis zur Höbe der 
Ton der Berufsgenossenachaft zq zahlenden Snmme anf sie &bergeht 
Gin Arbeiter war ohne sein Terschnlden von einem Eisenbabnznge Aber- 

fahren. Die Wittwe des Getöteten hatte sich zwar wieder verhei- 
ratet Soweit aber ihr zweiter Ehemann zu ihrer Alimentation nicht 
fähig war, wurde durch die Wiederverheiratung die Haftung des Eisen- 
bahnfiskns auf Zahlung einer entsprechenden ßente nicht ausfresclilosseii; 
derselbe war gegenüber der landwirthschaftlicheii Berufsgenosseuschaft 
iiierzu veiuiteilL. Seine Revision wurde zurückgewiesen. 



Nr. 110. Entseh. des Bentsclieii Beicliflg«rieliis. 
3. Civil-Senat. Vom 24. März 1896. 

fJar.Woch0DH>hr.tM6. Kr. «0/81. S.HS. ZilLl5.| 

Haftpliolitiesotz § S. Die Hafipfliolit flr des UnteriiaH slssr WHtwe assb Ihsr 

die Wiedervtriietrathiii Miaut. 

Der § 3 des Haftpflichtgesetzes bestimmt nicht, dass die der Wittwe 
des Getödteten an sich za zahlende Bente mit der Wiedenrerheirathnng 
asfhOre. Wäre der Unfall nicht eingetretep, so würde sie Ton ihrem 
dann noch lebenden Ehemanne bis zu dessen Tode alimentirt, der Fall 
der Wiedenrerheirathnng bis dahin nicht eingetreten sein. Nun erleidet 
sie zwar^ wenn sie sich wiederrerheirathet^ regelmässig weiterhin einen 
Schaden nicht, da der zweite Ehemann zn ihrer Alimentation verpflichtet 
ist; soweit aber dieser dazu nicht fähig ist, wird an ihrer Lage durch 
die neue Ehe nichts geändert, so dass die Möglichkeit einer Haftung 
des Bekl. Ober die Wiederverheirathnng hinaus keineswegs ansgeschlossen 
ist. Veigl. Eger, Haftpflichtgesetz 3. Aufl. S. 371 ff., 383 und die dort 
sngefiUirten Urtheile. 



Nr, 117. Befis. Entseh. des Belehs-Yenidienmgsaints. 

Vom 26. März 1896. 

[Antl. Naebr. d. B. V. A. XIL Nr. ». 8. HS. ZUR SM.] 

9, 15, 17 Inval.- ■. AKore'Vers. Ges. Berechnung der Warteiett befH Weeheel der 

Ureaoiien der Invaliditit 

In der Sache selbst irren die Vorinstanzen insofern, als sie die In- 
validität des Klägers auf G^rund seines Unfalls und diejenige, die auf 
dem Lnngenleiden beruht, von einander trennen und als zwei für sich 
zu beurtheilende Stadien der Erwerbsunfähigkeit betrachten. Wenn es 
auch richtig ist, dass, so lange der ersterwähnte Zustand währte, dem 
Kliger ein Anspruch auf Invalidenrente gemäss § 9 Absatz 2 des In- 
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Taliditäts^ and Altersrersichenuigsgesetzes nicht zustand, so ist es doch 
nicht gerechtfertigt, bei der inzwischen durch andere Grflnde heein- 
flussten Invalidit&t die Wartezeit erst von dem Zeitpunkt des Wegfalls 
des ersten Grundes zu berechnen. Wie bereits in der Bevisionsent- 
scheidnng 800 (Amtliche Nachrichten des B. Y. A. J. n. A. V. 1894 Seite 
ISO) ausgeführt worden, ist fttr die Berechnung der f&nfjährigen Warte- 
zeit bei der Invalidenrente nicht sowohl der Beginn der Bentenbe- 
rechügung, als vielmehr der Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität masa- 
gebend. Der Klftger war vom Tage des Unfalls, dem 19. Oktober 1892, 
ab fortgesetzt erwerbsunfähig und wird es voraussichtlich dauernd 
bleiben; ob diese Erwerbsunfähigkeit zunächst durch die ünfallverletzung 
und erst später — indessen bevor noch die Unfallfolgen geschwunden 
waren — durch das Lungenleiden herbeigeführt ist, macht dabei keinen 
UnterscMed. Dieser Umstand ist nur fftr den Beginn der Invalidenrente, 
nicht aber fftr die Frage der ErfQUaog der Wartezeit von Bedeutung, 
Denn die dauernde Erwerbsunfähigkeit besteht thatsächlieh seit dem 
19. Oktober 1892; dieser Zeitpunkt ist daher fttr die Berechnung der 
Wartezeit massgebend. Am 19. Oktober 1892 aber hatte der Kläger, 
da 95 Beitragsmarken von ihm beigebracht worden, und er vom Iten 
Januar 1886 ab regelmässig in versicherungspflichtiger Weise beschäftigt 
war, die Wartezeit von 235 Woclien vollendet. Der Kläger hat also 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Bewilligung der Invalidenrente 
(§ 15 des iu Validität»- und AlLersversicherungsgesetzes) erluÜL. 



Nr« 118. Entseh. des Heutsoh^ BeielisgeilehtB. 

6. Civil-Senat. Vom 28. März 1896. 

Der Hausbesitzer muss sich die durch die Zweckbestimmung der Strasse erforderlichen 

Verindorungen gefallen lasMi. 

Das servitutarisehe Kecht des Hausbesitzers an der an seinem 
Grundstürke vorüberführenden Strasse ist begrenzt und l)edingt durch 
die Zwt ( kbesLiinmung der Strasse selbst, dergestalt, daj>s der Haus- 
besitzer sich alle Veränderung« n gefallen lassen muss, welche dazu 
dienen, dio Strasse in ilt m Ziist:inde zu erhalten, oder auch in den Zu- 
stand zu setzen, in dem sie ihrer Bi Stimmung am vollkommensten ge- 
nügen kann, sofern nur die Strasse auch ferner als Kommunikations- 
mittel erhalten bleibt. Mit dieser Massgabe schliesst der stills* liwi i<:t n ie 
Vertrag, auf den das servi tutarische Recht des Strassenanliegcrs zurück- 
geführt wird, den stillschweigenden Vorbehalt ein, dass die Stadt- 
gemeinde mit der Strasse dem Zwecke derselben entsprechende Ver- 
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änderungen vornehmeu kanu. Derartige Verändenmgea enthalten daher 
keinen Eingriff in die Bechtssphäre des Anliegers. 



Mr. 119. Eutseh. des Den Ischen Beichsgerichts* 

4. Civil-Senat. Vom 30. März 1896. 

Prpuss, Ges. betr. die Umzugskosterr der Staatsbeamten v, 24. Febr. 1877 (6. S. S. 15). 
Auf die Absicht der dauernden Übernahme des Amtes kommt e.s für den Umzugs- 
kostenansprucii nicht an, wohl aber muss der UmzuQ thatsächlich stattgefunden haben. 

Der Fiskus hat für seine Zahlungsverweigeruug geltend gemacht., 
dass der Kl. nicht di(» Ab5?icht gehabt habe, das ihm übertragene Amt 
in S. dauernd zu übernehmen. Als Einrede der Siiiinlation in dem 
Siuue, dass der Kl. nur zum Schein das Amt iibernommen halie, ist aber 
ilie Behauptung (b's Beklagten niclit aufgestellt; auf die Absicht der 
dauernden Uebernahme kommt e.s aber, wenn die Uebernahme ernst- 
lich erfolgt ist, nicht weiter au (ürth. des Preuss. Obertribimais vom 
12. Mai 1870 in Striethorst Archiv Bd. 9b ö. 83). 

Das B. G. stellt sich auf den Standpunkt, dass lediglich auf Grund 
der zur Ausführung gekommenen Versetzung ohne Rücksicht auf die 
Ausführung des Umzugs der Fiskus zur Zahlung der Umzugskosten ver- 
püichtet sei. Das soll sich aus dem § 1 des Gesetzes vom 24. Februar 
1877 betreffend die Umzugskasten der Stnatsbeamteu ergeben, der fol- 
genden Wortlaut hat: „Die Staatsbeamten erhalten bei Versetzungen 
eine Vergütung für Umzugskosten." Aus dieser Bestimmung ist jedoch 
nicht zu entnehmen, dass Umzugskosten zu zahlen sind, wenn kein Um- 
zug erfolgt ist. Die Fassung „Vergütung für Umzugskosten" ergiebt 
vielmehr, dass ein Umzug stattgefunden haben muss und die Kosten 
desselben durch die gesetzlich festgesetzte Vergütung abgegolten werden 
sollen. In welcher Art der Umzug bewirkt sein müsse, ist allerdings 
eine Thatfrage. Es kann sehr wohl als Umzug angesehen werden, wenn 
der Beamte nur einen Theil seiner Möbel nach dem Orte seines neaen 
Amtssitzes mitnimmt and in der dort von ihm gemietheten Wohnung 
aafstellt, wie es in dem der obengenannten Entscheidung des Ober* 
tribunals zum Grande liegenden Falle geschehen war. Nicht aber kann 
als ümzng gelten, wenn der Beamte seine Familie in der bisherigen 
Wohnung des bisherigen W^ohnorts zurücklassen, allein ohne irgend 
welche Möbel nach dem Orte seines neuen Amtes reisen, von hier nach 
Uebernahme des Amtes alsbald auf Urlaub zu seiner Familie nach dem 
bisherigen Wohnorte in die bisherige Wohnung zurückkehren und dort 
bis zu seiner Dienstentlassung verbleiben würde. 
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Nr. 130. Entscb, des Deutschen Beiehsgerichts, 

5. Civil-Senat. Vom 1. April 1896. 

(Jur. Wen |..'t -., lir. 1896 Nr 32 33. S S*t3. ZitT C7.) 

g 10 Abs. 1 des PrauM. Enteign. Ges. v. II. Juni 1874 findet «owohl aif ^ 8 Aba. I 

wie auf § 8 Abs. 2 Anwendung. 

Der § 10 Abs. 1 des Enleifrmingsgesetzes, woiiacli bei der Ab- 
scIiätzuDg die bisherige Beuutzuugsarl des Grundstückes nur bis zu dem 
Betrage berück-siehtigt werden darf, der zur Resehattun«? eines Ersatz- 
grundstückes erforderlich ist, korrespondirt mit dem § 8 a. a. U., und 
zwar in dessen beiden Absätzen; er tiudet deshalb nicht blos auf die 
Entscliädignng Anwendung, die dem Grundbesitzer liir den Verlust 
seii)P!< Ei?eiitl!ums an dem Tlieilstiick zu frcwähren ist, sondern auch 
auf den Ersatz des Minderwerthes, den das Kestgrundsttick durch die 
Abtrennung der enteigneten Fläche erleidet. Da dem Kl. in Folge der 
Enteignung nicht blos ein Theil seines Eigenthums entzogen wird, son- 
dern auch das Restgrundstück nunmehr die Eigenschaft verliert, von dem 
Kl. in seinem Gewerbebetrieb als Stätteplatz benutzt zu werden, so kann 
der Kl nach § 10 Abs. 1 des Euteignungsgesetzes Ersatz für die Nach- 
theile fordern, die ihm daraus erwachsen, dass ihm ein Stätteplatz, wie 
bisher, nicht mehr zur Verfügung steht, aber nur bis zu dem Betrage, 
der aufzuwenden ist, um einen andern Stätteplatz von gleicher Art und 
Beschaffenheit zu erwerben. Es versteht sich von selbst^ dass er sich 
auf die Entschädigung die Vortheile anrechnen lassen niuss, die ihm da- 
raus erwachsen, dass er den bisher als Stätteplatz benutzten Theil des 
Restgrundstücks sich nun in anderer Weise nutzbar machen kann. Im 
vorliegenden Falle gewährt ihm das frei werdende Terrain des Rest- 
grundstücks als Bauland einen grösseren Vortlieil, als es bisher als 
Restgrundstück gewährt hat, und daraus folgt, dass bei Berechnung 
des subjektiven Werthes das Kestgrundst&ck nicht weiter in Betracht 
kommt 



Nr« 181« finfseh. des DevtBehen Reichsgeriehls. 

6. Civil-Senat. Vom I.April 1896. 

§ 14 Eisenb. 6e8. v. 3. Novbr. 1838. Pflicht der Eisenbahn zu Schutzvorrichtungen 
gegen voraussehbare Schäden der Anlieger. Hochwassergefahr. Verjähruny der be- 

i8f lldien SobadflnMntpriiolie. * 

Hat der Bekl. bei der Anlegung der Bahn den Anordnungen der 
Regierung vollständig genügt und konnte er damals die Nothwendigkeit 
weiterer Schutzraassregeln zur Sicheniiif,^ der Anlieger auch bei gehöriger 
Aufmerksamkeit nicht erkennen, so war er zwar, wie im Urtheil vum 
27. November 1893 (Entbck des> ii. G. in Civilisachen, Bd. 32 S. 283) 
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ansgefUlii't ist, zum Ersätze vou Schäden, die dennoch durch die Eisen- 
baLnanlage den Anliegern entstanden, nicht verpflichtet. Allein eben- 
dort ist der im § 14 des Gesetzes vom 3. November 1838 zum Ausdruck 
gelangte Gedanke darin gefunden worden, dass die den Anwohnern 
ans der ungewöhnlichen Benutzung eines Grundstücks zu Eisenbalm- 
zwecken entstehenden Gefahren auf den Eisenbahnunternehmer über- 
tragen werden sollen. Wenn sich auch die Verpflichtung der Eisenbahn 
auf die Abwendung voranssehbarer Schäden beschränkt, so liegt es 
doch innerhalb der Grenzen dieser Verpflichtung, dass, wenn in der Folge 
die von der Regierung angeordneten und von dem Unternehmer ge- 
troffenen Massregeln sich als unzureichend erweisen, eine zweckent* 
sprechende Ergänzung oder Aendernng der Schutzvorrichtungen einzu- 
treten hat Insbesondere erscheint, wenn bei Anlegung der Bahn die 
Hochwassergefahr, die daraus für die Anwohner erwächst, unterscb&tzt 
ist und dies sich bei einem Hochwasser gezeigt hat, die Unterlassung 
der zur Abwendung einer Wiederholung der Gefahr erforderlichen 
Schntzrorrichtungen nicht dadurch gerechtfertigt, dass diese Schutz- 
Torrichtungen frtther nicht für nothwendig erachtet worden sind und 
nach den damals vorliegenden Erfahrungen auch nicht für nothwendig 
zu erachten waren. 

Der Einwand der Veij&hrung erscheint nicht begrfindet; die ab- 
weichende Meinung des I. ß. beruht auf Missverstftndniss des § 54 
TU. I Tit. 6 A. L. B. und des Plenarbeschlusses des Obertribunals vom 
20. Marz 1846 (Entsch. Bd. 13 Seite 19). Der Einwand stfitzt sich 
darauf, dass der Bekl. schon durch die Hochwasser der Jahre 1888 
und, 1889, also schon länger, als drei Jahre vor der Anstellung der 
Klage von der durch die Anlage der Bahn seinen Grundstftcken drohen* 
den Ueberschwemmungsgefahr Kenntniss erlangt hatte. Es ist nun aber 
nicht abzusehen, wie der Bekl. dadurch, dass er die Gefahr kannte, 
die ihm bei einer Fortdauer des bestehenden Zustandes drohte, 
von dem Dasein des im Jahre 1891 eingetretenen, als möglich immer- 
hin vorauszusehenden Schadens schon vorher unterrichtet gewesen sein 
könnte. Der Bekl war zu einer Aenderung des bestehenden Znstandes 
verpflichtet, und der Kl. durfte erwarten, dass diese Aenderung erfolgte, 
und dass somit ein weiterer Schade nicht eintrat. Der gedachte Plenar- 
beschluss des Obertribunals hat es mit einer in sich vollendeten Hand- 
lung zu thun, deren nachtheilige Folgen sich noch in die Zukunft hinein 
erstrecken und sich wiederholen; für diesen Fall wird dort angenommen, 
dass der gesammte Schade als ein einheitlicher innerhalb der drei- 
jährigen Verjährungsfrist geltend gemacht werden mttsse (vergl. Striet- 
horst Archiv Bd. 83 S. 212, 213). Von emem solchen einheitlichen 

10» 



Digitized by Google 



1 



148 Entsdi. d«s I)ftQt<eb«ii Reichsgeriebto Tom 1. Aiiril 

Schaden kann aber nicht ilit* Ixedo sein, wenn die FortUanor oiiH'«^ ge- 
setzwidrigen Znstandes, den zu beseitiu'en der Veiiifliditete nnterlässt. 
von neuem scUädis^end wirkt. Es liegt dann ein neuer Schade V(»r, 
und die Verjährung des Ersatzanspruchs kaim vor dessen Eintritt nicht 
beginnen. 



Nr* US, Entsch. des Beotsehen Reiehsgerlehto. 

5. Civil-Senat. Vom 1. April 1896. 

[Jnr. WoehoBichr iMM. 1lr.a4;u. S.8M.S10. Zllftr 6t. ftS. 54.| 

§§ It. 8. PreuM. Eni Get. v. II. Juni 1874. Otr Servituffcerwhtigte kann nnr solRen 
Sohadflll ersetit verlangen, wenngleich derjenige des dienenden Grundstücks durch die 
BeHttigMI Mher zu veranschlagrn ist Die Behauptung der Unbrauchbarkeit dee Rett- 
gruotftttwfc« iovolvirt die dee Miademrertlia. EriipacliL 

Der B. B. geht insofern fehl, als er annimmt-, dass, weil der 
Werth des Bechts der Bekl.» den El. zu untersagen, das Grundstück 
za irgend dnem andern Zweck als zum Brannkohlenformen zn benutzen, 
sich nicht zilTennftssig ein für alle Mal feststellen lasse, ihr Interesse 
sich in jedem einzelnem Falle decke mit dem Interesse des Besitzers, der 
dem Untersagnngsrecht zuwiderhandelt. Ein Recht an fremder Sache, 
gleichviel ob Untersagnngsrecht oder negatives Recht, kann für das 
dienende Orundstttck sehr lästig, für den Berechtigen aber von ge- 
ringem Werth sein, der Servitntberechtigte aber kann nach § 11 des 
Enteignnngsgesetzes immer nnr seinen Schaden ersetzt verlangen, der 
nicht grösser sein kann, als sein Interesse an dem aufgehobenen Recht 
Hiemach widerstreitet die Berechnnngsart des B. R. dem § 8 Abs. 1 
des Enteignnngsgesetzes und findet im § 11 a. a. O. keine Rechtferfigang. 

Inwieweit die bei der Vererbpachtung dem ErbpachtsgrnndstQck 
auferlegten Beschränkungen und Lasten nach Aufhebung des Pügen- 
• thnms des Erbvorpächters bestehen geblieben sind, hängt davojQ ab, ob 
nnd inwieweit dieselben als Berechtigungen auf Abgaben und Leistungen 
oder Yorbehaltcne Nutzungen (§ ö des Gesetzes vom 2. März 1850) 
anzusehen sind. 

Mit Recht bescliweren sich die Bekl. auch darüber, dass der B. 
R. seiner Belianptung, dass die ihnen verbliebenen Restparzellen o:änz- 
Hch nnbranclibar nnd werthlos geworden seien, die Beachtnng vt rsagt 
hat. Nach § 8 Ab.s. 2 des Enteig-nungsgesctzes umfasst die Enteignungs- 
entschädigung aucli den .Minderwertli, der dem Restgrundbesitz durch die 
Abtretung erwächst. In der Beluiui ning, dass das Restgrundstück un- 
brauchbar geworden »ei, liegt zugleich die Behauptung eines solchen 
Minderwerths. 
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Kr. 193. Entseli. des Sehlodsgerlchts der IreniftgeBOssenseliaftllehen 
UnlUlTersieheninyils-Anstalt der Osterreleh« Etoenbabnen. 

Vom 11. April 1896. 

[Oo8t«rr. Btienb. Verordn. Bl. Dt (i$m Mr. 98. 8. IttS.] 
Dir firoMvater eines ausserehelich gebortüM Enkels hat im Falle des durch einen 
Mrlebinnfall erfolgtM Tetfes tfee letzteren keinen Aneprieh tuf eine Aeeendenten- 

Rente. 

.T. M., ausserehelicher Sohn der Tli. M. , einer elielichen Tochter 
des Klägers, starb an deu Foljren eines Balinverkehrsnnfalles. 

Die Klage des Vaters der TJi. M., welcher Ix'liaiiptet, deu Vernn- 
gliickten bis zur Selbstcrhaltungsfähigkeit verpflegt und erzogen zu haben 
Qod sobin von demselben anterstUtzt worden zn sein, wurde vom Schieds- 
gerichte im Wesentlichen mit folgender Motivirnng abgewieson : 

Die Rechtsanscliauung des Klägers, dass einem bedürftigen Ascen- 
denten, dessen einziger Ernährer der Getödtete gewesen ist, die Rente 
ohne B&cksicbt darauf, ub die Verwandtschaft auf eheliche oder unehe- 
liche Abstammung sich gründet, gebührt, entbehrt der gesetzlichen 
Orondlage. Die Ascendenten sind nach § 7, lit b. Ü.-V.-G., vielmehr 
nur dann entscb&digungsberechtigt, wenn die Verwandtschaft sich auf 
eheliche Abstammung stützt; denn § 42 a. b. G.-B. versteht unter 
Eltern alle Verwandten der aufsteigenden Linie, und § 165 a. b. G.-B., 
uf dessen Bestimmungen mangels einer besonderen Vorschrift im Un- 
faUversichemngs-Gesetze zurUckg^angen werden moss, verfügt, dass 
nneheliche Kinder von den Hechten der Familie und der Verwandtschaft 
ausgeschlossen sind. Hieraus folgt, dass ein uneheliches Kind mit Aus- 
nahme der Mutter in der aufsteigenden Linie keine Verwandten hat, 
and dass, wenn eine gesetzliche Vorschrift in gleicher Weise die ehe- 
liebe und nneheliche Verwandtschaft treffen soll, dies im Gesetze aus- 
drfteklicli vorgesehen sein muss (vergl § 65 a. b. G.-B., letzter Satz: 
,68 mag die Verwandtschaft aus ehelicher oder unehelicher Geburt ent^ 
stehen*). 

Dass auch das X7nfallversicherungs- Gesetz denselben Standpunkt 
emnimmt, ergibt sich einerseits ans dem Abgange einer besonderen ge- 
gentheiligen Norm, was die Anwendung der sonstigen fttr alle Rechts- 
verhältnisse giltigen Gesetze bezüglich dieser Frage rechtfeiügt, anderer- 
seits aus dem Zusammenhalte der Bestimmungen der lit. a und b des 
§ 7 U.-V.-G. Lit. a unterscheidet nämlich ausdrücklich zwischen ehe- 
liehen und unehelichen Kindern und begünstigt die ersteren gegenüber 
den letzteren bezüglich des Procentsatzes der Rente; lit. b macht diesen 
ünterschied nicht und kann demnach bei Anwendung des obigen Grund- 
8ttaes nur die eheliche Abstammung im Auge haben. Die gegentheilige 
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AnschaauDg würde , da das Gesetz nicht unterscheidet, zu der Conse* 
qaenz führen, dass die ehelichen und unehelichen Asceudenten in An* 
sehung des Bentenausmasses gleichgestellt wären , eine Consequeiiz, 
welche vom Gesetze, das die uneheliche Desceudenz ungünstiger be- 
handelt, als die eheliche, gewiss nicht gewollt ist« nnd die auch mit den 
Grundsätzen des bürgerlichen ßechtes im Widerspruche stünde. Dass 
Kläger den Verunglückten erzogen hat, rechtfertigt nach dem Un- 
fallversicLerangs-Gesetze einen Anspruch gegen die Versicherungsan- 
stalt nicht. 



Nr« 184» Entseh. des Seliiedsgertchts der berufsgeiiosscuschafU, Un- 
lüftUTersielierungs-Anstalt der tfsterr. Eisenbalmen. 

Vom 18. April 1890. 

[Üc'-'. rr Ki-^.'ub. Vernrdii. Bl. iX (IH96 Nr. 03. S. l.')S2.) 

Ein bei dem Aueladen von Kohle aus auf dem Gelelee ohne vorgespannte Locemotive 
ruhig etehenden Wagen erlittener Unfall ist kein Bahnverkehrsunfall. 

Der Kohlenlader J. P. hatte am 25. Mai 1895 aus Kohlenwagen, 
weiche mit einander verkuppelt auf einem Stutzgeleise im Heizhaus- 
rayon ruhig standen und denen eine Locomotive niclit vorgespannt war, 
die Kohle auf den Kohlenlagerplatz auszuladen. Um leichter ausladen 
zu können, versuchte J. P. die seitliche Fallthlire des Wagens durch 
Unterlegen eines Steines auf die stützende schmiedeeiserne Console höher zu 
heben, bezw. besser zu offnen. Die Thüre ento^litt ihm und fiel auf .seinen 
Unterarm, der, zwischen Oonsole und Fallthüre liegend, ge<|uets('lit wurde. 

Diesem Tliatbestaude versagte das Scliiedsgericht lUe (^ualification 
als Bahnverkehrsunfrtll aus folgenden Gründen: 

Das Viii koininiiiss, welches die Verungliicknn^ des Klägers zur 
Folge hatte, eieign-jte sich zwar im Betriebe, aber nicht im Verkehre 
der Bahnunternelimung: das Betriebsmittel, welches den Anlass zu dem 
Unfälle bot, w^ar in dem Zeitpunkte der Ereignung in keinem unmittel- 
bai-en ZusammenhaTifre mit dem Verkehre oder mit den auf denselben 
gerichteten Vorkehiungen. 

Wenn auch die auszuladende Kohle besthnmt war, auf den Loco- 
motiven als Heizmateriale verwendet zu werden, so folgt aus dieser 
Zweckbestimmung noch nicht, dass die Thätigkeit des Klägers, weldio 
derselben diente, auf den Eis<uibahnverkehr unmittelbar gerichtet war. 
Dem Betriebsvorgange mangelu daher die charakteristischen Merkmale 
einer Verkehrsereignung und der specifischen Gefahren der Anwendung 
der Dampf kraft, welche nach den luteutiunen des Gesetzes eine Begün- 
stigung^ der Eisenbahnbediensteten für den Fall der Verungluckimg 
beim Verkehre rechtfertigen. 
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Är. 125. Eiitseli. des Prcnss. Ol)cr-Verwalt.-C4criclifcs. 
3. Senat. Vom 20. April 1896. 

(PreuM. Verv. Bl. XVII (lass) Nr. M. 8.U8.} 

Eisenbahnen können für die eigene Ausübung des Jagdrechts durch den Besitzer iif 

seinem Grund und Boden nlctit den Wegen, welche keine Unterbrechung des Zusammen- 
hangs bilden, gieicbgestellt werden, sondern unterbrechen stete den Zusammeohaog 

der Besitzung. 

Ausser Zweifel ist, elass von den Voraussetzungen tim^s st Ibststäii- 
Jigen Jagdbezirks das Vurhaml ensein eines in eiuheitliclieui Kigontiiumti 
{»teheudeu, land- oder forshvirthschaftlieh benutzteu Flächenraunis von 
wenigstens 300 Morgen gegeben ist, dnss aber, soweit das Balmhofs- 
grundstiick zu B. reicht, der Zusammenhang unterbrochen ist. Eine 
zusammenhängende Fläche von wenigstens 300 Morgen, wie sie der 
§ 2 des Jagdpoiizeigesetzes vom 7. März 1850 zur eigenen Ausübung 
(l*^s Jagdrechts erfordert, würde daher nur vorliegen, falls wenigstens 
an einer Stelle nn Ut das Hahnhofsgrundstück, sondern bloss ein Schienen- 
strang die Kirchenläiidercien trennt und ein blosser Schienenstrang 
keine Unterbrechung des Zusammenhangs bildet. Wenn der Vorder- 
richt^ir Letzteres angenommen hat, weil ein Schienenstrang zu den 
Wegen zu rechnen sei, welche nach der Bestimmung im § 2 unter a: 
„die Trennung, welche Wege und Gewässer bilden, wird als eine Unter- 
brechung des Zusammenhanges nicht angesehen", rechtlich den Zusammen- 
hang nicht unterbrechen, so befindet er sich allerdings in Uebereinstim- 
mung mit der in Theorie und Praxis herrschenden Ansicht, vgl. nament- 
lich Entscheidungen des Obertribunals Bd. 65 S. 342 — andererseits 
jedoch Bd. 81 S. 390 — ; Reskript vom 1. März 1872 (MBl. d. L V. 
S. 127, auch in Oppermann, Jagdpolizeigesetz S. 11/12); Wagner, 
Preussische Jagdgesetzgebung, 2. Aufl., S. ö3 Anm. 8; Kohli, Preus- 
gische Jagdgesetze, 2. Aufl., S. 35 Anm. 7; Kunze, Preussis&he Jagd- 
polizeigesetze S. 7 Anm. 12; Dalcke, Preussisches Jagdrecht, 3. Aufl., 
a 19, 80/81; Stelling, Hannovers Jagdrecht, S. 51 Anm. 33; Koch, 
AllgemeiTies Landrecht, 8. Aufl., Bd. I S. 496 Anm. 26; Rehbein und 
ßeincke, Allgemeines Landrecht, 5, Aufl., Bd. I S. 383 Anm. 27. In 
dem Entwurf einer Jagdordnung von 1883 sind ebenfalls die Eisen- 
bahnen den Wegen gleichgestellt worden, siehe Grunert, Jagdgesetz- 
gebang Prenssens, S. 47/48, 76, 105; vgl. auch Berger, Entwurf einer 
Jagdordnnng, im Verwaltungsarchiv Bd. I S. 384. Ebenso ist bei den 
Verhandlungen täm den am 15. Hai 1895 im Herrenhanse eingebrachten 
Antrag des Grafen Elinckowstroem auf Annahme eines Gesetzent- 
wurfs, betr. Erg&nznng der §§ 4 und 11 des Jagdpolizeigesetzes yom 
7. Hirz 1860, wiederholt der EisenbahnkOrpei* als den Wegen gleich- 



152 £ntsch. d«8 Preuss. Über-Verwali.*G6riclit8 vom 20. April lä96. 



Siehend bezeichnet worden (Verhaudlungen des Abgeordnetenhauses 1895, 
Bd. III S. 2168, 2169, 2171), und der Art. II dieses Entwurfs, wodurch 
dem § 11 des Gesetzes vom 7. ilärz 1850 hinzugefügt werden soll: „Be- 
sitzer der Grundstücke von Eisenbalmeu und Kunststrassen haben einen 
Anspruch auf diese Pachtgelder und Einnahmen nicht.* (Aulagen zu 
den Verhandlungen des Henenhauses von 1895, Bd. II Nr. 88 S. 477), 
beruht augenscheinlich auf deui gleichen Gedanken. Inde.sseu fehlt es, 
abgesehen von den in den Entscheidungen des Obertribuuals Bd. 81 
S. 393 hervoigehiiinnien Zweifelsgründen, auch sonst nicht ganz au ab- 
weichenden Meinungen. Es stellt namentlich Opperm an n. Jagdpolizei- 
gesetz S. 13 auf: Eisenbahnen seien nicht Weire, wie sie § 2 nnter a 
vor Aup"Pn habe; es lasse sich daruui nicht uubinliiigt behaupten, dass 
eine Eiseubalm em Grundstück nicht treuue; ebensowenig lasse sich 
indess das Gegeutlieil /um Prinzip erheben, es bleibt vielmehr in jedem 
einzelnen Falle nach den lokalen Verhältnissen, beispielsweise der Höhe 
des Eisenbahnkörpers, der Tiefe des etwaigen Einschnitts, dem Vor- 
handensein von Uebergängen zn benrtheilen, ob die durchschnittenen 
Theile nach den Intentionen des Gesetzes als ungetrcunte zu betrachten 
seien, und Kunze im Verwaltungsarchiv Bd. IV S. 66/67 sowie im Ju- 
ristischen Literaturblatt Bd. VIII S. 24 nimmt an, dass die Eisenbahn- 
kein Weg im binnc des § 2 unter a sei. 

Die herrschende Ansicht erscheint nicht richtig. 

Gegen sie spricht schon das, was das Obertribunal, auf dessen in 
Bd. 65 S. 342 seiner Entscheidungen abgedrucktem, einer näheren Be- 
gründung entbehrendem Erkenntnisse vom 29. Juni 1871 sie wesentlich 
beruht, später selbst in dem Erkenntnisse vom 23. November 1877, Bd. 
81 S. 393 der Entscheidungen, eingewendet hat, dass nämlich die Vor- 
schrift de^ Schlusssatzes des § 2 unter a eine Ausnahme bilde und des- 
halb nach allgemeinen Interpretationsregeln nicht ausdehnend auszuixen 
sei, und dass auch bei der Beratbang des Gesetzes in der Kommission 
der damaligen ersten Kammer, welcher der Entwurf zuDächst vorgeiegen 
habe, der fragliche Schluasaatz streng restriktiv aufgefasst nnd aus- 
drücklich ausgesprochen worden sei, dass nur die Trennung durch 
Wege und Gewässer als eine Unterbrechung des Zusammenhanges der 
Grandstücke nicht angesehen werden solle, in diesem 8inne dann auch 
jener Satz von dem Plenum der genannten Kammer angenommen nnd 
Gesetz geworden sei (Drucksachen der ersten Kammer 1849/50, Nr. 324 
S. 4, Verhandlungen derselben. Stenographische Berichte S. 1379 und 
1385). Hierauf kann umsomehr Gewi( ht gelegt werden, als in der Be- 
gründung zum § 2 selbst die Eisenbahnen erwähnt sind (Stenogr. Be- 
richte Aber die Verhandlungen der Kammern, I. Kammer, 2. Bd. [1849] 
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S. 804), sie also keineswegs etwa bloss deswejj^en nicht neben den Wegen 
nnd (rewässorn j^enannt sind, weil an sie niclit gedacht worden ist. Vor 
Allem entscheidend ist jedoch, dass eine Eisenbalm , wenngleich sie als 
Schienenweg bezeichnet werden mag, begriftiicli dur« hau? verschieden 
ist von den Wegen im Sinne des § 2 unter a des Jagdpolizeigesetzes, 
worunter niclit Wege je<ier Art ohne Kücksiclit auf ihre rechtliche Eigen- 
schaft, sondern nur öflfeutliche Wege und solfhe Wege, zu deren Be- 
nutzung ausser dem Eigenthfimer des Grund und Bodens noch andere 
Personen auf (:irund eines Öffentlich-rechtlichen Titels, vielleicht, was 
hier dahingestellt bleiben kann, auch auf Grund eines privatrechtlichen 
Titels befugt sind, und jedenfalls nicht Wege, die dem EigenthUmer 
des Glruüd und Bodens uneingeschränkt, nicht durch ein Wegerecht be- 
lastet, gehören, zu verstehen sind. Sie ist im Sinne der Jagdgesetzge- 
bnng nicht eine oflFentliche Verkehrsstrasse von gleicher Art, wie die 
erwähnten öffeDtlicben Wege, mid dient auch nicht einmal in der Weise, 
wie die Wege, an denen ein Wegerecht für Dritte besteht, dem Verkehr. 
Das Grundstück, auf welchem der Schienenstrang liegt, ist vielmehr 
weiter nichts, als ein von dessen £igenthfimer, dem Staat, einer Gesell- 
schaft oder einer einzelnen physischen Person, zur Ausübung des von 
ihm betriebenen Frachtgeschäftes (Art. 421 ff. des Deutschen Handelsge^ 
aetzbncbs) durch ihn besonders hergerichtetes und hierzu von ihm be- 
nutztes Grundstück und gleicht insoweit einem Grnndstftcke, welches 
sem Eigenthömer lediglich für sich als Weg liegen lässt nnd welches 
als reiner Privatweg unbedingt nicht anter den Schiasssatz des § 2 
nater a fUlt. £ine Eisenbahn kann daher nicht einem Wege gleich- 
gesteUt werden. Es h&tte einer ausdrttckUchen Bestimmong, wie sie im 
Knrhessischen Gesetze vom 7. September 1805, das Jagdrecht nnd dessen 
AvsUbong betreffend, § 3 Abs. 2 enthalten ist, bednrft, am die Gleich- 
stellang zn begründen. Der innere Grand, weshalb die Wege den Zu- 
sammenbang nicht unterbrechen sollen, trifft anch bei einer Eisenbahn 
nicht zu. Dieser Grund ist nicht sowohl darin, dass die Wege meist 
zu schmal seien, am den Wechsel des Wildes zu hindern, als darin zu 
ascben, dass die Wege ein dem Jäger den üebergang von einem an 
ihm liegenden Grnndstflcke zu dem gegenüber liegenden GrondstUcke 
ermöglichendes Kommnnikationsmittel bilden. Ein solches Eommnhi- 
kationsmittel ist die Eisenbahn nicht, weil ihr Betreten grands&tzlich 
verboten ist (§ 54 der Betriebsordnung fflr die Hanpteisenbahnen 
Dentschlands vom 5. Jnli 1892, BGBl S. 691, und § 44 der Bahnord- 
Qong für die Nebeneisenbabnen Dentschlands vom 5. Jnli 1892, BGBl, 
a 764). 

Ist aber die Ejsenbalm kein Weg im Sinn des § 2 unter a des 
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Jagdpolizeigesetzes, so unterbricht sif^ stets den Zusammeniianp:. Es 
kann namentlich nicht auf ihre Iloiio uder die Tiefe des etwaij?en I-^in- 
schnitts, mit Eücksicht worauf ()pi>ermann a.a.O. Verschiedenheiten 
eintreten lassen will, ankommen. JSie ist einfach ein fremdes Grund- 
stück, welches den Zusammenhang selbst dann unterbricht, wenn e.s mit 
thatsächlicher Leichtigkeit überschritten werden kann. Ebensowenig 
ist das — hier übrigens nicht bestehende — Vorhandensein von Ueber- 
gängen, das der Kreisausschnss berlk-ksiciitigt hat und Oppermann 
gleichfalls erwähnt, von Bedeutung. Denn sind die Ueberfiänfife au «ich 
Wef^e im Sinne des § 2 unter a, so bewirken sie doch keinen Znsammen- 
lian«; zwischen den an der Eisenbahn Heftenden Grundstücken, weil solche 
Wege, wie nicht trennen, auch niciit verbinden, also auch die Grund- 
stöcke, von denen und zu denen sie führen, nicht in Zusammenhang 
bringen. Im anderen Falle aber bleiben die Uebei f^änge lediglich fremde 
CTrundsiücke, die nur in einer bescmderen Art benutzt werden, und ver- 
mögen wpfren ihrer rechtlirlif^n Eigenschaft als im Eigentlium eines An- 
deren bieheude Grundstücke nicht einen Zusammenhantr zwischen den 
tiruudstückeu an den beiden Seiten des Eiseubahnköiijers herzustellen. 

Hiernach konnte dahingestellt bleiben, ob die Ländereien der 
Klägerin überall durch Bahnhofsterraii^ von einander getrennt werden 
oder, wie der Vorderrichter als feststehend angesehen hat, sich zu 
einem Theile zwischen ihnen nnr ein Schienenstrang befindet, und wie- 
weit diese Feststellung für die Revisionsinstanz massgebend sein würde. 
Die Vorentscheidung unterliegt in jedem Falle wegen unrichtiger An- 
Wendung des § 2 unter a des Jagdpolizeigesetzes der Aufliebung, und 
es musste bei der eiutretenden freien Bem*theilung das Urtheil der ersten 
Instanz wiederhergestellt werden. 



Kr* 126, Entscb. des Deutscheu lieichsgerlchts. 
2. OiYii-Seuat. Vom 21. April 1896. 

§1 7. 14. PreiM. Ett. 6«s. v. It. Juni 1874. Die Vsrmlnilernng de« Eirtsofeidiimist- 

anspruches in Folge der Anordnung von Schutzvorrichtungen steht mit § 7 nicht in 
Wifler«|iruoh. Der Expropriat muss sich zu diesem B^hufe (fie Einräumung sinu* bez. 
Grundgereohtiglielt Seitens des Enteigners gefallen lassen. 

DieBkl r&gen in erster Linie, das B. U. verletzte den in § 7 des 
Enteigimngsgesetzes vom 11. Juni 1874 ausgesprochenen Grundsatz: 
,die Entschädigung wird in Geld gewährt" dadurch, dass es ihnen nicht 
einfach die nach dem Gutachten der Sachverständigen den Werth der 
entzogenen Wasserkraft darstellende Summe von 36000 Mark zu- 
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gpsproclien, soiideni statt devM n deu liekl. zur Herstellung eines Durch- 
]asi^e^^ und Zahlung voa um L'n K) ^fark verurtheilt habe. Diese Rüge 
ist uicht gerechtfertigt, dcuu, indem das Gericht die Anleiniiig eines 
Durchlasses anordnet, regelt es nicht die Kntscliiidi^riin;^: für einen be- 
reits entstandenen Schaden, sondern ordnet eine Massregel an, welche 
dazu dienen soll, dem Eintritt von Schaden vorzubengen, «nd zwar eine 
Massre^el. zu deren Herstellung der Bekl. sidi erboten hat. Der Minder- 
werth, welcdier dem Restgnmdbesitz der KL durch die Entziehung- eines 
Tbeils der A\'asserkraft der Wupper erwachsen ist, lässt si< h zwar auch 
jetzt schon in Gelde schätzen, immerhin hat diese Schätzung zum Gegen- 
stände nicht die Wirkungen einer Beschränkung in bereits ausgeübter 
Benutzung, sondern nur die Folgen einer Beschränkung der Benutzungs- 
fähigkeit und, sofern diese Beschränkung bis zur Festsetzung der den 
Kl gebührenden Geldentschädigung beseitigt wird, fällt aach der An- 
sprach auf Entschädigung dahin. 

Nun hat freilich der Bekl. die Beschränkung, welche den Kl. darch 
(h't Enteignung bezüglich Ausnutzung der Wässerkraft erwachsen ist, 
noch nicht beseitigt, denn er hat den Kl. noch keine Gruudgerechtig- 
keit eingeräumt, durch welche dieselben berechtigt würden, über das 
enteignete Stück das von dem anzulegenden Triebwerk abfliessende 
^'asser abzuleiten ; allein er hat sich im gegenwärtigen Prozesse durch 
den Eventualantrag, welchen er in der Berufungsinstanz gestellt hat, 
daxn bereit erklart, und es kann den Kl. nicht die Befuguiss zuerkannt 
werden, diese Bereiterkl n i:ng abzulehnen. Der Bekl. wäre jedenfalls 
befugt gewesen, dem Schaden, welcher der klägerischen Restbesitzung 
dnrch die Enteignung des zur Eisenbahn erforderlichen Geländes drohte, 
vor der im Enteignnngsverfahren stattfindenden Abschätzung durch 
Eüuräamnng einer Omndgerechtigkeit des vorerwähnten Inhalts vorzu- 
beugen; eine Ablehnung Sdtens der El. wfirde keine BorQekdehtigung 
verdient haben, weil dnrch solche Zorhckweisung die Schuld an der 
Erhöhung des Schadens auf die El. gefallen sein wfirde. Ist dies aber 
richtig, so mnss dem Bekl. auch die Befugniss zuerkannt werden, Jene 
Verpflichtung auch noch später zu'fibemehmen, so lange- das gericht- 
tiche Abschätzungsverfahren noch schwebt. Der Umstand, dass der 
Bekl bei seinem Erbieten nicht sofort in jeder Beziehung sich zu den- 
jenigen Leistungen bereit erklärt hat, welche das B. G. ffir erforderlich 
erachtet, um den El. die ihnen zukommende Ausnutzung der Wasser- 
kraft sicher zu stellen, berechtigte die El. nicht, Jenes Erbieten unbe- 
dingt zurückzuweisen, sondern nur dazu, von dem Siebter eine sach- 
gemässe Regelung zu beanspruchen. 
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Nr. 127. Entsch. des Dentscheu lleichsgerichts» 

3. Civil-Senat. Vom 21. April 18!iö. 

(Jur. Wochenschr. 1896. Nr. äi as. t-, aoä Ziff. Ji j 

§ 1. Haftpflichtgesetz. Auch die Verletzung durch ein in Folge des Eiüenbalinbetneüs 
8€lieu«iiile8 PTerd (HiifteMao) Ist tUn BetriebsHnfall. 

Eine nach § 1 des Haftpflichtgesetzes zu benrtheilende Körperver- 
letzung liegt nicht blos dann vor, wenn das durch eine Eisenbaliu- 
lokoniotive veranlasste Scheuen eines Pferdes zur Folge hat, dass der 
Verunglückte von der Maschine erfasst und verletzt wurde (Entsch. des 
R G. Bd. 19 S. 37 ff.). Eine in derselben Weise zu beurthcilende Ver- 
letzung kanu aucli alsdann <j:egebeu sein, wenn, wie in dem gegen- 
wärtigen Falle, ein auf einer dem (»ttentliclien A'erkehre dienenden Strasse 
gefiihrtes Pferd durch eine mit starkem Gerau.sch vorüberfahrende Loko- 
motive dergestalt zum Scheuen gebracht wird, dass es selbst den neben 
ihm gehenden Führer beschä(Ugt. Denn in beiden Fällen gleichniässig 
ist der entstandene Unfall auf den Eisenbahnbetrieb als die eigentliche 
Ursache zurückzuführen. 



Nr. 128. Entsch. des Deatschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 22. April lö9d. 

§ ISO Preu88. Allg. Bergges. Für den Schadensanspruch konmit et auf die mangelnde 
ABfnarkaankeit daa Erliauara der Gebinde etc., niolit daa a« Baa aabatbatUotea Var- 

besltzers an. 

Nacli § 150 des Allgemeinen Bergfresetzes ist der Bergwerksbesitzer 
zum Ersätze des Schadens nicht verpliichtet, wenn die Gebäude oder 
sonstigen Aulagen zu einer Zeit errichtet worden sind, wo die durch 
den Bergbau drohende Gefahr dem Grundbesitzer bei Anwendung ge- 
wöhnlicher Aufmerksamkeit niclit unbekannt blei1)en konnte. Diese 
Vorschrift beruht auf dem Gnmdsatz, dass der Schade, soweit er in 
dem eigenen Verschulden des Beschädigten seinen Grund hat, jeden An- 
spruch auf Entschädigung ansschliesst. In dem Urtheil vom 22. Dezember 
1894 (Entsch. in Civilsachen Bd. 34 S. 268) hat das R. G. zwar ange- 
nommen, dass der Anspruch des beschädigten Gmndbesitzers auf Ent- 
schädigung auch dann wegfalle, wenn der Bau von einem Vorbesitzer 
errichtet sei, und dieser dabei nicht mit der erfordeilichen Aufmerk- 
samkeit gehandelt habe. Aber immer handelt es sich hier um das 
Verschulden des Erbauers; nur anf dessen Kenntniss von der drohen- 
den Gefahr kommt es an, nicht aber anf die des BesitzvorgAogers, der 
zn dem Bau in keiner Beziehimg steht. 
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Nr. m £iit»eh. der KMgl* üngir. Karle. 

Tom 28. April 1896. 

[OMterr. £lgaiib..Taord]LFBl. IX (IBM) Nr. M B. 1668.] 

Die im § 61 «tot Bttriebsreglenttits wm 10. Dezember 1892 ftilgaMlit» einjährige 
Frist für die Geftendmachuntj von Rückeraatzansprüchen wegen zu viel bezahlter 
Fracht ist nicht ein Präciusivtermin, sondern eine Verjährungsfrist Auch solche An- 
sprüche, welche noch vor dem Inslebentreten des neuen Betriebsreglements entstanden 
sind, interliegen dieser Verjähruig, tnd iMglnnt Ii dtmn Falle der Lauf derselben 
■tt den Zeitpunkte der WIrkeankeit dee aewi BetrieberegleBMala. Elae aaeaerge- 
rleMHeke Reefaaiatiaa der Partei bewirkt kelae Uatorbraekaag der Verjiirtag. 

Der Kläger greift in seinem Bevisionsgesncbe das Urtheil des 
Apifdlationsgerichtes in dreierlei Bichtungen an, und swar in erster 
Beihe deshalb, weil nach seiner Beschwerde das Appellationsgericbt da- 
durch, dass dasselbe hinsichtlich der im § 61 des am 1. Jänner 1893 
ins Leben getretenen Betriebsreglements ans der unrichtigen Berechnung 
der Frachtgebtthr herrührenden Ansprüche mit Rücksicht auf die Ton 
den früheren gesetzlichen Bestimmungen abweichend festgestellte kürzere 
VeijihruDgsdaner depjenigen Klageanspruch des Klägers für veijährt 
erkUbrt hat, welcher laut des Thatbestandes noch ans einer 7or dem Ins- 
lebentreten dieses Betriebsreglements geleisteten Zahlung entstanden ist| 
ond hiednrch eine während der Dauer der früheren gesetzlichen Ver-. 
füguQgen entstandene materielle Rechtsnorm verletzt hat, indem es die 
Anwendung desjenigen Eechtsprincipes ausser Acht liess, dass dem 
Bpftteren Gesetze dem früheren gegenüber eine rückwirkende Kraft 
nicht eingeräumt werden kann. Diese'Beschwerde hat aber keinen ge- 
setzlichen Grnnd. Von der rückwirkenden Kraft des Gesetzes kann 
ttl»erhaupt nm^ dann die Bede sein, wenn ein Gesetz solche Rechte be- 
rftlirt, welche wahrend der Dauer des früheren Gesetzes bereits erworben 
wurden und bestanden haben. Die Verjährung kann aber ^reiade so 
wie die Ersitzung nur dazu als Grund dienen, dass nach Vci laiil einer 
gewissen Zeitdauer Rechte erworben oder dieselben aufgehoben werden, 
(loch kann aus dem Gesichtspunkte der Rechtsinstitution der \ urjalining 
vor dem Verlaufe der Verjährungsdauer der Fall eiuei iteclitserwerbung 
nicht eintreten, wie denn aucli ein Recht zur Verjährung nicht bestehen 
kann. Da demnach das die Verjährunf^sdauer von dem früheren Ge- 
setze abweichend regelnde luuierc Gesetz bereits erworbene Rechte nicht 
berühren kann, so kann auch hiebei von der Anwendung desjenigen 
Rechtsprincipes, dass das Gesetz eine rückwirkende Kraft nicht besitze, 
gar nicht die Rede sein. Eine zu entscheidende Rechtsfrage kann bh)S 
das bilden, welche Kraft das neue Gesetz, resp. die auf die Verjährung 
bezughabende abweichende Bestimmung desselben auf die Klagbarkeit 
der noch wahrend der Dauer des früheren Rechtes entstandenen, aber 
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erst nach dem Tnslebentrf^ts ii des neuen Gesetzes geltend gemachten An- 
sprüche ])at. In dieser Hinsicht aber kann, insofern das neue Gesetz 
eine kürzere Yeijäbrangsfrist, als das frühere Gesetz feststellt, die 
richtige Auffassang nur die sein, dass die kttrzere Verjährangsfrist des 
neuen Gesetzes während der Dauer des späteren Gesetzes für abge- 
schlossen nicht angesehen werden kann, sondern dass dieselbe erst von 
dem Tage des Inslebentretens des neuen Gesetzes beginnt und von da 
an gerechnet weiterläuft. 

Diese Bechtsanschannng findet anch in der anf die Uebergangsver- 
fttgangen bezogbabenden ßestimmnng des Handelsgesetzes Aasdruck, 
weil ans der im § 564 des Handelsgesetzes enthaltenen Verfügung, dass 
die auf die Veijfthrung bezughabenden Bestimmungen desselben in dem 
Falle keine Anwendung finden, wenn zur Beendigung der bereits be- 
gonnenen Vetjfthrung das frühere Gesetz eine kürzere Veijähningsfrist 
feststellt und somit a contrario folgt, dass die auf die Veijährung be- 
znghabenden Verfftgungen des Handelsgesetzes dann Anwendung finden, 
wenn nach dem früheren Gesetze die Verjährungsfrist eine längere ge- 
wesen ist. Anch das Appellationsgericht ist von dieser richtigen juri- 
dischen Auffassung ausgegangen, als es mit Rücksicht auf das durch 
die auf Grund der im G.-A. 25 vom Jahre 1892 erhaltenen Bevoll- 
mächtigung erlassene Eisenbahn-Betriebsreglement festgestellte, von dem 
Inslebentreten desselben geredinete kürzere Verjährungsfrist das Klage- 
recht des Klägers für veijährt erklärt hat, und hat es demgemäss in 
dieser Richtung keine materielle Rechtsnonn verletzt In zweiter Reihe 
führt der Kläger in der Beschwerde an, dass, nachdem im Sinne der 
Verfügung des Punktes 4 des § 61 des Eisenbahn-Betriebsreglemeiits 
die Eisenbahn über die bei der Feststellung der Frachtgebtthr vorge- 
kommenen Rechnungsfehler den Berechtigten zu verständigen hat, auf 
die hieraus entstehenden Ansprüche auch die eiiijährige Verjährungs- 
frist nur unter der Bedingung der Verständigung angewendet werden 
kOnne; das Appellationsgericht diese Verfügung unrichtig augewendet 
habe, weil die Verständigung gerade in Folge der Versäumniss der 
Eisenbahn- Gesellschaft nicht geschehen ist. Aber auch dieser Be- 
schwerdepunkt ist unstichhältig, weil in diesem Paragraphe des Betriebs- 
reglements die aus der unrichtigen Berechnung der Frachtgebtthr ent- 
stehenden Ansprüche von der diesbezüglichen Verständigung nicht ab- 
hängig gemacht sind und demnach die Verständigung die Bedingung der 
Geltendmacliung des Keclites nicht bilden kann. Aber andererseits bat 
auch laut der Textiriiiiji: des Punkten 4 des § 61 des Betriebsreglements 
der Umstand seinen klaren Ausdruck darin },^efiuideu, dass derartiire 
Ansprüche nach einem Jahre, von dem Tage der Zahluugsieiätuug au 
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gerachneti nicht mehr geltend gemaclit werden können. In dieser Be- 
oehnDg bat der Kläger in seinem bei der Soperrevisionsvei-handlung ge- 
maehten mttndlichen Vortrage fAr seinen eigenen Vertbeidignngsstand- 
pnnkt das Argument vorgebracht, dass, da der bezogene Paragraph 
rflcksicbtlich des Terbotes der Geltendmachung der Anspr&che nach 
einem Jabre eine Verfagung enthftU, diese Verf&gang eigentlich nicht 
die Veijährnng regelt, sondern blos einen Prftclnsivtermin zur Geltend- 
machung derselben anberanmt Auch dieses juridische Aignment kann 
nicht für richtig anerkannt werden, weil gerade aus dieser Erkl&ning, 
dass die Anspr&che nach einem Jabre nicht geltend gemacht werden 
können, folgt, dass dieselben, wenn sie nicht unter einem Jahre geltend 
gemacht werden, auch verjähreo. Aber auch andererseits, insofern die 
einjährige Frist den Präclusivtermin zur Geltendmaehitng der Ansprfiche 
bilden wttrde, kann auch In diesem Falle, weil sich dies auch auf das 
Klagerecht bezieht, zur Unterstfitznng des Yertheidigungsstandpunktes 
dfs Kl&gers nicht dienen. Endlich ist auch die durch den Kl&ger in 
dritter Reibe vorgebrachte Beschwerde, dass das Appellationsgericht als 
die zur ünterbrecbung der Veijähmng allein geeignete Rechtshandlung 
die Einleitung der Klage angesehen hat; da doch laut Punkt 3 des 
i 73 des Betriebsreglements die Anspr&che anch im Wege der Recla- 
mation aussergerichtlich geltend gemacht werden kdnnen, der Kläger 
aber laut des Thatbestandes des Appellationsgerichtes seine Reclamation 
innerhalb der einjährigen Verjährungsfrist vorgebracht und hiednrch also 
die Verjährung unterbrochen hat. Diese Beschwerde ist deshalb grund- 
los, weil nach der gerichtlichen Praxis die YeijUhrnng blos die An- 
hängigmachnng der Klage oder die erfolgte Anerkennung des Anspruches 
durch den Terpfiichteten unterbricht und die zwischen den Parteien zur 
Ordnung ihrer Anspr&ehe gepflogenen Verbandlungen die Verjährung 
noch nicht unterbrechen. F&r das Gegentheil kann auch ans der Ver- 
fTigung des Punktes 3 des § 73 des Betriebsreglements keine Folgerung 
gezogen werden, weil daraus, dass laut dieses Paragraphpunktes die 
Ansprüche im Wege der Reclamation geordnet werden können, gerade 
das folgt, dass die Reclamation bei der Geltendmachung der Anspr&che 
vor dem Gerichte zur Unterbrechung der Verjährung nicht genügend 
ist. Da nun das Superrevisionsgesuch des Klägers in jeder Richtung 
fftr grundlos befunden worden ist, musste er in die mit demselben der 
Geklagten verursachten Kosten des Revisionsverfahrens im Sinne des 
§ 204 und respective 168 des fciummarischeii Verfahrens verurtheilt 
werden. 
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£iit8c1i. des DentsohiMi Relcbtgeriohts toiu 2ö. April 1886. 



Nr. 130. Entsch. des Dcutsehcii Reiehsgerielits« 
1. Civil-Senat. Vom 25. April 1896. 

IZdtoehr. f. d. intonat. Elimb. Tranip. IT. Mr. «. B. t».] 

N. 6. a Art. 301. Varli. Orii. S 54 Abt. 5, 6. Das FraoMbrlaf-OipHktt hat mt «• 
Kraft einer flaittung, nicht die eines Originaifraclitbriefes oder Konnossements. Auf 

Ansprüche aus Funictionen von Staat^pisenbahnbeamten, welche In gleicher Weise auch 
von Privateisenbahnbeamten verrichtet werden, findir § 70 Ger. Verfass. Ges. u. g 39 
preuss. Aubf. Ges. i. Ger. Verfass. Ges. keine Anwendung. 

Die Klägerin liatte auf Vorweisiiiii^ eiues vou der EistMibalm ali;^t- 
steiii polten Frachtbriet'diipiikates einen Vorschuss von 400 Mk. aul deu 
Kaulpreis einer — dem internen Veiki 1 r angebüienden — Sendung 
bezahlt. Die Stempelung dieses Frachtbriefdnidikats, (huch welches 
bescheiniirt ist, dass GO Siirkf lu»g:gen zwecks Hetordernn«?- rm|ii;ni^en 
.'^f ieii, ist aber durch Täuschung des betreffenden kgl. prenssis( lieu Eiseu- 
bahuaugestellten bewirkt worden i der Koggeu war gar uicht zur Auf- 
gabe und Abi^endung gelangt. 

Der angebliclie Absender ist bald darauf in Konkurs geraten, von 
ihm soll Wiedererlangung des Geldes nicht zu erwarten sein. Deshalb 
wurde die Kisi iibahn als Verursacher des Schadens in Anspruch ge- 
nommen, da die Stempelung des Fi achtbriefduplikats grob veisehentlich 
vorgenommen sei. Sie hätte die Abstempelung des Duplikats uicht früher 
vornehmen dürfen, als l)is sie sich vou der thatsächlichen Eiulieleruug 
des Roggens überzeugt hatte. 

Durch Urteil vom 11. Mai 1895 ist von der vierzehnten Civilkammer 
des Landgerichts I zu Berlin der Anspruch der Klägerin dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt worden. Auf die Berufung des Be- 
klagten aber hat der neunte Civil-Senat des Kanm^Mgerichts mittelst 
Urteils vom 16. November 1895 die Klage aus folgenden Erwä^ngen 
abgewiesen: 

Die Annahme des VordeiTichters, der der Klägerin angeblich durch 
das Verschulden der Balmven^^altuug zugefügte Schaden stelle sich als 
eiu mittelbarer im Sinne des § 3 I, 6 Allg. Li.-£.') dar, kann nicht ge- 
billigt werden. Sie beruht auf einer Verkennung der rechtlichen Be- 
deutung des Frachtbriefduplikates. Die Hahnverwaltung ist gemäss 
§ 54, Abs. 5 der Verkehrsordunng vom 15. November 1892 verpflichtet, 
auf Verlangen des Absenders den Empfang des Frachtgutes unter An- 
gabe des Tages der Annahme zur Beförderang, auf einem ihr mit dem 



') Ent.stt'hf der Nachteil zwar nm der Ilandhing oder Uuterlassnng, jedoch nur 
in Verbindvmg derselben mit einem amlem von ihr vorschiedenen Ereignisse, oder mit 
einer nicht gewühnlicbeu Beschaltenheit der Person oder Sache, so ist ein mittelbarer 
ächade vorhanden. 
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Fraclitbriefe vorzulegenden, als solches za bezeichnenden Duplikate des 
Fnchtbi'iefes za bescheinigen. 

Dieses Duplikat hat jedoch nach Absatz 6 des § 54 nicht die Be- 
dentnog eines Original -Frachtbriefes, noch die eines Konnossements 
(Ladeschems). 

Nach Art S91 H,-G.-B. dient der Frachtbrief als Beweis fiber den 
Vertrag zwischen dem Frachtf&hrer nnd dem Absender, niid nach Art. 
413, 415 daselbst entscheidet Uber die Bechtsyerh&ltnisse zwischen dem 
IVachtfiihrer nnd dem Empfilnger des Gutes der Ladeschein. Fracht- 
brief nnd Ladeschdn sind hiemach allgemeine Beweisnrkunden, anf 
welche sich nicht nur die Kontrahenten, sondern auch ein Dritter be- 
rnfen kann. Der § 54, Abs. 6 der Vwkehrsordnang hat dem soge- 
nannten Frachtbriefduplikate ausdrflcklich diese Bedeutung yersagt. 
Das Frachtbriefduplikat hat deshalb weiter keine Bedeutung als die 
einer dem Absender zugute kommenden Quittung, durch welche in einem 
twiscben ihm nnd der EisenbahuTerwaltung entstehenden Rechtsstreite 
dem Absender der Beweis des Empfanges des Frachtgutes durch die 
EisenbahnTerwaltung erspart wird. Ein Dritter kann sich auf ihn nicht 
berufen. Demnach konnte die Klägerin nur unter gänzlicher Verken- 
Bimg der Bedeutung des Frachtbriefduplikats zu der Annahme gelangen, 
daas fBr sie durch dasselbe der Nachweis der Absendung des Fracht- 
gutes geschaffen sei, geschweige denn, dass sie nun sicher auch 
in den Besitz des Frachtgutes gelangen werde. Nach Art. 413 ff, H.^ 
G.-B. hatte sie eine solche Sicherheit nur, nachdem ihr ein Ladeschein 
ausgehändigt oder nachdem ihr nach Ankunft des Gutes am Orte der 
Ablieferung der Frachtbrief fibergeben war (Art 402 H.-G.-B.). Mangels 
Übergabe eines Ladescheins musste sie uumer noch damit rechnen,* 
daaa der Absender dem Fracbtftthrer entgegenstehende Anweisung zu 
geben in der Lage war. 

Bei dieser Bechtslage konnte die Eisenbahn gar nicht voraussehen, 
dass die unrichtige Empfangsbescheinigung des Frachtbriefduplikates die 
Klägerin oder sonst jemand zu dem Glauben bestimmen werde, dass 
nuumehr die Ware nicht nur abgesendet sei, sondern auch wirklich am 
Bestimmungsorte ankommen werde. Der Schaden, der der Klägerin 
entstanden sein soll, i^^t demnach nur ein zu{ällis?er im Sinne des § 4 I, 
6 Allg. L.-ii.,'.; und branclit nach § IB a. a. 0. nicht vergütet zu werden. 

Hieraus rechtfertigt sich die Abweisnng der Klage, ohne dass es 
erst eines weitereu Eingehens auf die Streitpunkte der Parteien be- 



') Kin Schade. (k«scn Ent.stclieu ans der Handlung oder rntorla.saung gar nicht 
vorauHgesebeu werden kunnto, wird im rechtlichen äiuue zufällig genannt. 

fifori KisenbahnrecbUictio Kutsohaidaugeu Xlll. 11 
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durfte. Erw&bnt sei nur noch, dass an dem gewonnenen Resultate auch 
der Umstand nichts ändert, dass im Getreidehandel gegen die Vorle- 
gung des Frachtbriefduplikats allgemein fiblich Zahlungen geleistet 
Verden. Dies könnte nur dann erheblich sein, wenn Beklagter oder 
sein Vertreter diesen allgemeinen Gebranch gekannt hätten, was Klä- 
gerin aber selbst nicht behauptet. 

Die gegen dieses Berufungsnrteil von der Klägerin beim Beichsge- 
richte eingelegte Revision ist am 25. April 1B96 als unzulässig verworfen 
worden, weil der Streitwert die Bevisionssnmme nicht erreicht. ,Die 
Revision wflrde nur zulässig sein, wenn, wie Klägerin auszuführen ver- 
sucht hat, das Landgericht ohne Rücksicht auf den Wert des Streit- 
gegenstandes für den hier erhobenen Anspruch ausschliesslich zuständig 
wäre (§ 509 Nr. 2 der Civilprozessordnung). Dieser Fall soll hier vor- 
liegen, weil es sich um einen gegen den prenssischen Fiskus wegen 
Verschuldung eines Staatsbeamten erhobenen Anspruch handelt (§ 70 
des deutschen Gerichtsverfassnngsgesetzes in Verbiudung mit § 39 des 
prenssischen Ausführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz). Der 
Eis^bahnangestellte, welcher das Frachtbriefdnplikat aus Versehen ab- 
gestempelt habe, sei Staatsbeamter, ihn treffe das Verschulden, infolge- 
dessen Klägerin den in der Klage bezeichneten Schaden erlitten habe. 
Und wenn er nicht Staatsbeamter gewesen sei, so hätte ihm der zu- 
ständige Eisenbahnbeamte die Abstempelung nicbt überlassen dflrfeu, 
so dass es sich dann um ein Verschulden dieses Eisenbahnbeamten 
handle. — Allein bei den Frachtvertrilgen, welche der Eisenbahnfiskus 
durch seine AngesteUten abscfaliesst, und bei der damit zusammenhängen- 
den Abstempelung von Frachtbriefen und Frachtbriefduplikaten Üben 
die Angestellten des Eisenbahnfiskus keine andere Funktion aus als die 
Angestellten einer Privateisenbahn in gleichem Falle. Diese Funktionen 
stehen rein und aussckliessslich auf dem Boden des Privatrechts. Für 
Fälle dieser Art ist aber § 39 des prenssischen Ausführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz so wenig gegeben, wie § 70 des Ge- 
richtsvei iassungsgesetzes. FiS läs.st sicli nicht ersebeii, dass ein (irimd 
vorgelegen hätte, Fälle, welche ganz gleich lief::en. ob der Fiskus oder 
eine andere juristische Person oder eine pliysische Person aus dem 
Versehen ihrer Angestellten in Anspruch genommen weiden, einem an- 
deren Gericiit zuzuweisen oder unabhängig von der Revisionssumme in 
letzter Instanz au das Keichsgericht gelangen zu lassen, bloss, weil es 
der Fiskus ist, welcher beklagt wurde, ohne dass die Funktion des 
tisk ilischen Angestellten uiid sein Verhältnis zum Staat dabei eine be- 
sondere Bedeutung hat/ 



I 
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Nr. IJJI. Eutsch. des Deutschen Reichsi,'erichtb. 
ü. Civil-Senat. Vom 30. April 189G. 

[Jur. Wochenscbr. 1896. Nr. 88/89. S 348. Ziff. 60. 61.] 

Haftpflichtgesetz § I. Aufspringen auf einen StrassenbahnwaQen. Beurtheilung de3 

eigenen Vertohuldeis. 

Wie die Thatsaclie des allgemeinen Verbotes des AufspriugeüS 
durch deu Anschlag an den Wagen, so sind auch die von W. und R. 
bekundeten, in früheren P'ällen wiederholt au T. ertheilteu Warnungen 
gewürdigt, jedocli der Thalsache tregcnilber, dass das Publikum vielfach 
dem Verbote thatsächlicli zuwiderhaudelte, die Strassen üahugeüellschaft 
aber das einfachste Mittel zur Durciiführung des Verbots, die Absperrung 
des Hinterperrons durch ein Gitter, verabsäumte, für uuerlieblick er- 
achtet. Ein prozessualer Verstoss liegt somit nicht vor. 

Für die Fra<;e, ob die Haftung des Betriebsnnternelimers durch 
das eigene \ erschulden der Getödteten oder der Verletzten ausgeschlossen 
wird, ist im Falle fahrlässigen Handelns massgebend, ob der Handelnde 
bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt und Vorsicht den eingetretenen 
Erfolg als eine mögliche Folge seiner Handlung hätte voraussehen 
dürfen. (Entsch. des R. G. in C. S. Bd. 13 S. 19.) Als allgemeiner 
Massstab gilt somit die Vorsicht des Vorsichtigen. (Entsch. des R. 0. 
fl. 6. Bd. 19 S. 296.) Eine BerUcksichtigiiDg der Individualität tritt 
nur ein, wo die Altersstufe rechtlich in Betracht kommt. Ob sich diese 
BerücJisiclitigung auch auf den mündigen Minderjährigen erstreckt, ist 
nach gemeinem Rechte bestritten. Dernbarg, Pandekten Bd. I § a4 und 
Wendt, Pandekten § 23 S. 48, folgern sie aus den Bestimmungen des 
Strafgesetzbuchs über die Zurechnangafähigkeit. Der erkennende Senat 
hat sich in dem in Sachen Richter gegen die Strasseueisenbahngesell- 
schaft in Hamborg VI. 174/95 am 16. März 1. J. erlassenen Urtheile 
den Gegnern dieser Ansicht angeschlossen. Mangelt es an einer gesetz- 
lichen Unterlage für die besondere Berücksichtigung der Altersstufe des 
mftndigen Minderjährigen, so würde sich für diese Altersstufe auch ein 
besonderer allgemeiner Massstab nicht aufstellen lassen. 
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Abhandlungen. 



4. 

Ist die Bestimmung In § 75 Abs. 1 der Verkrhisordnunu: für die 
üiseiibahuen Dontschhuids vom 15. November IH^2, dnm auch „eine 
nieht Ton der Eisenbalm Tersehnldete Anweisung des Yerf ägnngs- 
1»ei«ehtis1«n^ die EtsenlNilin llberirt» gesefiUdi glltigl 

Von Dr. M. Relttdt, 

Offizial bei der Ueueraldireküou der krtni^l. bayerischen StaateeiMenbalmen 

in Müncbeo. 

Nach Art. 395 H. G. B. haftet der Fi aclittülner für den Schaden, weklier 
durch Verlust oder Beschädiguug des Fraclitgutes seit der Annahme biö zur 
Ablieferung entrtuides ist^ sofern er nicht beweist, dsu» der Verinst oder die 
Bescbftdigung dnrch höhere Gewalt (vis major) oder durch die natürliche Be- 
schaffenheit des Gutes, namentlich dnrch inneren Verderb, Schwinden, gewöhn- 
liche Leckage n. dgl., oder durch änsserlich nicht erkennbare Mängel der Ver* 
packong entatanden ist Die gleichen Haf tbefreiongsgrande hat für die Eiaen^ 
bahnen auch § 76 Abs. 1 der Verk.-Odg. statoirt; jedoch sind hier ansaer- 
dem noch das eigene Verschulden des Verfügungsberechtigten sowie eine nicht 
von der Eisenbalin verschuldete Anweisung desselben als die Eisenbahn libe* 
rirentl anfpofUhrt. Da freinü-^^ Art. 423 H. G. B. bei Vermeidung der Nichtiir- 
keit der bezüjrlichen \'ereiübaruiigen die Eisenbalinen nicht berechtigt siml, 
ihre Haftpüiclit weiter als in Art. 395 nonnirt, zu lipscliHlnkpn. entsteht 
die Frage, ob die beiden in § 75 Abs. 1 der Wrk.-Odj.?. autssenleui noch er- 
wähnten Befreiungägründe des eigenen Verschuldens des Verfügungsberechtigten 
und der nicht von der Eisenbahn verschuldeteu Anweisung desselben geaetss- 
liche Giltigkeit beanaprachen kOnnen. 



*} Hinsichtlich der Insseriich nicht eriManharea Hing«! der Verpackung § 58 Abs. 3 
der VeilC'Odg. 
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Hinsichtlich des eigenen Vei-schnldens des Verfü^ing:8berechtifrten (Ab- 
fiendcrs bezw. EmpfUnsrers) kann diese Giltipkoit einem Zweifel nicht imter- 
liefren. Es ist ein all^rfmeiner Rechtsf^mndsatz, dass NinrnnTifl Ansprüche aus 
eijrenem Versch^ihien |?egen einen Dritten peltend machen kann, und dieser 
(irundsatz bat, wenn er auch in Art. 395 H. G. B. nicht zum Ausdrucke ge- 
kommen ist, pleicbwolil auch liir das deutsche Frachtrecht Giltigkeit. Aus 
den Gesetzesmaterialien geht hervor, dass dieser allgemeine Rechtsgrnndsatz 
mir wegen seiner Selbstrerstaadlidikeit eine Aufnahme in Art. 396 H. O. B. 
lücht gefunden hat.*) 

Schwieriger dagegen erscheint die Entecheidong bezüglich der gesetsttcben 
OÜtiglieit des zweiten Beftvinngegrnndes, wenn nänUieh der Sehaden dnreh 
fhie nicht von der Eiaenhahn Yerscholdete Anwdenng des Yerffignngsbe- 
leditigten (AlMenders bezw. Empfilugers) entstanden ist. Dieser HaftauB- 
Bcbliessnngsgrund , welcher in § 64 des alten Betriebs-Regleraents fehlte, ist 
in die Verkehrsordnung nach dem Vorganfre der gleichen Vorschrift des Art. 30 
des Internationalen Fracht überoinkonmiens ant'ironninmcn worden. Staub*) hlllt 
diese T?estimTnnn[r tiir irosctzlich giltijr. weil in soh lieni Falle der Verfügungs- 
berechtigte an dem eingetretenen Scliaden „selbst schuld sei"*, weil demnach 
ein Verschulden des Verfügungsberechtigten vorliege. Eger*) dagegen be- 
kämpft die Gesetzmässigkeit derselben mit der Motivirnng, dass damit der 
Einwand des Verschuldens über das nach dem receptnm zulässige MasB — 
entgegen der Vorschrift in Art. 428 H. G. B. — erweitert eel. Denn da 
nach dieser Bestimmung des § 76 Abs. 1 yerk.-Odg. zur Llberirong der Eisen« 
bahn schon genügen wflrde, dass die letztere als Ursache des Schadens eine 
nicht yon ihr verschuldete Anweisung des VerfSgnngsberechtigten, d. h. ihr 
NicbtTsrschulden an der Anweisung, welche den Schaden herbeigefllhrt hat, 
darthue, so sei die Einrede des eigenen Verschnldens modiflsirt, d. h. auf 
einen Fall ausgedehnt, wo schon der Nachweis des Nichtverschnldens 
der Eisenbahn bezw. der Nachweis einer von ihr nicht verschuldeten An- 
weisung, selbst wenn der Verfüirnngsberechtiirtc neinerseit*« mit der Ertheilnng 
der Anweisung ein Verschulden nicht begangen habe, zu ihrer Liherirnng hin- 
reiche. Das Vers( hulden werde liier schon in der Eltheilung der - wenn- 
gleich nicht culpobcu — Anweisung des Verfügungsberechtigten gefunden,*) 
was dem receptnm widerspreche. 

So bestechend diese Deduktion Eger's auch ist, so möchte ich deren 
Richtigkeit gldchwohl in Zweifel zieken. 

Darin |st Eger ohne Weiteres beizutreten, dass nicht, wie Stauh annimmt, 
jede Anwdsnng des Vetfogungsbereehtigten hlnsichtlicb des Gutes, welche ITr- 
flache eines Verlustes oder einer Beschadigimg des Gutes geworden Ist, auch 



«) Vgl. Puchelt-Förtsch, H. G. B. Anm 13 zn Art. 395; Staub H. G. B. S. 959; 
Eger, dentsehe? Frachtrecht I S. 1Ü8 nnd 2')H- l'rcus.s. Bis. fiecht II 8.482} Verk- 
Odg. S. 432; Eudemauu, das Hecht der Eiaeub. S. öti2. 

^ B. G. B. S. 960 nnd 961. 

^ Pxenss. Bis. Becht Bd. II S. 485. Verk.-Odg. S. 433. 

auch Eger laL Uebereink. 8. 546 ; Bosen thai Int. Eisenb. f'rachtr. 8. 191. 
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ein Verschulden des Verfügenden involvirt, und ebenso wird zuzugeben sein, 
daes g«iiSB8 den Grnndflftfcsexi dee receptam nach gemeinem Beebte nnd den 
meisten Landesrecliten die HaftpfUcht des Recipienten nicht schon erlischt, 
wenn der Verlust oder die BeschSdigon^f der eingebrachten Sachen von dem 
Gaste vernrsacht wird, sondern nur dann, wenn diese Ursache in einer 
schnldy ollen Handlung oder ünterlassnng des Gastes ihren Gmnd hat.*) 
In dem § 701 des bili^erlichen Gesetzbuches für das deutsche Beich Ist daher 
auch, über das bestehende Recbt lihiansirelK'nd, ans Rücksichten der aeqoitas 
dem Recipienten der T?( wois des durch den Gast oder seine Leate ver- 
urBarliten Verlustes nachgelassen,*) Dass demiiadi din fragliche Be- 
stiminiitii: des § 75 Abs. 1 der Verk.-Odg. mit den Cinuidsatzen des derzeit 
gelteiidtii lu'ilites iil>ti leceptom sich nicht vereinbaren laiäse, wird leatun be- 
stritten werdeu köunen. 

Dap-eeen erscheint es mir niclit znlfinsii^, diese Folsrernng ohne Weiteres 
auch auf die Gruudsätze des Art. 3Wä Ii. Ii. B. über die Haftpflicht des Fracht- 
führers xa übertragen. Denn wenn anch die Statnirung der strengen Haft- 
pflicht des Frachtführers für Verlnst ond Besdiftdigung des Frachtgutes in 
Art. 895 auf demselben Motive bemht, wie beim receptam, nämlich anf der 
Nothwendigkeit grosserer Sicherheit wegen des Vertrauens, das man dem 
Frachtführer zu schenken geawungen Ist nnd der Schwierigkeit bezw. Unmög* 
Uchkeit, dessen Thtttigkelt, Sorgfklt und Wachsamkeit zu controliren,') so folget 
daraus noch niclit, das» die Bestimmungen des römischen receptum ohne 
Weiteres vollinlialtli(;h auch auf den Frachtführer Anwendung zu tinden haben. 
Die Gesetzesmaterialien zu Art. 305 H. G. B. bieten hiefür keine ansrpi<'ln'n«l('ti An- 
haltspunkte, wcntifrleirli an eiiiipron Htollrn der RestimmiiTigen des receptura er- 
wähnt ist. Art. 395 wäre, wie Kndemann*! zntietVcinl bemerkt, aufgestellt wor- 
den, auch wenn nie ein receptum existirt hätte. D'w in Art. .395 H. t«. B. g;e- 
regelte liatiung <les Fra( litt'ührers beruht auf dem (inunlt:« danken, dass er „den 
Transport übeniimmf, nicht seine Dienste zur Defürdt i un- «It i Sache ver- 
miethet,^) und dass er demnach für das stipulirte opus, die unversehrte Ab- 
lieferung des Gutes an den Empfinger am Ablieferungsorte, einzustehen hat, 
soweit dies mit vernünftigen Mitteln (Iberhaupt mOgllch ist*) 

Im Gesetze sind die FAlle, in welchen die Unmöglichkeit der nnTersebrten 
Ablieferung und demnach die Haftbefreiung des Frachfffihrers angenommen 
werden solle, allerdings in bestimmter Weise nur hinsichtlich der höheren 
Gewalt, der natürlichen Beschaffenheit des Ontes und der Itusserlieh nicht er- 

') Wind scheid, Pandekten Bd. II S. 442; Deruburg, Pandekten Bd. II b. lOö; 
PiensB. L. R. n 8 § 447, 451 ; Sftchs. Oes. Buch § 1265; bayr. L. B. T. IV c. 13 § 10; 
B. 0. H. G. V,i\. 25 S. 340. 

Vgl. auch § 626 Abs. 1 des I. Entwurfes emes bttigerl. Qes. Beb. uod HotiTe 
hierzu Hd. II S. 587. 

^ gl Rosenthal, S. 184, Qoldscbmidt, Zeitaobrift f . H. B- m S. 68. 
*) Dan Recbt der Eis. S. 657 ; Vgl. auch Hahn H. Q. B. § 1 sn Art. 895 Bd. II S. 698. 
*) Halm 1, c. S. 502. 

Uabu 1. c; Egcr, deutsches Fracbtrecht Bd. I S. 194 and 195; Verk.-Odg. 

S. 426. 
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keuübai eu Mangel der Verpackung zum Ausdrucke gekommen j aber icli glaube 
lieht, dass hiedurch andere, aut' allgemeinen Reehtsgrondsltaaii bemhende und 
mt dem dem Art 395 m Gnmde liegenden Principe yereinhure Haftane- 
MhUessimgsgrände beseitigt werden sollten. Als eolcher anf allgemdnen 
Beditsgmndsfttsen beruhender Haftbefreinngsgrond wird aber — neben dem 
eigenen Verschnlden des Verfogangsberecblagten — die von der Eisenbahn 
licht verschnldete Anweisung desselben zu gelten haben. Der Umstand, dass 
die Anweisung des Verfugongsberechtigten nicht immer auf Verschnlden des 
letzteren beruht und dass daher die Eisenbahn möglicherweise schon liberirt 
wird, wenn sie ein Nichtverschulden ihrerseits beweist, kann als entscheidend 
nicht antrosehen werden. Denn das Gleiche ist ja auch beim Vdiliegen äusscr- 
M\ ni< ht erkennliaier MJtnqrel der Verpackunji; der Fall, da die mangelhafte 
Verpackung ebenfalls nicht immer auf Verschulden des Absenders beruht.^) 
Tif Befieinn<r des Frachtführers von der. Haft bei ansserlich nicht erkenn- 
bareu .Uaugelu der Verpackung weist daher gerade auf die lüer vertretene 
ZulSssigkeit der Haftausscliliessung für den dnrch Anweisung des Vorffigungs- 
Iwrechtigten venirsaehten Sehaden hin. Der Hafbbefreinng bei ftnsserlich nicht 
erkennbaren Mängeln der Verpacicnng liegt die Erwägung zn Grande, dass 
die Yerpacknng Sache des Absenders ist nnd der Frachtführer daher eine 
Micke Verpackong des Gates voranssetsen darf, welche das letztere bei ord- 
nugsgemttsser Behandlnng vor Beschädigung oder Yerlnet zu sichern geeignet 
ersflieint, wesshalb es anbillig wäre, ihm die Verantwortlichkeit für die aas 
den nicht erkennbaren Hängein entstandenen Schäden aufzubürden.') 

Auf die gleiche Erwllgung IHsst sich auch der in § 75 Abs. 1 der Verk.- 
Odtr. statnirte Ausschluss der Haftpflicht für den dnrch Anweisung des Ver- 
fiiirun^rsbe recht irrten hervorgerufenen Schaden zurüikt'üliren. Der Frachtführer 
i-t wiilirend der Ausführung des Transportes der Verfügung des Absenders 
htiw. des Empfängers insoweit unterworfen, als seine Rechtslage hiedurch 
nicht versclilechtert wird, und er ist uut^r dieser Voraussetzung sowie unter 
der weiteren, dass die in § 64 Verk.-Üdg. für gewisse Anweisungen ertheilten 
FermTorschriften eingehalten werden, znr AnsfQhrung dieser Verfügungen ver^ 
pflichtet.*) Er darf daher anch von der Annahme ansgehen, dass die ihm er> 
tiieOte Anweisung von dem Verfagenden binsichtlich aller ihrer WirlLungen 
und Folgen reiflich überlegt ist und den Interessen desselben entspricht. Wenn 



•) Endemann, Recht der Eis. S. 562; Tl. 0. H. G. in der deutsch. Eis. Ztg. 1876 
S. 89'i. Anders dagegen Eger, Frachtrecht lid. I S. 258, welcher die Mangelhaftigkeit 
der Verpackung stets auf cia Verschulden des Absenders zurückführt, weil letzterer zu 
einer oidnaagsgemftesen Terpsekung verpflichtet eei und daher jede Unterlassung dieser 
Pflicht ein Verschulden darstelle. Dies ist aber nicht völlig zutreffend; die Verpackung 
kann mangelhaft sein, ohne dass dies bei gclKtri^rer Aufmerksamkeit vom Absender cr- 
kaont werden musstej es liegt dann kein Yerscbulden des Absenders vor, gleichwohl 
aber steht letsterem die Biurede der ftusserlidi nicht erkennbaren MangelhaftiglEeit dar 
Veipacknng entgegen. 

') Vgl. Hahn Bd. II S. 595. 

•) Vgl. Staub, S. 970 und 971; Hahn, Bd. U S, 632; Eger, Verk.-Odg. S. 844 ff., 
Vki BaenbalmnchtL Butsch. Bd. TU & SM. 
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nun gleichwohl der Verlust oder die Beschädiifuiig des Gutes gerade in der 
Ansflttirung dieser Anweismig ihren Grund haben und ohne die letztere nicht 
eingetreten ^ribreo, so wird der FracbUDhrer bilUgnrweise sidi andi der Haftung 
für diesen ünfaJl entscblagen können. 

Wie einersdtB Klemand Unrecht thnt, welcher von seinem Bechte Q«r 
brauch macht/) so iLami anderereeitB anch Niemand ana der mit Sorgfalt 
und ohne Verscholden ansgefOhrten Erffillimg einer rechtlichen VerbindUchk^t 
haftbar gemacht werden. Es wQrde allgemein giltigen und anerkannten Rechte« 
grundsätzen widersprechen, den Frachtführer auf der einen Seite zur Aus- 
führnn^ der ihm ertlieilten AnwcisnTip: zu vpriiflirlitm nnd ihn wejrPTi Nidit- 
an<*führimg für ersatzpflichtifr zu erklären, auf der anderen Seite aber ihm die 
Kaftnnp: für den ans der Erfüllung seiner rechtlichen Verbindlichkeit ent- 
btaDdenen Schaden aulzubürden. Wenn der Gesetzgeber sich dieser Erwägim£r 
hinsichtlich der ansserlich nicht erkennbaren MJingel der Verpackung nicht 
verschlossen liat, «o ist kein Grund vi>rlianden, anzunehmen, dass er dies 
hinsichtlich anderer auf demselben allgemeinen Bechtsgmndsatee bemhender 
Hallbefireinngsgrtinde gdhan haben solle. Denn dass er den Snsserlieh nicht 
erkennbaren Mängeln der Yerpackong vor anderen TollstKndig gleich gelagerten, 
anf demselben Oedanken bemhendoi HaftaasscUiessnngsgrttnden ein besonderes 
PriTileg habe einränrnm wollen, ist wohl kanm anznnelmLen. Es hiesse daher 
nach meiner Ansicht der doktrinellen Begründung des Art. 396 H. B. ans 
dem receptum die wirkliche AbBlcht des Geis et Zureiters opfern. wnlUe man mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen des receptum den in § 76 Abs. 1 der Verk.- 
Odg. atatuirten, hier in Rede stellenden HafthefreiTinprPprfnnd als mit Art. 395 
H. G. B. nicht vereinbar erklären. Ist er aber mit Art. 39ö H. G. B. ver- 
einbar, so ist dessen Aufnahme in § 75 Ah^ 1 der Verk.-Udg. mit Eücksicht 
auf Art. 423 H. G. B. mit voller Rechtswirksanikeit erfolgt.*) 

Dass die Eisenbahn auf den Befreiungsgrund des § 7B Abs. 1 der Verk.- 
Odg, sich nicht berufen kann, wenn sie die Anweisung des Verfügungsbe- 
rechtigten, welche Ursache des Schadens geworden ist, selbst Terschnldet hat, 
ist in § 75 Abs. 1 I. c. ansdrilcklich ausgesprochen. Ebenso wenig aber kaam 
sie rieh anf die Anweisong des Verffigongsberechtigten benifen, wenn sie bei 



») Vgl. Deruburg, Fand. Bd. I § 41; Wiudscbeid Fand. Bd. I § 121. 

*) Vgl. anch das Urthell des HandelSRppelI.'Ger. Ntmberg in Oaldsdnnidt*« Zelt- 
schrift für Handelsrecht Bd. 19 S. 509, wo ausgeführt ist, dasa der Haflunjr des ScbifTcr« 
in dem vollen Umfange d^ rcceptnm auch seine Bcrechtigtinff «!eni''tänüigem Handeln 
gegenüberstehe und der Schifer beim Mangel der letzteren iuiolge Anordnung des Ab- 
senden aneh mit Sedit die Hsftnng fttr die Folgen dieser Anordnung abidine. Stanb 
S. 960 führt dieses Urtheil als Fall des eigenen Verschuldens des Absenders an, während 
Egor Frachtrecht I S. 207 und 218 bierin eine ausdrücklich vereinbarte Befreiung des 
Frachtführers von der Haftpflicht, welche für die Eisenbahnen nach Art. 423 H. G. B. 
nicht gestattet wUe, sidit. Beide Annahmen finden in den Grflnden des ürtheOs keine 
Stütze; die Motivining der Haftl>efreinng geschieht lediglich aus dem in den oben- 
stehenden Ausfl^hningen vorrrt^tenen Erwüj^mi^cn, dass es allgemeinen RecIitst?rnn(!sUtzen 
und der Billigkeit nicht eut.sproulien würde, dem Frachtführer die Haftung aufzubürden 
für tie Folgen von Handlungen, welche er Yorsnnehmeii lechtlidi Terpllichtet ist 
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der AuBfahniDg dieser Anweisnng ein Vemhnlden begangen hat. Aneh dium, 
Venn dorch Aneftthning einer wegen der erforderlichen FormTonchrift gemias 
I 64 Abs. 6 nnd 7 der Verk.-Odg. nichtigen Verfagang des Absenders Ver- 
last oder Beschftdignng des Ontes eingetreten ist, Icann die Eisenbahn den 
HaftbefreiongBgTiuid des § 76 Abs. 1 der Verk.-Odj?. nicht {geltend machen, 
weil eine derartige Anweisung: infolge Nichtigkeit rechtlich nicht vorhanden 
and daher die Ersatsspliicht der Elsenbalm olme Rücksicht aof das Vorliegen 
dner solchen Anweisnng zn beurtheilen ist.') 

Mit der glcidizeitig mit dem Tnkrntttreten des Biirgerlii lien (iesetzbuches 
iTir das dentsdio Kt'irli geplanten Kint'ülinni^r eines neuen Handelsgesetzbuches 
uiid wohl auch die vorliegende StreiM'iage ihre detinitive l..ösung linden, da 
Ii dem Entwürfe eines neuen Handelsgesetzbuches die bisherigen Bestimm- 
niijrcü über das Frachtgeschäft und das Eisenbahnfrachtgeschäft dem Inter- 
nstionslen Übereinkommen und der Verkehrsordnung angepasst werden sollen *) 
und daher auch der in § 75 Abs. 1 der Verk<-Odg. nnd Art. SO des 1. 0. 
itatnirte, hier in Frage stehende HaftansscliUessnngsgmnd in dem § 430 
des Entwurfs eines HandeL^esetzbnches bereits bestimmten Ansdrock ge« 
ftinden bat. 

0 vgl. Dernbarg, Fand. Bd. I S. 278] £ger, Verk.-Odg. S. 352 und Int Über- 
dQk. S. 296. ' 

*) Vgl. Biesier, die Kommissions-Berathnngen ttber den Entwurf eines Handels- 
r»9itzlMichcH für das dentsche Beieb, in dtt JOeatflchea Juristen-Zeitung No. 7 S. 188 
and Ho. 8 S. IÖ7. 
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Das Fnohtreelil and Etoenbahiifiraektreelit 
des Entwuft einen Handelflgesetsbneliee« 

Von Dr. jur. Max Mitteiätein. 
Oberlandeagerichterath in Hamborg. 

(ScUnss.)*) 

§ 414 (Art. 409). 

Der ('infanfr des dem Frachtführer gewährten Ptandrechte» und drsson 
Dauer sind in den AbsUtzen 1 — 3 des § 414 sachlich unverändert wieder- 
gegeben. Die Fortdauer des Ptandrecbts während dreier Tap^e nach der Ab- 
Ueferong ist beibehalten trotx der abweichenden Vorschrift des B. I. U. Art. 21. 
Du ist zu bIlUgen, denn dadurch wird es dem Frachtffthrer ermöglicht, wenig- 
•teils im intemea Verkehr ohne sofortige Zahlung absuliefem (vgl. daan Eger 
a. a. 0. 8. 389 — 890). Eine GoIMon mit der Norm des B. L U. Art. 21 
dOrfte nicht zu beidrehten sein. 

Für die Gettendmachuig dee Pfandrechte verweist der Absatz 4 des 
§ 414 aof das B. G. B. §§ 1234, 1237, 1241, jedoch soUen die erforder- 
lichen Erklärungen statt an den dem Frachtffiiirer ja oft nnbekannten Eigen- 
tümer an den Empfänger, event. aber an den Absender gerichtet werden. 
Es dürfte sich empfehlen noch etwas weiterprehend zu bestimmen, dass, so- 
weit thnnlich, stets beide benachrichtigt werden, da beider Interessen in 
Frage kommen können. Die Verkaufsfrist des B. G. B. § 1234 von einem 
Monat ist schon durch den § 339 des Entwurfes für den Handelsverkelir auf 
eine Woche abgekürzt. 

§§ 4t 5, 416 (Art. 410, 412). 

Die krt. 410 und 412 sind in den §§ 415, ilfJ in einer, den herrschen- 
den Ant>chaaangen sowie dem B. I. U. entsprechenden Hedaktion wieder- 
gegeben. 

Zu dem Art, 412 resp. § 416 ist darauf iiinzuweisen, dass die Auslegung' 
der Worte „und das Pfandrecht nicht binnen drei Tagen nach der Ablief erang 
gerichtlieh geltend macht* streitig ist Hit Stanb wird den Ansführongen 
Schott*8 S. 458—454 zn folgen sein, was aber richtiger im Gesetze zum 
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Ausdruck zu bringen wäre, etwa luit der Wenäimg: „Der Frachtt'üluer, 
welcher das Qat ohne Bezahlung abliefert und das Pfandrecht nicht 
wahrt . . 

§ 417 (Art. 411). 

Der § 417 siebt die Grundsätze des Art. 411 über die Rangfolge der 
Ffaodi'echte inhaltlich unverändert wieder und löst einige Streitfragen (Forder- 
nnjren der Koiiiiuissionäre wehren Vorsendung, der Frachtführer wegen Vor- 
achüsse) in sachgemässer Weise (vgl. Schott S. 469). 

§§ 418-424 (Art 413-419). 

Die Vorschrifteii des Entwurfes fiber den Ladeschein sind dnrchgehendB 
dem H. G. B. entnommen. Den Nenerangen des Binnensehlffabrtsgesetzes 

Ist der Entwurf nicht gefolgt, weil der Ladeschein im Land verkehr kaum 
praktisch sei. Das ist abor krin stichhaltiger Grund. Der Frachtfiihrer hat 
es hier — abweichend vom Schiflfahi-tsrecht — in seiner Hand, ob er einen 
Ladeschein geben will oder nicht, weshalb strencrere Vnrsrlirifteii iiiclit als 
Ilürt*' crsflieinen können. Warum pnll aber niclit anrh auf diesem Gebiete 
die Kiulieit des Itechts angestrebt werden, welcher der Entwurf diu-h stets 
dann das Wort redet, wenn es sieh um .\dnptirung der Normen des inter- 
nationalen EisenVialiufTaelitrecliti! liaiulelty Die Erfnllunsr von Vorschriften, 
wie das Binnenscliirtahrtsgesetz sie in seinen i5§ 73 76 aufgestellt hat, ist 
aber auch erforderlich, wenn der Ladeschein seine Aufgabe, als Substrat des 
Gutes zn drknliren, erfüllen solL Nach dem Entwurf § 400 Absatz 9 soll 
ja — wogegen wir uns oben wandten — der Absender schlechthin halten für 
die Bi€ht%keit nnd Vollständigkeit der in den Frachtbrief anfgenosunenen 
Angaben. Dagegen sind doch die §§ 73 und 74 des BinnenschüTahrtsgesetzes 
noch sehr milde! 

Anzuerkennen i>t der neue Absatz 2 des § 421, wonach — was Ms- 
lai^ streitig war — der legitimirte Besitzer des Ladescheins schon vor der 
Ankunft des Gutes am Ablieferungsorte dessen Heraasgabe verlangen kann 
(ebenso H. G. B. Art. (561 Abs. 2). 

Der neue § 423 liesse sich einfacher dahin ausdrücken, dass der § 406 
Absatz 2 entsprechende Anwendunir anf den T^adesohein tindet. 

Der nene § 424 entsprielit saelilicii dem H. G. B. Art. 649 nnd dem 
Binnenschiffalirtsgesetz § 72. Nachdem letzteres aber sich nicht mehr auf 
den Orderladeschein beschränkt hat, hätte das H. G. 6. ihm hierin folgen 
sollen, snnal doch anch schon Seitens des Reichsgerichte anerkannt ist, dass 
die Beschrflnkong der Bestimmung des Art. 649 anf Orderkonnossemente die 
MSglichkeit der Anwendung anf Bektakonnossemente nicht ansschliesst (Ent- 
leheidnngen des Reichsgerichts V S. 79/80 nnd Cit.). 

§ 426 (Art. 421 Abs. 2). 

Der § 426 entzieht das staatliche PostbefördernngsgeschHft den 
Normen des Frachtrechts des iL G. B., welche bislang dafür subsidiäre Geltung 
beben, und stellt ferner den SaXz auf, dass die staatlichen Postverwaltungen 
viGfat als Kauf leute in Sinne des H. 6. B. geltea fM>lleiL Das Izfe dne alte 
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Streitfrage (vgl. Mittelstein, Beiträj^e zum Postreclit S. 15), welche hieruiit 
LSrang erffthrt, die von der BekhBp<wt stets angestrelit tat. Warum 
man es auf der postalischen Seite fast als eine Beleidigung empfindet, wenn 
man die FostbefUrdemngsgesehftfte unter die sonstigen gewerhsmSssig betrie- 
benen Fiachtgescbftfto bringt, ist schlecbt einznsehen, da doch lAemand daran 
Änstoss nimmt, dass der Betrieb der nicht minder wichtigen Eisenbahnen durch 
den Staat diesen insoweit znm Kaufmann stempelt. Mag die Post in noch so 
hohem Grade ein Träger der Knltiu- und ein Beförderer ideeller Interessen 
sein, so dient sie doch nicht minder dem Geschäft und stellt auch ihre ge- 
schäftlichen Bedingungen, welclie ihr nicht nnr Ersatz ihrer Au^lairen, sondern 
einen (iewinn sichern. Diese vStreitfrage liat allerdings dadurch an Bedentnnir 
verloren, dass das Gebiet des Entwurfes < iues H. G. 1). durch das Bürgel liclio 
Gesetzbuch eingesclirrmkt worden ist. Aber schon ilcr Punkt, ob die Post 
vor den Kammern für ilaiKielsüachen Recht zu nehmen hat (»der nicJit. i>t be- 
deatsam genug, um die Sache nicht mit einer voniehmen Geste abzuihun. 
Ebensowenig kann der Begründung zugegeben werden, dass ^nachdem* seit 
Emanation des H. G. B. »die Rechte und Pflichten der Post ans den Ton ihr 
ftbernoramenra Befürdernngen dnrch die Bestimmungen des Beichspostgesetaea 
und der auf Grund desselben erlassenen Postordnung eine eingehende Begelnnip 
erüBbren haben, ein Bedilrfiiiss für die Anwendung der handelsgesetslichen Vor- 
sehrlfton über den Frachtvertrag nicht mehr besteht." Ein Blick auf die 
Litteratnr des Postrechts jrcnüirt, inn zn zeigen, dass auch bei dem geltenden 
Postreclit noch immer Raum ist für die Normen der Art. 404, 405, 406, 
409, 412 des TTandelsgei^etzlmchPs fvfrl. Mittolstein a. a. 0. S'. 64—00. 76 
bis 79). Gerade weil das Post«:esetz durch wechseludo PostTorordnuiiL'^en er- 
gänzt wird, ersclieint es nach wie vor angebracht, die Nonnen des H. G. B. 
Uber das gewöhnliche Frachtrecht als subsidiäre Quelle beizubehalten. 

B. Beförderung Ton Ofitem und Personen 
auf den Eisenbahnen. 

Es wurde sclion im Eingang dieser Kritik (S. Ü8) darauf hingewiesen, dass der 
Entwurf das Eisenbahnfrachtreeht insofem selbständiger gestaltet hat, als er 
es in einen besonderen Titel verweist. Die Begründung rechtfertigt dies da- 
mit^ dass dnrch die Aufnahme einer Vorschrift fiber die Personenbeförderung 
(§ 446) die Behandlung des EisenbahnAraehtrechts in einem Unterabschnitt des 
Titels fiber das Frachtgeschäft unthunlich geworden sei. Dnrchschlagender 
dfirfte die ErwSgnng sein, dass das Eisenbahnfrachtreeht überhaupt selbstän- 
diger behandelt ist; und das mit Recht, denn seine Eigenart erfordert das. 

Die Anordnung des Entwurfes kann aber als eine glfickliche nicht 
anerluumt werden. An die Spitze gehört der 

§ 428, 

dem zu folge auf das Fracht go schüft der dem öffentlichen Güterverkehr dienen- 
den Eisenbahnen die Vorschriit^n des vorigen Titels insoweit Anwendung 
tnden, als nicht im Titel Vn oder in der Bisainbahiiveiliebxsordnung ein 
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Anderefl bestammt iat. Dieser Para^iTaph wird zweifellos zahlreichen Aogrilfeii 
begegnen! Schon seine Besclirftnkitng anf den Güterverkehr ist nicht 
berechtigt, es sei denn, dass der Entwurf sicli mit der Personenbeförderung 
gar nicht befassen wollte. Das will er aber und thnt er im § 445, welcher 
allerdings \Nieder auf die Eisenbalmverkelirsordnun^ verweist. Selbst dann 
aber nrns« doch auch für den Porsonen verkehr Lfstinimt werden, dass die 
Eisenlialinvevkehrsordnung: auch iuHoweit die Bedeutung einer Keclit« Verordnung 
bekf'iinuen s(dl uvdiüber unten N^licres): hinzukommt, dass der § 438 Absatz 3 
Bcstiiuimiugeu iUtci- das lieise^epäck bringt, welche mit dem Güterverkelu* 
nichts zu «chaüen liabeu. Endlich enthitlt der § 431 (Haftung der Eiseubalm 
für ihre Leute) eine Vorschrift, die nach dem Entwarf nur für den Güter- 
Terkehr statuiit ist, nach dem § 9 der Eisenhahnverkehrsordnong aber eine 
ihrer Allgemeinen Bestimmnngen ist, welche für Transporte aller Art, also 
ueh von Personen, gilt Diesem Vorgang sollte der Entwurf folgen, statt 
un § 446 den Umweg einer Verweisiug auf eine andere Beehtsquelle ein- 
msdilagen. 

Der § 428 wfirde weiter dadorch gewinm, wenn an seine Spitze das 
Priücip jrest^Ut würde, dass auf das Frachtgeschäft der dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Eisenbahnen zunächst die Vorschriften des VII. Titels 

Anwendung finden. 

Sodann soll nach dem Entwurf § 128 die Eise nbahn vcvkehraord- 
unng gelten, während die Vorschriften des H. ü. R. über das Fraehtrecht 
nur subsidiäre Bedeutung hJltten. Hiergegen ist zuniichst vom formellen 
Standpunkte ans einzuwenden, dass nach § 444 die 404. 40() Abs. 1 und 
2, 412, 413 zwingendes Eiseni/umiirachtredit bind, also der zm: Zeit noch in 
einigen Punkten abweichenden Eisenbalmverkehrsordnung vorgehenl Weiter 
onus es sachlich die grtfssten Bedenken erregen, dass die Eisenbahnverkehrs- 
ordnmig reichsgesetzlichen Bestimmnngen vorgehen soll. Die wichtigsten 
GmndsiltEe des Eisenhahnfrachtrechts sind gesetzlich festzulegen, nnd nur 
wo das im Einzelfalle nicht angftngig ist, da mag das Gesetz selbst — 
wie dies ja auch vielfach schon im Entwürfe geschehen ist (s. §§ 427 AI». 2, 
433 Abs. 1, 436, 436, 4,Ks Abs. 2, 439 Abs. 2 und 3) — auf die ergänzenden 
Quellen verweisen. Soweit das aber nicht geschieht, sollte es bei der bis- 
herigen Regel bleiben. 

Solche Anerkennung der Eisenbahnverkehrsordnung als subsidiäre 
Ktrlitwjnelle hat. wie die üecrründnnir betont, zur Fol^e , dass der 
Eitseiibahnverkehrsurdnuiig liie Bedeutung' einer eii;entlicheu Rechta- 
verordnung beizulegen sein wird. Principielle Bedenken durften »ich 
hiergegen nicht geltend machen lassen. Ganz ähnlich liegt dit Sa iie mit der 
Postordnung, einem vom Beichskanzler in Ausführung des Keiclispustgesetzes 
erUusenen Reglement, welches nach H. Q. B. Art. 421 Abs. 2 dessen Be- 
stimmungen ftber Frachtgeschäfte vorgeht. Ganz so einfach liegt die Sadhe 
afleidfaigs bei der Eisenbahnverkehrsordnung nicht. Der Bundesrath ist gewiss 
chM geeignete Instanz, um den wechselnden Bedflrfiussen des Verkehrs fol- 
gende, ein Beichsgesetz ergllnzende Normen zu erlassen. Aber einmal steht 
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ihm dies Beeilt nicht fflr Bayern zu (EächBrerfasBniig: Art 46 Abs. 2) — 
welches allerdings tliatsädtilich stets gefolgt ist — und dann ist überhaupt 
die gesetzliche Grnndlapfo für diese Befogniss des Bundesrathes , die Ziffer 1 
des Artikels 45 der Reichsverfassung, eine recht fragliehe. Endlich kommt 
noch in Betracht, dass die EisenbahiivcrkehrsordTitmg sich an sich nicht auf 
kleine Bahnen von rein örtlicher Bedeutung erstreckt, hei denen kein Inter- 
esse des allgemeinen Verkelas in Frage steht. Diese Lücke sucht der Ent- 
wurf durch die Vorsehritt des § 446 Absatz 1 auszufüllen, das», insoweit 
im Titel VII auf Vorticliriften der Eisenbahnverkehrsordnung Bezug genommen 
ist, an deren Stelle die Beförderungsbedingungen der betredenden Bahnunter- 
adimung treten sollen. Dieser Aosweg liegt ja nahe, dfirfle aber doeh den 
meisten wenig geeignet erscheinen, denn damit wird ein St&ck gesetzgeberisdieT 
Gewalt an Kreise delegirt» deren Autorität nicht hoch genug steht Alle 
Schwierigkeiten würden Termleden, wenn der Entwurf, soweit er nicht selbst 
direkte Bestimmung^ trifft, auf ergftnaende Vorschriften des Bundes- 
rathes verweisen würde. 

Dem derartig zu modifixirenden nnd an die Spitze des Titels zu stellen« 
den § 428 mttsste der 

§ 444 

folgen, welcher in sachgemilsser Weise die Grenzen der Vertragsfreiheit für 
das Eisenbahnfrachtrecht feststellt. 
Sodann IdUne 

§ 431. 

durch dessen Voranstellunp: i. V. in. dem modifizirten § 428 zum Ausdruck 
gebracht würde, dass § 431 für Transporte aller Art gilt (vgl. oben). Die 
Fassung des § 431 wird mit Tviu kHirht auf die erforderliche Uebereinstinunnn^ 
mit B. I. U. Art. 29 zu billigen sein. 

An diese allgemeinen Vorschriften würden sich dann <lie speziellen über 
die Beförderung von Gütern, welche der Entwurf in den 427, 429, 
430, 432 ff. giebt, anschliessen. Die Bahnen, welche der Entwurf hier zu 
wandeln hatte, bind scharf vorgeschrieben; war es schon bei der iiegeluug 
des allgemeinen Frachtrechts angezeigt, sich müglichst den modernen inter* 
nationalen Bechtsanschanongen anznschliessen, welche nenerdings im Benier 
Internationalen Uebereinkommen niedergelegt worden sind, so war dies nm so 
mehr geboten bei der nenen Eodifizimng des deutschen Eäsenbahnfrachlarechte, 
nachdem schon die EiseabahnTerkehrsordnnng hierin vorangegangen war. So 
viel Meinungsverschiedenheiten sich bei den Torstehend behandelten allgemeinen 
Fragen zeigen werden, so wenig dürften hier zu erwarten sein, denn selbst 
einigermassen berechtigte Wünsche müssten doch gegen die anzustrebende 
Uebereinstimraung^ des externen und internen Rechts zurückstehen. In diesem 
Gedankengang beschränken wir uns aut die fol^icenden Bemerkungen imd ver- 
weisen im Uebrigen auf die Begründung des Entwurfes. 

§ 427. 

wahrend nach Art 422 H. 0. B. einer Eisenbahn nur fOr ihre Bahnstrecke 
ein Vertragszwang auferlegt war» hat der § 427 diesen Zwang für den 
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Verkehr mit jeder Güterstation des Dentseben BdcheB ausgedelint, wm einen 
Mentflameii ForUcbritt Mundet. Im Ehizelneii Idint dcb der § 487 an 
du 6. 1. ü. Art 2 und 5 an. Zu moniren Jet nnr die FasBung der Ziffer 2, 
wonacli dn Vertragnwang nicht besteht asofem die BefBrdeninfir iddit naeb 
gtsetdicber Vorschrift oder ans Gründen der Öffentlichen Ordnongr nnsn- 
Ussig ist*. Statt dessen heisst es in B. L ü. Art. 3 Nr. 3: „. ... ans 
Gründen der öffentlichen Ordnung verboten ist". Was ans Gründen der 
Öffentlichen Ordnung „unzulÄssig" ist, das kann leicht zweifelhaft werden; 
anders aber das Vorhandensein eines Verbots. Da pref^etzliehe Verbote auch 
dann ahs<«lntf Hcaclitunfr erheischen, wenn sie aus anderen Gründen als 
denen der üfleutlielien < »rdTi'nitr erlaissen sind, so sage man: „sofern die Be- 
förderung nicht nach gesetzlicher Vorschrift oder sonst aus Gründen der 
üffentliclien Ordnung verboten ist". 

( 420. 

Der Handelsstand hat h&nfig den Wnnsch snm Aosdruelc gebracht, dass 
die Eisenbahnen anr Ansstellnng von Ladeschdnen sollten angebalten werden 
können (vgl. Riesser S. 95 ff.). Nachdem das B. L U. sich begnOgt hat, die 
Eisenbahn zur Zeichnnng eines Frachtbriefdnplikats zn verpflichten, wird 
aoch vom Entwürfe nicht verlangt werden können, dass er hierüber Mnans- 
fdit. Im Verkehr neigt man zn dem Glanben, dass ein Frachtbriefduplikat, 
Umlich wie ein Ladeschein, die Waare repräsentire und deshalb unbedenklich 
berftrsclmsst werden könne. Dem ist das B. T. ü., und ihm folgend die Eisen- 
bahnverkfhrsordnnn^'-, ausdrücklicli cnt^egen}i:etreten. Das braucht der Ent- 
wurf wohl nielit mehr. Es wäre aber doch angebracht , wenn er , sclu'lrfer 
als dies im Absatz 2 Satz 1 geschieht, betonte, dass nur das Dispositions- 
recht des Absenders beschi'änkt, nicht aber das des Inhabers des Frachtbrief- 
daplikats begründet resp. erweitert wird, was z. ß. mit den Worten geschehen 
klhinte: ,Die Ausstellung eines Frachtbriefdnplikats hat lediglich die Bedeu- 
tnog, dass das dem Absender nadi § 407 anstehende Verfügungsrecht in- 
Mfem ehBgeschrftnkt wird, dass er es nur nnter Vorlegung des DttpUkats ans- 
Sben kann*. 

Praktische Schwierigkeiten kann der Verlast des Frachtbriefdnpli- 
kats hu Gefolge haben, da eine EraftloserkiAnmg desselben regelmBsBlg zn 

zeitraubend sein wird (vpl. Rosenthal S. 134 ff. und Eger S. 280 zum B. 
I. C, welclies, ebenso wie der Entwurf, hierüber schweigt). Sollte vielleicht 
der Voi gchlag Beachtung verdienen, dass im Frachtbrief und im Duplikat eine 
Summe anzugeben ist. jrecren deren Hintcrlc^mfr die Bahn die Verfügung des 
Absenders trotz Nichtvorlegunfj: des Duplikats m itefoly^en liiUte? Durch ent- 
sprediende liohe Noi-mirung dieser Sicherheit könnten die Interessen des 
Käufers resp. dessen, der das Gut bevorschusst , genügend geschützt werden. 

All dieser Stelle ist noch darauf lünzuw eisen, daas die früher zu § 409 
teferirte in der Begründung enthaltene Auffassung der Worte dieses Para- 
graphen ,nach Ankunft des €hites' an nnleidllchen Consequensen ftthrt, wenn 
FraeÜI«iefdaplikat z. B. gegen Voisehnss begeben ist^ weil der Betreffende 
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In dem Falle, daes d» Gut unterwegs verloren ging, trots der Temeint- 
Ucben Sicherheit des Duplikats keinerlei Ansprüche gegen die Bahn haben 
wfirde. 

§ 430 

gibt den Art. 395 H. ti. B. sacliiich wieder, prUcisirt und erweitert ihn aber 
im Anscblu88 an B. I. U. Art. 30 Abs. 1. Hiergegen uu«l insbesondere 
gegen die Beibehaltnngr der 8treng:en Haftung der Bahn, wird üich schwerlich 
Jemand wenden. Kedaktionell mag bemerkt werden, dass ausser »Verlust und 
Besehlldigung des Gutes' auch dessen .Minderung' genannt werden mnss, wenn 
man den sonstigen Sprachgebraach des Entwnrfes beibehalten viU (vgl. oben 
zu § 412), wie denn auch im B. I. U. Art 30 ansditcklich der lOnderong 
Eri^Ümnng gethan wird. Die Nenemng des Entwurfes, dass er an die Stelle 
von »sofern sie nicht beweist* — was sowohl Art. 396 wie B. I. U. Art. 30 
haben — setzt „es sei denn dass* dttrfte durch nichts geboten sein und 
eher als eine Verschlechtening des Textes erscheinen (Tgl. oben sn § 403). 

S 432. 

Zur Ziffer 4 ist wieder (vgl. ob. zu § 430) zu bemerken, dass die 
ylOnderuug' nicht erwShnt ist. 

Der Absatz 3 entspricht dem Absatz 3 des Art 424, dessen Wendung: 
,wenn nachgewiesen wird, dass* aber beibehalten werden sollte. 

§§ 433-436. 

Die §§ 433 — 436 befassen sich mit dem ümfanp: der Haftung der 
hdhfx wegen Verlustes uder Beschädigung vonliiitern. Diese Haftung 
ist princijiiell die deb gewöhnlichen Frachtführerb 404 i. V. m. § 444). 
Im AnscUuss an das B. I. U. sind aber durch die §§ 433 — 436 bestimmte 
Erleichterungen für die Bahn statnirt, welche jedoch keiner Erweiterung 
lahig sind (§ 444). Das ist gegentber H. G. B. Art. 427 Nr. 1 ein wesent- 
lieber, allerdings schon durch die Eisenbahnverkehrsordnnng eingefOhrter' Fort- 
schritt. Einen weiteren Fortschritt bekundet der § 436: wHhrend das B. I. ü. 
noch die Gelder und Kostbarkeiten Ton der Beförderung ansschliesst, die 
Eisenbahnverkehrsordnnng aber sie nur bedingungsweise zulässt und für die 
Beding^gen ihrer Beförderung auf die besonderen Vorschriften jeder Hahn 
verweist, iHsst der ^ 435 solche Schranken fallen bis auf eine: die ncsclirJliik- 
bariceit der Entschädigung auf einen Höchstbetrag durdi die X erki hrHuidnun^r. 
Während aber regelmftssifr j^emäss § iM voller Schadensersatz diinh 
Deklaration des Interesses an der LiefcruiiL^ jresichert werden kann, poll dien 
nach § 436 Absatz '2 für die FiUlc der i;!:? 431 nnd 435 nicht nii'i|^lieh 
bein, was übrigens auch für den dem § 434 eat«prüdiendeu Artikel 35 Ii. l. 
U. gUt (s. Eger a. a. 0. S. 613—619; Rosenthsl S. 232, Yl), Die Streich- 
ung dieser Ansnafame dürfte der Erwägung werth seini 

BedaktioneU mag noch zum § 483 Abs ata 3 bemerkt werden, dass hier 
wiederum die Betonung der Beweispflicht, wie sie H. G. B. Art. 426 
Abs. 2 und B. I. ü. Art. 32 Abs. 3 haben, vermieden bt. Das ist keine Ver^ 
besserong des H. G. B. 
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§ 437. 

PriBdiaeU fflt der § 412 attdi f%r die Eieenbalineii (| 444). In Ueber- 
distlramiiiig mit dem Usherigen EiBenbahnfrachtrei^t ist für den Fall des 
$412 Abs. 3 eine Frist für die Geltendmachnng der Mängel statnirt, was 
oben auch für dag allgemeine Frachtrecht befürwortet wurde. Der § 437 be- 
misst diese Frist — dem B. 1. U. folgend — auf eine Woche. Sollte es 
nicht besser bei den vier Wochen der Eäaenbahnverkehrsordniuig sein Be- 
wenden behalten? 

Der Absatz 2 des § 437, welcher niit dem Absatz 4 des § 412 über- 
einstimmt, dürft*! entbehrlich sein, weil § 437 Absatz 1 doch nur eine Modi- 
fikation des Absatzes 3 von § 412 ist, dieser Paiaj^rayh im Lebrigen aber 
auch lür das Eissenbahnfrachtreclit jrilt (vgl. § 444). 

§ 438. 

Die AbSiltze 1 und 3 des § 438 über die Haftung- der Balm fnr T? e Isa- 
fe pilck entsprechen dem «reitenden Keclit. Der Absatz 2 bringt die Neuer- 
nng^, dass die Eiiseübaiinverkelirsordniiii^'^ sull bestimmen dürfen, inwieweit für 
den Fall des Verlustes oder der BeschlUligunp: von aufgegebenem Reisegepäck 
die Entschädigung' auf einen Ilüchstbetrag beschränkt werden kann. Die 
Begründung rechtfertigt dies dui'ch den Hinweis auf die Eigenaitigkeit der 
fietrielieTerliftltiiisBe gewisser Streeken and Bennt als Beispiel den Berliner 
Verortsrerkehr. Bann sollte aber im Gesetz betont werden, dass nur beim 
Vorhandensein eigenartiger Verkehrsverhältnisse solche Ausnahme 
snUasiir Ist. 

§ 439. 

Auch für die Frage des Schadensersatzes wegen verspäteter Liefe rrnig 
ist der Entwurf über das H. Cr. B. Art. 427 Xr. 2 hinaiis^regangen und liat 
die Normen, welelie das B. I. ü. und ihm folgend die Eihenbalmverkehrsordnung 
aaigestellt hat, ubemommen. Während aber das B. I. U. in äscinem Art. 40 
detaillirte Angaben über die Höhe der ohne Schadensnachweis zu ei jieUenden 
Frachtquoten enthält, verweist der § 439 lediglich auf die Eisenbahuverkehrs- 
ordnnng. Eine gesetzliche Festlegung der Minimalbeträge, wie sie sich im 
B. I. ü. findet, ist Toraniciehen. 

Zu erwägen dürfte noch s^, ob die Besehrttnknng der Angabe des Inter- 
Mses an der Llefentng, wie de § 436 Absats 2 hat, anch für die HQhe der 
bei Liefernngssiamniss an ersetaenden Betrlge Cteltnng haben soll. Nach der 
IWmg des § 489 ist das anzanebmen; die Meinung des B. I. U. ist das aber 
ildit (s. Eger a. a. 0. S. 619). 

§ 440 

wiederholt B. I. ü. Art 30 resp. Eisenbahn V. 0. § 89, was nnbedenklich 
•ncheint 

1441 

entspricht dem H. G. B. Art. 430, ist aber einfacher gefasst. Wilhrend dies 
iSTon spricht, dass eine derartige Begrenzung der Haft , bedangen' werden 
kam, heisst es im Entwurf ^bestimmt wwden*, im B. 1. U.. Art 30 Abs. 2 
Iber positiy; , besteht die Kiftpflicht nnr . . bis zur Empfangsstation*. 

Bg e r , EiMatehnfMlitUoh« SnttAtfdoiigfn IUI. 12 
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Sollte bicli liiclil die eiufaclic Wiederholung von § 76 Abs. 1 und 2 der 
Eisenbahn-Verkelirs-Ordnang als Gesetseitezt empfeblen? 

§ 442 

entspricht dem H. G. B. Art 429 und dem B. I. U. Art. 27 Abs. 3, sachgemlteB 
erweitert durch B. L U. Art. 27 Abs. ö und Art 28. 

I 443. 

Die AnsprUche der EiBenbahnnntemehmiiiigeii wegen Fahrgeldes, Fracht 
und Auslagen verjähren nach B. 0. B. § 196 Nr. 3 In zwei Jahren. Für 
die VcnjShmng der Ansprüche gegen die Eisenbahn wegen Verlostes, Beschft^ 

digung oder verspllteter Ablieferung gilt der § 41*? H. 0. H. Ei^^ünxend tritt 
der § 443 lünza, wonach die Ansprüche der Kisenbahn auf Nachzahlung zn 
wenig erhobener Fracht oder Gebühren sowie die Ansprüche gegen die Eisen- 
bahn auf Rückerstattung zu viel erhobener Fracht oder Gebühren in einem 
Jahr verjähren. Die niilieren ^' rschriften hierüber werden von der Begrün- 
dang S. 276—277 eingehend gerechtfertigt 

I 445. 

Ueber die §§ 444 und 445 ist schon oben im Znsammenhang mit § 428 
gehandelt. Insbesondere ist an § 446 darauf hingewiesen, dass der § 431 
im Entwürfe selbst auf die Personenbeförderung anszudelmen ist. Aber 
auch sonst kann hierfür die einfache Verweisnü^ auf die EiBenbahuverkehrsordnang^ 
nicht genügen! Es ist ein alter, oft wiederholter Wunsch, dass die Personen- 
befördcmn«: durch die Eisenbahn eine gesetzliche "Reprelnnp; tinde, und dazu 
bietet sich jetzt die ^p^te Gelegenheit. Nicht verkannt werden soll, dass ge- 
rade für die Personenbeförderung zahlreiche Detailfragen zu erledigen sind, 
welche wep^en der verschiedenen und wechselnden Verkehrsverhältnisse besser 
in die Regrlements verwiesen werden. Die EiHenbahnverkelirsdrdnunfr selbst 
enthält aber schon Vorschiifteu, welche sich durchaus, sei es un\ eraudert, sei 
es nach voi^ängiger ModJfliirang, zur Uebemahme in den Entwurf eignen. 
Dies gilt cnnSchst von dem § 6 Bis. V. 0., wonach ein Zwang znr Be- 
fOrdernng von Personen (ebenso wie für Güter gemftss § 437 H. G. B.) für 
die Eisenbahn besteht Im Anschlass daran sollte der Satz, dass kein Passa- 
gier vor dem anderen bevorzugt werden darf, zom Ausdruck gebracht werden 
(vgl. § 21 Absatz 2 des preussischen Kleinbahnengesetzes vom 28. Juli 1892). 
Der Absatz 4 des § 427, wonach eine Zuwiderhandlung gegen diese Vor- 
schriften den Anspruch auf Ersatz des dadurch entstehenden Scbadau be- 
gründet, wÄre ohne Weiteres auf diese beiden Punkte übertragbar. 

Weiter werden sich auch die wichtigsten Rechte, welche eine Per.son 
durcli den Kauf einer Fahrkarte erwirbt, gesetzlich fixiren lassen. Die §§14, 
19, 25, 20 der Eisenbahn V. ü. enthalten in dieser Richtung eine Reihe von 
Voi*schriften , die jedoch mancher Er^;iinzung zu Gunsten des Publikums be- 
dürfen. So sollte die Uebertragbarkeit noch nicht benutzter (koupirt«r) 
Fahrkarten ansdrficklich anerkannt werden. Desgleichen ein Recht auf die 
vorfibergehende Benutzung der nächst höheren Wagenklasse, wenn diese noch 
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freie Plätze hat, die der gelösten Fahrkarte aber nicht. £in mit darchge- 
kender Fahrkarte verseheiiflir Beiseiider soUto, wean er in dem aneehUeesen- 
dem Zng wegen Baiunmaiigels lieine Anfnalime findet« einen Ansprach auf eine . 
EBtgfthftdigwng wegen der entetehendw Sänrnnias erhalten, etwa in HShe des 
FUirpreiees für die noch niclit ahgefahrene Strecke, In mmlictier Weise sollte 
dB mit dnrcfagehender Fahrkarte verseliener Beisender aneb dann entschädigt 
mrden, wenn in Folge einer Zagverspätung der Ansrhhiss versäumt wird; 
von der durch § 26 Absatz 2 Eisenbahn V. 0. für diesen Feil schon irewährten 
Befugniss dürfte nur in soltenen Fällen Gebrauch gemacht werden können. 
Weitergehend sollte überhaupt mit dem Princip gebrochen werden, das« ver- 
spätete Abfahrt oder Anknnft der Züge keinen Anspruch gegen die Eisen- 
bahn gewährt (Eis. V. 0. § 26 Abs. 1). Im Falle einer nicht unerheblich 
verspäteten Abfahrt sollte der Reisende mindestens vom Vertrage zurücktreten 
und Rückerstattung des Fahrpreises lui die noch nicht dnrclitaiirene Strecke 
fordern dürfen. Und im Falle verspäteter Ankunft, namentlich wenn die Be- 
nntznng von Ansdilnsssttgen dadurch unmöglich wird, w&re gewiss die Er- 
rtattnng eines Thefls des Fahrgeldes angebracht. Gewiss moss es der Bisen' 
iMdm nnbenommen sein, dann jedm Ansprach snr&ckznweisen/ wenn die Ver- 
spitimg yon einem Ereigniss herrfihrt» welches sie weder herbeigefDlirt hat 
loeh ahznwenden yeimochte (rgL ob. | i89 Abs. 1; Eis. V. 0. § 86). An- 
dererseits sollte aber auch dann Ersatz des vollen Scliadens gefordert werden 
können, wenn die säumige Beförderung durch Vorsatz oder grobe Fahrlässig- 
keit der Eisenbahn herbeigeführt ist (vgl. <.b. § 439 Abs. 4 ; Eis. V. 0. § 88). 
Im Falle eines Dolus gilt Ii» s ja schon jetzt nach bürgerlidiem Becht (s. £ger 
Fraclitrecht 1891, ITT S. 3vj8i. 

Diese wichtigsten Punkte dürften hier genügen. Gewisa handelt es sich 
dabei um ein© Materie, wo der Fachmann znnächst zu hören ist und wo der 
Laie Manches übersieht. Die Aufgabe iat aber sicherlich bei einigem Entgegeu- 
kommen der Eisenbahnen zu lösen und bedarf endlich einer Lösung 1 

§ 446. 

Der Entwurf musste nach seinem System für die der Eisenbahnverkehrs- 
ordnong nicht unterliegenden Bahnen an Stelle der Verweisung auf diese Ver- 
ordnung eine andere Rechtstjuelle suchen. Dass dazu ohne Weiteres die Be- 
förderungsbedingungen der bf'ti'effenden Bahnen genommen werden, dürfte 
<i(»ih nicht angängig sein, da hinter ihnen nicht eine Auturitat Avis- Iii des 
Biindefratiis steht. Fol^t man dem oben zn § 428 a. E. i^emaclitm \'ur- 
schlag, so bedarf es des § 441) Absatz 1 nicht, während sein Absatz 2 dem 
§ 427 als Ausnahme anzuhängen wäre. 

Sedaktionell mag noch bemerkt werden, dass die Bezeicbnnng der unter 
§ 446 fallenden Bahnen als Kleinbahnen bedenklich ist, nachdem das 
Preamische Gesetz vom 28. Juli 1892 § 1 diesen BegrUF dahin bestimmt hat, dass 
dies iolche Balinen sind, welche dem prenssischen Gesetze über die Eisenbahn* 
nntetnelmiiingen vom 8. November 1888 nicht nnterliegen. 
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6. 

C^nmdstfl^&Bentelgniuigeii znm Zwecke TOn Stnmnlialuiaiiliigeii. 

Von Dr. Karl Hilse, 

Syndikus der Grossen Berliner Pferde-Eisenbalm-Aktien-tjeseUscliaft in Berlin. 

Die StrasBentMiluieii werden selbst in Prensaen, wo aie auf Gnmd des 
Gesetees S8. Juli 1892 zn EleinlMlinen geworden sind, wegen Ihrer Eigen- 
th&ulidilceiten eine Sonderstellnng im Rechte nnd im Verwaltnugsgehranche 

behaupten. Denn der Umstand, dass sie fOr ihre Be\ve{!:un^ und ihren Unter* 
bau den öffentlichen Strassenkörper gebrauchen und bücUstens mf liarze 
Strecken einen eigenen Bahnkörper besitzen, wird mit sich bringen, dass 
durrli iln-o Aiilaji^e Verliftltnissc ppfsrliaffon ^YordpIl, welclie ««dwuM von den im 
Eisen i>ali Hau sen als von den in sonstigen N'crkohrsliL'trieben ttbliclien. erheblich 
abweichen. Diese Erscheinung tritt nameiitlicli auch im Gebiete der Enteise- 
nung für Straspcnbahnbauz wecke hervor, weshalb en niciit müssig sein wird, 
die liier waliruelimbareu Eigentliümlichkeiten kurz zu beleuchten. 

Während für Baiern durch V. 20. Juni 1856 § 9 ' gesetzlich vorgesehen 
Ist, dass es swecks Anlage yon Straesenbohnen zur Enteignung Icommen kann, 
fehlt in den Gesetzgebungen der übrigen deutschen Staaten eine gleiche Vor- 
schrifL Insbesondere hat das prenssische Gesetz Tom 28. Jnli 1892 zwar in 
den §^ 80 — 37 den Fall vorgesehen, dass Bahnnntemehmnngen durch den 
Staat erworben nnd ihren Eägenthfimem entzogen werden sollen, dagegen über 
die Frage geschwiegen, oh nnd nnter welchen Voranssetzungen der Bahnnnter- 
neluner auf Bewilligung des Enteignungsrechtes Anspruch habe. Wold aber 
hat der Verwaltungsgpbranrli die Strnssenbalinen für solche UniernelnnuTisrpn 
erklärt, durch welclfe Ir ni ifftentlichen Wohle gedient werde, weshalb die Be- 
williguntr des Enteif4riimf?sreelite8 nicht verfassungswidrig mi. Indess ist 
w^ähiend des mehr als 31 jährigen Bestehens von Strassenluilmen bisher nur 
in einem einzigen Falle einem Bahnnnternehmer die landesherrliche Ent4?ile:- 
nungs-Genelinügung ertheilt worden. Solclies geschah iu l'reussen durch aller- 
höchsten Erlass vom 15. April 1885 zn Gunsten der Grossen Berliner Pferde- 
dsenbahn-Actien-GeseUsehaft gegen die Stadtgemeinde Cbarlottenbors anm 
Zwecke der Ansdehnnng ihres Berliner Bahnnetzes im Charlottenbnrg'er Weich- 
Idld. Es handelte sieh dort nm die danemde Beschrttnknng des Gemeinde- 
«igenthnnis am Stamssenkörper in Form des Doldens von Fahrgeldsen. L^der 
gelangte das eingeleitete Verfahren nicht zum Anstrage, indem es Torzeiti§r 
zn ssiner Einstellung kam, weil die Unternehmerin anf die fragliche Schienen- 
▼erleguig verzichtete. 
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Abg^esehen liiervon ist allcidinf;;s in zahlreichen Fällen und an verschie- 
denen Ölten Grund-Eigenthum zur Durchfilhrimg von Strajusenbalmaiilaj^en pe- 
bniicht fvorden, dessen freihändiger Erwerb nidit gelungeii war, sodass es 
nr Zwangsenteigniuig Icommen mneete, docli bediente man eidi hier des 
Stmaseneigenthümers als üntemebmer und brachte die Fttlle unter den Ge- 
nchtapiDikt der Geradelegnng oder Erweitenuig SffentJidier Wege«. Es lag 
ibnen nimlich aaraahmsloB der SachyerliBlt za Gnmde, dass die Polizei ihre 
Ge&elniiigun^ zur Ansführung des Scliienenwegea im dffentlichen StraaeenlcSrper 
von einer Strassenrerbreiternngr abhäng^i^ machte, wobei die neue Strassen- 
flucht in fremdes Grandeigonthnm tiel, während die Schienen im bisfaeiigen 
Strassenkörpcr zu liog-cn kommen sollten. Der Schienenbau war somit nnr 
die niittclbnre l'rsai lK' tiii- die Beansprnchnng" fremden Ei^rentlmms. Der be- 
kannteste Fall dieser All ist die Verbreit enuii; der l'otsdamerütrasse und Um- 
gestaltung des Potsdamerplatzes zu Berlin auf Kosten der Grossen Inter- 
nationalen Pferdeeisenbahn-Actien-Gesellschaft durch die Stadt^^eiaeinde Berlin. 

Da in allen derartigen Füllen, wu fremdes Grundeigenthum zu Strassen- 
TerbreitentBgszwecken gebraucht wwde «nd die eateigiielen FIBchen m Straaeen- 
laod bestimmt waren, der Erwerb thatsHchUch für den Strasseneigenthümer 
folgte, konnten de nnbedenidich so behandelt werden, dass der Stousen' 
dKenthnmer als Unternehmer und die StrassenTO'breitennig als Unternehmen 
bezeiehnet wurden. Denn der Beweggrund für die nothwendlg gewordene 
StraBsenerweitcrung, der durch sie zu fördernde Zweck und die QneUe, ans> 
welcher die Mittel znr Abfindung der Entschädigten fliessen, sind augenscliein- 
lich unwesentliche Nebenumstünde, die für die Frage, oh die Verleihung ans- 
zusprechen oder 7ä\ vcTsapren ist, nicht mitsprechen. 

1894 wurde jedudi die Enteignung in Berlin fiii' Grundtlächen verliehen, 
die auss( hliesslidi zum Legen von Strassenbahngeleisen bestimmt waren. 
Da» Bindeglied zwischen den in der Frauziisisc henstrasse und der Dorotheen- 
strasse bereits vorhandenen Geleisen sollte zwar überwiegend im Körper 
öffentlicher Strassen bezw. Plätze, zu einem geringen Theile jedoch im 
EMtaoienwflldcben zn liegen kommen, welches Eigenthnm der Berliner Uni- 
Teisität ist. Der Leteteren sollte also das Omndeigenthvm durch die Pflicht, den 
Oeleiseinbau zu dulden, d%uemd heschrftiilct werden. Obschon nur der Bahn- 
Terkehr und nicht etwa der allgemeine Wagen- und Fuss^ngerTerkehr fiher 
das zu beschränkende Grandstiick zu führen wai-, mithin nicht die All- 
gemeinheit, sondern nur der Bahnuntemeluuer den Vortheil der Benutzung des 
fremden Grundstücks gemessen sollte, die fragliche Grundfläche namentlich nicht 
dem öffentlichen Strassenkörper einzuverleiben war, ist ^rleichwohl die Stadt- 
i^emeinde und nicht der Bahnontemehmer als Enteiguungs- Unternehmer hin- 
gestellt worden. 

Ohne der Frage näher zu treten, ob der letztgewilhlte Weg ein glück- 
hchcr ist, verdient der beregte Fall nach der Seite hin eine Erörtemnp-, wie 
die Entschädigung zu finden und zu bestimmen ist. Die dem Gruüdütücks- 
eigenthümer aufzubürdende Last der Geleisduldnng soll zeitlich begrenzt sein, 
mmlich nur bis zu dem Mtsmakt» dauern, in welchem das Geleiaeliibaizeeht 
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der TTüteniehineriii hinsichtlich iliree übrigen im städtischen Weichbilde liepren- 
den Baimnetzes erlischt, ^vab am 31. Dezember 1911 eintreten wird, so dast» 
es sich um eine zeitlich begrenzte EigentbimiBliOBelur&nkiiiig handelt. Denn 
dem Umstände, dMs die Dmer keine vnbeschrftnkto Isl, darf noeh nicht die 
Bedeutung beigelegt werden, die Beechränknng; für eine Toribergehende aa 
erUlren und die BntsebMdigiing nach den dalQr maasgebenden Satanngen an 
bemeaeen. 

Da in einem gewissen Zeitpnnlcte die Beschrftnltitiig wegfallen und daa 
Eigentfanm wieder frei werden wird, ist bei Beme»Biing der Entschädigang zn 

untersuchen, weklier Betrag zum Ausgleiche des VermögensnachtheUes genügt, 
der den Eigenthüraer durch die herejrte Last trifft. Er \Yird füp^licli im Vor- 
aus für den ganzen Zeitraum abzuscliiitzen Bein, sodass von der Anwendung 
des Gesetzes v 11. Juni 1874 § 12 Abs. 2') kaum die ßede sein kann, weil 
wenigstens keine Umstände zu erkennen sind, aus denen imierlialb der Frist 
auf einen Weclisel im Umfanpe der Benachtlieilifi^img zn reclinen .sein würde. 
Sollte gleichwohl der Grundeigenthümer das letztere behaupten und die Fest- 
setzung der Entschädigung nach Ablauf jeden halben Jahres verlangen, so 
wfirde ihn die Beweislaat treffen, wBhrend ihm umgekehrt der Beweia nicht 
abgeaehnitten werden darf. Trifft jedoch daa Erster« an, so würde die Ent- 
schlidigang in einer einmaligen Abftidiuig an bestehen haben. 

Sdkwieriger ist die Beantwortung der Frage, welche ümetlinde für die 
'WerthsanflBndiUDg mitzusprechen haben. Ist der bisherigen B^ntanngsart ge- 
mlaa § 10 Aba. 1 awar die Berttcksichtigong nicht zn yersagen, so iat de 
gldchwohl nicht ansscblieaalii^ massgebend. Wäre letzteres der Fall, so würde, 
da das Kastanienwnldc^irri überwiegend znr Erholung der Studirenden dient, 
wirthschaftüchen Zwecken mcht überwiesen, überdies der Bevölkeroi^ nicht 
mehr vprschlossen ist, sondern auf der jetzt zn belastenden FlfUhe sogar viel- 
fach zum (lelien benutzt wird, ein wirthsehaftlicher Nac litheil überhaupt weg- 
fallen. Denn die fragliche Grundflttehe darf nach ilu-er Bestimmung nicht 
eimnal auf andere Weise wii thschaftlich benutzt, z. B. zum Schankbetrieiie 
oder zn einer Handelsgärtnerei und iihnlichem mehr verpa^ht«t werden. Die 
Erzieluug eines Miethszinses ist darnach ansgehchlossen , sodass es verlelilt 
aein wfirde, den lOefhsscbfttzungswerth der Festsetzting zn Grande m legen. 

Seit indess für Preus.sen das ^Tcsetz v. 28. Juli 1892 § 0 aiij^gesprochen 
hat, dass für die Benutzung öffentlicher Wege zum Geleiseinbau deren Be* 
aitaer ausser der Unterhaltong nnd Wiederheratellung des benutzten W^pe- 
fheües noch ein angemessenes Entgelt beanspruchen und ein Erwerbarecht 
sich sichern darf, wird dafttr zn halten sein, dass dem Bq^taer eines Qnmd- 
atttckes, welches einer gleichen Benutzung zugeführt werden soll, selbst für 
denjenigm Fall mindestens ein gleidies Ebitgelt gebührt, wenn er aus seinem 
Besitz bisher keinen Nutaen gezogen bat und voraussichtlich auf die Dauer 



*) VgL dazu Eger, Commentar a. Enteign. Oes. v.ll. Joni 187i. Bd. I. S. 3430. 
mid 868 ff. 

*) Eger, a. a. 0» I 8. SMff. 
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jer Belastinig m zielien nicht im Stande sein würde« Denn branelit der 
Uffentttebe Wep, trotz seiner Bestimmung, dem allgemeinen Verkehre sn dienen, 
einem Verkehrsbetriebe, welcher für seine Beförderungszwecke besondere Vop- 
tidltnngen im Stras^^endamm nöthig macht, unentgeltlich nicht überlassen 
zn werden, so muss für Privatgrund stücke erst recht dasselbe gelton. Liefert 
ja doch die Thatsache, ilass das Grundstück eiiifr gewerblirlien Anla^^e dienen 
foll, den s( hlagendiiten i^ewnis von der ilim iunewolmendeu Jfäiiigkeit, wirth- 
achaftlicl» benutzt zu weiden. 

Welches Entgelt ist jedoeh ansremcsisen? Hierfür wird einerseits die 
That:»ache zu würdigen sein, dass die meisten VVirtlischaftsarten (z. B. daa 
Bauen, Verpachten, Benutzen zmn Lagern) ausgeschlossen sind, dass anderer- 
B^ts jedoch der Unternehmer aus der Benntsong einen Gewinn erzielt» welcher 
ihm fehlen würde, wenn für ihn die fragliche Flache nnzngangUcb wAre. 
Dieser Gewinn entsteht jedoch ans dem Znsammenwirken der hergegebenen 
Grnndfl&ehe, des ansgefOlirten Einbaues, der hexgehaltenen Ansrttstnngsgf^en' 
aUnde, der Unkosten für den Betrieb nnd der persönlichen Leistong, sodass 
er nur zu einem geringen Bmchtheil auf die Grundfliidie entflUlt. Das Ver- 
hältniss, in welcliem die einzelnen zum Aufbringen des Gewinnes mitwirkenden 
Factoren zn einander nnd mr Gewinnziffer stehen, wird also den Massstab 
für die Antheilsziffer l)ilden, mit welcher der Grundeigenthiinier betheiligt 
werden darf, weil ilir EirtLr^^inir durch die Herhaltnng seines Grundstückn 
vermittelt ist. Folgeweise wurden die muthmasslitdien Gewinnaussichten, die 
mnthmasslichen sachliehen und persönlichen Betriebsunkosten, der erforderliche 
Aufwand für den Bau und die Beschatiung der Belriebsausrüstnng zifferiuässig 
zn veranschlagen und zu schätzen sein, wobei bezüglich des Bauaufwandes 
weiter zu nnterscheiden wäre, wieviel anf den Ban entflült nnd wieviel mehr 
er gekostet haben würde , wenn ein Grundstück hätte dazu erworben werden 
mftssen. Ein den zeitgemässen Zinsen von dem geschätzten Gmnderwerbe- 
prdse entsprechender Betrag würde der Höchstbetrag sein, der als Entgelt zn- 
gebilligt werden dürfte. Er müsste eigentlich dahinter noch zurück bleiben, 
weil dem Eigenthümer die Werthssteigemng verbleibt, welche das Grundstück 
in der Zwischenzeit erfahren k<>nnte, um die der Bahnunt«mehmer kommt. 

Die Vorerörterungen thnen dar, dass bei der unvermeidlichen Tmarbeitung 
sowohl des Entriunungsreehtcs ') wie des Kleinbahngesetzes den Eigenthiimlieh- 
keiten der Sn m-^ n^olmen die ihnen [gebühren'! e Berücksichtigung um so weniirer 
wird vorenthalten ss erden diiiien, als das Bedürfniss nach ötrassenbahnen 
inuner weitere Kreise ertasst und seine Befriedijrung ohne Schädigung des 
Volkswohlstandes nicht wird zurückgehalten werden können. 

') Eine Form der Zwangsenteignung stellt in Preussen das ZnstJmmungs-Er- 
gänninga -Verfahren gemäss Q. t. 28. Juli i8&2 dar. Um veigL Praus. Yerwaltmigs- 
Bl«u für 18% Nr. 37 und 38. 
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I. Besondere eieenbahnrecbtüciie Sehriflen. 

EnflClhartl, F. R. Sammlwig tob OeaetMn, Yerordmiiigen, Eriauen u. s. w. in Besug 
auf den EiaenlMluidiaiat Berlin 1896/6. Liefenuig 3—13 (Bchlnm). B. t. Decker*s 

Verlag. G. Schenk. 

Dieses bereits in Band XII S der Zeitschrift bosproehene Sammelwerk Hegt 
nanmehr in 12 Lieferungen beendet vor und erfüllt, wie nach dem Plane und der 
Anlage des Werkes 2U erwarten war, in Hinsicht auf Vollstäudigkeit , Übersichtlich- 
keit und sweckminige ZornnuneDet^ujig danbam die Aufgabe, die eleb der Hör 
Verfaner gestellt hat; es kann daher für den praktischen Qebraacli warm empfohlen 
werden. 

V. Kaufmann, R. Die Etsenbahnpolitik Frankreichs. 2 B&nde. Stattgart 1896. J. G. 

Cotta Nachfolfrer. 

Für dit? Eiitwirklunj; unseres heimischen Eisenbahnwesens ist nichts lehrreicher 
und wichtiger, ab die Kenutuiää ded Eiäeubahuweäcns anderer Staaten. Sie regt 
uothwendig snr Yergleichnng und Untmnbhnng an, ob nnsere eigene Eisenbahn- 
politik den rechten Weg eingeschlagen nnd verfolgt bat, welche Erfahmngssfttae^ 
VcrlHMSL'iuniren, Einrichtungen, Normen sich mit Nutzen und Erfolg aus dem Aus- 
liuiili» iiberncliiuen lassen. Von diesem 'Ti-^icbtspnnkte aus hat G. Cohn «lie englische 
Eisenbalinpolitik, A. v. d. Leyen die Fiuauz- und Verkehrspolitik der uordamerika- 
uisctien Eisenbahnen in vorzüglicher Weise zur Darstelluug gebracht Diesen Arbeiten 
reiht sich das t. Kaufmannsche Werk Uber die Sisenbahupolitik Frankreichs an. 
Die Aufgabe einer Darstellung der franxQelechen Eisenbahnpolitik ist eine gans besonders 
schwierige, weil die häufigen politischen Umwälzungen nothwendig auch die Eisen- 
bahnpolitik fortgesetzt in sehr erbebliebem Maaase beeinflnsst haben. Ob mit Rück- 
stellt liieiiUif dein Ilcrrn Verfasser seine Anf^abc, inslK^-iini'Urc die Erklärung der 
thatäiicblich ijewuidenen Zustünde nach ihren letzten Gruiukii, vollständicr irelun^en 
ist, mag dabin ge^LüIlt bleibeu. Jedoufalls ist aoznerkeuueu , dass er mit grüi»»ter 
Hittiewaltung und Sorg&lt das ihm nreichbare, sdir nmlkssende Material klar ge- 
sichtet, snmntmengestellt und au einer Arbeit geetaltet hat, welche qiftteren Arbeiten 
auf diesem Gebiete in hohem Grade förderlich sein wird. Das Werk zerfällt in einen 
allgemeinen und in einen speziellen Thcil. Der an«;^emeine Theil bebandelt die 
Ge-schiebtc der lianzösiüchcn Kisenbahnpolitik von den örsten Anfängen (1823) bis zur 
Gegenwart, uud die dadurch bedingte Eutwickluug des französischen Eisenbahnnetzes. 
Der spezielle Thcil umfasst die Darstellung des Organismus des französischen 
Eisenbahnwesens, annftchst der verwaltungirechtllchen Grundlagen deeselboi, des 
Tarif Wesens nnd der Gestaltung dci fraoaOsischsn Siaatsbahnnetaea, sodann dea 



Dlgitized by Google 



Liteiatur. 



185 



Systems der fraiuüäi>>cheu Eisenbahnpoiitik (Suliveutioniruug — Gewinn Verteilung — 
Ziiuganiitie}, der damit s«iunnieBbIiigend«ii WassentimHenpolitik, der Entwicklung 
lukl Bedentuiig der BmnenwmwmtrMfleB, endlicb die Sehildemng der fruuOBlidieii 

Biscnbahnen in ihrer Bedeutung als Verkehrsmittel und in ihrem Einiluss auf die ge« 
samriite Vorkehrsentwickhmg in Frankreich. Der Aufgabe und dein Zwecko der Arbeit 
entsprechend ist bH der DanstelluTifr der einzelnen Abschnitte auf die bezüglichen 
Verbältnisse in Deutschland eingeheud Rücksicht g^onouinion. Es mag vorläntig ge- 
nflgeo, auf den Iidtalt dieses in grossem Style angelegton Werkes liier im Allgemeinen 
anflaerkeain gemacht m baben. Wir werden in der Folge nocli weiter auf dasselbe 
nuflckkominen. Dr. Eger, Berlin. 

■«^ay, John Charles. Light Railways for the United Kingdom, Indla and the Ckiloniee. 
London 1896. Crosby Lockwood and Son. 

iorill, W. W. American electrical cases decided in the »täte aud fedcral courts of the 
U.S. from 1873 on subjects relating to the telegraph, the telcphone, electric light, 
electric railway etc. V. 4. 1694. New York lfl86. Alb. Mathew Bender. 

■liier, fiutt. Bas Siaenbahn*Recbniingsgesets nnd die Expropriatiousinltiative. ZQrieb 
18%. Buchh. des Schweiz Grütlirerdns. 

Rapalje, S. aud W. Mack. Digest of railway decisions, embraciug all the cases from 
the earliest perlod of rnilway litigation to the preaent time in the U. S., Eng. and 
Cauada. Northport ISl^G E. Thompson & Co. 

Schuster, Dr. R. und Weber, Dr. A. Die Kechtsurkundcn der Österreich ischeu Eisen- 
babnen. Heft 82. Wien 1806. A. Hartleben. 

SwMnaeheln, 8. Die Bisenbahntransportetener und ibre Stdinng im Staatabanahalt, 
Berlin 1896. JoUns Springer. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhang stehende 

Schriften. 

Cebi, Dr. 6., Professor. Das neue Dentsche Bttrgerliche Becbt in Sieben. 1 All- 
gemeiner Teil. Berlin 1896. 0. Liebniann. 

Eine gleich eigenartige Bearbeitung \\ i>' die vorliegende hat woh! kaum jemals 
ein Civilgesetzbuch rrfahrcn. Verf ;H-*'r vertblgt mit dem Werkchen einen doppelten 
Zwefk: einraal will er den Lernenilen die Ocdacbtni^i.sarbeit erleichtern, dann aber 
auch alten HechtssprUchwürteru, welche jetzt laugst verget^^eu sind, zu neuem Ansehn 
Twbelfen. In mdir als tOOO Sprttcben sind alle Vorscbriften des allgemeinen Teiles 
1—334) txm Ansdrnck gebracbt; die abrigen Teile des B. G. B. sollen in gteieher 
Wei^e bearbeitet \\ « nlen Die böcbst geistvolle nnd originelle Ariieit verdient vollen 
Beifall and läeat boffeu, dass der Heir Verfasser seinen Zweck crrnirhen wird. 

W. Uoennann, Bolchen. 
Eichhorn, Kammergerichtsrath. Das preussische Stempelstenergesetz vom 31. .In Ii 1895 
nebst Tarif, Tabellen und Ausftthrnngshestimmungen. Berlin 1896. Verlag von 
0. Liebnann. 

Das pmiariscbe StempelstenergesetB vom 31. JnU 1896 bat in 86 Faiagrapben 

das ganze Rechtsgebiet des preussischcn Landesstempels von Gnmd auf neu nnd 
flbersichtlicb geregelt. Wip sehr eine snMic Änderung dem Ilrakt^^^cben BedQrfuisse 
eutsprochon haben muss, <;eht schon daraus hervor, dass der die frühere Gesetisgebnng 
aufhebende § 35 nicht weuiger als 37 Gesetze aufisäblt, welche ganz oder teilweise 
bi Wegfall kenuneD. Emen weiteren Fortschritt bringt das Gesets dorcb Aosgleichuug 
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einer Reihe von HIfteiii welohe Torsagtweise die weniger bemittelten BevOlkemngs- 

klassen trafen. 

Die vorliegende, von dem Mitbearbeiter der preussi?icheii Strafgesetze heraus- 
gegebene Arbeit soll nicht ein ausführUcber Kommentar sein — ein solcher ist von 
Beditinnrftlt E. Heiidts nelien verOfliBiitiieht — , eondem ein in treter Linie dem 
Oelmodie in der Praxis dienender Leitfaden. Anaser einer knneo, leiehtfiuaUelien 
B^lftntemng nnd den einzelnen Paragraphen die bezüglichen AuBftthmngsbestim* 
mongen angefügt. Mit gleicher Sorgfalt wie das Oesetz ist auch der Steupeltarif 
behandelt. Form und Ausstattung' ä^*^ Bmh»'« ist dieselbe wie bei den strafrecht- 
lichen Nebengesetzeo Km Anhang? enthält die Ansftthrangahestimmnngen nnd Tabellen 
zur Berechnung der W enhstempel. W. Ck>ermanD, Bolchen. 

Friidrioilt, Dr. Carl, Becbtianw. VnircnaleB Obligationenreelit BetUn 1696. Xarl 
Heymanne Vorlag. 

Die ethnologische Jnri^mdenz ist im Laufe der letzten Jahre in Deutschland 
in liebevoller Weise gepflegt worden, bereits füllen die zu derselben peboriit^on 
Schriften eine stattliche Bibliothek, und immer deutlicher enthitllr '^v.^h uns der Werde- 
gang der universalen Üechtsidee au der Hand der Entwicklung der Ilecbtc und 
Bechtsformen der einzehien Völker. Li der vorliegenden Schrift, welche einen sehr 
verthTollen Beitrag an diesem neu auf^banten Wlesenaawelge bildet» wird der Ver- 
aneh gemaebt» di^fenigen Beebtiefttse aoeammenanfaMen, welohe fttr das Obligationen« 
recht der einzelnen Völker und St&mme gemeinsam gelten, and derselbe kann, nach 
dem heutigen Stande fies Wissens, als ein durchaus gelungener bezeii-hnet werden. 
Der Verfasser erwähnt in der Einleitung die UnVollständigkeit des ihm zur Ver- 
fügung stehenden Materials ; ob dasselbe jemals ein durchaus vollständiges sein wird, 
iit aweilblhaft nnd nach Ansicht des Beamuenten nicht wahiaoheüdioh, das heute 
leben ▼oibandene iat aber ein ttbemidies» anaserofdentlich Mrstrentee nnd dicaerl&alb 
schwer an behecrechendes. Der Y^aeeer beherraoht es in vollem Masse nnd darf 
dieserhalb den Anepmch erheben, ftir die Erkenntnisa der Entwicklung des Obli- 
irationenrerbts einen werthvolleu Ba\istein g^Iief^rt zu haben. Das Buch zerfallt in 
einen aligenieiaen Theil, der sich mit den allgeuieinen Gnindsätzen des Obiigationen- 
rechts beschäftigt und einen speziellen, worin die einzelnen Formen der Schuldver- 
hiltniiae behandelt weiden. Trota der FttUe der mitgetheilten Detaila ist die Daiv 
Stellung aieht «rmndend nnd wird deshalb ? on allen, wdche deh für die ethnologisclie 
Jniiqinidens interessiren, mit Veignfigen geleam werdai. Dr. L. Fnid, Kains. 

Faid, Dr. L. Das Beidisgeseta aar Bekftmpfiiag des nnlantnren Wettbewerbs. Haanorer 

1866. Helwing. 

Das Gesetz über den unlauteren Wettbewerb hat, wiewohl erst am 1. TuH 1896 
in Kraft treten, schon viele Komnieutirungen erfahren: von J5irkeubibl, Daltrop, 
Knnreuther, Me>er, Roereu, Stephan etc., denen sänuntlich das Verdienst gebührt, 
dasa rie das Uberans reiche Material der Hotite nnd Terhaadlangea setgsam Ter- 
werthet nnd dem Pnblilnun in aasdianlieher Form dargestellt haben. Der Sommeaitar 
fon Fuld theilt nicht nur in hohem Grade diese Vorzüge, sondern aeiehnet sich be- 
sonders durch die Fülle des Stoffes aus, den der Herr Verfasser ans eigener Kenutnias 
der Dinge den einzelnen Paraj^raphen hinzufiiirt Hierzu kommt die stete Heran- 
ziehung der franz(isiächen und euglischen Junnj ru l -nz, die bekanntlich fitr den Erlass 
des deutschen Gesetzes vorbildlich gewesen ist. uid ist im AUgemeineu kein Gegner 
des Qeeetaea nnd glaubt ancfa, dass die dentsehe Seehtsspreehnng, wenn sie aieh 
nnr einignmaasen der ftden AnlEusong der Franaosen anschlSss^ sieh unschwer asik 
demselbeii abfloden weide. Bsftient kann diese Hoffiinng nidit' thaUen. Begiiffh, 
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wie der dw BekUune, welelnr dtMtif abgeteilt iet^ ob die marktidureleiiiclMn An- 
pnlnmgai Angalien tbatsächlicher Art sind im G«getmtz zn blossen ürtheilen» oder 
d«r im Gesetze nicht defiuirte Begriff des GeschftftmelieimiiisBee, endlich die Frage, 

ob ein berechtigtes Interc!-«? vorhantlen ist, wHlnrrh dip lo^enannte Diskreditirung 
fremder Geschäfte entschuldige werden soll, werden lange Zeit zu scbwankendea 
Entächeiduiigeu Auias« geben. Die ungmcklii:}jst6 Bestimmung ut die Scbadeottersats- 
klage, wekhe Jedem Konlmneiiteii gegenüber einem BekiameimteniifaiMa swteben 
wU. Man ftmgt aldi Tergebene, wie ein Kanftnun d«i Sdiadeii liqiiidinB «dl, der 
ihm durch die unwahre Beklame eines Anderen entstanden iet, nm ao melVt wenn 
man sieb vor Augen hält, dass der Konkurrent nnr die ihm selbst entgangene Ein- 
nahme, nicht etwa den der ganzen Konkurrenz zugefügten Schaden pro rata ersetzt 
verlangen kann. Puld hofft, dasa der deutsche Richter sich hier gleich seinem fran- 
zösischen Kollegen vor ängstlichem Bigorismus fernhalten werde, der bei Klagen 
Mii nnlMitenm Wettbewerb am wenigsten angebracht sei. Es wlie aber sdir 
wflnsdieaflwertli gewesra, wenn die Kommentare die viel gwllbmtea Meieren tttof 
sOsisehen ürtbeile, mehr als es geschehen, mitTbatbosland und Gründen oder wenigstens 
mit genatier Quellenangabe citirt hätten, «m eine Nacbprüfting der«elbon zn ermög- 
lichen; die bekannte Verbreitung der Eeklame in Frankreich lässt eher auf eine ge- 
wisse Beserve der Gerichte schliessen. Umgekehrt aber wäre es recht bedauerlich, 
wenn die dentsdicn Owiehte in ProKssen wegm nnlaateren Wettibawerbs dem Eliger 
das Vergeben erleichteni und Ton einer strikten BeweisfCbrang in Besog anf den 
erlittenen Schaden Abstand nebmen wurden; die ngesprochene Summe nälmie alsdann 
sofort den Character der Busse an, die, wenn man sich daran erinnert, wie flüssig 
die ges^-tzlifhen Gronz^^n zwischen lauterem und unlauterem Wettbewerb sind, 
leicht in eine Strafe auf geschäftliche Agilität und in eine Präraiirnng von Trägheit 
und Chicane ausarten würde. * Dv. E. Hancke, Breslau. 

Heiaitz, E., Bechtsanw. Kommentar zum Preuasischen Stempelsteuergesetz nebst Tarif. 
Vom ai. Jnli 1896. Berlin 1896. 0. Liebnuum. 

Der Heir V^rftsser hat in dem vorliegenden Kommentare ein fttr die Theorie 

and Praxis gleich werthvolles, hDchst verdienstvolles Werk gesohaffen. Die Aufgabe, 
den rechtlichen Inhalt des Gesetzes und des Tarifs im Zusammenhang mit den in der 
Prcussischen Monarchie geltenden Systemen des Civilrechts, dem Allgemeinen Land- 
recht, dem gemeinen Recht und Code civil darzustellen und bierl>ei die bisherige Praxis 
der Gerichte und der Vdrwaltuugsbebördeu, sowie die einschlägige Literatur iu aus- 
giebiger nnd Itritiacher Weise na Terwertiien, hat eg voll nud gana ezfttUt Fttr das 
ffisenbahnreoht aiad die Britnteningen ttbw die Stempelabgaben bei Oenehmigongen 
som Betriebe (Tarif Nr. 22 m. S. 214. 225. 76. 78), Lieferungsverträgen (B. 298), 
Übertragung von Frachtbriefen (S. 162), Enteignungen (S. 21, 24), sowie über die 
Auzeigepfli' ht rlr^r Eisenbahndirektionen (S. 135) von besonderer Bedeutung. Das ge- 
diegene Werk kann der besten Aufnahme in allen Interessentenkreisen gewiss sein. 

Dr. Eger, Berlin. 

Rtottmiaan, Dr. R. Allgemeines Beiggeseta Ittr die prensaiscfaen Staaten vom 84. Jnni 
186& nebst Kommentar. 6. AnlL unter Bertteksieht^lQag der dnreh das Gesets 
Si Jnni 1892 cingetrctenoa IndemQgen heranegegeboi Yon Dr. M. Fürst, Qeh. Oh.- 

Bergrath. Berlin IPnn T Guttentag. 

Der bekannte Kloslermanusche Kommentar ist durch den mit Kücksicht auf seine 
Stellang und vorangegangenen literarischen Arbeiten besonders qnalifi^irten Herrn 
Veilbsser einer ToUstftndigen Umerbeitung unterzogen worden, womi die Emanation 
der Be^ggeeetnoTelle Tom 84. Jnni 1888 Tomehmlich Anla« bot. Die seit Sisoheinen 
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4er TiertMi Auflage Itinzugekonmieiie Litmtnr, Becht^prechung und Oftsetcgebiing ist 
auf das Sofigfiltigste miil Gewiiaeiilmfteste beontst vad so Vieles hiasugefltgt wor- 
den, dass wir bei /.alilreidion AbschnitteB fast vor einem neuen Koiuraentar sieben, 
obwohl in pititfitvoller Weise die Klostermann^olieii Erliinterungen tbnnlichst zu fininde 
gelegt sind. Für dm Eiscnbalmreclt «in 1 die Err.rteruni^pn zw § 4 (Scliürt'verbot 
8. 23), § 135 (önindabtretung eq Bergwerksbabnea S. iOöf.j, 153—155 (Anlage vun 
Eisonbabnen im Grubenfelde und Entscbädigung der Bergbautreibendeu S. 477 f., 481 1), 
§ 196 (ambendsenbalmeD, namentUeh die an Sffentlicbe Biseabahnen aasc l iliesswideii, 
ilue eisenbalintecliiiiiche Aofaielit nnd Überwaebang mit Beeng «af § 60 des Klein- 
babngesetzes v. 28. Juli 1898) von besonderem Interesse. Die neue Aoflage entspricht 
in jeder Hinsiebt den Anforderungen der Tbeorie nnd Praxis. Dr. Egor, Berlin. 

Pohl, 0, Saramlnng; von Gesetzen, Verordnungen , Erlassen u. s w. in Bezug auf den 
Beichs-l'ost- und Telegrapbendienst. Berlin 1895. E. v. Decker's Verlag. G. Scht nck. 

Auf diese verdienstvolle Sammlung, welche nunmehr in 11 Lieferungen voll- 
ständig erschienen ist, ist bereits in Band 12 8. 189 der Zeitschrift aufmerksam ge- 
maebt worden. Die VorsOge, welche damals besOglich der ersten Lieferungen her^ 
▼oigehobem worden sind, fheilen ancb die spSteren Lieferungen. Die Beicbhaltigkeit 
and VollFit.Hndi^keit des Inhalts, wie die ZweckmIUsigkeit der Anlage werden dem 
Sammelwerke die Eigen?;! haft eines werthvollen Ilulfsmittels und beqnemen Xach- 
schlagebnrhs für die Behörden und Beamten des Post- und Teli irra])liondieiiäteä iu 
vollem l'm fange sichern. Dr. Eger, Berlin. 

Apt, Dr. M., Ger.-Aüa. Gesetz, betr. die Pflichten der Kaoilcuto bei Aufbewabmug 
fremder Wertlipapiere. (Depotgesetz.) Vom 5. Juli 1896. Beilin 1896. B. t. Decker. 
— Das BOrseDgeseti Tom 99. Juni 1896. 8, Aufl. Bsrlm 1896. B. t. Deeker. 

B^yarlali, O. Bealtiarweib durch Konnoesement. Freiburg L B. 1896. J. 0. B. Mohr. 

Bflfcraad, Dr. J. Fr., Belch«ger.-B. Lehrbuch des Baadelsrachks. 6. Ll^. Berlin 1896. 
J. Gattoitag. 

Dieckmann, C. Poatgeschichte daatacher Staaten seit ehiem halben Jahrhundert. Leipsi^ 

1896. E. Heitmann. 

FSrster-Eocius. Preuss. Privatrecht. 7. .\nri. IT. Bd. Berlin 18%. G. Reimer. 

Gabriel. De la responsabilite des patrons dans les accidents du travail. Nancy 1896, 
imp. Urepio-Leblond. 

fiareis, Dr. C. Bttrgerlicbes Oesetabncb nebst fiinfilhmngsgeaels. 1. Heft. 1896. 
Oieaseo. CBoth. 

DtUhlamU^ E, Aevstlieher Kommentar a. UnfaUTersIcher. Oes. v. 6. Juli 188i. 8. Aufl. 
BerUn 1896. Cari Hejmann*s Yerlag. 

Haass, Dr. F., Oberpustsokr Die Post und der Charakter ihrer Binkanlle. 8. Anfl. 

Berlin 1«%. Eoseiiliäuin Hart. 
Hachenburg, M., u. Heinshelmer, K. Das badiscbe Landrecbt. Erg&ns. Bd. Mauuheiiu 

1896. J. Bensheimer's Verlag. 
Herrfurth, 6. Das gesanunte prenssiadie Etats-, KaMm- und Baehnungsweaen eüi- 

iehlieasUch der BeehtsrerhUtnisse der Staatsbeamten. B. Aufl. 1 TU. Berlin 1886. 

Osrl Hejuaans Terlag. 
Holdheim, P. Die Aktiengeeellschaften und das Beiehsatempelgesets. Berlin 1896. 

Carl Heymanns Verlag. 
Hue de firais. Handbuch der Verfassung und Venvaltung iu Preussen. 9. Aull. BerUa 

1896. J. Springer. 

jMttat, Dr. Oesehitihte vnd System der Bisenbahttbenutiung im Kriege. Leipzig 1896. 



Digitized by Goo^I 



UteMtar. 180 

Ml^ Dr., Staatsauw. Die LandgemeindeordouDg fttr die aielmi IfstiklMii Provimen der 

Monarchie. Freihnr^? im\. J. C. B, Mohr. 
Uttlltz, R. Frhr. v., Amtsger. E. Das Vertalireu in Grondbaohaachen. Breslau 1896. 
J. U. Kerii'a Verlag. 

liirMthar, Or. H., Beditmiw. BOnengesebt 82. Juni 1896 und Gesets, betreffmd 
die PflichteB der Eanfiente mr Aiifbewahmng fremder Werlhpftpiere. Vom 6. Juli 
1896. Berlin 18%. Slemenioth & Trosclicl 

iakower n Simon. Beiträge zur BeorthoUang des Entwurfs eines Handeligesetsbuchi. 
Berlin 1896. J. Gnrtonta?. 

Mattke, R. n. Zimmermann, Dr. R. Die Buchführung der Krankenkassen. Beclin 1896. 
Siemeuroth & Troschel. 

MHberiert Or. A. Die Sisenbsfamef oim in Wflrtfeembeig. Tftbingea 1896. 

hippMihete, Dr. M., Prof. Des TniisiKfftgeBcSiftft naeb dem Ibitworf eines Handels- 
gesetzbuchs mit Anssehhiss des Seebandelsreelkto. Kiel und leipiig. 1896. Lipsins 
I.V Tischer. 

Poor s Manual of the Railroads of the Unit(3d States 1896. New York lS9i>. 

ßeffler, J. A. Handbuch f. d. praktischen Eisenbabnexpeditionsdienst in Bayern. Eine 
sjsteuiatische Sammlung von Übungsaufgaben f. d. Ausbildung im mittleren Eisen- 
Übn- Betriebs- «nd Verwittongsdienste. L Eigs. Bd. 3. Aufl. HQnelMai 1896. 
J. Lindaner. 

Rehrsebeidt, K. v. Die Rotcbi^iiewerbeordnnng mit der Novelle v. 6. Ang. 1896. L^iiig 

1896. C. L. Hirschfeld. 
Seberer, H Die österreicbiscben Pensionegesetxe f. k. k. Staatsbedienstete. Wien 1896. 

M. 1 h-.jitenstein. 

Seydei, M. v. Kommentar zur Verfassungs-Urkuudo f. d. Deutsche Beich. 2. Aufl. 

1. Abtb. Fielbuig i. B. 1896. J. C. B. Mobr. 
Mwider, Fiof. Dr. A. Das sehweinrisBbe Obligatioiieniecht L Bd. ZOrleli 1886. 

F. Schal thess. 

Staib, H. Kritische Betmebtongeu des Bntwnrfs eines HandelqgesetsbndH. Berlin 

1896. 0. Liebmauu. 

Stsbesrauch, Dr. M. ivommontar z. Oesterreich, allgem. bürg. Gesetzbuch, bearb. v. 

Dr. Schuster, Schreiber u. Salus. 1. Heft Wien 18Ö6. Hanzsohe YerL Bocbbandlung. 
Siphw, D. Istitosioni dl diritto commeieiale. Florens 1896. Baibfti». 
VMftri, E. Com di diritto commereiale, 4. ed. vol. 6. Ifilsno 1896. HoepU. 

Wlesiager, Ober-ZoUr. C. Das Vereinssollgesets Tom 1. Juli 1869. Ambaeb 1896. 
C. BrUgel Sobtt. 



III. Abhandlungen aus Zeitschriften. 

Dritt, M. Le nonvean projet de loi sur les tramways b. traction m^canique et les 
chemins de fer 6conom!ciue3 en Italie. (Bulletiu de la Couimiasion Intwnationale dn 
Congres des chemins de fer 1896. lid. 10. Nr. 8. S. 933.) 

Eder. Die Neugestaltung der österreichischen Eisenbahnbehörden. (Prems. Eisenb. 
Ai«h. 1896. S. 1034.) 

ttaha. Über das Beebt der BabnanfsiebtsbehSrde in Eintragongsgesncbflii ans eigener 
InitiatiTe. § 8 Prenss. Ges. 19. Aug. 1895. (ZmtBchr. f. Kleinb. HL 1896. B, 488.) 

filein. Der Tenin dentiebar BisenbafanTerwaltn&gen. Irenas. BisenbL Areb. 1806. 
8. 1017.} 
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fiorden, Dr. F., Amtir. Das Fnchtncbt im Entw. einw H. 0. B. (Sped. il ScbilL Zdtg. 

1fi9P Nr iS). 

Milse, Dr. K. Das Recht der Bahnanfsichtsbehörde zu Eiatragn]ng8g:c<^no}H'n ans eigener 
Ent^chlieasung. § 8 Preuss. Ges. t. 19. Aug. 1895. (Zeitsclur. f. Kleiob. HL 1896. 
S. 420.) 

HtMlelii, Dr., Jottbr. .Zum StKit der Spcditenn." (Sped. o. Schiff. Zeitg. 1896. 
Hr. 40.) 

Pilitl, 6. Wie entsteht eine Kleinbahn? (PortiettDng nnd SchloM.) (Di« Scbnabpur- 

bahn. 1896. Nr. 7, 8. S. 138, IGl.) 
Paulus, 6. Die Konzessionsreife von Kleinbahnen und deren Bedeatuug für die £on- 

zeasionirung. (Die Schmalspurbahn. 1896. Nr. 12. S. 257.) 
Ubald, Prot Dr. P. Da» VerhftttiiisB dea Handelsrechts mm bttigerlidiett Beoht nadi 

dm ktttwnrf einaa levidirteB Handelageaatabueiia. (Deutaeb. Joriat Zsitg. I. Kr. 18. 

8. 846.) 

Rtllldl, Dr. M. Über die recbtliclio Bedentnng dea FrachtbriefdnpliliatB. (S^editnnd 

Schiff. Zeit? vom 4 Dezember 1896.) 
Rinaldlni, Th. v. iJie Berechnung frachtrechtlicher Fristen. (Zeitschr. t Eisenb. a. 
Dampfscb. 1896. ^'r. 39. S. 681.) 

Die Beatenemng dar SehleppbaltiMa. (Zaitadirift f. Eiaeabalniaii v. DMupfachlff. 
in OeatozT. 1896. Haft 81. 8. 668.) 

Ersatspflicbt einer Strassenbahn für den durch das FTatiirenbleibcn der Pferde in 
den Schienen bewirkten Schaden. (Zeitschr. f. Kleinb. III. 18%. S. 489.) 

Der Sammelverkehr und der Entwurf de.s neuen üandelflgesetsbacbg in Peatadi- 
land. (Spedit. und Schiöfabrts-Zeitg. 1896. Nr. 37.) 

Der Sammelverkehr und der Entwurf des neuen HandeUgesetzbnchs in Deutschland. 
(Zeitaefar. l d. intemnt. Siaenb. Tranap. 17. 1896. Nr. 11. 8. 48?.) 

Dia Organisation dea östamidt ElsMibabnniiniaterinms. (Dantadm Straaaan- und 
Xloltdi. Zeitg. 1896. Nr. 36.) Ül)er die Staatsbeihilfen f. Kleinbahnen. (Nr. 38.) 

Bahnpolizeireglement fOr die Badapeator Unterpflaaterbnlui. (Dia Schmalapar- 
bahn. 1896. Nr. 7. S. 148.) 

Konzessionirung und Bedingungen für die Strassenbenntznng in den Vereijiigten 
Staaten von Amarilta. (Die Sehmalaporbahn. 1896. Mr. 13. 8. 890.) 

Daa englische Kleinbahngeaeti Tem 14. Angoat 1886. L (Zeitadir. f. Kleinb. 
m. 1886. S. 667.) 

The Light BaUways Act 1896. (The RaUwaj Newa 1886. Nr. 1703. S. 816.) 
The Light Biuiwajra BiU. (Nr. 1704. S. 849.) 



Gesetzgebung. 



Deutsches Reich. Bek. des Beich-skanzlers vom 28. August 1896, betr. die technische 
Einheit im Eisenbahnwesen. (E. V. 61. 1896. S. 267.) 

Bek. TMn 90. September 1886, betr. die dem intematiomden Übereinkommen über 
den Eiaenbahnfraehtreikehr beigefflgte Liate. (B. ?. Bl. 1896. 8. 871.) 

Bek. Tcm 16. September 1866, betr. die Yereinbamng erleichtemder Voiaekriften 
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IHr den wet^ielieitigen Verkehr zwiadien dm Eiseiib«lnieD Dentodilands imd Lnmn- 
Imiga. (S.7.B1. 1896. 8.871«:) 

El^land. Gesetz, betreffend die Erleicbternng des Baues von Eleinbahnen : light raiU 
wap bin. Vom 14. August 1896. (Cbapter 48.) In deutscher ÜbenetSQilg ndtge- 

theilt in <ler Zcitschr. f. Kleinb. lU. (1896.) 8.582-593. 

Miederlande. Note des Minister, f. Wasserbauten, Handel u. Industrie vom 13. Aug. 
1896 au das Centraiamt, betr. Ändeniog der Liste der am iuteniat. Eisenb. Transp. 
bcliieQ. BiMiibalmeii. (Zeitichr. t d. intaniat. Biseiib. Transp. IV. Nr. 9. 8. 348.) 

Onttrraiflli. Überaiakomaien swiiolieii Oesterreich-Ungarn und der Schweiz, betreffend 
die Attwendimg beeonderer SanittttanuMsnahnieii fUr dea Gfensrarkel» und fttr den 
Verkehr fiber den Bodensee bei Cboleragefahr. Vom 90. Mir« 1896. Nehrt Xmd- 
macbung der Ministerien des Innern und des Handels. Vom 80. Jnli 1896. (B. O. 
BL 1896. Stiick LIX. Nr. iö4. Oesteir. Verordn. BL t fiisenb. IX. (1896.) 
Nr. 98. S. 16-41.) 

— Kondmacbung des EiäeubaliuministeriutDa vom 28. Juli 1896, betr. das volle Ins- 
lebeutreten der neuen Oq^aisatitm der ataatlichen BisenbahiiTeirwaltniig in dm im 
Beiebfrathe TertMtenen EDnignidmi and lindem mit 1. Angmfe 1896. (B. 6. BL 
LL8tltek. Nr. 129.) 

Verordnnng äei^ Ei.senbahnministeriums vom 28. Juli 1896, betr. die Erlassung 
einer Dieustiuätruktiou für die k. k. Q^neralinspektion der Qeterreichiachen Bisen» 
bahnen. (R. G. Bl. LI. Stück. Nr. 130.) 

— Diensteintheilnng des K. K. Eiseubahnminiateriums und der E. K. General-lnspektiun 
der Oesterreicbischen Eisenbahnen. Veröffentlicht im Verordn. Blatt ftlr Eisenb. pp. 
DL Kr. 87. Vom 4. August 1896. 

• Kvndmadkniigtti des K. K. EisenbalinminiBtetiiiiDS Tom 96» August, 21. Septemberi 
1. CN^ber 1886, betreffiand die Idsta der Eisenbahnen, anf welebe das intemat. Über- 
einkommen über den Eisenbahn - Frachtverkehr Anwendung findet. (Oesterr. Eisenb. 
Yerurdn. R1 IX. (1896.) Nr. 99. 8. 1667 i Nr. 101 S. 1681. Mr. 110. a 1817. 1818. 
Nr. 114. S. 1873.) 

Erlass des Eiseubahnminiateriums vom 27. August 1896, betr. die Interpretation 
dei Amdmcfcs „frisofae Mehta" im S 78 Abs. 2 des Eisenb. Betr. Beglemento (Osterr. 
Sisenb. V. Bl. EC. (1896) Nr. lOS, vom 17. September 1896, betr. Stempelpflieht der 
Uriranden über Cession von Ersatsamiprflcben ans Eisenb. Fraehtfertrftgen (Nr. 189), 

vom 22. October 1896, betr. ümsulässigkeit der Verwendung von in Rotfadmck ans- 
geffihrtoTi Frachtbriefen (Nr. 125) und von Frachtbriefen mit iddameartigen oder 

inscT it iiTüiis.sj^eu Zusätzen anf der Rückseite (Nr. 128). 

Preiissen. Erlasse des Ministers der öffenti. Arb. v. 7. Juni 1896, betr. die Vertretung 
der Land- und Forstwirthscbaft in den Bezirkseisenbahnräthen (E.V.BL 1896. S. 212), 
vom 87. Juni 1886, betr. Berechnnng der fOr die VoMlnng des fcornminnhitsnar» 
pfliobtigen Behleinkommens der Staatsbabnen massgebenden Gebliter nnd Iwdine 
(S. 224), vom 10. Jnli 1896, betr. Angahe eines bestimmten EinfOhrUDgatennins «if 
Tarifnachtrflgen (S. 228), vom 29. Juli 18i3(), betr. geschäftliche Behandlung von Be- 
Ttifiings- und Rekursschriften in Tnfallversicherungssachen (8. 236), vom 29. Juli 1896, 
betr. Pachtverträge mit Bahnholswirthen (S. 236), vom 23. Aug, 1896, betr. Voll- 
ziehung der Protokolle über die landespolizeiliche Prüfung von Entwürfen auszu» 
fObrender nnd flb«r die Abnahme fertiggestellte Bananlageu (S. 259), vom 88. Angnst 
1886, betr. Einbehaltung Drei gewordoier Amtskautionen (8. 860), vm 81. Angnst 
1896, betr. AnsfUhrongaverordnnng nun Qeseta vm 86. FMimar 1886 Aber die Be- 
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seitignug von Anstecknngsstoffen bei Viehbefördening auf der Eisenbalin (S. 263), 
28. September 1896, betr. Änderung der Fuudorduuug vom 6. März 1875. 
Russland. Girk. Erkas des DepaTtementi fOr Biienbsluiangclcgeuheiteii vom 10J92. April 
1896| betreffend die Beseiehnang der im § 90 des Boss. Eisenbahngeiieütes t. 12. Juni 
1885 aufgefttlirten Güter. (Zeit^chr. f. interuat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 8. S. 815). 

Verordnung TOm 17./29. Juli 1896, betr. die Lieferfristen für die zur Beförderuug 
auf der Eisenbahn aufgegchcnoti Oiiter. (Vcrordn. Bl d. Verk. Minist, v. 10., 12. Aug. 1896). 

Verfügung des Fiiianznuiust« rs, pnblizirt in der Sammlung der Ges. u. Verordn. 
Nr. 76 V. 20. Juni 18%, betr. Eiutbeiluug der Grenzeu der Zollkreise des Europ. 
Bnsslands und des Xaultasisclien GeMefcs mit Angabe des Sities der Hauptverwal- 
tnngen der einzelnen ZoUkreise. (Zeitsebr. f. d. intemai Eissnb. Transp. 17. Nt. 9. 
S. 363.) 

— Verordnung -Ins Ministers der Verkehrsanstalten vom 17. "29. Juli 1896, betreffend 
Lieferfristen t r die Beförderung von Hornvieh iu Russland bei Aufgabe von min- 
destens 8 Stück t ur eine Sendung. (Zeitschr. f, d. iutemat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 10. 
S. 401. Verordn. Bl. d. Bnss. Verlc. Hinist t. 10./32. Aug. 1896.) 

Cirkniar des Departements für Eisenbabnangelegenbeiten vom 26./81. Aagnst» 
7./18. September 1696, betreffend Frachtbereebnnng fttr Wagvnladungenl (Zeitscbr. 
f d. intemat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 10. S. 402.) 

Spanien. Gesetz vom 1. September 189(5, betr. die Unterstützunfr der Eisenbahneu (in 
der Übersetzung mitgetheilt von d. Zeitg. d. Ver. deutsch. Eisenb. Verw. 1896. Nr. 78. 
S. 705. 706.) 

UbHI«. Neten des K. Ungar. Hand. IDnister. t. 8. August, 2. n. 8. Sept., 24 Octob. 

4. Novbr. 1896, an das Oentral-Amt^ betr. Inderaog der Liste der am intemat Sisenb. 
Transp. bethoiligten Eisenbahnen. (Zeitsdur. f. d. intenat Eisenb. Tiansp. IV. Nr. 9. 

5. 347-849. Nr. 11. 8. 483/4.) 
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Entscheidungen. 



Nr. ISd. EntMli. des Prenss. Ober-Tenralt-Ctoriehts« 

4. Senat Vom 27. April 1895. 

firuzen der Zulätsigkeit des Streitverfahrens in Wegebansaobei. Zustand, fiet. v. 

I. Aug. 1883 § 56. 

Eine Klage, in der der Klager die Ueberaalinie und Unterhaltnng 
von ihm auf einem öftVntliclien Wege hergestellter Entwässerungsanlagen 
oder deren Ersetzung durch andere zweckentsprechende Anlagen von dem 
Wegeunterhaltungspflichtigen fordert, ist unzulässig. Abgesehen von den 
Fällen, in denen — wie z. B. bei Ersatzansprüchen, wenn der Beklagte 
behauptet, dass Kläger Aufwendungen, die über das Mass der erforder- 
lichen Leistungen hinaoBgeheo, gemacht habe und von ihm erstattet 
verlaiige — eine Ausmessung des materiellen Inhalts der Wegebaulast 
immer nur als Inzidentpunkt in Betracht kommen kann, haben nicht 
die Parteien mit einander über den Inhalt der Wegebaupflicht vor 
dem Verwaltungsrichter zu streiten, sondern die Wegepolizeibehörde 
ist es, die sich darüber schlüssig zu machen hat, welche Anforderungen 
aaf Qnind der Wegebaulast an den Pflichtigen gestellt werden sollen, 
und nur in einem ihr gegenüber in die Wege geleiteten Streityer- 
fahren haben alsdann die Verwaltnngsgerichte darüber zu entscheiden, 
wie weit an sich und in Ansehung des einzelnen Falles die Yerpflich* 
tangen des Ihanspruchgenommenen gehen. 



Nr. Entseli. des Preuss. Ober-yerwalt.-GeriehtB. 

1. Seuat. Vom M. Mai 1895. 

[Prciua. £l8enb.-Arcb. lä^. Ilofl 6. S. 1167.] 

Zuriickerstattung zu viel erhobener Steuern. 

Aus der Erfüllung der formalen Zahlungspflicht, welclie letztere auch 
durch eine materiell rechtswidrige Steuerveranlagung begründet wird, 
erwächst dem Zensileu nicht ein Anspruch auf Zinsen für den ihm wieder- 
zuerstattenden Betrag. Durch die Steuerveranlagung entsteht eine formale 
Zahluugs Verbindlichkeit, die zu einer uuaufcchtbaren wird, weuu die 

Ugei, BlMiibalwreobtllohe BntielieldniigeA XIU. 13 
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Eutscb. des Deutschen Keichagericiitii toid 18. Jaoi 1895. 



gegebenen Rechtsbehelfe nicht rechtzeitig eingelegt werden. Diese formale 
Zahlangsyerbindlichkeit wird auch nicht durch die Einlegung der Rechts- 
behelfe allein, sondern erst durch die Aafhebnng der Veranlagang be- 
seitigt; bis daliin bleibt der Steuerpflichtige nach den positiven Vor- 
schriften der Steuer- sowie der Gemeindeverfassunijsgesetze zur Leistung 
verpflichtet. Deshalh kaiiu auch die Beitreibung der veranlagten Steuer 
als eine ohne jede rechtliche Grundlage, also widerrechtlich erfolgte Ab- 
nöthigung selbst dann nicht angesehen werdt n, wenn hinteiher die Ver- 
anlagung aufgehoben wird. Sie erscheint vielmehr als die Ausübung einer 
anf ausdrücklicher gesetzlicher Ermächtigung beruhenden ßefugniss, 
deren formale Rechtmässigkeit auch daduicli nicht beseitigt wird, dass 
später die rechtliche Grundlage, auf die sie gestützt war, wegfällt. 



Nr* 134. Entseh. des Bontscheii Keiehsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 18. Juni 1895. 

IBi lze, Praxis, M it. S. n. Nr. 2S.J 

Rheinisches Recht Umfang der Ansprüche der Adjazenten auf die BeRutzung öffent- 

Hoher StrsMen. 

Der Kläger hat ein an zwei Strassen liegendes Eckhaus; die 
zweite Strasse läuft in einen todtcn Winkel aus, welcher eingezogen 
und dem Nachbar des Klägers veräussert ist. Dieser ist mit seinem 
Neubau vorgerückt, sodass das Haus des Kla<,an s nur noch soweit an jener 
Strasse liegt, als es ein auf dieselbe hinausgehendes Fenster hat. 
Der verbaute 'l'heil der Strasse hat weder ein Fenster noch eine Thür. 
Dem Kläger niahi deshalb wegen theihveiser Einziehung der Strasse 
auch kein Schadenersatzanspruch gegen die Stadt zu. Denn die An- 
wohner einer Strasse haben zwar ein nicht zu verknmmerndes Reclit 
bezüglich des Verkehrs mit der Strasse und des Lichtbezuges — uue 
servitude de vne et d issue sur la voie i uiiluiue — Laurent, Bd 7. 
Nr. 133; Demolumbe, Bd. 12, Nr. 699 A — , aber nicht auf die Kxisteuz 
der Fronte als solche. 



Nr. 135. Entsch. des Bentsehen Beiehsgorlclits. 
3. Civil-Senat. Vom 18. Juui 1895. 
Haftpfliohtgesetz g I. BegrilT dt« dflenen VartebiiMeM, Betreten in BthekUrnart. 
firme der veo der Eltenbehi lu treffeidM Sehitniasereieli. 

Der Veronglftckte hat mit XJeberechreitnng der Bordschwelle den 
Bahnkörper neben dem AnAibrwege betreten, um, ron dieser Seite ans, 
dem unruhig gewordenen Pferde eines von ihm begleiteten Wagens 
besser beikoromen zu können. Will man auch in dieser an sich uu- 
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erlaubten Handlangsweise nach Lage der besonderen Umstände ein 
des Ansprach des Beschädigten anfhehendes Tefschnlden nicht finden, 
80 VkBBt doch die weitere WQrdignng, dass der Yernnglllekte bei dem 
Betreten des Bahnkörpers nach der« wie er wnsste, nahen Lokomotive 
sieli hätte nmschanen and deren Herannahen hätte bemerken müssen, 
nicht erkennen, dass der vorige Richter von einer unrichtigen Auffassung 
des Begriffs des eigenen Verschuldens ausgegangen sei. Ebenso üiu 
erscheint die Verneinung; eines Verscliuldens der Balinverwaltung und 
des Führers der Lokomotive als auf einem Eechtsirrthum beruhend. 
Schutzmassregeln, welche mit einem zweckmässigen Betriebe unvereinbar 
sind, eine Erhöhung dei* Bordschwelle in einer die Be- und Entladung 
über dieselbe ausschliessenden "Weise, oder Einstellung des Rangirens 
in der Nähe des Wagenverkehrs, sind nicht zu verlangen. Die Klage 
aas dem Haftpflichtge&etz wurde abgewiesen. 



Nr. 136. Entseh. des Deutschen Kciehsgerlchts. 

2. Civil-Senat. Vom 5. Juli 189n. 
Code civ. Art. 1134. 1152. 1231. Zweok der Konventlonalstrafr ist sowohl Ersatz fSr 
den Schaden aus der Nichterfüllung, wie auch Zwang gegen Uen Schuldner. 

Die Konventionalstrafe war auf 100 Mark für jeden Tag, um 
den sich die Fertigstellung der sämmtlichen Bauten nach dem 31. Dec. 

1892 verzögert, festgesetzt. Jetzt ist Beklagter verurtlieilt, 000 Mark 
Strafe für den um 6 Tage vom 27. Sept. bis 2. Oct. verspäteten Be- 
ginn und 32200 Mark fiir die um 322 Tage vom 1. Jan. bis 18. Nov. 

1893 verspätete Vollendung zu zahlen. Revision zurückgewiesen. Die 
Strafe dient zwar als Ersatz für den dem Gläubiger durch Nichter- 
fnllong der Hauptverbindlichkeit entstehenden Schaden; das ist aber 
nicht ihr einziger Zweck. Sie hat ausserdem den Zweck, als Strafe 
und Zwangsmittel gegen den Schuldner zu wirken; und nach dem 
Grundsatze der Yertragsfreilieit — Code 1134 — steht es den Parteien 
frei, eine Strafe auf das mehrfache des Schadens zu bedingen, ohne 
dass eine Minderungsbefugniss des Richters besteht. — Vgl. Code 1152. 
— Deshalb darf die bedungene Strafe auch gefordert werden, wenn 
dem Gläubiger kein Schaden erwachsen ist 

Der Bemfongsrichter legt die Strafklansel dahin ans, die 
Strafe habe gezahlt werden sollen, wenn die H&nser nicht spätestens 
Ende December 1892 zum Bewohnen fertiggestellt seien. Dieselben 
seien abec am 31. Dec 1892 erst im Bohbau fertig gewesen. Danach 
lei die Verbindlichkeit an irgend einem der 322 Tage auch nicht 

1»* 
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ifaeilweifle erfiUlt Der Richter konnte also auch die Strafe nicht 
gem&M Code 1231 wegen theilweiaer ErfBlliittg ermissigen. Revision 
nurttckgewiesen. 



Nr« 13#. Eiitsch. des Beutschcn Reichsgerichts. 
■ 3. Civil-Senat. Vom 12. Juli 1895. 

IBols«, VnaU, Bd. tl. 8. 115b Nr. SM.] 

1 120. R. fiMr. ON. Pflioht ies IlDttrMhners n 8ielitrh«ltsv«rrlefcliiieM fir salRft 

Arbatter. 

Die Beklagten haben auf ihrer Betriebsstätte einen Abtritt ihren 
Arbeitern znr Benutzung fiberwiesen. Ohne Gesetzesverletznng hat der 
Beruf ungsrichter angenonunen, dass der Znstand desselben einen Absturz 
in die Tiefe sehr wohl zaliess, sobald der Arbeiter, sei es durch Un- 
achtsamkeit oder durch ein plötzüches Unwohlsein, das Gleichgewicht 
auf dem Sitzbalken verlor; und dass danach eine schnldhafte Vemach- 
lAssiguDg der den Beklagten ans ihrem Dienstvertrage mit dem Sohne 
des KlSgers obliegenden Sorgfalt vorlag, welche den Tod des Sohnes 
zur Folge gehabt hat Aber diese schuldhafte VemachlAssigang gibt 
dem Klilger keinen Anspruch auf Ersatz f&r den Unterhalt, welchen 
er von seinem Sohne zu erhalten hatte. Dazu bedarf es einer Ver- 
urtheilaug aus der Lex Aquilia. 



Kr« 1^. Entseh. des Beutsehen RelchsgertditB. 
3. Civil-Senat. Vom 12. Juli 1895. 
Llaferini «Inet Danpfkrahns Thetiweiser Verzicht auf KsnvastltMlitraft wegsa 

nicht rechtzeitiger Lieferung. 

Die Beklagte zu Cassel hatte der Klägerin zu Halle a. S. einen 
Dampfkrahn Ende November 1889 zu liefern und für jeden Tag ver- 
späteter Lieferung 50 Mark Konventionalstrafe zu zahlen. Beklagte 
hat am 17. Febr. 1890 geliefert, Klägerin sich ihre Ansprüche wegen 
der verspäteten Lieferung vorbehalten und der Beklagten am 23. Aug. 
1890 den Kaufpreis unter Abzug von nur 500 Mark für die verspätete 
Lieferung übersandt. Die Beklagte hat sich dabei nicht beruhigt, viel- 
mehr auf 500 Mark Kestpreis und 162 Mark für Sendung eines Monteurs 
geklagt, ist aber damit abgewiesen , nachdem Klägerin erstinstanzlich 
600 Mark, zweitinstanzlicli die volle Eonventionaistrafe compensando 
geltend gemacht hat. Nun hat sie auf den vollen Rest der Konventional- 
strafe geklagt. Damit ist sie abgewiesen. Denn die Klägerin habe 
auf das Hehr der Konventionalstrafe unbedingt verzichtet, und die 
Ermässigung nicht von der Einwilligung der Beklagten, sich 600 Hark 
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abziehen zu lassen, abhängig gemacht. Die Beklagte habe aber sich 
dnrch Annahme der Zahliiiir<^ damit einverstanden erkUrt, dass Klägenn 
ihre Forderung auf 500 Mark erroässifi^ habe, wenn sie auch der 
Fonlerung selbst Widerspruch entgegengesetzt und denselbeii durch 
firhebang der Klage verfolgt habe. 



Nr. 139. Bntsch. des Treuss. Ober-Vcrwalt-Cierichts. 
4. Senat. Vom 13. Juli 1895. 

NenttUn^ v»i BifrieAingM an BirMllMta Weiaa. Zotttml. fiei. v. I. Aa|. 188$ § 86. 

Die dflentUehrecbtliche Verbindlichkeit des Wegebanpilichtigen zur 
Anlegung nnd Unterhaltung Öffentlicher Wege erstreckt sich anf die Ein- 
friedigung der von den Wegen durchschnittenen Koppeln nur insoweit, als 
dies das Interesse des öffentlichen Verkehrs auf dem Wege, 
seine Sichernng Tor Gefahren nothwendig erheischt. Ob solche Ein- 
friedigungen im Interesse des öffentlichen Verkehrs nnerlässlich sind, — 
Ottd sie rind dies regelmässig da, wo Wege anf hohen^^änunen oder an 
steilen Abhängen hinftthren — hat, wenn der Wegebanpflichtige in der 
Erfüllung des Nöthigen säumig ist, die Wegepolizeibehörde zu be- 
stimmen, über (leren Aiiordnuiigeii die Keclitskontrole im Streitverfahren 
gegeben ist. Einem eiüzelüen Gliede des Publikums .^Itlit eine Klage 
zu dem Zwecke, um festzustellen, was der WegebaupÜi einige im öffent- 
lichen Verkehrsiuteresse zu leisten hat, nicht zu. 

Inwieweit etwa die Wegebaupflichtigen als Eigenthümer der Wege 
oder aus sonstigen rechtlichen Gesichtspunkten den Eigenthümern be- 
nachbarter Grundstücke gegenüber zur Befriedigung der Wege privat- 
rechtlich verpflichtet sind, ist im Verwaltungsstreitverfahren nicht zu 
entscheiden. Eine solche Entscheidung wäre nur möglich, wenn die 
Verpflichtung znr EintViediirnnir öffentlicher Wege im Interesse der 
Feldnaehbarn nach ileni massgebenden Rechtsnormen ein Theil der öffent- 
lich rechtlichen Wegebaulast wäre. 



Nr. 140. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 25. September 1895. 

fOMtwr. BlMnb.-Y«ronhi. Bl. IX. Nr. IM. 8. tan.] 
Die Schadenersatzpflicht einer Eisenbahngesellschaft bezüglich eines von ihr trtsi- 

pertiriefi, von der Partei selbst verladenen Cegenstantles isl nur dann begründet, wenn 
vea Kläger der Beweis erbracht wird, dass der bezügliche Gegeostand in iinbe> 

schädigten! Zustande einwaggonirt wurde. 

Es ist zwar allerdings öadie des Klägers, zu beweisen, dass die 
in Eedo stehende Beschädigung des Frachtgutes in der Zeit vom Ab- 
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schluss des Frachtvertrages bis znr Ablieferung des Frachtgutes ent- 
standen ist; da jf'dneh im vorliet^enden Falle, wie der Vermerk am 
Frachtbriefe A zeigt und auch unbestritten blieb, die Verladung durch 
die Partei besorgt wurde, haftet die Balm nach Art. 423, Z 3 H.-G.-B., 
und 67, Abs. 4 und 6 des Betriebsreglements nicht für den Schadeo, 
welcher aus der mit dem Auf- und Abladen oder mit mangelhafter 
Verladung verbundenen Gefahr entstanden ist; es gilt vielmehr die 
rechtliche Vermuthnng, dass ein Schade, welcher ans solcher von der 
Bahn nicht übernommenen Gefahr entstehen konnte, auch wirklich ans 
derselben entstanden ist. Dass aber derlei Speichenbrücbe bei der Ver- 
ladung im Waggon entstehen können, haben die Sachverständigen be- 
stätigt. Wenn nun auch der abgeführte Zeugenbeweis ergeben bat> 
dass das fragliche Schwangrad im Fabrikshofe des Panl H. dem Spediteur 
Johann IL in gntem, unverletztem Zustande fibergeben varde und in 
diesem Znstande auch noch am Bahnhofe in P. anlangte, so ist doch 
der weitere entscheidende Umstand, dass sich dasselbe anch noch nach 
dessen Einwaggonirung in nnversehrtem Znstande befand, keineswegs, 
wie dies der erste Richter annahm, gerichtsordnangsm&ssig erwiesen 
worden, denn der Zeuge, Michael W., hat nur den nnbeschftdigten Zu- 
stand des Schwungrades vor dessen Verladung im Waggon, als dasselbe 
noch ausserhalb des letzteren auf der Erde lag, bestätigt; dass es aber 
auch noch nach vollzogener Einwaggonirung unversehrt war, mithin 
durch die Manipulationen beim Hineinschaffen in den Waggon und die 
Verladung die Beschädigung nicht erlitten hat, wurde nur von einem 
einzigen Zeugen, dem Fabriksherm Paul H., bestätigt. Gleichwohl aber 
ist diese letztere Thatsache, welche Kläger mangels eigener Wahr- 
nehmung nicht zu beschwören vermag, durch die obenerwähnte Zeugen- 
aussage wahrscheinlich gemacht worden und war deshslb, dann im 
Ontnde dee § 207 a. G.-O, und mit Hinblick auf den Umstand, dass die 
Bahngesellschaft, welche sofort bei Anlangen des Frachtgutes am 
Wiener Bahnhofe von der voi^efallenen Beschädigung erfahren hatte, 
in der Lage gewesen wäre, durch rechtzeitige, geeignete Erhebungen 
sich von obiger Thatsache Kenntniss zn verschaffen, und zwar um so 
leichter, als es sich um eine Jederuiaiiii in die Augen fallende Be- 
schädigung eines unverpackten Gutes handelte, anf den diesfalls der 
geklagten GesellsclialL uuzurückschie])bar aufgetragenen Haupteid zu 
erkeunen. Der gegen die genannten beiden Zeugen seitens der Beklagten 
eingewendete VerwerÜichkeitsgrund des § 141, lit. d. a. G.-O. erscheint 
durch die diesbezüglichen Angaben dieser Zeugen entkräftet. Dass 
endlich das in Rede stehende Schwungrad nicht zu jenen leicht gebrech- 
lichen Eiseugüteru gehört, in Ansehung welcher § 67, Abs. 1, lit. b des 
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Betriebsreglements die Haftpflicht der Bahn aufhebt, ergiebt sich aas 
im SaehTerst&ndigeDgutaehten, und wenn in dieser Beziehuog die Be- 
schwerdeführerin geltend macht, dass ja die Sachversttodigen die Speichen 
eines gusseisernen Schwungrades als einer besonderen Bmchgefahr unter- 
worfen bezeichnet haben, so nmss darauf hingewiesen werden, dass nicht 
ein einzelner, stärker oder leichter construirter Radbestandtheil, sondern 
nur das Schwungrad in seiner Tutalität das Frachtgut gebildet hat. 



Nr. 141. fiatseh. des Beutselien BeichsKcrichts. 
5. Civil-Senat. Vom 28. September 1895. 

(Bolze, Praxis. Bd. 21. S. 56. 57. Nr. 109. 110.] 

I 75. Eini ü. §§ 427, 428 I 5. Allg. Pr. Landr. AnthellsverhMItnlss der Schaden- 
ersatzpflicht zwischen Eisenbahnfiskus und Ocichvcrbanii aus einer Dcichanlage. 

Die Aula<?e de.s nnterlialb der Friedricli-Wilhelmsbnicke gelegenen 
Theils der ümfluthanlage , insbesondere der Damm OD, ist erst später, 
lediglich in Folge der nenen Trace der Berlin-Potsdam-Magdebnrfrer 
Eisenbahn und in deren Interesse errichtet, wälirend den Deichgeno-ssen 
daraus kein Vortheil erwäclist. Dadnrch wird das Wasser bis in die 
Nähe des klägerisehen Grundstiicks zusammeugedningt und ergie.sst sich 
auf dieses in vollem Strome. Hier würde also eine Schadenersatzpiiicht 
der Eisenbahn in Frage kommen. Andererseits übt aber anch der 
obere, den Deichgenossen zum Vortheil gereichende Theil der Anlage 
einen schädigenden Kinfluss auf das klägerische Grundstück, da in 
Folge der Umfluthanlagen die zerstörenden Hoclifluthen für dasselbe 
häafiger wiederkehren. . Obwohl danach die dem Interesse und dem 
Vortheil der Deichgenossen dienende obere Anlage für den grösseren 
Schaden des Klägers kausal geworden ist und hiernach eine Haftung 
der Beklagten aus § 75 Einl. zum A. L. B. an sich in Frage kommt, 
weist das Berufungsgericht ilie Klage zunächst ab, weil Kläger den 
aliquoten Theil des Schadens nicht anzugeben vermöge, welcher auf 
diesen Theil der Anlage entfalle. Allein, wenn keine solidarische Ver- 
pflicbtnng des beklagten Deichverbandes und des nicht mit beklagten 
Eisenbahnfiskus begrfindet ist, so darf sich der Richter nicht der Aiif- 
gäbe entziehen, den Theil festznstellen, zu welchem jeder dieser Beiden 
fBr den Beiden zusammen zur Last fallenden Schaden haftet Im Fall 
«iner von Hehreren unter Ausschluss korrealer Verhaftung einge- 
gangenen Verpflichtung bestimmen die §§ 427 und 428, I, 5 A. L. B., 
dass die Art und das Mass des yon jedem zu leistenden Beitrags nach 
dem Zweck smner Theilnehmnng und der Natur des Geschäfts zu be- 
ortbeilen, dass aber, wenn danach der Streit nicht entschieden werden 
k^e, anzuBehmen sei, dass die sämmtlichen Verpflichteten zu gleichen 
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Theilen Terhaftet und. Ebenso wie In diesem Fall kann anch im FaU 
aoBserkontraktlicher (nicht solidariacher) Entschfidigongspflicht Mehrerer 
der Ansprach des Barechtigten nicht an der Scfavierigkeit der An- 
theOsverh&ltnisse scheitern, wenn der Bichter von der ihm dnrch § 260 
C. P. 0. gegebenen Befugniss Gebrauch macht; Kläger wikrde sonst über- 
haupt keinen Schadensersatz yerlangen. 

Der Berafangsrichter nimmt weiter an, dass anch der beklagte 
Deichverband für den dnrch die obere Anlage Temrsachten Schaden 
nicht allein haften wftrde, weil die gesammte linke Elbniederang mit 
den am linken Elbofer belegenen St&dten, industriellen Etablissements, 
sowie die Fahrd&mme der Eisenbahn durch den Deich gesehfttzt w&rden, 
der überdies anch im Interesse der Sddflfahrt angelegt sei; und hier 
lasse sich wiederam der Schaden nicht repartiren. Allein nm eine 
Verpflichtung zum Schadensersatz aus § 75 Einl. zum A. L. B. zu be- 
gründen, genügt nicht schon, dass die betreffende Einrichtung einer 
Gemeinde oder sonstigen Korporation thatsächlich zum Vortheil g-ereicht, 
und zwar uulIi dann nicht, weuu dieser Vortheil bei der zu Grunde 
liegenden staatlichen Anordnung in Betracht gezogen wäre und als 
Motiv mitgewirkt hätte. Es muss vielmehr die Begünstigung eines 
bestimmten Gemeinwesens oder auch mehrerer bestimmter Gemeinwesen 
als unmittelbarer Zweck des einen Eingriff in das Privateigenthum ent- 
haltenden Staatsacts ausgesprochen sein oder doch ans den ümständeu 
klar erhellen. Die gesammte Hiiks-seiiige Elbniederung stellt kein 
Gemeinwesen dar, ebensowenig die industriellen Etablissements, die 
wiederholt vor der Anlegung df»r ümfluth in Wassersuulh ^erathen 
waren. Das vom Berufuugsrichter besonders hervorgehobene luteresso 
der Elbschifffahrt an der Unifluthanlage fällt schon deshalb hier ausser 
Betracht, weil dieses durch Schliessung des Pretziner Wehres gewahrt 
wird, während der hier in Kede stehende Schaden umgekehrt aus der 
Offenhai tuns" des Wehres bei Hocliwasser sich ergibt. Anlangend aber 
die oben genannten Städte, so erhellt niclit, dass die ümfluth speciell 
zu deren Gunsten, um sie gegen Hocliwasser zu schützen, geplant und 
angelegt worden ist; es fehlt eine individuelle Beziehung der Anlage 
zu diesen Städten, wie sie bezüglich der beklagten Deichverbände durch 
das Statut von 1868 gegeben ist. Noch weniger erhellt ein solcher 
Zusammenhang gegenüber der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eisenbahn, 
soweit es sich um die ursprüngliche Anlage handelt Hiernach konnten 
die mehrfachen Interessen, welche für die Errichtung der Umfluthanlage 
mitbestimmend gewesen sein sollen, die Vortheüe, welche dieselbe 
ausser den beklagten Deichverbänden noch anderen Gemeinwesen und 
Privatpersonen bieten mag, nicht dahin führen, demKl&ger seinEhige* 
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lecht ans § 75 Einl. zum A. L. R. gegen diejenigen Korporationen zn 
sehmen oder zu verkümmern, die von der Staatsregierung selbst in 
anmittelbarer Beziehunp: zu der Anlage gesetzt und dadurch als das- 
jenige Gemeinwesen bezeicliuet worden ist, zu dessen Guustüu dieselbe 
iji erster Linie fungiren sollte. 



Nr« 143. Entscli. des App.- u. Kassat.-Hofe8 des Kantons Bern« 

Vom 25. October ladö. 

[Zeitschr. des Bentlsclien Jur.-Ver. Bd. XXXn. S. 877. Nr. 60.| 
Haftpflicht aus E i s e n b a h n b et ri pb (Zollikofer-Katastrophe). Traumaffsche Neu- 
rote: objektive uod subjektive Symptome (Simulation resp. Uebertreibung ?). Eat> 
Schädigungsbestimmung. Verweigerung eines Rektifikationsvorbehatts. 

Die Experten erklären, durch den neuen oLjt ktiven Befund werde 
nur ihr Gutachten vom 31. Mai 1894 bestätigt, eine Verschlimmerung 
des Zustandes könnten sie nicht konstatieren, sondern im Gegentlieil 
eine Besserung, soweit es sich um objektive Symptome handle. Sie ver- 
haiTten auch bei ihrer Auffassung, dass ein leichterer Fall der trau- 
matischen Neurose mit vorwiegend subjektiven Symptomen vorliege, der 
eine sicherere Prognose auf Besserung gestatte, als ein schwererer Fall 
mit melir objektiv konstatierbaren Symptomen. Unter diesen Umständen 
ist jedenfalls von der Aufnahme eines Bektifikationsvorbebaltes im Sinne 
TOB Art. 6 Alin. 2 E.-H.-G. Umgang zu nehmen, da nach den erwähnten 
^'itachten eine spätere Verschlimmerung des Gesundheitszustandes des 
Klägers nicht nur nicht wahrscheinlich ist, sondern vielmehr eine all- 
mählich fortschreitende Besserung in sichere Aussicht gestellt wird. 
Von einer bleibenden totalen Arbeitsunfähigkeit kann ebenfalls keine 
Bede sein; die Experten sprachen es iu ihrem ersten Gutachten als 
ihre XJeberzeugnng ans, die gegenw&rtige Verminderung der physio- 
logischen Leistungs- oder, was sie in casu als gleichbedeutend hinstellen, 
der Erwerbsf&bigkeit des Baumgartner übersteige nicht 30^/o und haben 
auch in ihrem Gutachten vom 8. Januar 1895 ausdrücklich an diesem 
Ansatz festgehalten. Angesichts dieses so bestimmten Befiindes der Ex- 
perten kann es selbstverstftndlich nicht in der Aufgabe des urtbeilenden 
Gerichts liegen, der Berechnung der durch den Unfall vom 17. August 
1891 bedingten Erwerbsembnse des Elfigers — abgesehen von seiner 
vorübergehenden totalen Erwerbsunfähigkeit — einen abweichenden 
Massstab zu Grunde zu legen, denn die Entschädigung ist eben an der 
Hand des Gesetzes nach gewissen objektiven Voraussetzungen zu be- 
stimmen, und es kann der subjektiven Empfindung des Klägers, dass 
sehie nunmehrige Arbeitsfähigkeit in Wirklichkeit eine vid geringere 



Digitized by Google 



202 Eutsch. des App.- u. Kassat-iiofes dta Kaulous lieni v. 7. November 1895. 

sei, als die Experten annelimen, will man nicht ins Arbitrftre verfallen, 
nicht BechDUDg getragen werden. 



Nr. 14^. Entsch. dc8 App.- ii. Kassat.-IIofos des Kaifteui» ücni. 

Vom 7. November 1895. 

(Zeltsehr. de« BeniUcheu Jarist-Ver. Bd. XXXU. S. M4. Nr. 68.) 

SdbttiiMliie ARsprlttbe am den Haftpf ll€ht|«9fltien küawn ortfwrtNdierwelM *) 
aar galteml maehaa der Verletzte selbst uad die Unterhaltaaitbereohtigtea elnee 6a- 

fSdfeten. Insbesondere können Heilungs- und Beerdigungskosten, die für einen 
velijAhrlflen Familienangehörigen aufgewendet worden, nur gestützt auf beteadera 

Rechtstitel, an Stelle des Gctüdteten. luröckgefordert werden. 

Laut Art. 4 seiner Kniulinacliuiig mit Vorladung vom 5./7. No- 
vember 1894 basiert der Kläger .). L. seinen Anspruch auf Ersatz der 
Kosten der versuchten Heilung und der Beerdigung seines verstorbenen 
Sohnes J. E. L. ausschliesslich auf das Bundesgesetz vom 25. Juni 1881 « 
nnd es ist somit in erster Linie die Frage zu prüfen, ob dem Vater L. 
auf Grand jenes Gesetzes ein solches direktes, selbständiges Klagrecht 
gegenüber dem Beklagten Andreas G. zustehe. Nach Art. 6. litt, a 
leg. dt. nmfasst der zu leistende Schadenersatz Im Todesfalle die Kosten 
einer versuchten Heilung, den Schaden, welchen der Getödtete oder Ver- 
storbene während der Krankheit durch gänzliche oder theilweise Erwerbs- 
anfähigkeit erlitten hat, die Beerdigungskosten, den Schaden, welchen 
die Hinterbliebenen eines Getödteten oder Verstorbenen erleiden, wenn 
derselbe zu ihrem Unterhalte verpflichtet war. £s wird also im Gesetze 
nicht gesagt, wer berechtigt sm, Brsats zu verlangen fftr die Kosten 
einer versuchten Heilung und der Beerdigung, während bestimmten 
Dritten, nftmlich den Hinterlassenen eines GetOdteten oder Verstorbenen, 
und zwar nur den alimentationsberechtigten Hinterlassenen, ansdrQcldich 
ein direkter Ansprach zugesichert wird auf £rsatz desjenigen Schadens, 
welcher ihnen daraus erwächst, dass ihnen durch den Tod des Alimen- 
tationspflichtigen der Unterhalt entzogen worden ist. Dies findet seine 
Erklärung darin, dass es sich im letztern Falle um Schaden handelt, 
welcher erst in der Person des alimentationsberechtigten Dritten ent- 
steht, während durch die in Frage stehenden Kosten prinzipiell nur das 
Vermögen des Getöteten, — bezw. seiner Erbmasse, in Mitleidenschaft 
gezogen wird, die Vergütung eines in der Person des tödlich Verletzten 
entstandenen Schadens in Frage kommt, weshalb auch diese Kosten auf 
eine Linie gestellt werden mit dem Schaden, welchen der letztere 
während der Krankheit dnreh gänzliche oder theilweise Erwerbsunföhig- 
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keit erlitten hat. T)aiaus folgt aber, dass an sicli nur die Erbmasse 
als Vertreterin der vermögensrecliilicliLii Persönliclikeii des Versturbeueu 
einen Anspruch auf Vergütung jener Kosten geltend zu machen be~ 
rechtigt ist, nicht aber ein kraft ei«?enen Rechtes auftretender Dritter, 
da der Umfang der selbständigen Klagsbereclitigung dritter Personen 
eben im Gesetz selbst in bestimmter Weise nmschrieben ist. Wenn im 
Schlusssatz von Art. 6, litt, a leg. cit, nocli nnter den entschädigiings- 
berechtigten Hinterlassenen die Eltern aufgeführt werden, so ist damit 
selbstverständlich nicht gemeint, dass nun die Eltern im Fall des Todes 
eines Kindes schlechthin auf Ersatz der Kosten einer versuchten Heilung 
u. s. w. Anspruch haben, sondern es wird nur der Kreis derjenigen 
Hinterlassenen näher umschrieben, welche gegebenen Falls für den ihnen 
dorcli Entzug ihres Unterhaltes entstandenen Schaden Vergütung zu 
fordern berechtigt sind. Dass nicht jedermann, der bezügliche Auf- 
wendungen für den Getödteten oder Verstorbenen gemacht bat, auf 
Grund des Fabrikhaftpflicbtgesetzes vom Betriebsunternehmer Ersatz 
derselben zu verlangen berechtigt ist, dafür bildet insbesondere auch 
die ratio legis eine Bestätigung, und es wird denn auch von Eger unter 
Nr. &3 seines Kommentars zum Beichsbaftpfliclitgesetze vom 7. Juni 1871, 
welches unserer Haftpflicbtgesetzgebnng zum Vorbilde gedient bat, mit 
Becht betont, dass man sich ffir die gegentheilige Annahme gerade 
deshalb nicht auf das Schweigen des Gesetzes darüber, wem für die 
betreifenden Kosten Ersatz zu leisten sei, berufen kdnne, weil eben der 
Zweck dieses Specialgesetzes nur auf Sicherstellnng der durch den Be- 
trieb Verletzten, bezw. ihrer Unterhaltungsberechtigten gelichtet sei, 
dasselbe mithin andere Personen als Empfftnger der Ersatzleistungen 
gar nicht im Auge gehabt haben kOnne. 

Nach dem Gesagten muss die vorliegende Klage schon wegen 
mangelnder Aktivlegitimation des J. L. ohne weitere Prüfung abgewiesen 
werden; denn derselbe stützt, wie bereits bemerkt, seinen Anspruch 
einzig und allein auf die Bestimmungen des Haftpflichtgesetzes und 
macht in keiner Weise geltend, dass er infolge Universal- oder Singular- 
suecession in die sdnem verstorbenen Sohne gegenüber dem Beklagten 
zugestandenen Bechte eingetreten sei oder dass er etwa als negotorinm 
gestor n. s. w. für die fraglichen Kosten von dem Beklagten Vergütung 
zu verlangen in der Lage sei. Zu bemerken ist noch, dass allerdings 
im Urtheil vom 27. November 1890 in Sachen Courvoisier c. Jura- 
Simplonbahn (Zeitsi lir. des bern. Juristenvereins Bd. XXVII, Seite 298) 
der Vater des von einem Eisenliabnnnfall butrtjtfeneii Kindes Otto Cour- 
voisier, gestützt auf Art. .5, AI. 3 des Eisenbahn ha ftptlicbtgesetzes zur 
Ersatzforderuug für Heilungskosteu aia aktiv legitimiert kiugestellt 
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wurde; allein einmal handelte es sich dort iiiclit um einen principiellen 
Entscheid über die hier vorliegende Frage, sodann beruhte jenes Urtheil 
bekanntlich auf der Erwäfrung, dass Vater Coin voisier zur Bestreitung 
der Heiluugskosten für ein minderjähriges Kind gesetzlich veri>flir]itet 
gewesen und er infolge dessen in seinen ökonomischen Verbal tnisseu 
geschädigt worden sei, während eine derartige Verpflichtung des Vaters L. 
zur Bestreitung der betreffenden Kosten für seinen mehrjährigen Sohn 
nicht bestand. 



Nr. 144. Xntseh. des Appell-Hofes Iiflttteh. 

Vom 13. November 1895. 

l'Mt^chT. i. fraiizö«. «'ivilr. B.l. XXVII Hrff 3. S'. S02 N'r 44] 

Art. 1382 f. 1386. B.G.B. Unfall durch Erlöschen des elektrischen Uchtes bei Ar- 
beiten auf einem Bahnhofe. Beweistast. 

„In Erw., dass, falls die von dem Appellaten zum Beweis erbotenen 
Thatsachen bewiesen würden, dargethan wäre, dass er am 11. Januar 
1893 gegen 5V-4 Uhr Abends beschäftigt war, einen Kohlenwagen tur 
die Rechnung der Appellaten zu beladen; dass der zu beladende Wagen 
in der Hölie der Plattform stand, auf welcher Appeiiat sich befand; 
dass er einen Block Steinkohlen in den Armen hatte; dass das elek- 
trische Licht in dem Augenblick, in welchem er auf den Wagen gehen 
wollte, um den Block niederzulegen, erlosch, sodass er sich nickt 
dirigiren konntt; und in Folge seiner Bewegung sein Fuss zwischen den 
Wagen und die Mauer der Plattform kam, dass er stürzte und einen 
Annbruch erlitt; 

in Erw., dass Appeiiat aufstellt, die ihm obliegende Bcweislaat 
fände hiemit ihr Ende; Appellantin sei als im Fehler befindlich anzu- 
sehen and müsse zu dem geforderten Schadensersatz TemrtheUt werden, 
sofern sie nicht den Beweis dalttr erhringe, dass der in Frage stehende 
Unfall das Ergehniss eines Zufalls sei; 

in Erw., dass die Art 1382 und 1388 des B. Q. B. Denjenigen, 
welcher einem Anderen einen Schaden yerarsaeht, nur dann zam Er- 
sätze verpflichten, wenn dieser Schaden das Ergehniss seines YerseheDS, 
seiner Nachl&ssigkeit oder seiner Unklugheit ist; dass hienach in Ge- 
mftssheit des Art 1315 des erwähnten Gesetzhnchs es Aufgabe der sich 
als yerletzt Bezeichnenden ist, nicht allein den Beweis der schädigenden 
Thatsache, sondern auch des Vorhandenseins eines Fehlers in der Person 
dessen, welcher der Veranlasser ist, zu erbringen; 

in Erw., dass diese Grundsätze, welche durch Tarrible in seinem 
Bericht «n das Tribunat, und durch Trdlhard in dem Expose des moti& 
au Corps legislatif proklanirt wurden, die ganze Materie der Delikte 
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und der Quaaidelikte belierrschen, ohne den Art. 1384 davon auszunehmen; 
dass dieser Artikel keinen anderen Zweck hat al^ die VerpÜichtmig 
auszusprechen, für den Schaden zu haften, welclier durcli die Personen, 
für welche man verantwortlich ist, oder durch die Sachen, die man 
nnter seiner Obhut hat, verursacht wird; dass diese Verautwortliclikcit 
ausserdem durch das Vorhandensein eines Fehlers der verantwortlichen 
Person bedingt ist, eines Fehlers, dessen Beweis dem Kläger obliegt; 

in Erw., dass Art. 1396, welcher nur eine AuweJiduug des Art. 1394 
darstellt, in dieser Hinsicht entscheidend ist; dass der Eigen ili inner 
eines Gebäudes fiir den durch dessen Einsturz verursachten Scli ulen 
niclit desshalb als haftbar erscheint, weil er das Gebäude unter seiner 
Oblmt hat. sondern weil das Oesetz davon ausgeht, der Einsturz sei 
durcli einen Maugel der Unterhaltung oder duicli einen Baufehler her- 
vorgerufen worden, was bezüglich seiner den Gruntiiehler bilde, welcher 
die wesentliche Voraus.setzung seiner Haftbarkeit sei; 

in Erw., dass Art. 1386 nicht limitativ ist: 

in Erw., dass nach Vorstehendem es dem Appellatcn oblag, nicht 
allein zu beweisen, dass das elektrische Licht plötzlich erlosch, sondern 
auch dass dieses Erlöschen dem Verschulden der Appellantin zuzu- 
schreiben ist; dass die zum Beweis gestellten Thatsacheu daher nicht 
erheblich sind.* 



Nr. 145. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 16. November 1895. 
|6olte> Ttni», Bd. ti 8. It Kr. tO.I 

Onffni der Aeipriebe der Adjaieitei aef die BeniitiuNfl IHTentlieiier Straeeea. 

Die Stadt Berlin hat einen Banzann errichtet, Teranlasst dnieh 

Beparaturarbeiten an der Moabiter Brttcke. Der Banzann ging bis 
hart an den Bürgersteig. Dadurch wurde zwar der Eingang zn den 

vou dem Kläger gemietheten Restaurationsräumen freigelassen, ein 
Vorfahren von \\'agen aber verhindert, auch die Sichtbarkeit des Lokals 
des Klägers erschwert. Dadurch hat klarer Schaden gehabt. Wenn 
er als Miether wegen Beeinträchtigung des servitutarischen Eechts an 
der Strasse Entschädignngsansprüclu! erheben kann, so stehen ihm doch 
die iu Bd. VI, 48 ausgesprocheneu Grundsätze entgegen. Nur soweit 
die vom Kläger gerügten Belästigungen das Mass überschritten, welches 
durch den Umbau der Brücke geboten war, und ein Verschulden vorlag, 
kommen Entächädiguugsansprüche in Frage. 
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14& Stttseb. des Oberlandeag^riehtB Stuttgart 
1. Givil-Senat Vom 22. November 1895. 

(Seofltet Arob. N. F. M ZXII Nr. i«. S. M. - Jahrb. f Wflittoml». ItoeliteplL Bd. S. S. «L| 
Eine tbrigkeWlcb genehmigte Straseenbahn ist nicht ersatzpflichtig für eine Be- 
•eMdiguiO van Pferden ilireb Hftngeobleiben in der Seliienenlnse einer ttlTentUeiMn 

Strasse. 

„Die Klage winl larauf gestiit/t. dass das Pferd des Cedenten des 
Klägers durch das scliuldbafte Veilialtea der verklagten Act-Gesellscb., 
nämlich durch das Einlegen der Schienen in die öffentlichen Strassen, 
verletzt worden sei. Es ist richtig, dass es zur Begründung des An- 
spruchs aus dem aquilischen Gesetz geh'irt. dass eine Boschädigang 
objectiv Folge eines bestimmten Tl^uns einer Person ist und diese Person 
den, wenn auch nur mögliclien, Eintritt einer Beschädigung der ge- 
dachten Art als Folge jenes Thuns vorausgesehen hat oder bei An- 
wendung gewöhnlicher Sorgfalt nnd Vorsicht hätte yoraosaehen mttssen. 
AUein das genügt nichti rlebnehr mnu das Thun der betreffenden 
Person ein objectiv rechtswidriges, der Schade mnss injuria zuge- 
fügt sein; 

Tgl. fr. 8, fr. 3, fr. 6 § 1, fr. 27 § 17, fr. S8, fr. 29 pr. nnd § 7 ad leg.AgniLQ. 2. 
Die objective Bechtswidrigkeit des Thuns der Beklagten soll im 
vorli^enden Fall in der Errichtnng oder dem Bestehenlassen der fär 
den Pferdeverkehr gefährlichen Anlage, nämlich dem Einlegen der 
Schienen in den StrossenkGrper, liegen. Allein diese Annahme ist un- 
zutreffend; denn die Beklagte hat nicht nur von der Stadtgemeinde 
Stuttgart, in deren Eigenthum und Verftlgungsrecht, wie nicht zu be- 
zweifeln ist, die Strassen stehen, als Eigenthttmerin und Yerfngnngs- 
berechtigten die Erlaubniss zum Einlegen der Schienen in den Strassen* 
körper erhalten, sondern es ist auch nicht bestritten, dass ihr damit 
zugleich von der zuständigen Polizeibehörde die Concession dazu ertheflt 
worden ist. Ebenso ist die Anlage seither von den höheren Polizeibe- 
hörden nicht beanstandet worden. 

Die Beklagte hat mit Ankgung der Strassenbahn und der Ein- 
legung der Schienen in die Strassen iu keiuer Weise in die Privat- 
reclitssphäre eines Andern eingegriffen ; sie hat nichts in das Eigenthum 
Dritter innnittirt und kein Eigentlnini An<lrer beseliädigt; soiulern sie 
ist damit TüUig in den Grenzau des Areals der öfientlichen Strassen 
geblieben. 

Es wird nun weiter auf Orond von fr. 2 § 10 ne quid in loco 
publ. 43. 8 behauptet: wenn eine Anlage auf einem öffentlichen 
Platze gestattet werde, so sei stillschweigend vorbehalten, dass Nie- 
mand dadurch ein Schade zugefügt werden dürfe. Allein diese Annahme 
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kann da nicht platzgreifen, wo durch das concessionirte Werk und die 
Art, wie es concessionirt ist, selbst schoD die Gefahr der Beschädigung 
Andrer gegeben ist, und wo der concessionirenden Behörde die Art der 
Ansführung der Anlag:e und die damit verbundene Gefahr nicht ver- 
borgrcü bleiben konnte, vielmehr Ickannl war, wo also die Aiiiage ge- 
rade in der Weise gestattet wurde, wie sie ausgeführt worden ist. 
Aus diesen Gründen kann es sich auch nicht um Anwendung des Inter- 
dicts ne quid in loco publice fiat handeln. Hätte der Stuttgarter 
Stra^isenbaiin eine Entschädiguugspflicht der dnrcii ihre Anlage Be- 
schädigten aufgebürdet werden sollen, su \wire dies ausdrücklich m die 
Concessionöbedingungen aufj^enommen worden. Ein Punct von dieser 
Tragweite, von welchem der Bestand des Unternehmens abhäns:pn 
konnte, durfte nicht mit Stillschweigeu iibeigangeij werden. I)ass eme 
solciie Bedingung gestellt worden sei, wird nicht behauptet, im Gegen- 
theil geht die Klägerin selbst davon aus, dass dies nicht geschehen ist, 
denn sie sagt, es hätte die billige Rücksichtnahme der Stadtverwaltung 
auf ihre Einwohner und speciell auf die, pecuniär grösstentheils nicht 
glänzend situirten, Fuhrwerksbesitzer erfordert, zur Voraussetzung der 
Conccssionsertheilung vertragsmässig die Schadloshaltung der in Folge 
der Anlage geschädigten Pferdeeigenthümer durch die Beklagte zu 
11)^60, wie dies in andern Grossstädten z. B. Nürnberg der Fall ge- 
wesen sei. 

Dadurch, dass dies nicht geschehen ist, dass vielmehr die Concession 
obne eine solche Bedingung ertheilt wurde, ist nicht bloss die Fest- 
setzung eines die Kechtsverfolgung für die Betroffenen erleichternden 
Bestimmung unterblieben, wie die Klägerin meint, sondern es ist die 
Sorge fttr die Sicherheit ihres ^iaterials auf die Fuhrwerksbesitzer über* 
tragen worden, denen es fiberlassen blieb, durch Veränderung ihres 
Betriebs solche Massnahmen cn treffen, dass sie der ihnen bekannten 
Gefiüir nicht ausgesetzt waren. 

Sollten sie dadurch za sehr benacbtbeiligt sein, so hätte dies ein 
Gmnd sein können, die Concession nicht, oder nur in beschränkter 
Weise zn ertheilen, eine Schadensersatzpilicht kann aber daraus, dass 
die Beklagte die ihr gestattete Anlage der Concession gemäss errichtet 
hat, nicht abgeleitet werden* Anders wttrde es sich yerhalten, wenn 
dks Schienenanlage concessionswidrig yorgenommen worden wäre, wenn 
ach durch mangelhafte Unterhaltung ein ordnungswidriger Zustand ge- 
bildet hätte, oder wenn die Gefahr nicht zu erkennen gewesen wäre. 
Dass einer dieser Fälle vorgelegen habe, dass etwa die Beklagte den 
Ton der auihichtfährenden Behörde getroffenen Anordnungen nicht Folge 
geleistet hätte, wird nicht behauptet, und es kanii deshalb auch in der 



Digitized by Google 



208 EnUck des Preasa. Ober-Verwalt.-Gerichts vom 11. Dezember 1895. 

Beibehaltung des Harmann^sclieii Schienen -Systems keine Sefaold der 
Beklagten gefunden werden, da nicht geltend gemacht werden kann, es 
sei der Beklagten die Auflage gemacht worden, ein anderes System ein- 
zuführen. Ebensowenig ist vorgetragen worden, dass ein durch mangel- 

liafie Unterhaltung herbeigeführter ordnungswidriger Zustand an der 
Verletzung Schuld gewesen sei. Desshalb passt auch das von der 
Klägerin angefülirte Beispiel, dass eine civilrechtliclie Verantwortlichkeit 
begründet wUrde, wenn das aufgegrabene Strassenpflaster bei Nacht 
unbeleuchtet gelassen werde und dadui'ch ein Unglücksfall entstände, 
hieber nicht. 

Auf das Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871, unter welches im 
Übrigen auch die Pferdebahnen fallen, wird der Schadensersatzansprnch 
nicht gestützt und kann er nicht yestiitzt werden, da dieses Gesetz 
nur auf die Tüdtung oder \ erlet/ung eines Menschen Auweudune: findet. 
Audi die Reichsgewerbeordnung § 26 spricht nur von solchen beuach- 
theiligeiidi'ii ^Einwirkungen , welche von einem Grundstück aus auf ein 
benachbartes Grundstück geübt werden können. 

Ein Kechtssatz aber, dass der Eigenthümer eines gefährlichen Be- 
triebes stets und ohne Rücksicht auf Schuld für jede durch den Betrieb 
veranlasste Beschädigung auch dann haften müsse, wenn die gefährliche 
Anlage von der zuständigen Behörde innerhalb ihrer Zuständigkeit auf 
einem öffentlichen Platz, über dessen Benutzung die Behörde zu be- 
stimmen hat, genehmigt worden ist, besteht nicht, auch ist ansdrttcklicli 
nur ans dem aqoiliachen Gesetz geklagt worden.*' 



Nr* 147. Entsdi. des Frenss. OI»er-Tenralt.-Oerlfliif8* 

2. Senat. Vom 11. Dezember 18dÖ. 

IPreass. Eisonb.-Arcb. 1896. Heft 6. S. Ilt8.] 
BMtomniig f^sksl1<!cher Gebäude. Einkommpnsteuerges v. 24. Juni 1891. § 13. 
Kommunalabgabenge«. V. 14. Juli 1893. §§ 20, 24, 33, 34. 

Das Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 18^3 bclässt es gnind- 
sätzlicli dabei, dass dei- Fiskus — unbeschadet der ihm aus dem Be- 
triebe von gewerblichen Unternehmungen und dem Besitze von Do- 
mänen u. s. w. erwachsenden Verpflichtungen — als Eigenthümer von 
HansgrundstUcken einkommensteuerfrei bleibt. 



Nr. 148. Eutsch. des Beutsehen Heiehsgerichts« 
5. Civil-Senat. Vom 14. Dezember 1895. 

[Bolze, Trasis, B(l. 21. S. 13. Nr. 31. 32.] 

Umfang und Rechtscharacter des Rechts der Adjazenten auf Benutzung eines fiskftliaoheii 

Z«flilirwei«t inr Eltealahii. * 

Die Beklagten sind Ternrtheüt, sich der Benntznng eines flskalisclieB 
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Znfohrweges zur Eisenbahn zn enthalten, und die Ausgäuge aus ihren 
Onmdstfteken» welche anf Jenen Weg f Obren, za verachliessen oder 

gebliessen za lassen. Das Reichsgericht hat aufgehoben, zQr&ckyerwiesen. 
Der Gesichtspunkt, aus welchem das Verhalten der Staats- oder Ge- 
meindebehörden in Betreff der Oeffentlichkeit zu beurtbeilen, ist ein 
anderer, wenn der Weg von vornherein nicht lediglich für die unmittel- 
baren Zwecke des Eisenbahnbetriebes als Eisenbahnznfuhrweg, sondern 
zu dem ausgesprochenen oder doch erkennbaren Zwecke anj^elet^t worden 
ist, dass daran Villenbauten errichtet werden niöcliten, deren Bcwohnerii 
er, gleich einer städtisclien oder Dorfstrasse, als Kommunikationsmittel 
dienen sollte. Wenn aus dem Verhalten der städtischen Behörden, ins- 
besondere aus der Genehmigung der Ansiedelungen an diesem Wege 
auf ein Einverständniss der Behörden zu schliessen ist, so würde eine 
Widmung des We«^es zum öffentliclion Gebrauch vorliegen, welche 
lüchteinseitig und eigenmächtig wieder rückgängig gemacht werden kann. 

Ueberdies würden, wenn die Zweckbestiiumuiifr <h's Weges bei der 
Anlegung und strassenmässigen Herrichtung desselben ausgesprochen 
worden oder ottenkundig gewesen wäre und nun die Beklagten oder 
deren Vorbesitzer sich an dem Wege angesiedelt hätten, die Elemente 
für die Konstruktion eines stillsehweigendcn Vertrages gegeben sein, 
durch den die Anbaner das Recht, sicli der an ihren Grundstücken 
vorüberführenden Strasse als Kommunikationsmittel zu bedienen, als 
eine ihrem Grundstück zustehende Servitut erworben haben würden. 



Nr. 149. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts. 

6. Civil- Senat. Vom 16. Dezember 1895. 

Vertrag Iber AbMmfl einer Efeenbalm-Keiiieteioii. Redittfelgen eine« 'theHweltei 

ilfffliLtrItte. 

Kläger hatte die Konzession znm Bau und Betrieb einer Strassen* 
bahn im Stadtbezirk Spandan erhalten. Er hatte den Beklagten die 
Bechte ans der Konzession und dem mit der Stadt geschlossenen Ver- 
trage abgetreten und sich mit der Umschreibung der Konzession anf 
die Beklagten einverstanden erklttrt, sich aber die technische Bauleitung 
liegen 8V* Proz. der Bankosten vorbehalten; 4500 Mark sollten ihm 
fftr die Vorarbeiten gezahlt werden. Die Beklagten haben dann den 
Vertrag mit der Stadt geschlossen, die Konzession ist ihnen ertheflt 
Die Beklagten haben demnächst erklärt, dass sie dem Kläger die Bau- 
leitung nicht fibertragen und die Vergütung nicht zahlen werden, weil 
sie kein Vertrauen zu ihm haben. Das Berufungsgericht hat die 

If«r, ItMtelmnQhtUo]» BntMbeidaiigni Xm. 14 
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Beklagten znr Zahlung der 4500 Mark und zur Entschädigung für die 
entzogene Bauleitung mit 528 Mark 29 Pf. verurtheilt; Revision zu- 
rückgewiesen. Da Kläger sich als unzuverlässig erwies, waren Beklagte 
berechtigt, ihm die Banleitung vorzuenthalten, und Klüger musste, da 
solclies von ilim verschuldet war, den hierdurch eutstaiideuen Schaden 
tragen; also sicli anrechnen lassen, was Beklagte für die von ihnen 
anderweit beschaffte Bauleitung bezahlt haben. Aber Beklagte sind 
deshalb nicht berechtigt, dem Kläger das vereinbarte Honorar überhaupt 
vorzuenthalten. Denn es lag ein einheitlicher Vertrag vor, und Beklagte 
konnten deshalb nicht von einer einzelnen Leistung zurücktreten. Auch 
bildete die Handlung der Bauleitung nicht den Hauptgegenstand des 
Vertrages, so dass § 408 A. L. R. I, 5 nicht anzuwenden war. 
Uebrigens seien auch die Beklagten nicht von dem ganzen Vertrage 
zurückgetreten. Solcher Hückti itt von einem Vertrage über Handluiic:en 
würde voraussetzen, diss sie dem Kläger wenigstens anbrircn. das Er- 
forderliche zu thun, um den /ji^t;>nd vor Abschluss des V er tiags wieder 
herzustellen. Das sei nicht geschekeu. 



Nr. 150. Entech. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 17. Dezember 1895. 

[Zeittobr. f. d. Inteniat. Blwiib.>Tmup. Y. Nr. 1. S. tO.| 
Verfrfliolitiii iet Enpfligers einer Sendmi in überwiesener Fraeht iHr ZtMuB das 

Frachtzuschlages für Ueberlastung. 

Der Empfänger eines Wagens Holz hatte sich geweigert, den für 
die bahnamtlicli festgestellte Ueberlastung von 2240 kg. angeforderten 
Frachtzuschlag von 88 fl. 20 kr. zu bezahlen. 

Er hatte seine Weigerong, neben anderen wenig erheblichen Gründen, 
darauf gestützt, dass nicht er, sondern der Absender zur Zahlung ver- 
pflichtet sei, welcher für die Richtigkeit der Angaben und Erklärungen 
im Frachtbriefe hafte. Diese Einrede wurde als im Gesetze unbegründet 
zurückgewiesen, weil nach § 61, Abs. 1, des Betriebsreglcments die 
Frachtgelder, welche vom Absender nicht gezahlt (frankirt) wurden, 
auf Bechnung des Empfängers gehen und das Gesetz keinen Unterschied 
macht zwischen ordentlichen Gebühren und Zuschlägen, was in dem 
Aüsdraeke ,die Frachtgelder", worunter alle Zahlungen und ZnsdUäga 
inbegriffen sind, seine Begründung findet. Ueberdies haftet nach g 58, 
Abs. 10, Zttsatzbestimmung XVII, der GesammtfrachtznseUag auf der 
Sendung und h&tte diese Bestimmung keinen Sinn, wenn bei unfrankirten 
Sendungen der Empfänger die Fracht- und Nebengebflhren, der Ab- 
sender dagegen die Zuschläge zu zahlen hätte. 
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Nr. 151. Entsch. des Oberlandesgerkhto Kolmar* 
1. Givil-Senat Vom 10. Janaar 1896. 

'.Tur. Zeit«:-lir f F.'.'- T.ofhrinf». Jabrg. 21 

S L Haftpfliohtgesetz. Einreden des eigenen Verschuldens und der höheren fiewalt 
Zur Hauptsache ist den thatsächlichen und rechtlichen Ausflihrungen 
des ersten Richters durchweg beizupflichten. Ein eigenes Verschulden 
des Verunglückten Chouvenol kann insbesondere nicht daraus abgeleitet 
werden, dass derselbe überhaupt das Schienengeleise überschritten hat 
oder überschreiten wollte. Denn eine Strasse verliert durch ihre gleich- 
zeitige Benützung zur Herstellung und zum Betriebe einer Strassenbahn 
keineswegs ihre Eigenschaft als allgemeines Verkehrsmittel für Wagen 
und Fussgänger, und es kann daher letzteren nicht verwehrt sein, sich 
anter Ueberscbreitung der Gleise von der einen Seite der Strasse auf 
die andere zu hegeben. Freilich darf dieses nicht an einer besonders 
geffthrlichen Stelle, z. B. in unmittelbarer Nähe einer die Aussicht yer* 
sperrenden Kurve, geschehen, auch muss der üeberschreitende die ihm 
zu Gebote stehenden Vorsichtsmassregeln treffen nnd sich insbesondere 
darfiber zu vergewissem suchen, ob nicht ein Zug in Sicht ist. Allein 
dass den verlebten Bhemann der Klägerin in dieser Richtung ein Ver- 
schulden treffe, steht in keiner Weise fest Desgleichen ist dem ersten 
Bichter darin beizupflichten, dass von einer höheren Gewalt im Sinne 
des § 1 des Haftpdichtgesetzes hier keine Rede sein kann und dsss 
vielmehr der Unfall durch die in dem angefochtenen Urtheile angeführten 
Mittel — langsames Fahren und Signale mit der Dampfpfeife — h&tte 
vermieden werden kOnnen, sowie dass die Anwendung dieser Mittel 
möglich war, ohne die der Bahnverwaltuug zu Gebote stehenden 
Kräfte zu Übersteigen oder den wirthschafUichen £rfolg ihres Unter- 
nehmens auszuschliessen. Hiemach sind die von beiden Theilen zur* 
Hauptsache eingelegten Bemfungen unbegründet. 



Nr. 152. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 11. Februar 1896. 

(Oestar. BIwnb. Vwcordn. 8L IX Mr. IM, S. UflO.] 

Oer MsrItitAiieuraitr ist in die Kostaa eiies voi iiin gegen die EMlMiom^Giteilteiiaft 
ofoigiM gofliirteB Preossset aicht ad peraonam, sondern bei Executioa dee VernSgma 

der von (lim vertretenen Priorltäre zu verurtheilen. 

Das Oberlandesgericht hat über Appellation des klagenden Curators 
das ihn selbst in den Eostenersatz verfällende Urtheil dabin abgeändert, 
dsss Dr. H. in seiner Eigenschaft als gemeinsamer Curator der Besitzer 
von Prioritäten n. Emission der Ungarische Westbahn der Geklagten 
die Kosten bei Execution des Vermögens der von ihm vertretenen Prioritäre 
zu bezahlen habe. Wenn er nun in der Revision, sowie schon früher in der 

w 
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Appellation die Abänderung desobergcrichtliclien Urtheils dahin anstrebt, 
dass die geklagte Gesellschaft auch im Falle ihres Obsiegens ihm die 
Ftocesskosten zu ersetzen habe und dies durch Hinweisnng auf den 
zweiten Absatz des § 6 des Gesetzes yom 24. April 1874, Nr. 69 B.- 
G.-BL, za rechtfertigen sucht, so mnss dagegen auf den dritten Absatz 
desselben Paragraphen verwiesen werden, nach welchem bei der Ent- 
scheidung der Gerichtskosten im streitigen Verfahren fflr den Process- 
richter die allgemeinen processnalen Vorschriften, also insbesondere 
Jene des Gesetzes vom 16. Mal 1874, Nr. 69 B.-G.-B1. als Bichtschnar 
zu dienen haben. Zn der eventuell in der Bevisionsbeschwerde erbetenen 
Ergänzung des obergeriehtlichen Urtheils durch Aufnahme einer Be- 
stimmung, welche Prioritatenbesitzer ersatzpflichtig sind, liegt kein 
Anlasa und keine thatsächliche Grundlage vor. Das von der geklagten 
Gesellschaft in der Bevisionseinrede gestellte Begehren um nftbere 
Prileisirung des Kostenausspruches dahin, dass der Eostenersatz der 
Geklagten insbesondere bei Ezecntion des Verm5gens der Vertrauens^ 
manner nnd deren Ersatzmänner auferlegt werde, erscheint unstatthaft, 
da ein solches Begeliren Im Bechtsmittelzuge nur in einer von der Ge- 
klagten selbst eingebrachten Beschwerde hätte gestellt werden kOnnen. 
Die Entscheidung in Ansehung der Bevisionskosten stützt sich anf die 
§§ 24 und 26 des Gesetzes vom 16. Mai 1874^ Nr. 69 B.-G.-B]., und 
schliesst sich der diesfällige Aussprach jenem des k. k. Oberlandesgerichtes 
hinsichtlich der Process- und Appelationskosten an. 



Kr. 153. £ntsch. des Preuss. Ober-Verwalt.-Oerichts« 

4. Senat. Vom 26. Februar 1896. 

[Deutsche Jur.-Zeituiig. 1. Nr. 2t. .^5. 136 Nr. 177 ] 

Erfordernifts der polizeilichen Genehmigung für alle den Veriiehr beeinträchtigenden 
Veränderungen, Massnahmen etc. an ofTentlrchen Strassen. 

Es bedarf der polizeilichen Genehmigung, wenn au einer öffent- 
lichen Strasse irgend etwas vorgenommen, eine Anlage oder Ver- 
änderung hergestollt werden soll, bei welcher der Verkehr, sei es auch 
nur zeitweise, etwa bis zur Fertigstellung der Anlage, in Mitleidenschaft 
gezogen wird, oder durch welche die Substanz des Ötrassenkurpers, wie 
dies durch Eiuleguiig von Wasserleitunusi * hren unzweifelhaft der Fall 
ist, dauernd verändert werden soll. Hierbei ist die Polizeibehörde nicht 
auf die Vorschrift des § 10 II. 17 ALR. angewiesen, so dass sie ihre 
Genehmigung ertheilen luüsste, wenn deren Voraussetzungen nicht vor- 
liegen, noch hat sie sich an die von dem Eigenthiimer der Strasse auf- 
gestellten Bedingungen zu binden. Ihre Entschliessung ist vielmehr 
eine selbständige, nach allen, für sie in Betracht kommenden polizei- 
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liehen Rücksichten Inn zu treffende und kann im Verwaltungsstreitver- 
falireii nur dann mit Erfol- angefochten werden, wenn sie eine des 
yuiizeiUcUeu Motivs eatbeUreade und deäliaib wüikiirliche ist. 



Mr. 164, EntBcb« Prenss, 01i«r-Y6rwalt.-G6rieht8t 

3. Senat, Vom 5. Mftrz 1896. 

(Deutsehe Jar. Zeltg. I Nr. 21. S. 437. Ziff. 183 ] 
§ 54a Kruik.'Vert.-fie8 Bedeutung der Fortdauer der KassenmitgUedSObaft währaad 

des Bezugs von Krankenunterstützung. 

Die Bestimmung des § 54 a, Satz 2, de^ Kranken- Vers. -(Tes, hat 
die Bedeutung, dass während des Bezuges von Krankennnter- 
stätzung im Sinne des § 54a die durch den Eintritt in eine ver- 
Biehenmgspflichtige Beschäftigung erworbene Kassenmitgliedschaft — 
und zwar die volle Mitgliedschaft, nicht bloss die aktiven und passiven 
Wahlrechte u. s. w., sondern alle Rechte und Pflichten der Mitglied- 
schaft mit Ausnahme der durch den Satz 1 ausgeschlossenen Pflicht 
zur Entriclitung der Beiträge — auch dann erhalten bleibt, wenn in- 
zwischen das die Versicherongspflicht begründende Arbeitsverhältnis ge- 
l5st worden ist. Behält so nach dem § 54 a ein bisheriges Eassen- 
mitgUed trotz Beendigung des Arbeitsverhältnisses seine Kassenmit- 
gUedsehaft während der Daner des Bezuges von Erankenunterstützung, 
80 ist die notwendige Folge , dass fttr das unterstützte Mitglied auch 
der Beginn der Frist, an welche der Unterst&tzungsanspmch aus dem, 
auch für zur Zeit des Ausscheidens krank und erwerbsunfähige Personen 
geltenden, $ 28 des Erankenversicherungsgesetzes geknäpft ist, hinaus- 
geschoben wird. So lange nach § 54 a die Mitgliedschaft fortdauert, 
ist ein Auascheiden ans der Easse im Sinne des § 28 nicht eingetreten 
und hat die Zugehörigkeit zu der Easse fortbestanden. 



Nr. 155. Beseheid des Prenss. Ober-Yerwalt.-Gerichts, 

4. Senat. Vom 7. März lb96. 

(BDtMb. d. 0. V. Q. Bd. Sf. 8. ML] 

MISMHtel gegen ErgänzungsbetoklüMt» betr. BsisIzüiHl IWeaflloliar Wiga für Klais- 
balmaD. Klalnb.-6aa. ^ 6, 7, S2. Uail-Varw.-6aa. 9§ 7, 121, 127—130. 

Wenn der aus Gründen des öffentlichen Rechtes zur Unterhaltung 
eines öffentlichen Weges Verpflichtete seine Zustimmung dazn versagt, 
dass dieser Weg zur Anlage einer Eleinbahn oder PrivatanscUnasbahn 

benutzt werde, und der Unternehmer der Eleinbahn oder Privatauschluss- 
bahn gegen die Versagung der Zustimmung gemäss § 7 des Kleinbahn- 
gesetzes vom 28. Juli 1892 die Entscheidung des Bezirksausschusses 
Uder des Kreisaubbchusses anruft, üu stoheu gegen den Besohluss der 
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letzteren weder dem ünternehmer noch dem Wegeunieriialtungspflichtigen 
Kechtsmittel im V' er waltuugsstreit verfahren zu. Der zweite Satz im 
§ 52 des Kleinbahngesetzes bezieht sich nicht auch auf die Rechts- 
mittel, die ge{?en einen in Gemässbeit des § 7 dieses Gesetzes er- 
gangenen Beschhiss über Ergänzung der Zustimmang des Wegeuuter- 
haltougspfliclitigea Platz greifen. 



Mr. 166. Entgeh* des Deutschen Reichsgerldito. | 

6. Civil-Senat. Vom 23. März 1896. 

[Fnt<^-h f1 Reicbsger. i. Civil». Bd. 87. 8. JW.) I 

Gemeines Recht. Ut der Fiskus berechtigt, gegen die Gehaitsforderuag eines in un- \ 
gültiger Weise entfassenen Beamten den Verdienet in Anrechnung 2u bringen, den | 
dersellie sich infoige der Nichtinanspruclinahme seiner Dienste von Seiten des Statte« 

terdi «iitferweltliie Thätigkeit «rworlan luit? 

Ausserdem liat der Beklagte noch gerügt, dass das Berufungs- 
gericht seine Einrede, der Klager habe seit seiner Entlassung d'urch | 
anderweite Thätigkeit ebenso viel verdient, wie er als Gehalt bezogen | 
liaben würde, mit Stillschweigen übergaugen habe. Es ist richtig, dass 
diese Behauptung des Beklagten in den Gründen des Beruf ungsurtheiles j 
nicht ausdrücklich berücksichtigt ist; aber sie war auch ofienbar un- 
erheblich. Auf das Beamtenverhältniss ist nicht die Analogie des 
Rechtsverhältnisses aus einem privatrechtlichen Dienstvertrao^e daliin 
anzuwenden, dass der Beamte sich auf sein Gehalt das aureclinen lassen 
mfisste, was er, nachdem der Staat S( ino fei neren Dipnste zurückge- i 
wiesen hat, sich anderweitig hat erwerben können; iban nur so weit 

I 

rein privatrechtlicho Wirkungen des Beamtenverhäitnisses in Frage 

stehen, kann jene Analogie Anwendung finden. 

Vgl. Eütbch. des E. ü.'s iu Civila. Bd. 18 S. 173 flg. und m 9H S. 85 flg. 
Nun ist aber die Anstellung eines Beamten überhaupt kein gegensritiirer 
obligatorischer Vertrag. Der Beamte hat privat rechtlich einen rein 
einseitigen Anspnich auf sein Gehalt; «»ffoiitlirlirechtlich ist er 
daneben verpflichtet, seine Dienstobliegeuheiteu zu erfüllen; dass ihm 
wegen Vernachlässigung der letzteren der Gehaltsanspruch auf dis- 
ciplinariscliem oder strafrechtlichem Wege verkürzt oder entzogen 
werden kann, kommt erst von da an in Betracht, wo dies durch be- 
sonderen Rechtsakt geschehen ist; 

vgl. Schlesinger, Unzulässigkeit der Besohlagnabme des noch nicht Terdienten ! 

Loliueü S. 89; j 
daher fehlt es auch für eine Auliechnung, wie sie der Beklagte will, ! 
an jedem Rechtsgrunde. Aus demselben Grunde ist es auch zu Ijilligen, 
dass das Oberlaudesgericht die Verurtheiluug des Beklagten für die 
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Zukauft nleht aaf Zahlimg gegen IieUtnnfp der betreffenden 
Dienste bescbränkt hat. 



Nr. 167. Klitsch, dee Prenss. Ober-Ycrwalti^erielite, 

4. Senat. Vom 25. März 1896. 

[Entsclj. '1 o V. n. B<1. 99 s t38, - Prcuss. Eisenb.-Arch. 1896. Heft 6. 8, 1175.1 

EiUllMkllzufuhrweBe. PolUeimässige Sirassenreinigung. 86«. Aber d. PolUei-Verw. 

V. II. März 1850 § 6. 

"Wenn ein Eisenbahnziifiilirwep: einen Theil der Balinhufsanlage 
bildet und als sok-her keine öftentüclu Strasse im Sinne des Wegerechts, 
sondern eine Privatstrasse ist, so tindcu die iiber die polizeiniässipfe 
Sirassenreinigung bestehenden Bestimmungen auf ihn keine Anwendung. 
An und für sich liegt die Verbindlichkeit zur polizeilichen Reinigung 
der Strassen in Städten und Dörfern der Gemeinde als Trägerin der 
PolizeUast oL. Diese kommunale Last der Gemeinden bezieht sich aber 
nur auf öffentliche Strassen, nicht dagegen auf private Wege und 
Plätze. Wenn nach dem öffentlichen Rechte die Verbindlichkeit zor 
Reinigung der Strassen an Stelle der Gemeinde den anliegenden 
Grundbesitzern obliegt, so kann die Verpflichtung der letzteren auch 
keinen weiteren ümfang haben, als diejenige hat, welche das Gesetz 
der Gemeinde auflegt. Es kann sich deshalb auch die observanzmä.ssige 
Pflicht der Grundbesitzer zur Strassenreinignng nur auf öffentliche 
Strassen beziehen. Demzufolge kann von den Anwohnern eines Eisen- 
bahnzofnbrweges der bezeichneten Art diese Strassenreinignng nicht 
gefordert werden. 

Die Erhaltung eines polizeimässigen Znstandes kann hin- 
debtlieh einer solchen Frivatstrasse, ebenso wie hinsichtlich des Grund- 
aigenthnms überhaupt, nur innerhalb des Rahmens der Vorschriften im 
§ 10 A. L.-B. Th. n Tit. 17 verlangt werden, d. h. soweit es zur 
Abwendung von Gefahren fflr die Sicherheit und Gesundheit 
von Menschen u. s. w. erforderlich Ist. Wenn solche Gefahren 
ht Frage kommen, wQrde die Polizeibehl^rde zwar befhgt sein, auch eine 
Beinigung der Privatstrasse oder eines Theiles davon zn verlangen, 
Eofem auf andere Weise die Gefahren saehgemäss nicht verhütet werden 
können. Dann kann sie sieh aber mit ihrem Verlangen nur entweder 
an den wenden, der einen solchen gefahrdrohenden Znstand herbei- 
gefährt hat, oder an den, der Ittr den polizeimftssigen Zustand des 
Gmndst&ckes, auf dem der Privatweg liegt, verantwortlich ist, also im 
TorHegenden Fall an den EigenthOmer der in Frage konun«iden Privat* 
Strasse, den Eisenbahnfiskus. 
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Nr« 158« Efttsclu des Prem. 0l»er*Terwalt.-06rldiAB. 

3. Senat. Vom 26. Hftrs 1896. 

(Dmitaidi. Jnriat-Zflilg. L Nr. ». a 47».] 

Kr«Rk.-V9rs.*6N. § 5a. Sitz des Gewerkabetriabi alt Beieiilfllguiifltort b«i auwirto 

beaohlfllitM Baiarbeltorn. 

Der Sitz des 66werbe1>etriebe8 gilt als Beschftftignngsort aach 
fftr solche Arbeiter eines Bangewerbetreibenden« die in einem aus- 
wärtigen Gemeindebezirke nur zn einer dort ansznfttbrenden nmfang- 
reicben Banarbeit angenommen worden sind, ohne yorher am Sitze des 
Gewerbebetriebes selbst besehftftigt gewesen zu sein, ausser es wäre 
für die auswärtige Arbeit eine besondere Betriebsstätte errichtet.. 
Zur Errichtung einer solchen genftgt noch nicht die Auszahlung des 
Lohns ausserhalb des Betriebsortes, die Bestellung jemandes zur Be- 
aufsichtigung der Arbeiter und ihrer Arbeiten an Ort und Stelle u. dgl., 
sondern es sind Veranstaltungen nothwendig, die den Willen des Ge- 
werbetreibenden erkennen lassen, dass die betreiTenden Arbeiten nicht 
blos Theil und Ausfluss des allgemeinen Gewerbebetriebes, sondern ein 
abgesondertes Unternehmen, einen innerhalb des allgemeinen Gewerbe-- 
betriebes selbstibidigen Betrieb f&r sich bilden sollen, wie es z. B. die 
Errichtung eines besonderen Baubureaus, die Einrichtung einer be- 
sonderen Kassen- und Buchführung, die Einsetzung eines besonderen 
Betriebsleiters mit der Befugniss zur Annahme und Entlassung der 
Arbeiter u. s. w. thun. — Das Erforderuiss des § öa Abs. 1, dass 
einzelne Arbeiten au wechselnden Orten ausserhalb der Betriebsstätte 
ausgefiihit werden, enthalt nicht auch noch das Eriurderuiss, da^s au 
der Betriebsstätte ebenfalls Arbeiten ausgeführt werden. 



Nr. 159* Entseh. des Preuss. Ober-Terwalt-Oefifllits« 

4. Senat. 7om 28. März 1896. 

[Preasa. ElaeDb.>Arcb. 1896. Heft 6. S. 1174.) 

Entstehung SfTentUcher Wege. Zuständigkeitsgesetz v. I. Aug. 1883 § 56. 
Oeffentliche Wege entstehen nicht wie Wegeservituten durch Er- 
sitzung, sondern durch ihre Bestimmung, ihre Widmung für den öffent- 
lichen Verkehr, and diese Bestimmung kann sowohl durch ausdrückliche 
Erklärungen der rechtlich Betheiligten (Wegepolizeibehörde, Wegeban- 
pflichtigen, Eigenthfimer des WegekOrpers), als dorch Handlangen der- 
selben, also die Anlegung nnd den Ansban des Weges als eines öffent- 
lichen, als endlich dadurch dargeihan werden, dass ein Weg thatsäehlich, 
insbesondere von Alters her, unter Umständen dem öffentlichen Verkehr 
dient, die mit Sicherheit auf seine fiestimmang für diesen Verkehr 
seitens jener rechtlich Betheiligten schliessen lassen. Die blosse That- 
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Sache der Benutzung eines Weges durch das Publikum reiciit dagegen 
nicht aus, um vou ihr auf die Oeffentlichkeit eines Weges zu schliessen» 



Nr. 160. Entsch. des Obcrlandesgerichts Breslau« 

1. Civil-Senat. Vom 10. April 1896. 

['-■|--imTt Ar^h. N. F. m XX!! Hef? i Kr, n S. 45.1 

§ i. Reicbshaftpflichtgeäetz. Verletzung eines Passagiers auf dem Perron durcti vom 
filiMtMh bei der Retntgung herabfalfeiidee 6lat begrOidet die KaftjMHolit. 

Mit Rpclit nininit der Vorderrichter den Kall des § 1 des Ges. v. 

7. Juni 1871 als vorliegend an, indem beim Betriebe einer Eisenbahn 

eiu Mensch körperlich verletzt ist. Es ist unstreitig, dass die Klägerin 

sich auf dem Perron befand, nämlich auf dem Wege von dem Eisen- 

bahiiwageu, aus welcliem sie ausgestiegen war, zum Abort, als von dem 

Dach des Perrons Glas auf sie herabfiel. Der Weg, welcher von einem 

Reisenden aus dem Eisenbahnzuge über den Perron eingeschlagen wird, 

Sfehürt aber zum Betriebe der Eisenbahn. Es ist nicht vou Erheblichkeit, 

dass der Klägerin auch anderswo, wenn sie unter einem Glasdach 

gegangen wäre, ein gleicher Unfall hätte zustossen können. Der Fiskus 

haftet danach als F.t'triebsunternehmer fiir den der Klägerin erwachseneu 

Schaden, sofern er niclit beweist, dass der Unfall durcli höhere Gewalt 

oder durch eigenes Terschulden der Klägerin verursacht sei. Letzteres 

stellt nicht in Frage. Als höhere Gewalt ist es aber nicht anzusehen, 

wenn, wie der IJeklagte unter Beweis stellt, das Ilei-abfalleu des Glases 

dadurch herbeigeführt ist, dass man das Dach des Kmpfangsgebäudes 

von Schnee säuberte und hierbei der Schnee auf das Glasdach des 

Perrons gescliiittet wurde, wobei ein Stück Eis, das sich unter dem 

Schnee befand, die Glasscheibe zertrümmerte. Es hätte sich, wie der 

Vorderrichter zutreffend ausfiihrt, der Unfall bei einiger Vorsicht recht 

wohl Termeiden lassen. Man miisste mit der Möglichkeit der Zer- 

tritanmernng des Glasdachs rechnen und konnte eine Zeit benutzen, da 

man in der Lage war, den Perron gegen den Zutritt des Publikums 

aioQsperren. 

Nr. 161. Entseh. des Oester r. Obersten Gerlchtsliofes. 

Vom 14. April 1896. 

(Ocstcrr. Elsoab. Verordn. Bl. IX. Nr. Iii. S. 2464.] 

Das Uraitllokreohtilobe Intereaa«, welohaa das Aerar md die StutavarwaltuaB daraa 
babn, daee einem Staatsbeaaiten die Ihai oebübrendea, der Execatlaa eatiogenea Be- 
zöge Diigeschmäfert erhalten bleiben, erlischt mit dem Tode dieses Staatsbeamten, 
■ad die Flaaazprooaratur ist daher nach diesem Zeltpunkte zur Bestreitung aiaer auf 
solebe Bezüge geführten Execution nicht mehr legitimirt. 
Das Gericht erster Ilm a uz hat wegen einer Forderung von 30 fl. 
die executive Einantwortung der der Veriaäätuächaft nach einem ver- 
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2X8 £iit£cü. des rreusa. Ober«YerwaLt.-Geri«ht8 vom 2d. April 1896, 

storbenen Staatsbeamten an das Aeiar zustehenden Forderungan Diäten- 
pauschale und Subsistenzzulage im Gesammtbetrage von 44 fl. bewilligt. 

Den dagegen ergriffenen Recurs der k. k. Finanzprocuratur nomine 
des Aerars hat das k. k. 0)>erlandesgericht abgewiesen, weil das öffent- 
liclirechtliche Interesse, welches das Aerar und die Staatsverwaltung 
daran haben, dass die den Staatsbeamten ausser den im § 1 des Gesetzes 
vom 21. April 1882, R.-G.-Bl. Nr. 123, angeführten ständigen Beziigen 
gebührenden, gemäss § 3 dieses (Tesetzos fh'r Exemtion entzogenen 
anderweitigen Beziige denselben nngeschniälen t;rlialten bleiben, im vor- 
liegenden Falle durch den Tod des bezugsberechtigten Staatsbeamten 
erloschen ist und in Folge dessen das Aerar zur Anfechtaug des in 
Bede stehenden Execntionsbeseheides nicht legitimirt ist. 

Dem ausserordentlichen Revisonsrecurse der k. k Finanzprocuratur 
fand der k. k. Oberste Gerichtshof mit Entscheidung vom 14. April 
1896, Z. 4406, keine Folge zu geben, w-eil der in Rede stehende 
Executionsbescheid Seitens der Vertreter der Verlassenschaft nicht in 
Beschwerde gezogen wurde und das Aerar aus den der oberlandes- 
gerichtlichen Entscheidung beigefügten zutreffenden Griluden zur An- 
fechtung dieses ßxeeutionsbescheides nicht legitimirt ist. 



Nr. 163. Entsi'Ii. des Prenss. Ober-A erwalt.-Gerichts, 

2. Senat. Vom 29. April 1896. 

iPreass. Eisenb. Arcb. 1896. Heft 6. S. 1108.] 

Btfrriiii dar Dletttfrmdstlekt vm iw Krelsttraen. Knia-Onla. H 10. 14. 17. la, 
ElikoanewtoMriflt. v. 24. Jnil 1891. § l. KommunalabgabMOMetE v. 14. Jill 1893. 

H 24. 26. 28. 30. 91. 

Durch das Eommunalabgabaigesetz vom 14 Jali 1893 hat das 
Steaerrecht der Kreise keine Erweiterung dahin erfahren, dass fortan 
auch von solchen Gebäuden (Dienstgrundstflcken n. s. w.), die biaher 
kreissteuerfrei waren, nunmehr aber als der Gemeindebestenemng 
unterworfen vom Staate zur Oebäudestener veranlagt werden, von den 
Kreisen Zuschläge zu dieser erhoben werden dürfen. 



Nr, 100. £ntsch. des Uaudel8gerlclit!> der Seine (Paris). 

Vom 2. Mai 1896. 

iZeltscbr. f. d. Internat. Kisenb. Transp. IV. Nr. st. S. — Journal dos transports. Nr. 34. S 670.1 ! 

der EiHabtbi. ' 

In einem Falle, in welchem die Annahme von 6 Fässern Terpentin 
von Bordeaux nach Paris, zu einem Specialtarif befördert, bei Ankunft 
vom Empfänger wegen Manko verweigert, das Gut aber nach fttnf- ' 
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tä^'jjer Lasfernng angenommen worden war, hatte der Adressat von 
der Eisenbalin Vergütung des ganzen, auch des über den bei Ankunft 
ennitlelten Manko hinaus entstandenen Verlustes verlangt, weil die 
Fässer während der Lacrerung unbedeckt den Sonnenstrahlen ausgesetzt 
gewesen seien und somit die Bahuverwahting die ihr obliegende Für- 
sorge für ilas (Tut vernachlässigt liabe. Die Eisenbahn liatte den er- 
hobenen Anspruch mit der Nichtverantwortlichkeits-Klausel des Special- 
tarifs bestritten; das Gericht hat diesen Einwand jedoch nur bis in 
Höbe des während des Transports und bis zur Ankunft entstandenen 
Abmangels gelten lassen ; bezllglich des während mangelhafter Lagerung 
erwachsenen Verlustes dagegen dem Klageantrag aas folgenden Er- 
wägungen entsprochen: 

Der Frachtvertrag endet in dem Augenblicke, in welchem der 
Empfänger, sei es aus einer begröndeten oder unbegründeten Ursache, 
die Annahme des beförderten Gutes verweigert; die Eisenbahn erlangt 
dadurch die Eigenschaft eines Depositars nnd hat mit der durch die 
Bestimmiugen des Artikels 1927 des Code civil vorgesehenen Sorgfalt 
zu verfahren; die Eisenbahn wird deshalb anch haftpflichtig, wenn sie 
wfthrend fftnf Tagen auf offenem Entladeplatz die Fftsser ohne Deckung 
oder sonstige Schntzmittel den Strahlen der Sonne aasgesetzt liess. 
Sie sehaldet die Veii^fltnng des dergestalt darch Aoslanfen verloren 
gegangenen Teiles des Gates. 



Nr« 164. Jkk. £nts< It. des Reichs -Yersieherungsamtes. 

Vom 4. Mai 1896. 

[DeutHch. Jur. Zeitg. I (1896). Nr. 19. S. 386.] 

Ulf. Vcrt. flm. § 6. ZIf. 2 a. Di» HlnttrUlebenenreste darf i«Hiloh nloM beBrenit 

werdet. 

Gegenstand sowohl des Haftpflichtgesetzes vom 7. Jan! 1871 als 
anch der dorch das Heichsgesetz vom 6. Juli 1884 eingeführten Tin- 
fsllversichemng der Arbeiter ist ein «Schadenersatz^. Wfthrend aber 
das Haftpflichtgesetz (§§ 3 nnd 7) das Mass des Ersatzes sich nach 
ton nachweislich herbeigeführten Schaden richten lässt, ist im Unfall- 
versiehemngsgesetz Höbe nnd Daner des Schadensersatzes durch 
positive Bestimmungen festgesetzt. Es ist deshalb im Falle der durch 
einen Betriebsunfall herbeigeführten Tötung einer versicherten Person, 
welche Frau und Kinder liinterlässt, gemäss § 6 Ziffer 2a des Unfall- 
versicherungsgesetzes die niiiterbliebenonrente bis zum Tode oder zur 
Wiederverheiratuüg der Witwe bezw. bis zur Erreicliung des fünf- 
zt'hnien Lebensjahres der Kinder zu zahlen, wenn sich auch bis zur 
Wahrscheinlichkeit nachweisen liesse, dass der Getötete auch ohne den 
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Unfall in kurzer Frist und lange vor jenen Terminen gestorben wäre. 
Diesen bereits früher von ihm anerkannten Grundsatz liat das R.-Vers.- 
Amt neuerdings durch lleknrsentscheiilüug vom 4. Mai 189ö wieder 
zur Geltung gebracht. Ein lungenleidender Maurer hatte einen Betriebs- 
unfall erlitten, durch desseu Folgen er wochen- und monatelang au das 
Bett gefesseU wurde; nach neun Monaten starb er. Nach dem arzt- 
liclien Gutacliteu war das r^nnccenleiden dnrcli die Uufallfolgen erheb- 
lich verschlinnnert und der Tud dadurch wesentlich beschleunigt worden. 
Die beteiligte Herulsgeuossenschaft gewährte zwar den Hinterbliebenen 
Renten in der gesetzlichen Höhe, jedoch nur auf die Dauer von vier 
Jahren, w^eil der Arzt ferner begutachtet hatte, der Verunglückte wäre 
wohl auch ohne den Unfall in etwa vier Jahren an dem Lungenlciden 
zu Grunde gegangen. Das K. -Vers. -Amt hat diese Begrenzung der 
Benten dem obigen Gruudsatse gemäss für unstatthaft erklärt 



Nr. 1<>5. Entgeh, des Deatsehen Reichsgcrtclits. 

5. Civil-Senat. Vom 6. Mai 1896. 

[Jur. WochenaoliT. ISM. Nr. ma. 8. Ut ZUS. 4i.} 

A. L R. Elnleltnig § 75. § I. EateiflR. 6as. v. U. tani 1874. Der ARli^ier elier 
SffiBiitllolitii Straate kam aus aathwMtflgM Aadaruaiei (ErhShang) daraatbaa Ent- 
aoMMiOBRiaaatpriiolia niabt harlattanp aa laage Ihm diaaalba ala KaaimaikatlaBaialttal 

Weilar arhaften bleibt 

Der B. R. nimmt an, dass geringfügige Erschwernisse einen An- 
sprach auf Entschftdignng nicht begrandeten, wenn nur die Kommuni- 
kation jswischen der Strasse und den anliegenden Gmndstftcken nicht 
aufgehoben werde, nnd mit dieser Ansf&hmng befindet er sich im 
Einklänge mit dem im Urtheile des jetzt erkennenden Senats Tom 
28. März 1896 (in Sadien Erfurt c. Tbinins V. 308/65) anfgestellten 
leitenden Grnndsatse, dass das serritutarische Bedit des Haosbesitzers 
an der an seinem Omndstflcke Torilberftthrenden Strasse begrenzt nnd 
bedingt ist durch die Zweckbestimmung der Strasse selbst dergestalt» 
dass der Hausbesitzer sich ohne Entschädigung alle Veränderungen 
. gefallen lassen muss, welche dazu dienm, die Strasse in dem Znstande 
zu erhalten oder auch in den Zustand zu setzen, in welchem sie ihrer 
Bestimmung am vollkommensten genügen kann, sofern nur die Strasse 
auch femer als Kommunikationsmittel erhalten bleibt. Im vorliegenden 
Falle ist die Höherlegung zum Zwecke der Verbesserung der Strasse 
nnd der Erbauung der in ihrem Zuge befindlichen BrUcke ttber den 
Jakobsgraben erfolgt und es ist die Strasse als Eommnnikationsmittel 
auch fttr die Gmndstttcke der El. erhalten geblieben. Es kann daher 
die Erhöhung des Strassendanmies als ehi die Bekl zur Entseh&digang 
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Teipflichtender Emg;riff in das £igeiithum oder in die servitutansclien 
Beehte der £1. (§ 75 Einldtung zum A. L. B.) nicht angesehen werden 
(rergl. anch Entscheidung des ehemaligen Obertribnnals zn Berlin 
Bd. 49 & 91 fg.). 



Nr. 166. Entseh. des itummergerichts in Berlin. 

2. Straf-Seuat. Vom 7. Mai 1896. 
(P. Jnr. Zelt«. I Nr. tt. 8. «?. ZiK 68.] 

Krank. Vw». Gm. | 81. UnteriaMuig der Anneldnng zur KraiktakasM. 

Der Angeklagte, welcher eine Bahnhofsrestauration gepachtet 
hat, hat „hin und wieder" den Wartesaal, in welchem sich die Restau- 
ration befindet, durch sein „Mädchen für alles" reinigen, von dem- 
selben auch die daselbst befindlichen Lampen putzen lassen, ohne die- 
selbe zur Krankenkasse anzumelden. Von der aus § 81 des Kranken- 
versicherungsgesetzes erhobenen Anklage ist er vom Berufungsricliter 
freigesprochen, weil das Mädchen nur hin und wieder, also nicht 
dauernd bescliäftigt war. Das Kammergericht hat das Berufungsurteil 
aufgehoben, weil die getroffene Feststellung zur Beurteilung der Frage, 
ob das Dienstmädchen versicherungspflichtig sei, nicht ausreiche. 
Es führt aus: „Das Gesetz macht keinen Unterschied, ob die Beschäf- 
tigung im Gewerbebetriebe die Hauptthätigkeit einer Person aus- 
macht oder sieh nur als Nebenthätigkeit darstellt. Das Gesotz hat 
aber auch beziiglii U der Zeit für die Beurteilung der Versicherungs- 
pflicht nur die eine Beschränkung, dass eine Versicherung nicht zu er- 
folgen braucht, wenn die Beschäftigung durch die Natur ihres Gegeu- 
staudes oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum 
von weniger als einer Woche beschränkt ist (§ 1). Daraus folgt, 
dass eine Versicherungspflicht besteht, wenn jemand auf Grund eines 
Arbeitsvertrages, welcher für eine längere Dauer als einer Woche ab- 
geschlossen worden ist, eine Thätigkeit in einem Gewerbebetriebe über- 
nimmt und dementsprechend in dem Geworbebetriebe gegen Gehalt oder 
Lohn thätig ist. In diesem Falle kann es, wenn die Thätigkeit auch 
nnr zeitweise, periodisch stattfindet, nicht darauf ankommen, wie lange 
die Beschäftigung in den einzelnen Fällen dauert, insbesondere ob sie 
fiber die Dauer einer Woche hinausreicbt. Das Gesetz lässt aber 
keinen Zweifel darüber, dass die Versicherung auch schon dann erfolgen 
ninss, wenn zwar die Thätigkeit nicht auf Grund vertragsniässiger Ver- 
pflichtung, sondern nur thatsächlichf jedoch im Znsammenhange über 
eine Woche hinaus ausgeübt wird. Denn der § 1 a. a. 0. setzt nicht 
einen aasdrflcklicben Arbeitsvertrag, sondern nur voraus, dass die Be- 
schftftignng gegen Gehalt oder Lohn erfolgt. Das Gericht h&lt daher 
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noch die PrUfang fttr erforderlich, ob das DienBtnU&dchen ansdrftcklich 
zur Leistung der gedachten Arbeiten — wenn auch nnr als Nebenbe- 
sehtftigimg in d^ Dienst des Angekl. getreten ist, oder ob das- 
selbe, ohne dass eine sdche Vereinbanmg getroffen war, das Beinigen 
des Wartesaals und das Patzen der Lampen in den einzelnen Füllen 
im Zusammenhange über den Zeitraum einer Woche hinaus besorgt hat 



Nr. 1C7. Entsch. des Beatsclien Hoichsgeriekls* 

3. Civil-Senat. Vom 19. Mai 1896. 

[Jur. Wo( licnach. 1896. Nr. 40,'3l. S. 861. Ziff. 85. - Seuffert AroLiv. N. F. Bd. XXIl. S. 2.J 

Voraussetzungen für die Eigenschaft eines Privatgeleises als Pertinenz eines Fabrik- 

grundstüoks. 

Dcis B. G. sieht das Kriterium üir die Pertinenzqiialität keineswegs 
allein schon in der Bestimmung einer Sache für die bleibenden Zwecke 
einer andern. Es will vielmehr nach gemeinem Rechte bewegliche 
Sachen erst dann als Pertinenzen eines Immobile betrarhten. wt im sie 
zu demselben in ein derartic"*^s daiu i iidi s Verliiihnis.-. f.'irl racht sind, 
dass sie nicht lediglich dem Bedürinisse des jeweiligen iir^iizers, sondern 
dem bleibenden Zwecke des Imnio1>il(\s nnd damit dem Bedürfnisse 
seiner jedesmaligen Besitzer zu dit lu u bestimmt erscheinen. Von diesem 
richtigen Kechtssatze aus ist es dann auf Grund der konkreten Sach- 
lage zu der Annahme gelangt, dass die zur Frage stehende Bahn 
Pertinenz des Fabrikgrundstiickes gewesen ist. Die Bahn qu. hat seit 
Errichtung der Fabrik im Jahre 1885 dauernd bestimmten Zwecken 
des Betriebs gedient. Auf ihr ist das Material aus der Kiesgrube zur 
Arbeitsstätte und das fertige Produkt demnächst zum Lagerplätze be- 
fördert. Der von der Kiesgrube zur Fabrik führende Theil der Bahn 
ist mit dem Boden durch eingelassene hölzerne Schwelleu, auf welchem 
das Schienengeleise rulite, fest verbunden gewesen, und diese Verbindung 
hat auch noch zur Zeit der Beschlagnahme bestanden. Hat hiemach 
dieser Theil der Bahn dauernd einem bestimmten Zwecke des Fabrik- 
grundstttcks, dem Transporte des Materials von dem Orte der Ge- 
winnung bis zur Arbeitsstätte, gedient und ist dieses Verhältuiss auch 
äusaerlich durch die feste, nie aufgehobene Verbindung der Bahn mit 
dem Grund und Boden hervorgetreten, bat femer auch der andere 
Theil der Bahn einem bestimmten Zwecke der Fabrik, dem Transporte 
des Produkts nach dem Lagerplatze, dauernd gedient, so bat das B. 
0. ohne Rechtsirrthnm ffir die ganze Bahn annehmen dürfen, dass sie 
dauernd für die Zwecke des Grundstücks und damit auch für die 
Zwecke jedes Besitzers bestimmt ist und durch diese Verbindung ihre 
wirtschaftliche Selbständigkeit verloren hat Dass der zweite TbeÜ 
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der Bahn weuigur fest mit dem Bodeu verbunden, je nach Wechsel 
des Lagerplatzes verlegt und im Herbste regelmässig aufgenommen 
wurde, auch bei der Pfändung aufgeschichtet gewesen ist, kann eine 
besondere Benrtheilnng für diesen Tlieil nicht begründen. Es liandelt 
sich um eine sogenannte transportable Balm, die dauernd bestimmten 
Zwecken des Fabrikgrundstücks gedient liat; sie ist entweder iu allen 
iliren Theileu oder überhaupt nicht Pertinenz des Grundstücks. 



Nr« 16& Entsch. des Preuss. Ober-Terwalt-Oerichts. 

2. Senat. Vom 20. Mai 1896. 

{Preusa. Eiseub. Ardi. 1696. Ueft 6. S. 1168.) 

BntMeruill von Beamfendf^nstwohnungen Kommunalabgabenges. v. 14. lull 1893. § 24. 

Ges. V. 24. Febr. 1850. § 2. Kab. Ord. v. 8. Juni 1834. 

Der § 24 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 spricht 
in Abs. 1 den Grundsatz aus, dass die in der Gemeinde belegenen be- 
bauten und unbebauten Grundstücke die Steuern vom Grundbesitz mit 
gewissen unter a bis k näher bezeichneten Ausnahmen, zu denen auch 
staathche und kommunale, zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche 
bestimmte Gebäude gehören, unterworfen sein sollen. Im Abs. 2 heisst 
es sodann, dass alle sonstigen, nicht anf einem besonderen Hechtstitel 
beruhenden Befreiungen, insbesondere auch die der Dienstgrund- 
stücke und Dienstwohnungen der Beamten aufgehoben seien. Im 
Anschluss hieran verordnet Abs. 3, dass, wenn ein Grundstück oder 
Gebäude nur theilweise zu einem öffentlichen Dienst oder Ge- 
branch bestimmt ist, die Befreiung sich nur auf diesen Theil 
beziehen soll. Endlich schreibt der Abs. 4 vor, dass die Bestimmungen 
der Kabinetsordre vom 8. Juni 1834 in Geltung bleiben und anf die 
Gemeinden ausgedehnt werden» in denen sie bisher noch nicht in 
Geltang waren. 

Es fragt sich hiemach, in welchem Sinne der letzte Absatz ani^- 
fassen, wie er zu vereinen ist mit dem Grundsatz des zweiten Absatzes, 
dem zufolge im Gegensatz zu § 2 lit. c des Gesetzes vom 84. Februar 
1860 die Dienstgrundstttcke und Dienstwohnungen der Beamten keine 
Steuerbefreiung mehr gemessen sollen. 

Früher waren ^ abgesehen von den Bestimmungen der Kabinets- 
ordre — alle zum öffentlicben Dienst oder Gebranch bestimmten Grund- 
stücke, insonderheit die zum Gebrauch öffentlicher Behörden oder zu 
Dienstwohnungen für Beamte bestimmten Gebäude gmndstenerfrei, 
und fttr den Fall, dass ein Grundstück oder Geb&ude nur zum Theil 
diesem Zwecke diente, galt der Grundsatz, dass seine Hauptbestimmung 
als massgebend anzusehen sei. Aus den neues Recht enthaltenden 
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Yorsehiiften im § 24 des Kommunalabgabengesetzes ergiebt sich nun* 
mehr, dass dieses Gesetz die Dienstgrandstflcke und Dienstwoh- 
Hungen der Beamten nicht mehr als zum Öffentlichen Dienste 
oder Gebrauche bestimmt ansieht. Dieser Grundsatz ist, da eine 
gleiche Eonseqaenz auch gegenüber dem Absatz 4 daselbst gezogen 
werden mnss, Überall auch im Rahmen der Eabinetsordre vom 8. Juni 
1834 massgebend. 



Nr. 16t). Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 3. Juni 1896. 

(Jiir. WoiM-f-nscbr. 1&96, Nr 42/4?!. S ?,?'] ZffT 7! 7? i 

§§ 13. 14. FluditliniengeseU v. 2. Juli 1B75. Der Rechtsweg ohne vorgangige Feat- 
Mtzuog der Entiobldigung im AdBlsIttratlvweoa iit siiillMio. Die WaM im Zdt« 
pankts für dra Aitrtg anf AUretiMi atsM der fimeiiila frei. 

Abweichend vom I. B., der das von den Kl. geltend gemachte 
wirthschaftliche Interesse nicht für geeignet hielt, die erhobene Fest- 
stellungsklage zu begründen, hat der B. B. ausgeführt, dass der Klag* 

antrag auf Anerkennung der Verpflichtung zur Leistung einer bestimmten 
Eiiteignungsentschädigung wegen Unzulässigkeit des Rechtsweges abzu- 
weisen sei. Diese Entschädigung sei nach § 14 des Fluchtliniengesetzes 
vom 2. Juli 1875 in Verbindung mit den § 24 ti\ des Enteignuugs- 
gesetzes vom 11. Juni 1874 von der Administrativbehörde festzu- 
setzen und erst gegen deren Festsetzung finde der EecLtsvveg statt. 
Die Frage, ob auf das Admiuistrativverfahren verzichtet werden könne, 
lässt der B. R. unerortert, weil er der Ansicht ist, dass keinesfalls ein 
solcher Verzicht vorliege, namentlich nicht darin gefunden werden 
könne, dass die 13ekl. nicht schon in I. J. die Einrede der Unzulassigkeit 
des Rechtsweges erhoben habe, da diese von Amtswegen zu prüfen seL 
Diese Austühruugeu sind richtig. 

Der B. R. gelangt zur Zurückweisung der B» iiituii<:- ^egen die 
Abweisung des Klagantrages, ebenso zur Zurückweisung dt s in der 
Berufungsinstanz event. gestellten Antrages auf Verurtiieilung der Bekl. 
zur Stellung eines Entnio-nungsantrages bei der Terwaltungsb('br>rde; 
weil zur Zeit ein Anspruch der Kl. auf Einleitung des Enteignungsver- 
fahrens nicht bestehe. Von den Fällen, in denen der § 13 des Flucht- 
liniengesetzes einen Anspruch auf Entschädigung für Entziehung oder 
Beschränkung von Grundeigenihum gewähre, liege hier keiner vor, 
insbesondere setze die Nr. 1 dieses Paragraphen voraus, dass auf Ver- 
langen der Gemeinde bereits Land abgetreten worden sei, was hier bis- 
her nicht geschehen sei und worauf der Örundeigenthamer kernen Becbtsr 
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ansprach habe. Anch dies ist zutreflfend nnd steht im Eioklaug mit 
wiederholten Entsehefdungen des B. 0., in denen ausgeführt ist, dass 
die Wahl des Zeitpunktes, wann die Gemeinde den ihr in § 13 Nr. 1 

jenes Gesetzes überlassenen Antrag auf Abtretung stellen wolle, lediglich 
ilir freigestellt bleibe. 



Kr. 170« Entsch. des Handelsgerichts in Tonrs« 

Vom 5. Jnni 1896. 

(ZeitMiir. f. d. interoat. FJscu). -Trajifsp. IV. Nr. 11. S. 441. - LainA FIcnry, Bullctlu 1806. & ml 

Haftpflicht der Eisenbahn. Beginn derselben. 

Ein Absender, der ein von iliin nach der Güterexpedilion ver- 
brachtes Fass Wain unter der Aufsicht seines Knechtes und des Fuhr- 
mannes gelassen liatte, während er in das Bureau ging, um die Versaud- 
deklaration und eine aufzuklebende Adresse zu fertigen, überraschte bei 
der Klickkehr seine Bediensteten, als sie mit einigen Streckenarbeitern 
den in der Zwischenzeit aus dem Fasse entwendeten Wein tranken. 
Bas FasSi dessen Gewicht nach dein in der Gegend herrschenden Brauche 
schätznngswcisc an^ej^eben war, wurde jedoch abgesandt, nachdem das 
Manko gegenüber der Giiterexpedftion auf ungefähr 3 Liter festgestellt 
worden war. Der Empfänger, der vom Absender verständigt wurde, 
verweigerte die AnnalKiie, und der letztere belangte die Orleans-Eisen- 
bahn auf Zahlung des Werthes des Weins und einer Entschädigung f&r 
den ihm durch die Annahmeverweigerung erwachsenen Nachteil. 

Das Handelsgericht in Tours hat die Klage abgewiesen und den 
Kläger zur Abnahme des zni* VerfOgung gelassenen Weins gegen Zahlung 
der Transport-, Lager- nnd anderen Kosten Temrtheilt, hauptsächlich 
in Erwägung der Thatsache, dass die Entwaldung schon vor der Ab- 
gabe der Versanddeklaration an die Eisenbahn nnd der Annahme des 
Guts durch diese, d. i. vor Absehluss des Frachtvertrags, stattge- 
funden hatte. 



Kr. 17L Entsch. des Beatsehen Beichsgerichts. 
5. Civil-Senat. Vom 6. Juni 1896. 

[Jnr. Woebeuolir. im Nr. 4«48. 8. BM. SUT. HS. H\ 

fiswli Iber die Pellitivsrwaltms von II. Miri 1850. 8 3. Kesfea der Relal|Hsg 

dsr üffiMtliolieB stidtlaohen Strassen. 

Der B. B. geht bei seiner Entscheidung davon aus, dass die Kosten 
der poliseimässigen Reinigung der Öffentlichen städtischen Strassen zu 
demjenigen Kosten der Örtlichen Polizeiverwaltnng gehören, die nach 
I 3 des Gesetzes vom 11. Härz 1850 über die Polizeiverwaltnng von 
den Gemeinden zu bestreiten sind. Diese Annahme entspricht nicht 

15 



^26 Entsch. des Deutschen Eeidutgerichtfi vom 9. Juni 1896. 

blos der früheren Rechtspraxis (Entsch. des Oberti ibuiials vom 8. April 
1861. Entsch. Bd. 45 8. 16 und vom 1. Mai 1871. Entsch. Bd. 65 
S. 1). sondern autli der feststeheudeu Rechtsprechung des Königlichen 
Oberverwaltiingsgericlits (Entsch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. 1 
8. 268; Bd. 14 S. 400; Bd. 17 S. 325; Bd. 23 8. 380; Bd. 24 S 245) 
und hat auch in der Judikatur des R. ri. bereits Anerkennung gelunden 
(Erkenutniss vom 17. Januar 1894; Gnichot, Beiträge Bd. 38 8. 1071). 
Der B. R. verkennt auch nicht, das.s diir( 1i die Vorschrift im § 3 eine 
anderweite Regelung der Reinigungspliicht nach öficntlich- rechtlichen 
Normen, insbesondere durch Observanz keineswegs ausgeselilossen wird, 
und er ist deshalb mit Kecht auf den von dem Bekl. dafür angetretenen Be- 
weis eingegangen, dass in Paderborn die ötrentlich-rechtliclie \ erpüichtung 
zur polizeinuissigen Reinigung der Strassen nicht der Gemeinde, sondern 
den Anliegern der Strasse obliege- 

Das B. G. nimmt an, dass durch die für Paderborn ergangene 
Folizeiverordnuug vom 15. Juni 1859, in deren § 1 allerdings bestimnit 
ist, dass „die EigenthUmer oder Verwalter der an die Strasse grenzen- 
den Grundstücke verpäichtet seien, die Strasse bis zur 

lütte des Dammes in der ganzen Ausdebnang des Grundstückes — 
stets rein zu halten,** eine Aenderung des lokalen Rechts nicht herbei- 
geführt ist, dass insbesondere durch Polizeiverordnung nicht eine Ver- 
pflichtung Ton der Gemeinde genommen und auf die Anlieger fibertragen 
werden konnte. Auch hierin ist dem B. E. beizutreten. Wenn die 
Bevision dagegen auf § 6 Lit b des Gesetzes vom 11. März 1850 
verweist, wonach zu den Gegenständen der ortspolizeilicken Vorschriften 
auch die Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf dffentr 
Mchen Strassen, Wegen und Plätzen gehören, so übersieht sie, dass 
sich zwar hierauf die polizeilichen Vorschriften zu erstrecken vetmOgen, 
aber immer nur innerhalb des Rahmens des bereits bestehenden Rechts 
und der aus ihm hervorgehenden Verpflichtungen, welche durch polizei* 
liehe Vorschriften nicht geändert, sondern nnr näher ausgestaltet werden 
können. Dies folgt aus § 16 des Gesetzes vom 11. März 1S60 und ist 
in wiederholten Entscheidungen des höchsten Verwaltnngsgerichtshofes 
rechtsgmndsätzlich ausgesprochen worden. (Entsch. desOberverwaltnngs* 
gerichts Bd. 8 8. 356; Bd. 10 S. 206). 

Nr. 173. Entsch. des Deutschen Reichsgerichte. 

3, Civil-Senat. Vom 9. Juni 1896. 

iRnf'^f-!' (!p- i;pirl;i-.-(>r in Tivils. Bd. 37, S.SOS) 

Preuss. Recht, i&i bei Festäetzuny der Enteignungsumme auf die Art unil Weise dee 
Erwerlw 4n titiiBieton GriMlatOoks durch den Expropriatsn Mokildit n sahneiY 
„Der erste Bichter hatte kein^Menken getragen, bei der Werts- 
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sdUttzong des den Beklagten enteigneten TheilstUckes Nr. 412 d dessen 
Eigenschaft ato Bauplatz zn Qnmde za legen. Dagegen hat der Be- 
rsfiuigsriGhter im Hinblick anf die Art, wie die Beklagten dieses Terrain 
erworben haben, dasselbe nur als Gärtnerefland in Betracht gezogen. 
Er stellte znn&chst fest, dass es den Beklagten beim Erwerbe des 
Oesamtgnindstückes im Jahre 1877 Ton ihren Verkäufern als ein in 
die projectierte Gronberger Strasse fallendes Terrain bezeichnet und 
dementsprechend bei Berechnung des für das ganze Grundstück zu 
sahlenden Kaufpreises gar nicht berücksichtigt worden sei. Sei mithin, 
folgert der vorige Bichter, zufolge der Durchführung der £nteiguung 
des fraglichen Teilstttckes nur „Gelände, das als Bestandteil des 
Vermögens der Beklagten kein Baugelände gewesen sei, aas diesem Ver- 
mögen ausgeschieden", so erscheine es angesichts der Grundregel des 
§ 8 des Enteignungsgesetzes unstatthaft, bei Schätzung des Wertes des 
expropriierten Grundstückes davon auszugehen, dass es sich um ein 
Bauterrain handele. Diese Schlussfulgeniuj^ deb Berufungsgerichtes muss 
als recht^sirrthUmlich bezeichnet werden. 

Wäre die Enteignung erfolgt, solange die Vorbesitzer der Beklagten 
Eigenthümer des Grundstückes waren, sei es unmittelbar nach der im 
Jalire 1873 erfolgten Feststellung des Str.issenplanes oder auch längere 
Zeit hernach, so könnte die Pflicht der Klägerin, das Grundstück als 
Bauterrain taxiren zu lassen, nicht bezweifelt werden nach dem vom 
fieichsgerichte, 

T^ri Eutscheiaungeu dea K.a'ß ia CiviUachea Bd. 8 S. 257, Bd. 28 S 217, 
ausgesprochenen, auch vom Berufnngsrichter adoptierten Grundsätze, 
dass ein städtischer Bebauungsplan und dessen Ausführung als ein- 
heitlich anzusehen, uud dass deshalb die Bauplatzeigeuschaft eines Grund- 
stückes auch in dem Fall zn berücksichtigen sei, wenn sie durch den 
Plan, zu dessen Ausführung die Enteignung eriolgt, schon längere Zeit 
vor letzterer 'aufgehoben w^ar. Diese Eutschädigungspflicht der Klägerin 
ist dadurch, dass ein Weclisel im Besitze des Grundstückes stattgefunden 
hat, nicht verändert. Auch nach der mutmasslichen Ansicht des Be- 
rufungsrichters wäre dies alsdann nicht der Fall, wenn die Beklagten 
durch einen Kauf gewöhnlicher Art das Grundstück erworben hätten. 
Folgerichtig ist aber daa gleiche anzunehmeu, wenn ein expropriiertes 
Grondatttck durch Erbgang oder durch Schenkung erworben worden 
oder auch wenn es unter den besonderen Umständen des gegenwärtigen 
Falles auf den Erwerber übergegangen ist. Denn der Expropriant 
kann sich überhaupt nicht auf das Yertragsverhältniss berufen, welches 
zwischen dem Expropriaten und seinem Besitzvorgänger bestanden hatte; 
er kann nicht diese ausserhalb seines Bechtskreises liegende Thatsaxshe 
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benutzen, um dadnrch einen Gewinn, nftmlich die Liberation von einer 
dnrch den Akt der Enteignung Icraft Gesetzes erwachsenen Verpflichtung 
zn erreichen. Pflicht des Expropi ianten ist es, den objectiven Wert dessen 
zn ersetzen, was er enteignet; dieser Wert kann sich weder Tennindern, 
noch erhöhen, noch ganz in Wegfall kommen, je nach den besonderen 
Umst&nden, nnter welchen der Ezpropriat in den Besitz des Enteignnngs- 
Objektes gelaugt ist. Wird aber hiemach der Wert des fraglichen 
Grandstückes bemessen und gleichzeitig der obenerwShnte Grundsatz 
zur Anwendung gebracht, so kann nicht zweifelhaft sein, dass bei 
Festsetzung der von der Klägerin zu gewährenden Entschädigung zu 
berücksichtigen ist, dass das Grundstück vor Aufstellung des Strassen- 
planes die Bauplatzeii^enschaft besessen hat. Demzufolge war dem 
erteil Revisiunsangrifle stattzugehen und das angefochtene Urtheil inso- 
weit auizuheben, als es die enteignete i'aizelle 412 d als Gärtuereilaud 
uud nicht als Bauterraiu taxiii hat.** 



Nr. 1<S. Entsch. des Dcutj^hen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 12.,'2G. Juni 1896. 

[Amtl^ Narhr R. V. A. XII. Nr ^ S Ziff 9 | 

Krank. Vers Ges. v. 15. Juni 1883 bezw. 10. April 1892. Die Eintrittsgelder u. Bei- 
träge zu den Krankenkassen haben die rechtliche Natur öfTentlicber Abgaben. 

Dennoch sprechen überwiegende Gründe dafür, die hier ifi Frage 
stehenden Beiträge des Arbeitgebers zur Ortskrankenkasse als örtentliche 
Abgaben, uud die Oi tskraukenkassen bezüglich der Einzielmng die.^er 
Leistungen als «»tfeutliche Anstalten im Siuue des § 14 des gedachtea 
Gesetzes vom 18. Juni 1840 anzn.selien. 

Auf den Grundsätzen des Versicliernngsvertrages und privatrecht- 
licher korporativer Grundlage beruht die Beitragspflicht der Arbeitgeber 
zu den Krankenkassen nicht. Diejenigen Personen, zu deren Gunsten 
diese Krankenversicherung gesetzlich zwangsweise verordnet ist, gelten 
von Gesetzes wegen als versichert, uicht auf Grund eines Vertrages 
oder Antrages der Arbeitgeber. Letztere selbst participiren nicht an 
den Vortheilen dieser Versicherung, sondern haben lediglich an den 
durch dieselben yernrsachten Lasten in gesetzlich bestimmtem Umfange 
Theil zu nehmen. Ttire I^eitragspflicbt ist mithin eine ihnen lediglich 
dnrch das öffentliche Becht auferlegte Last, und entstehen die den 
Ortskrankenkassen gegen sie zustehenden bezüglichen Forderungen 
direkt dnrch das Gesetz. — Vergleiche auch Laband, Staatsrecht des 
Deutschen Beiches 2. Auflage Band 2 Seite 245 ff., Handry, der civil- 
rechtliche Inhalt der Beichsgesetze Seite 140. 
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Dieser ötteiitlich rechtlichen (iruudlage des Rechtsverhältnisses 
entspriclit es, wenn das Oberlandesgericht im Sinne des Gesetzes vom 
18. Juni 1840 die vom Kläger zu hMsfendcTi Beiträge als öffentliche 
Abgaben und die beklagte Kasse als eiü^ m derea EiassieUuüg bestimmte 
MeutliclLe Anstalt angeseliea Uat» 



>>. 174. ilntscli. des Bagatellgcrfehts in llandclssacheu za Wien. 

Vom 13. Juui 1896. 
tOwtarr. Eiaenb. Teronlii. Bl. IX. Nr. iii 8. 18M.| 
Hn BihH kann von elnnr Partei nloht anf Ersatz belangt werden, wenn letztere auf 
ttniul tfer bahnselts erfolgten Gewichtsermittelung Im Fraohtbriofp ctne nnrlohtiQO 
Zolldeclaration vornimmt und dafür in eine Zollstrafe verfällt. 

Mit Frachtbrief ddto. Krakau den- 9. Mai 1895 wurden in der 
Station Krakau von S. B. 25 Kisten Orangen und Citronen nacbGranica 
aufgegeben. Diese Kisten wurden bahnamtlich gewogen, und wurde ein 
Gewicht Ton 451 kg constatirt. In Granica wurde die Sendung vom 
Empfänger fibemommen und beim russischen Zollamte verzollt. Dort- 
selbst wurde von der Partei eine Zolldeclaration fiberreicht und in 
dieselbe das im Frachtbriefe ersichtliche Gewicht eingesetzt Da das- 
seihe aber das im Frachtbrief constatirte um mehr als 8 pGt fiberstieg, 
mnsste von der Partei als Zollstraf betrag 16 Rubel 80 Kopeken beaahlt 
werden. — Dieser Betrag wurde Ton der Partei bei dem k. k. Bagatell- 
gerichte in Handelssachen in Wien im Klagewege gegen die Bahn 
geltend gemacht, weil nach ihrer Ansicht nur durch Verschulden der 
letzteren diese Zollstrafe verwirkt wurde, indem die Bahn ein falsches 
Gewicht im Frachtbriefe feststellte. 

Die Geklagte verweigerte die Zahlung, indem sie sich darauf berief , 
dass die Eisenbahn zur Abwäge des Gutes bei der Aufgabe nur insoweit 
verpflichtet sei, als die "Erfüllung des Frachtvertrages in Betracht 
kommt, die Verwiegung daher lediglich zu dem Zwecke in Betracht 
stattfinde, um die Transportgebfihr zu bemessen und ein Beweismittel 
fttr etwaige bei der Abgabe sich ergebende Gewichtsdifferenzen zu 
sehaiEni, dass aber die Eisenbahn, zumal sie keine l^ifentUdie Wäge- 
mkd Hassanstalt sei, ffir die Richtigkeit des von ihr ermittelten Gewichtes, 
falls dasselbe vom Absender in die Zolldeklaration eingesetzt wird, sich 
bei der zollamtlichen Abwäge jedoch als unrichtig herausstellt, keinerlei 
Haftung traj^e, und daher der Partei für die derselben aus dieseni 
Grunde auferlegte Zulbtrafe nicht regresspflichtig werde. 

MitUrtheil des Bagatellgerichtes in Handelssachen in Wien 
vom 13. Juni 189G, Z. 46.473, wurde das Klagebegehren mit nachstehen- 
der Begr&nduDg abgewiesen: 
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Vor Allem muss constatirt werden, dass nach Punkt I des pK.tükolles 
znin internationalen Uebereiukonunen über den Eiseubabu-Fraclitverkelir 
vüui 14. October 1890 dieses Uebereinkommen auf solche Sendungeu 
nach Grenzstatiunen nicht anzuwenden ist, nafliili in dfT Absender diese 
Anwendnno- nicht ausdrücklich begekrie. Demnacli kommt liier das 
Betriebsregieuient vom 10. December 1892 zur Anwendung, und wena 
es auch richtig ist, dass nach § 53, Abs. 3 desselben die Bahn ver- 
pfliclitet ist, das Gewicht der Stfickgttter bei der Aufgabe festzustellen, 
so ist damit noch nicht bestimmt, dass dip "Raiin dadurch verantwortlich 
ist für den Sehaden, welcher aus einer unrichtigen Abwäge für die 
Partei ausserhalb des Frachtvertrages entsteht. Durch die bahn- 
ämtliche Abwäge ist ein Beweis für den Frachtvertrag gegen die Bahn 
hergestellt, dass die Sendung ein solches Gewicht gehabt hat, und die 
Bahn ist bei Erfüllung des Frachtvertrages und insoweit es den Fracht^ 
vertrag betrifft, haftbar, als sie nicht den Gegenbeweis führen kann, 
daw das Gewicht dem constatirten nicht entspricht Sie kann also 
die Fracht nnr nach diesem Gewichte berechnen, und ist auch ver- 
pflichtet, wenn sie bei der Aufgabe ein gewisses Gewicht constatirt 
hat, insoweit nicht etwas Besonderes bestimmt ist, auch ein solche« 
Gewicht abzuliefern. Im Weiteren aber ist die Bahn nicht haftbar, 
dass das Gewicht ein richtiges sei, da die Bahn nicht eine öffentliche 
Wftgeanstalt ist, sondern nnr die Abwäge zum Zwecke des Frachtveiv 
träges und innerhalh desselben stattfindet. 

Die Bahn war also, da sie anch die Verzollnng nicht Yor- 
nahm, nicht yerantwortllch dafür» dass die Verzollung, welche im tot^ 
liegenden Falle nicht in den Frachtvertrag eingeschlossen war 
und von der Bahn nicht vorgenommen wnrde, nach dem im Frachtbriefe 
verzeichneten Gewichte eri'olgte. Es war Sache der Partei, welche die 
Verzollung vornahm, sich von dem richtigetf Gewichte zu Überzeugen 
und dasselbe in die Declaration einzusetzen. Es liegt also nur ein Ver- 
schulden desjenigen, der die Verzollung vornahm, vor, deshalb war das 
Elagebegehren abzuweisen. 



Nr. 175« Entseh. des Handelsgerichts in Gent. 
Vom 17. Juni 1896. 

Belg. 6iB. v. 26. Aug. 1891. Art 9. Code eiv. Art 2248. VerJUmins. Illektiiater- 
bresliMg dit Laufs dertelbSH duroh Beantwortong der Reklanatloii. 

Der Anspruch des Klägers, den Lauf der Verj&hrung durch die 
Hitteilung der Eisenbahn, dass die eingereichte Reklamation geprüft 
und das Resultat der Prftfnng bekannt gegeben werde, als unterbrochen 
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zu Likliuen, ist vom Geiiclite aus folgeDÜeii Eiwaguugeu zurückge- 
wiesen worden: 

dass nach Artikel 9 des Gesetzes vom 25. August 1891 über den 
Frachtvertrag alle Klagen aus dem Frachtvertrage hinsichtlich des 
internen Verkehrs in 6 Monaten und bezüglich des internationalen Ver- 
I kelii s in einem Jahre verjähreu und der Lauf der Verjährung bei teil- 
weisem Verluste, was hier der Fall ist, mit dem Tage der Ablieferung 
des Gutes Itej^innt; 

I dass die Klage am 12. Februar 1896, also nach länger als einem 

Jahre nach der Ablief er uug des Guts (Juli 1892) angestrengt wurde 

I und dass sie somit verjährt ist; 

dass der Kläger vergeblich behauptet, die Verjährung sei unter- 
brorlien worden und die seine Reklamation entgegennehmende Eisenbahn 

I habe auf die Geltendmachung der Verjälirungs-Einrede durch die That- 
sache verzichtet, dass sie dem Kläger geantwortet hat „die Ange- 
legenheit sei in Behandlung oud das Besultat derselben werde ihm 
mitgeteilt" ; 

dass diese im Dezember 1892 gemachte Erklärung keine Aner- 
kennung der Haftpflicht der Eisenbahn im Sinne des Artikels 2248 des 
Code civil bildet oder einen Verzicht enthält, sondern nur die Ver- 
I pfliclitang ansspricht^ Erhebaugen über den Gegenstand der ileklamation * 
zu machen; 

dass überdies, selbst wenn die Erklärung als die Veijährnng unter- 
brechend betrachtet werden könnte, diese letztere von neuem zu laufen 
begonnen haben und am 14. Dezember 1893 definitiv eingetreten sein 
wlbrde. 

Kr. 176. Entsch. des Handels^rlchts iu Ostende. 

Vom 18. Juni 1896. 
' (ZAltMdur. f. d. intaroAt Bbanb. Timmp. IV. Mr. 9. a 871.] 

Belg. Ges. v. 25. Aafitt 1891. HegleMnt-BesL der belg. Stattteiaeiili. v. I. Sep^ 
iaaber III9I. Art 27. BetflhriiikHso ^ Haftung bsi besonderen fisfnhrsn. Vinieh 

hafte Verpaoking. 

Am 3. September 1895 ist in Lonvain eine Sendnng von 10000 Kilo- 
gramm Holzkohlen in Säcken der belgischen Staatsbahn mit der An- 
gabe Im Frachtbrief zum Transport aufgegeben worden, dass die Kohlen 
seit 6 Wochen gebrannt (calcin6) seien. Bei der Ai^unft in Ostende 
worden 401 Sftcke der Sendung verbrannt und ihr Inhalt wertlos ge- 
fhnden. Der Kläger belangte die Eisenbahn fttr den ihm im Betrag 
y<m 724 Fr. entstandenen Schaden; die Klage wurde einerseits auf die 
Haftpflicht der Bahn im allgemeinen und dann im besonderen auf die 
Behauptung gestützt, dass der Schaden infolge uugcnugen^or Bedeckung 
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des Gutes darcb Fankenwnrf «ns der Uaseliine verarsaclit worden 
sein müsse. 

Die Klage ist yom Handelsgericlit in Ostende abgewiesen worden, 
im wesenüidien unter folgender BegrQndnng: 

1. Dass die allgemeine Verantwortlichkeit der läsenbahn im vor- 
liegenden Falle dttrch den in AnsfÜhmng des Oesetses vom 26. Angost 
1891^) erlassenen Art 27 der reglementariscben Bestimmnngen der 
Staatseisenbahnen vom 1. September 1891 beschränkt sei, wonach die 
Eisenbahn nicht fttr Verluste nnd Beschädigungen, noch fOr die Ge^ 
fahren haftet, die während des Transports bd Gtttern eintreten kdnnen, 
welche auf ansdrilddiches und schriftliches Verlangen des Absenders 
unverpackt oder mit ungenügender Verpackung zur Aufgabe gdangen, 
obgleich die Nator derselben eine entsprechende Verpackung erfordert. 
Als ein solches, weil leicht entzündliches Gut seien Holzkohlen zu be- 
trachten, welche nach den reglementarischen Bestimmnngen, je nachdem 
sie frisch gebrannt seien oder nicht, verschiedene Verpackung erfordern. 
(Sind die Kohlen frisch gebrannt, so sind sie in hermetisch geschlossenen 
Behältern von starkem Eisenblech, amerikanischen Fässern uiui Fässern 
oder Behältern, welche in starken, innerlich mit Leiinvandpapier oder 
einem andern gleichartigen Stoff ausgesehlageneu Körben plaziert sein 

'müssen, aufzugeben; während nicht frisch gebrannte Kohlen in Säcken, 
Fässern, Kisten etc. angenommen werden.) 

2. Nachdem nun die Kohlen, in Übereinstimmnng mit der im Fracht- 
brief enthaltenen Deklaration, in Säcken aufgegeben worden sind nnd 
während des Transportes Feuer gefangen iiaben, ohne dass daflir eine 
lu .-fudere Ursache hätte konstatiert werden können, der Absender al»er. 
gemäss Art. 8 des in Betracht kommenden Reglements für die Angalien 
im Frachtbriefe veraTilwortlicli ist, — so war es Aufgabe des letzteren, 
die Hirlitigkeit dieser Angaben, d. i. zu beweisen, dass die Kohlen 
mindestens 6 Wochen vor der Aufgabe geglüht waren, welchen Beweis 
er weder geleistet nocli auch nur anerboten hat. 

Es musste dalier angenommen werden, dass die Kohlen noch nicht 
.so lange geglülit wan'u und dass die Verpackung, in welcher sie auf- 
gegeben worden sind, ungenügend war und die Verbrennung der Kohlen 
gestattete, wofiir nicht die Eisenbahn, sondern den Absender die Ver- 
antwortlichkeit treffe. 

3. Der Behauptung des Absenders, dass die von der Eisenbahn be- 
werkstelligte Bedeckung des Wagens mangelhaft war und daher Funken 
von der Lokomotive die £ntzUndung der Kohlen verursacht haben 
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können, wurde von der Balm entgegeugebalteii. dass der Absender den 
Wagen durch seine Leute habe laden und bedecken hissen. Das Gericht 
bat hierauf erwidert, dass auch hier der Kläger seine Behauptungen 
zn beweisen hätte. Der vun ihm dafür angerufene Expertenbericht 
setze nur voraus, dass die Bedeckung ungeuüy^end gewesen sei und den 
Zutritt von Funken aus der Lukomutive gestattet liabe. Einen weiteren 
Beweis habe er weder angetreten noch auerboten. Als Ursache der 
eingeiitlenen Verbrennnup: der Kolileu könne daher nur Zufall oder 
höhere Gewalt oder einer derjenigen besonderen Umstände angenommen 
werden, welche im vurliegeudea Falle die Eisenbabu vou jeder Verant- 
wortlichkeit befreien. 



Nr. 177. Entseli, d«s Htndelsgerlehls In Ostende. 
Vom 18. Juni 1896. 

[ZeitMlur. t d. Intantftt. BlMnb. Tzansp. IT. Hr. 8. STt.} 
Belg. Sm. V. 26. Aig. 1891. Art 37. Z. 7. Beschränkung der Haflmg bei batMderen 

fiefehren. Aufladen dorch den Abeender. 

Eine Sendnng Ton 6397 Kilogramm poliertes Feinblech ist am 
7. Desember 1895 von einem belgischen Eisenwerk der belgischen 
Staatsbahn zum Transport nach Ostende aufgegeben worden und hier 
Terrostet angekommen. Der Elfiger schätzte den ihm daraus er- 
wachsenden Schaden anf 40Vo des Wertes der Sendung (Fr. 575. 73 Gt) 
und Yerlangte Ton der Eisenbahn den Ersatz desselben. 

Die Eisenbahn glaubte die Verantwortlichkeit ablehnen zu können: 
1. weil der Absender die Verladung auf seinem Verbindungsgleise selbst 
besorgt habe, nnd 2. weil er durch eine bessere Verpackung der Be^ 
seh&digong des ^utes h&tte zuvorkommen können. 

Das Handelsgericht in Ostende hat die beiden Einreden zurück« 
gewiesen und die Eisenbahn zur Vergütung des eingeklagten Schadens 
Temrteilt. Allerdings, führte dasselbe aus, sei es nach Art 37, Z. 7, 
des Gesetzes vom 25. August 1891 ^ der Verwaltung gestattet, ihre 
Verantwortlichkeit für Beschädigungen während des Transportes aus« 
znscUiessen, wenn der Absender die Verladung besorgt habe. Aber 
in den reglementarischen Vorschriften über den internen Verkehr, unter 
welchen die Sendung befördert worden sei, sei keine Bestimmung ent- 
halten, wonach der Selbstverlad des Absenders die Bahn von aller Ver- 
antwortlichkeit entlasten würde. Auch dürfte dies nach dem Wortlaut 
des Gesetzes niclit geschehen, welches den Absender nur für die Folgen 
des fehlerhaften Verladeus verantwortlich machen wolle, liu vor- 



>) Z. I 136. 



Digitized by Google 



234 Eotscli. (leä Tribunal civ. ileü Sciuti-DciiarteiueuU vom 19. Jiwi 1896. 



liegenden Fall sei aber der Sehaden erwiesenermassen infolge der 
mangelhaften BeschalTenheit des von der Eisenbahn dem Absender ge- 
stellten Transportmaterials entstanden and mflsse daher die Eisenbahn 
dafür aufkommen. Dass der Absender die Hftngel des Ti^nsport^ 
materiales beim Aofladen nicht entdeckt habe, kdnne ihm nicht zom 
Schaden gereichen, da er habe annehmen dürfen, dass das Material in 
gotem Znstande gestellt sei. Anch die reglementarische Vorschrift der 
Verpackung habe die Eisenbahn von der Verpflichtung zur Stt'lliing 
eines g-uten i'iansportmaterials nicht entbinden können, insbesondere 
nicht im vorliegenden Fall wo der \\ agen mit der ausdrücklichen Be- 
merkung verlangt worden sei, dass es sich um die Beförderung von 
Feinblech handle. 



Nr. 178« £nt8ch. des Tribnnal cir. des Seine-Departements. 

Vom 19, Juni 1896. 

(Zeitsdir. L 4. Jnter&at £lMnb.-Traiisp. IT. Mr. U. B. 44t.) 

VtrtpStete Abllerermig Ififorge eine« IrrliiiM tfer Elseifeth«. 

Eine Sendung von 2 Koflfern war in Antwerpen als Eilgut und 
im Transit nach Jersey aufgegeben, von der französischen Grenzstation 
jedoch der Zollbehörde zur Eingangsbehandlung überwiesen worden. 
Infolgedessen wurden die Kolli revidirt und, da entgegen der auf 
Kleider lautenden Deklaration des Absenders, eine gewisse Menge von 
Cigaretten «gefunden wurde, beschlagnahmt. Die Beschlagnahme wurde 
dann auf Reklamation des Adressaten aufgehoben, die Sendung selbst 
aber mit einer Verspätung von 13 Tagen am BestiniMiiing-orie ausge- 
liefert. Der Emptänger reichte, unter Berufung aui Aitikt l 41 des 
internationalen üebereinkommens, bei der Eisenbahn eine Kekiam iti ii 
ein und beanspruchte, da grobes Verschulden vorliege, eine Entschädigung 
von Fr. öOO. Die Eisenbalm bot di^egen eine solche von Fr, 26.50 
an, worauf Klage erhoben wurde. 

Das Gericht hat dieser keine Folge gegeben in Erwägung: dass 
nach Art. 40 des I. U. der Höchstbeti-ag der vom Frachtführer fUr 
Yerspätnng geschuldeten Entschädigung, sofern eine Deklaration des 
Interesses an der rechtzeitige Lieferong nicht vorliegt, im voraus auf 
den Betrag der ganzen Fracht festgesetzt ist, wenn ein ans der Ver- 
sp&tnng erwachsener Schaden nachgewiesen wird; 

dass die Eisenbahn, ohne den Nachweis des Schadens, den sie 
als vorhanden angenommen hat, zn verlangen, eine den Betrag 
der ganzen Fracht tthersteigende Summe angeboten hat; und 
dass der durch die unrichtige Deklaration der QrenjsflilaUqn bd- 
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gangene Irrtum nicht als grobes Verschulden oder Arglist im 
Sinne des Art. 41 des internationalen üebereiukommens betrachtet 
werden kann. 



Nr« 179. Entsdi. des Handelsgerichte in Soissone, 
Vom 19. Jnni 1896. 

(Ziltaehr. f. d. inteniat. B]MBLb.<Tr«ii^ Mr. i. & n.) 

Mrdermff von Tteret. AusMhIust der Haftung der Eltenbalm bei AnweNttRi «inw 

Specialtarifs. 

Die Nord-Eisenbahn hatte eine Sendung von 2 Ochsen nnd 1 Kuh, 
deren Einladung vom Absender bewirkt worden war, zu den Bedingungen 
dnes Specialtarifs befördert. Der Empfänger verweigerte die Annahme 
der Knh, die, auf sein Verlangen, an den Absender zurückgesandt 
wurde. Sie war auf dem Hinwege schwer verwundet worden infolge 
Zeireissens des Stricks, mit dem sie angebunden war, und zahlreicher 
Hom-Stasse, die sie während des Transports erhalten hatte. Die Eisen- 
bahn wurde vor dem Handelsgerichte in Soissons auf Zahlung des 
Preises des Tieres belangt. Das Gericht wies die Klage als unzulässig 
zurück, weil die Anwendung des Specialtarifs die Haftpflicht der Eiseu- 
bahn ausschloss, der man ftberdies den Vorwurf der Nachlässigkeit 
uieht machen konnte. 



Nr. ISO. Entsch. des Appellsenats des Königl. Handels- und 

Wechsel-Gerichts in Budapest. 

Vom 20. Juni 1896. 

[Oestprr. Eisrnb. V.Tonln Bl. IX (1896). Nr. 96. S. 1688.] 

Auch bezüglich jener Staaten, die dem Berner internationalen Uebereinkommen über 
den Eisenbahn-Fraohtverkehr nioht beigetreten sind, findet die Bestimmung des § 61, 
P. 4 des Bstiietor«gl0iients, iHo Verjikrsio betriffend, Mf den Verkekr alt elscr 
EtoenlMiiMtatfon sIms Michen Stsatm volle AnwMdnng. 

Am 2. Mai 1893 wurden in der Station Budapest der kgl. Ungar. 
Staatsbahnen drei Pferde nach Saloniki aufgegeben und die dafQr an- 
gerechnete Gebühr bei der Aufgabe gezahlt. Es steUte sich aber später 
heraus, dass der Bahnbeamte um 331 Frcs. 85 Cts. zu wenig ange- 
'rechnet hatte, weshalb der Aufgeber, nach längeren fruchtlosen Gor- 
respondenzen mit ihm und den Adressaten, wegen Ersatz dieses 
Betrages von der Direction der kgL Ungar. Staatsbahnen am 21. De- 
zember 1895 geklagt wurde, welchem Begehren auch die erste Instanz 
Folge gab. 

Ueber Appellation des Geklagten hat der Appellsenat des kgl. 
Handels- und Wechselgericbtes iu Budapest mit Entscheidung vom 
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20. Juni 1896, Z. 325, unter Aufhebung dieses Urtheiles die klftgerische 
iStaatsbalin-Direction niii ihreu Eutschätligungsansprüchen aus folgendeu 
Gründen abgewiesen: 

Die vum Geklagten eingewendete und von der ersten Instanz uu- 
beiücki>ichtigt gebliebene einjährige Verjährung des klägeriscUeu An- 
spmclies muss im vorliegenden Falle beachtet und daher der erst nach 
länger als einem Jahre erhobene Entschädigungsansprucli unbedingt ab- 
gewiesen werden. Die klägerische Staatsbahn-Direction liat zwar da- 
gegen geltend gemacht, dass, nachdem die Türkei dem Berner inter- 
nationalen Uebereinkonimen über den Eisenbahn-Frachtverkehr nicht 
beigetreten ist, daher diesbezüglich die im § 61, P. 4 des neuen Be- 
triebsregleraents vorgesehene Verjährungszeit keine Geltung habe, sohin 
die gewöhnliche Verjährung von 32 Jahren nach dem uugariscbeu Privat" 
rechte gelte 

Dem entgegen wird aber vom Geklagten mit liecht darauf ver- 
wiesen, dass nach dem Stande der gegenwärtigen Gesetzgebung in 
Ungarn im internationalen Eisenbahnverkehr überhaupt das Berner 
Uebereinkommen und somit auch § 61, P. 4 des Betriebsreglements in 
Ungarn volle Geltung habe, ohne Rücksicht darauf, ob das betreffende 
Ausland diesem Uebereinkommen beigetreten sei oder nicht Gemäss 
dem G.-A. XXV ex 1892 wurde nämlich die ungarische Regierung von 
der Legislative im Allgemeinen ermächtigt, das Betriebsreglement nach 
den Bestimmungen des Berner üebereinkommens auch in jenen Vor- 
schriften abzuändern, welche vom Handelsgesetze abweichen; dies ist 
durch das nene Betriebsreglement, somit auch rücksichtlich der Ver- 
j&hi'ungsfrist geschehen, und hat die Regierung in der Einfülirungs- 
Terordnnng za diesem Beglement keinen Vorbehalt statnirt, dass das- 
selbe nnr bezflglich Jener anslftndischen Staaten gelte, welche dem mehr 
erwAhnten Uebereinkommen beigetreten sind. Daher bildet dasselbe, 
resp. das Betriebsreglement eine Ergftnznng des ungarischen Handels- 
gesetzes. 



Nr. 181. Entsch. des llandelsuerichta in Charleroy. 

Vom 23. Juni 1896. 
[Zelttebr. t 4. InMnat. Bltenb. TirAiiqi. IV. Nr. S. S7S.1 

Bal|. fiet. V. 25. Aag. 1891. Art. 37. AMfOhr. Bett. iIm ReglMi. Art 27 UBd 52. 
AnstoMiM der Ktflpflfelrt bti dar BefUrderaip lebender Tier«. 

Die Klage des Absenders auf YergOtung des durch die wUhrend 
des Transports eingetretene Beschädigung einer Kuh entstandenen. 
Schadens ist aus folgenden Erwägungen abgewiesen worden: 

dass das Beeht der StaatEA»ahn, Qire Haftung im vorliegenden Falle 
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im Sinne der Verantwortliehkeii ffir den Transport nach gemeinem 
Kechte abzulehnen, angesichts des Artikels 37 des Gesetzes vom 
25. August 1891 und der zu diesem Artikel erlassenen und in den Ar- 
tikeln 27 und 52 des Rcf^lements enthaltenen Ausführungsbestimmungen 
nicht bestritten werden kann; 

dass demnach der Kläger das Vei*schulden der Eisenbahn oder ihrer 
Leute zu beweisen hat, was er daiiii findet, dafss 1. der verwendete 
Wagen einen heftigen Stoss erlitten habe und 2. auf dem Buden des- 
selben kein Sägemehl gestreut worden, was gebräuchliche Vorsicht sei, 
um den Tieren die Einhaltung des Gleichgewichts zn erleichtern ; 

dass hinsichtlich des Punktes 1 keinerlei Thatsache angefiihrt und 
ersichtlich ist, dass der Kläger einzig in dem Ereignis selbst das Be- 
steben eines Verscliuldens erblickt, was iinzulä>>ig ist; und bezüglich 
des Punktes 2 zu beachten ist, dass nach Artikel 57 des Reglements 
(las Ein- und Ausladen durch den Kläger uiid unter seiner vollen Ver- 
antwortlichkeit zu geschehen hat, dass er es also ist, dem die Nicht- 
verwendung des von der Staatsbahn nicht infolge einer Verpflichtung, 
sondern im ausschliesslicheu Interesse der Absender zur Verfügung ge- 
stellten Sägemehls zur Last fällt 



Kr. 182. ÜiitMh. des Belehs-VefstelieniiigsMiits. 

Vom SO. Juni 1896. 

(Antl. Nmehr. d. B. T.A. ZU. Nr. 8. S. 867. ZItt. AlftJ 
livalid.- I. Alter8*Vers.*6e8. § 17. Abs. 2. §(18, i03. Anrechnung von Krankhelts- 
«tchen, tnun sich Anfing und Ende der Krankheit ntobt naoh KilenrieNatan be< 

•timaen lassen. 

Das Reichs -Versicherungsamt hat in der Revisionsentscheidung 433 
(Amtliche Nachrichten des R. V. A. I. u. A. V. 1895 Seite 223) ausge- 
sprechen, dass nur volle Kalenderwochen als Krankheitswochen im Sinne 
des § 17 Absatz 2 des Invaliditäts- and Altersversicherungsgesetzea 
Bertlcksichtigung finden können. Daraus ergiebt sich zwar für den 
Regelfall, dass der Beginn und das £nde der einzelnen Krankheit im 
AUgemmnen von Bedeutung sind für den Umfang, in welchem dieselbe 
auf die Wartez^t zur Anrechnung kommt Es erscheint Jedoch nicht 
anageschlossen, dass die Zahl der volle Kalenderwochen umfassenden 
Krankheitswocben unter Umständen auch ohne genaue Feststellung der 
Anfangs- und Enddaten einer Krankheit mit Sicherheit ermittelt wird. 
Insbesondere wird dies dann der Fall sein können, wenn in Ermangelung 
fonneller Krankheitsbescheinigangen (§§ 18, 103 a. a. 0.) der Nach- 
weis anrechnungsffthiger Krankheitszeiten in anderer Weise (zu rer- 
(Reichen Bescheid 442, Amtliche Nachrichten des R. V. A. I. u. A. 7« 
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1895 Seite 232) geführt werden mnss. Dass alBdann angeachtet des 
glaabwflrdigen Nachweisea einer Mindeatzahl von Krankheitswochen — 
wobei vorausgesetzt wird, dass hierunter nur volle Kalenderwochen za 
verstehen sind — deren Anrechnung lediglich deshalb unterbleiben 
mllsstei weil sich die jedesmalige Kalenderwoche, mit welcher sich die 
einsehe Krankheitswoche deckt, nicht mehr ermitteln läast, kann ebenso- 
wenig angenommen werden, wie das Beichs-Versichemngsamt in ähn- 
lichem Sinne sich bereits bezüglich der Anrechnung nachtr&glich 
beigebrachter Beitragsmarken ausgesprochen hat (zu vergleichen Be- 
visionsentschddung 500, Amtliche Nachrichten des B. V. A. 1896 
Seite 209). 

Nr. 188« Entseh. des Dentschen Betehsgerlehts. 
3. Givil-Senat. Vom 30. Juni 1896. 

p«r.Woeb«Moltr. im. Nr. M/<7. S. 417. Zlft n.) 
HaflpilflMiMeti § I. Els«iM VfriohuldeD dsrab NIoMbsobaeMmg dsr Ordmsgs^ 

vofMhrlftM. 

Es ist thatsftchlich festgestellt, dass der Kl. bei dem Anhalten des 
Eisenbahn^nges an einer Zwischenstation, auf der nur ein ganz kurzer 
Aufenthalt stattfand, seine rechte Hand während des HinausschauenB 
aus dem Wagenfenster an die eine Seite der gedflheten Wagentbfire 
lehnte und in Folge dessen eine Verletzung jener Hand beim Znschlagea 
der Wagenthtkre erlitt Der KlSger konnte sich aber bei Anwendung^ 
pllichtmftssiger Sorgfalt sagen, dass dieses Anlehnen der Hand an die 
Seite der Wagenthfire, deren Zuschlagen mit Bficksicht auf den kurzen 
Aufenthalt in jedem Moment zu erwarten war, den eingetretenen £r^ 
folg hervorbringen konnte. In der Vernachlässigung dieser Sorgfalt 
ist das eigene Verschulden des Kl. zn finden. 



Nr* 184« Bevls. Entseh. des Belebs-Venlelienuigsaiiits. 

Vom 30. Juni 1896. 

[AmtL NMhr. d* B. V. A. Xn (UM). Mr. 10. B. 4M. Ziff. BSA.] 
Invalid, u. Alter«-Ver8.-Ge8. v. 22. Juni 1889. Ruhen der Rente bei nachträglicher 
Uabaraaluie eloer PrIvatpeiwiOB durch den Staat in Foiga V«r«taatUeliuo| elaer Privat* 

Eisenbahn. 

Bereits in der Revisionsentscbeidung 309 (Amtliche Nacliricliten 
des E. V. A. I. tt. A. V. 1893 Seite 163) hat das Reichs -Versicher ungs- 
amt augenommei) , dass eine von einer Privateisenbahngesellschaft be- 
willigte, später vom Staate übernommene Pension das Ruhen der Rente 
gemäss § 34 Ziffer 2 des InvaUditäts- und Altersversicherungsgesetzcs 
sur Folge hat. Allerdings unterscheidet sich der jener Bevisionsent- 
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aehetdimg zn Grande liegende Fall von dem vorliegenden dadnrcli, dftss 
dort die VerstaatlichQQg der Eisenbahn bereits vor Bevilliguug der 
Invalidenrente eingetreten war, w&hrend hier die rechtskräftige Benten- 
bewilligang vorlag, ehe die Verstaatlichung erfolgte. Dieser thatsäch- 
liehe Unterschied bietet aber keinen Anlass, von dem dort ausge- 
sprochenen Grundsätze abzugehen. 

Was zunächst den Einwand des Klägers betrifft, dass er nicht zn 
den nBeamtra'^ des § 34 Ziifer 2 a. a. 0. gehöre, weil er niemals die 
Eigenschaft eines staatlichen oder kommunalen Beamten erlangt habe, 
80 ist bereit« in der angeführten Revisionsentscheidung dargelegt, dass 
jene gesetzliche Vorschrift — ungeachtet ihres Wortlautes — nicht nur 
die eigentlichen Beamten, sondern auch andere Personen, denen Pensionen 
oder Wartegelder gewährt werden, habe treffen wollen. 

Wenn des Weiteren ausgeführt wird, dass die im § 4 Absatz 3 
des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes vorgesehene Befreiung 
von der Versicherungsiiflicht das untrennbare Correlat der Bestimmung 
im § 34 Ziffer 2 a. a. 0. bilde, so ist zwar zuzugeben, dass die in der 
ersterwähnten Vorschrift enthaltene Befreiung von der VersicUeruugs- 
pflicbt im Hinblick darauf zugelassen ist, dass der Versicherte kein 
oder ein nur geringes Interesse an der Aufrechterhaltung der In- 
validitäts- und Altersversicherung hat, weil voraussichtlich ein Ruhen 
seiner Rente gemäss § 34 Ziffer 2 eintreten wurde. Allein die Be- 
fugniss, seine Befreiung berbeizutUhreu, kann naturgemäss dem Ver- 
sicherten nur dann zustehen, wenn er bereits vom Reich, von einem 
Bundesstaate oder einem Kommunalverbande eine Pension bezieht. So 
lange dies nicht der Fall ist, besteht einerseits für den Versicherten — 
abgesehen von dem i?'alie des § 4 Absatz 1 a. a. 0., in welchem die 
Versicherimgspflicht kraft Gesetzes ausgeschlossen ist, — keine aus- 
reichend gesicherte i ürsorge, andererseits für die Versicherungsanstalt 
das Risiko, dem Versicherten die Rente gewähren zu müssen, ohne von 
dem Recht des § 34 Absatz 2 Gebrauch machen zu können. Achnlich 
wie beispielsweise Kommunalbeamte, welche die Anwartschaft auf 
spätere Erlangung von Pensionsrechten besitzen, nach der ständigen 
Praxis des Reichs -Versicherungsamts so lange versicheningspflichtig 
sind, als sie diese Rechte nicht thatsächlich erworben haben, gleichwohl 
(zu vergleichen Revisionsentscheidung 151, Amtliehe Nachrichten des 
R. V. A. I. u. A. V. 1892 Seite 82) aber bei späterer Pensionimng ihnen 
der § 34 Ziffer 2 entgegen steht, konnte der Kläger, so lange er niclit 
im Genuss der staatlichen Pension war, von der Befugniss des § 4 
Absatz 3 keinen Gebrauch machen. Dass anch thatsächlich die Ver^ 
Bichemng fftr ihn einen gewissen Werth hatte und andererseits der Be* 
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klagten ein Bisiko auferlegte, beweist der Umstand, dass er eine Zeit 
lang die ihm auf Grund des Invaliditäts- und Altersversicberungs- 
gesetzes gewährte Rente in Wirklichkeit bezogen bat. 



Nr« 185* Eniseh. des fraDzaBlselieii KasBattoiuhofts. 

Vom 30. Juni 1896. 

[ZAltwilur. t d. lateru«. SiMub. Trwup. 17. Mr. 11. 8. 4W. — LwbA FlMiy BnUetlB aaiioM IMt. k, 1M.1 
AiMknt zw Trudpert Uuulässigkeit der Vorauszaisf» von Tnmtporlsilttela !■ 

bestimmtar Anzahl. 

Die französische Nordbahn hatte auf Verlangen eines Absenders 
die Gestellung einer gewissen Anzahl von Wagen znr Beladung mit 
G&tem im Bahnhof des Hafens von St-Valery auf einen bestimmten 
Tag zugesagt. Da die Zusage nicht erfüllt wurde, war die £isenbahu 
durch das Handelsgericht zu einer Entschädigung verurteilt worden. 

Der Eassationshof, bei dem ein Bevisionsgesuch eingebracht wurde, 
hat das Urteil kassiert, in Erwägung, dass keine gesetzliche oder 
reglementarische Vorschrift besteht, welche die Eisenbahn yerpiUcbtet, 
im voraus auf einen bestimmten Tag und auf einer bestimmten Station 
leere Wagen zur Verfttgung der Absender zum Zwecke der Beladung 
mit ihren Gtttem zu stellen; dass jede gegenteilige Vereinbarung unza* 
lässig und daher rechtsunwirksam ist, weil sie eine Abweichung von 
den Bestimmungen des Bedingnisheftes darstellt, die zu gunsten eines 
Versenders einen Vorteil schafft, den die Eisenbahn anderen Versendern 
zu verweigem berechtigt ist. 



Nr. 186. Entsch. des Oesterr. Verwalt.-Gerichthhofe8. 

Vom 3. Juli 1896. 

(OMMf.BlMikb.T6roidB.BI.IZ. Nr.lU. &I06S.1 

l^te AuMohrtlbttsg dar Unämnlaies füllt In den issetiHefcM Wlrkmoskrelt dsr 
tuttnnneB Landitergana, uad km daher dar Undaaanaaolnaa dia angerafana Eat- 
aehaidnnf Obar dIa fiesetzmässigkelt der Vorschreibung von Zusohlägan diaaar Art zu 

den direoten landesfQrstilchen Steuern nicht ablehnen. 

Mit dem Zaliliingsauftrag-e der Steueradministratioii Lemberj? vom 
4. Oktober 1894, Z. 12.320, wurde im Grunde der mit dem Zahlungs- 
auftrage der Steueradministration für den 1. Bezirk in Wien vorge* 
nommenen Bemessung der Einkommensteuer enter Olasse fttr den Bahn- 
betrieb nnd die Dampfschiffahrt der k. k. General-Direction der Oesterr. 
Staatsbahnen fttr das Verwaltnngsjahr 1894 nnd die im Grunde der Ge- 
setze vom 19. März 1887, B.-G.-B1. Nr. 33, nnd 8. Mai 1869, R.-G.-B1. 
Nr. 61, vorgenommene Vertheilnng dieser Steuer auf die einzelneu 
Länder der genannten General-Direction fttr den Betrieb der Staatsbahn 
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im Kriikaiicr Gebiete pro 1894 die Einkommensteuer nur 222fl. 21kr. 
sammi Zusciilägen vorgeschrieben. Unter diesen Zuschlägen befindet 
sieb der Zuschlag für LandeserfordermJ«se im Betrage per 288 fl. 87 kr. 

Gegen die Vorsclireibung dieses Zuschlages hat die genannte 
General-Direction den Recurs an den galizischen Landesausschuss aus 
dem Grunde ergriffen, weil bei Berechnung desselben nicht der für das 
Krakauer Gebiet pro 1894 mit der im Landes-Gesetz- und Veroiduungs- 
Blatte für (lalizien Nr. 34 ex 1894 verlautbarten Knudmaclning der 
k. k. Rtatthalteroi in Lemberg vom 21. April lhJ4, Z. 30.989. mit öl kr. 
von jedem GuMen tler Gesaiiiintgel)iilir der directen fcJteuerii iestgesetzte, 
sondern ein höherer Satz augewendet wurden ist. 

Mit der hiergerichts angefochtenen Entscheidung hat der galizische 
Landesausschuss diesen Recurs der Kecurrentin mit dem Bemerken zu- 
rückgestellt, dass dem Landesausschusse keine Competenz zur Entschei- 
dung der Recurse gegen die Erlässe der k. k. Behörden übcriiaupt 
und insbesondere gegen Zahlungsaufträge der k. k. Steaeradministration 
sostebe. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof hat diese Entscheidung nicht im Ge« 
setze begründet befunden. 

Nach § 18, Punkt 4, lit. a, der Landesordnung für das Königreich 
Galizien und Lodomerien sammt dem Grossherzogthume Krakau, Bei- 
lage Ho zmn Gesetze vom 26. Februar 1861, B.-G.-B1. Nr. 20, ist die 
Besteuerung für Landeszwecke eine Landesangelegenheit, gehört also 
in den Wirkungskreis der Landesvertretung, bezw. des Landesaus- 
achusses, und nach § 22 ebendort kann der Landtag — nach Umständen 
nnter kaiserlicher Genehmigung — Zuschläge zu den directen landes- 
ftlrstlichen Steaeni umlegen und einheben. 

Nach diesen gesetzlichen Bestimmungen fftllt also die Ausschreibung 
der LandesumJagen in den selbstst^digen Wirkungskreis der autonomen 
' XiUndesorgane, und kann daher eine Entscheidung Aber die Gesetzm&ssig- 
I kdt der Vorschreibung solcher Zuschläge nur durch eben diese Oigane 
herbeigeffthrt werden. 

Der Umstand, dass die Bepartitlon und Einhebung dieser Zuschläge 
durch Organe der Finanzverwaltung besorgt wird, giebt diesen letzteren 
I noch keineswegs em Dispositionsrecht Über die Zuschläge, also auch 
nicht das Becht, in streitigen Fällen ttber die Gesetzmässigkeit der Vor- 
Schreibung solcher Zuschläge zu entscheiden. 

Dagegen kann sich mit Grund nicht auf den § 32 der bezogenen 
Landesordnnng berufen werden, welcher bestimmt, dass die näheren 
Weisungen Aber die dem Landesausschusse zukommenden Geschäfte und 

ttber die Art ihrer Besorgung den vom Landtage zu ertheüenden In* 

I _ 

' ■fc'gor» KüeobaliurecltUlclte Enlsolieidiugen XUU. lo 
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stractioiieii und in BetreiF der Einflnssnahme anf die GemeindesacheiL 
und auf die Angelegenheiten der landesfUntlicben Steuern den beson- 
deren Gemeinde- und Steuergesetsen vorbehalten bleiben; denn dieser 
Vorbdialt betrüt in Hinsicht der Stenergesetse lediglich die Angelegen- 
heit d^ landesfilrstlichen Stenern, um welche es sich im vorliegenden 
Falle gar nicht handelt, nicht aber Angelegenheiten der Landeszuschläge, 
bezüglich deren eine Bestimmung in dem bezogenen § 32 nicht enthalten 
ist. Es geht daher auch nicht an, hinsichtlich der Laiideszuschläge das 
Gesetz vom 19. März 1876, R.-G.-JM. Nr. 28, zu beziehen, da dasselbe 
laut § I nur die Vorstellungen, Beschwerden oder Kecurse gegen die 
im administrativen Wege eilassenen Aufträge, Verfügungen oder Ent- 
scheidungen der für die Veranlagung, Bemessung und Verwaltung der 
directeu Steuern, der indire cteu Abgaben und sonstigen Gefälle 
für Staatszwecke bestellten Behörden, Aemter und Organe der Finanz- 
verwaltung zum Gegenstande hat, daher das bezogene Gesetz nicht auf 
Eecnrse gegen die \ ui .sciii t'ibnng von Landeszuschlägen in An\\'endung 
gebraclit werden kann, wie denn auch im gegebenen Falle in dem Ite- 
zogenen Zahlungsauftrage der Steueradministratiou Femberg vom 4 leii 
October 1894, Z. 12.320. im Einklänge mit dem letztbezogeuen Gesetze 
die k. k. Bezirkshauptmanuscliaft, bezw^ die Steueradministration als 
Recurs-Einbringungsstelle nur bezüglich dm- Bemessung der Einkommen- 
steuer oder deren Entrichtung angegeben ist. 

Aus diesen Erwägungen ergiebt sich, dass allerdings der galizische 
Laniesausschuss und nur dieser zur meritorischen Entscheidung des von 
der k. k. General - Üirection der Oesterr. Staatsbahnen in Betreff der 
Vorschreibung der Landeserfordernisse eingebrachten Recurses competent 
war, und es musste daher die angefochtene Entscheidung nach § 7 des 
Gesetzes vom 22. October 187ö, B.-0.-BL Nr. 36 ex 1876, aufgehoben 
werden. 



Kr. 187. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 4. Juli 1896. 

(Jor. Wocbenachr. 1896. Nr. iUtO 8. 46S Ziff. «9. 70.) 
Pr. Entelgt* fiis. v. II. lusl J874. |§ 8. 45. BerflaksleHrpung der erhfibtM UnkostM 
der BewIrthsolHifluio dM Reslbesitzes Iwl Fsslsetzmi der Eirttcliidlimi für die 
mtelgisteii firoiditOolwIlisllo. Beeinträchtigung des firaidttloktwsrliis diroh Sffrat* 

liebe (DelolH) UeteR. 

Die El. behaupten, dass in Folge der Enteignung und der dadurch 
henrorgemfenen Verideinerang des Gntes die für den bisherigen Umfang 
des Gutes eingerichteten Wirthschaftsgeb&ade znm Theil ilberflttssig 
geworden seien und so Unterhaltungskosten yerursachten , die zum Er- 
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trage nicht mehr im richtigen Verhältuiss stüiideii. Sie fordern als 
Entschädigung hierfür die Summe von 8345 Mark. Der B. R. hält 
diesen Anspruch nicht für gerechtfertigt. Er nimmt an, die beanspruchte 
Vergütuno: sei in den Beträgen mitenthalten, die den KL für die oin- 
zehien Laiidureien zugesprochen worden seien, hält aber auch die 
Forderung in thatsächlicher Bezielmng nicht für begründet. Der erste 
Grund träc(t die Entscheidung, i>o dass es eines Einerehens auf den 
zweiten Entschei(hingsgrnnd niclit bedarf. Der Revision ist zuzugeben, 
dass bei der Seluitznng eines Gins die Bau- und Reparaturkosteu für 
Wirthschaftsgebaude als ein den Ertrag schmälernder Faktor in Betracht 
zu ziehen sind. Daraus ergiebt sich, dass dem Besitzer, wenn durch 
Verkleinerung des Gutes die vorhandenen Gebäude zu dem verbleibenden 
Bestände in ein Missverhältniss gesetzt werden, für die ünterhaltungs- 
kosten der überflüssig gewordenen Wirthschaftsränme eine Kntscbädigung 
entsprechend den nunmehr unproduktiven Aufwendungen gewiilirt werden 
mnss. Aber wenn man die entzogenen Tjändereien , wie dies die Kl. 
thun, als Theile des Gutes in Betracht zieht und Entschädigung für 
die Entwerthung des Gutes fordert, so darf man folgerichtig auch bei 
Ermittelung der Erträge der einzelnen Stücke diesen Zusammenhang 
nicht unberücksichtigt lassen und muss deshalb die allgemeinen Uli* 
kosten, die das Gut verursacht, auf den Reinertrag der Ländereien 
nach VerhiÜtiiiss in Abzug bringen. Wäre von den Sachverständigen 
so verfabreo worden, so wäre den Kl. der von ihnen behauptete Nach- 
theil zweifellos entstanden. Aber die Sachverständigen, denen der B. 
E. folgt, haben die enteigneten Grundstücke ohne Rücksicht auf deren 
Verbindung mit dem Gute geschätzt und bei Ermittelung des der Taxe 
zu Grunde gelegten Beinertrages einen Beitrag zu den allgemdnen 
Unkosten des Gates nicht abgerechnet. Der B. B. handelt sonach 
durchaus folgerichtig, wenn er annimmt, dass die Ton den El. für er- 
höhte Unkosten geforderte Entschj&digung in dem ihnen fQr die Grund- 
stficke festgesetzten Werthe schon mitenthalten ist 

Das GrundstUck N. Blatt 4, das in seinem ganzen Umfange ent- 
eignet ist, gehörte zum Deich verbände der alten Binnennehrung, der 
dnrch das Statut vom 20. Juni 1889 aufgelöst und in den Marienbnrger 
Deichverband mit aufgegangen ist. Die Schnlden des früheren Verbandes 
sind indess nicht auf den Gesammtverband Übergegangen, sondern von 
den Besitzern der Grundstücke aufzubringen, die den früheren Verband 
gebildet haben. Auf das Grundstück Nr. 4 sind dabei 2216,08 Mark 
vertheilt, die durch Jahresbeiträge zu verzinsen und zu amortisiren 
sind. Bis auf 1603,07 Mark ist die Schuld amortisirt. Der B. B. 
erblickt in diesen Beiträgen eine Beallast, die auf den Behl, mit Uber- 

16* 
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gegangen sei und den Werth des Grundstücks beeinträclitige, Eiü 
Rechtsirrtliiiiii ist Ineiin nicht erkennbar. Nach § 45 des Enteigtumgs- 
gesetzes wird zv»ar das enteignete Grundstück iniL der Zustellung des 
Enteignungsbeschlusses von allen darauf haftenden privatrechtlichen 
Verpflichtungen frei, soweit sie der Unternehmer nicbt vertragsmässig 
übernommen hat; aber ein Schuldverhältniss aus dem Darlehnsvertrage 
besteht nur zwischen dem Deichverbande und dessen Gläubiger, die 
Beiträge, die zur Schuldoutilguug den Deichgenossen aufgelegt sind, 
berulipn aiissclüiesslich auf ihrer Mitgliedschaft und sind von ilmen 
nicht personlich, sondern nur in ilirer Eigenschaft als Gioindbesilzer 
aufzubringen. Der von den SrliiiliUii der ehemaligen Genossenschaft 
auf das Grundstück vertheiite Betrag bildet sonach eine dauernde 
Belastung des Grundstücks, die von jedem vorsichtigen Käufer berück- 
sichtigt werden wird und deshalb die Preisbildung beeinflusst. Da diese 
Last auch auf den 1^ iskus mit tibergeht, so Imt der B. E. mit £eckt 
sie als einen preisminderuden i^'aktor in Betracht gezogen. 



Kr* 188. BeTls« Bntoeh. des Betehs-Tenteherangsiuiito. 

Vom 7. Jali 1896. 

fAnä. Nftobr. d. a Y. A. ZU (t886) Nr. 9. 6. n«. 211t SM.] 
Invalid. H. Atters- Vers. fies. v. 22. Juni 1889. Aenderung des Klagegrumlt (de» An- 
Sfiruohs aaf Altersreite !■ dw Aaspruch auf Invalidenrente.) 

Das Reichs-Versicherungsamt hat sich bereits in der Revisions- 
entscheidung 207 (Amtlirlif Nachrichten des R. V. A. I. u. A. V. 1893 Seite 
Ö2X dabin ausgesprochen, dass in der Berufungsinstanz eine Aenderung des 
KlagegnmdeB dahin» dass statt der ursprünglich beanspiuchten Invaliden- 
rente die Altersrente gefordert wird, nicht zu beanstanden ist. Die 
dortigen AnsfÜfamngen treffen unbedenklich auch dann zu, wenn in der 
Feststellungsinstanz die Altersrente und erst tot dem Schiedsgericht 
statt dieser die Invalidenrente verlangt wird. Insbesondere ist der 
Umstand, dass fftr beide Ansprüche nicht durchweg die gleichen Vor- 
aussetsnngen in Betracht kommen, schon in jener Entscheidung als 
unwesentlich bezeichnet worden. Dass die Ermittelungen fftr Invaliden- 
rentenansprftche nach Vorschrift des § 7& des InvaliditiLts- und Alters- 
versicheningsgesetzes umfangreicher sind, als für AltersrentenansprQche, 
kann nmsoweniger ins Gfewicht fallen, als die Bemfhngsinstanz bezQgtich 
der nachträglichen Beschaffung des thatsächlichen Materials einer Be- 
schränkung nicht unterworfen ist. Ebensowenig treffisn die praktinchen 
Bedenken gegen eine allgemeine Gestattnng der Elageändemnsr vor 
dem Schiedsgericht zu. Denn wenn auch dadurch das thatsftchliehe 
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Aufiiiirungen etc. ('nii()£^licliende Verfahren in eine einzige Instanz zu- 
sammengedrängt wird, so ist doch zu beachten, dass dies* lediglich 
nach dem freien Willen des Rentenbewerbers selbst geschieht. Dieser 
kann sich also niciii diirüber beklaj^en, das? ihm eine Instanz verloren 
geht, währf3iid die Interessien der Versicherungsanstalt nnd des i^taats- 
kommissars durch die Verkiirzung des Rentenverfahrens an sich Über- 
haupt nicht berührt werden. Im Uebrigen ist sowohl den Parteien als 
auch gemäss § 16 Absatz 1 der Kaiserlichen Verordnung vom 1. De- 
zember 1890 dem Berufungsgericht Gelegenheit gegeben, alle zur 
Aufklärung des Sachverbalts etwa erforderlichen Beweise zu beschaffen. 



Nr» 189. Entsch. des Bentschen BeiehsgerlektB. 

3. Civil-Senat. Vom 7. Juli 1896. 

l'^fiifPorf Arrfi N, F. ßd. XXIL Heft 1. Nr. 6. S n t 

Kanii auf Sobadensersatz wegen der durch Veranstaltungen auf dem Nachbargrundstäok 
bewirkten Versiegung von Brunnen geklagt werden? 

Die Klage ist nach den Grundsätzen der actio negatoria nicht be- 
gründet; denn ein unzulässiger Eingrilf in das Eigeuthum des Klägers 
liegt darin nicht, wenn durch die Anlage des Kanals Quellen, welche 
das klägerische Grundstück durchziehen, abgegraben sind, oder der 
Stand des Grnndwassers so verändert ist, dass das die Brunnen des 
Klägers füllende Wasser in den tiefer liegenden Kanal durchsickerte. 
In dieser Richtung war auch die Beklagte nur nach denselben Grund» 
Sätzen civilrechtlich verhaftet, welche für jeden Nachbar massgebend sind; 

vgl KntHch. des RQ. Bfl 31 8. 288. 
Die weiter gehende Annahme Kger's f Tomm. zum Knteignungsges. ßd. 1 
S. 428 Nr. 118), dass der Unternehmer aus jeder ungewöhnlichen Aen- 
derung der Inundationsverliältnisse, und zwar sowohl bei Schäden durch 
Ueberscliwemmung, wie bei Entziehung unterirdischer Quellen und Grund- 
wässer auf civilieclitlicher Basis hafte, ist jedenfalls für das hier zur 
Geltung kommende gemeine Recht nicht zutreffend. 

Auch auf die Bestimmungen des § 14 des Enteignungsges. ?. 
XL Juni 1874 konnte die Klage nicht j!:egrruidet w»den. 

Ob bei Torliegendem Verschulden bei Ausführung der Anlage ein 
Schadensersatzanspruch in Beihalt der Entscheidung des RG. in Bd. 32 
S. 286 begründet sein könnte, kann dahingestellt bleiben, da die tbat- 
sächlichen Grundlagen jener Entscheidung nicht vorliegen. 
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Nr. 190. Entseb. des Deutschen Reichss^erichtB. 

5. Civil-Senat. Vom 8. Juli 1896. 
Um. WoehMuelir. 18N^ Kr. «8/10. 8. 466 Ziff. es.] 

Pr. Eirteigi. Um. v. IL Jini 1874 ft 8 Abt. 2. ZimiiiaafMtni tfet Melr- loA 
Wmlmrwerib» In «InlMitllolwr Sckltinnf. 

Erweist sich hei Feststellang des Werths eines enteigneten Trenn- 
stikeks im Sinne des § 8 Ahs. 2 des Enteignungsgesetzes eine Trennung 
des lünderwerths des Bestgmndstttcks von dem Werth des enteigneten 
Theüs nicht thunlich, so muss eben der Werth des letzteren so bemessen 
werden, dass er jenen Hinderw^h mit nmfust Um soviel das Rest- 
grundstück weniger werth geworden, nm soviel mehr war der ent- 
eignete Theil dem Eigenttiümer werth. Es Ist also durchaus zu billigen, 
wenn aus diesem Gesichtspunkt der Werth der enteigneten Flächen 
einheitlich geschätzt wird. 



Kr« 191« fintaeh, des fiagatellgerichts in Handelssaelieii in Wien. 

Vom 25. Juli 1896. 

[Zeltschr. f <l. Internat. Elsenb.-Transp. V Nr. 1 S 22 i 

Besob&disiMf von Viehtransportwagen durch Thiere. 

Die Zusatzbestimmung XIV zu § 44 des r>sterreichischen Eisenbahn* 
Betriebsreglements besafrt, der Absender, beziehungsweise der Empfänger 
haftet „für alle durch Thiere den Eisenbahnfahrzeugen oder Bahuhofs- 
einricbtangen gelegentlich der Ein-, Um- oder Ausladung oder während 
des Transportes zugefügten aussergewöhnlichen, d. h. nicht zur natür- 
lichen Abnützung zu zählenden Beschädigungen, sowie für jeden durch 
die Thiere herbeigeführten sonstigen Schaden, wofern nicht etwa ein 
Verschulden der Eisenbahn vorliegt**. Auf Omnd dieser Zusatzbestim- 
mung haben die Eisenbahnen Beträge von den Aufgebern oder Adressaten 
für Beschädigungen durch Thiere eingehoben. In verschiedenen Ffillen 
ist aber Klage auf Rückgabe dieser Beträge erfolgt, weil die Bestim- 
mung rechtsungültig sei. Im § 60 des B. R. sei festgesetzt, dass nur 
die tarifmfissig geschuldeten Vergütungen und baare Auslagen ange- 
fordert werden können, die Ersatzbeträge für durch Thiere verursachte 
Beschädigungen aber nicht als solche Auslagen zu betrachten seien und 
überdies ein Tarif für derai'tige Entschädigungen nicht bestehe. 

In einem Specialfalle hatte die Eisenbahn 90 fl. 15 kr. lür 16 
zerbrochene Stirnbretter, einen Stimbretterrahmen und einen Binst- 
riegel, deren Bruch nicht zur natürlichen Abnützung zu rechnen sei, 
eingehoben. Der Kläger bestritt, dass die Beschädigung von den im 
Wagen verladenen Pferden oder von einem derselben, welches als be- 
sonders wild bezeichnet worden war, verursacht sein konnte, weil die 
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Stirnbretter von den Tliieren gar nicht zu eneicljen waren, und gab der 
Vermutung Ausdruck, dass andere Umstände, etwa im Zuge mitgeftihrte 
Lan<^hölzer n. d^l., den Schaden lierbeigetnhrt haben könnten. Auch 
berief er sich rnif ein in einem anderen Falle abgegebenes Sachver- 
ständigen- Gutailnrn. nach welchem die beliürdlich vorgeschriebenen 
De»infpctionen der Viehwagen die Holzsnbstanz. ohne äusserlich wahr- 
Dehmbairii Schaden an den Waggons, <lei L;!'stalt zerstören, dass die 
Bretter selbst bei ganz gewöiinlicheu Bewegungen der 'diiere zerbroclien 
werden. Schliesslich verwies er noch auf den Widerspruch zwischen 
der Zusatzbestimmuiig mit dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch 
(§ 1320) und mit dem Betriebsregleraent (§ 60). 

Das Gericht hat den beliauptetcn Widerspruch nicht gefunden und 
hervorgehoben, dass die Zusatzbestimmung vom Betriebsreglement nicht 
abweiche, sondern dasselbe nur ergänze, und ihre Gültigkeit auch nicht 
davon abhänge, ob Zusatzbestimmungen mit dem allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuche im Widerspruche stehen oder nicht, weil eine gesetz- 
liche Vorschrift, wonach ein solcher Widerapnich unzulässig wäre, nicht 
besteht. Allein die Zusatzbestimmimg XIV setzt zur Begründung eines 
Schadenersatzanspruches der Bahn voraus, dass die Beschädigung von 
flen transportierten Thieren herrühre, und der Nachweis hierfür ist von 
der Balm zu erbringen. Dazu genügt die Feststellung nicht, dasa der 
Wagen bei Abgang unbeschädigt, hingegen bei Ankunft beschädigt war. 
Die Eisenbahn hat zu beweisen, dass der Bruch des Materials durch 
die Thiere verursacht wurde; sie hat aber einen solcben Beweis weder 
direkt noch indirekt erbraeht, und die nicht widerlegte Behauptung des 
Klägers, dass die Bretter in bedeutender Höhe vom Boden zertrümmert 
waren, spreche nicht dafllr, dass der Schaden durch die Pferde oder 
duteh ein einzehies unter 10 Pferden bewirkt werden konnte. 

Darum ist die Emliebung des Betrages von 90 fl. 15 kr. nnbe- 
rscktigt und somit die Klage gerechtfertigt. 



Nr. Wi, £ntsch. des frunzüMsehen Kassationshofes. 

Vom 28. Juli 1896. 
{Zeltaehr. t i. totenat. BfM)ib.<TtaMp. V. Nr. I.S.H. — Iaid« Pleury Balletln 18M. 8. m.] 

NMtrt Qswalt Efahiltuag elsw Ii4irekten, teeanm Tramportwefpet an Stelle des 

tarlfniisigm direktes. 

Infolge eines Schneesturmes, der die Einhaltung der tarifmftssigen 
Transportroute unmöglich machte, hatte die Midi-Eisenbahn eine Sendung 
Ton 30 Schweinen auf einem tJmweg bef^rdert^ wodurch höhere Fracht- 
kpsien entstanden. 
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Als die Empfangsstation den die nr^rüDglich anf dem Fracht- 
briefe aasgeworfene Fracht ttbersteigenden Frachtbetrag einheben wollte, 
▼erweigerte der Adressat die Empfangnahme der Sendung, worauf die 
Eisenbahn die Schweine zuerst einstallen, dann öffentlich verkanfen 
Hess und dem Empfänger den Erlös aus dem Verkauf, nach Abzug der 
Kosten, anbot. Die erste Instanz hatte entschieden, dass der Eigen- 
tümer der Scliweine nielir als den Erlös, unter Abzug der Kosten ein- 
scbliesslicli der i'ruclit Uber die normale Transportroute nicbt anzu- 
sprechen, die Eisen baini dagegen eine weitere Forderung nicht zu 
machen hatte, da ilir ein Mittel gegen den Kläger, die nach den be- 
stehenden Tarifen tür die wirklich durchlaufene Strecke erwachsene 
Ueber-Fracht einzuheben deshalb nicht zu Gebote stand, weil der an- 
geforderte Betrag nicht auf dem an den Adressaten ausgelieferten 
Frachtbriefe eingetragen war. 

Der Kabsaiioii.shdt hat diese Anschauung nicbt gebilligt, und das 
angefochtene TTrteil kassiert, in Erwägung, dass in diesem der Eisen- 
bahn die folgen eines Falles iiüherer Gewalt zur Last gelegt worden 
sind, für welche sie nicht haftbar ist und .somit die Artikel 1782, 1774 
und 1947 des Code civil unrichtig ausgelegt sind. 



Nr. 193. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

Ferien- (Straf-) Senat. Vom 28. Aug. 1896. 

[JK Jw. Zetig. J. Nr. II. S. 4M, ZUC 71.3 
R. 8t Ik B. U 332. 246. Betarleka Onl. f. il. Elttnb. DNitohlaiMit. H 66. 68. 
Bedlemtft« voi Privatbahnen besitzen Beamtenelgenscliaft , insoftn Ihr« Thitigliall 

alt BalnHI<^ili^An>tB Bttraolit kaant. 
Eine grössere Anzahl von Schaffnern nnd anderen Bedienateten 
der HLBahn» einer PriYatbahn, waren angeklagt wegen Bestechung nnd 
Unterschlagung, weil sieGeschenkeangenommenhatten, nmPassagiereobne 
Lösung von Fahrkarten die Zflge benutzen zu lassen, nnd weil sie Fahr« 
karten sich zugeeignet hatten. In beiden Bichtnngen hatte das Urt. 
des LGr. F. die amtliche Eigenschaft der Angeklagten Terneint. Auf 
Bevision der Staatsanwaltschaft wnrde in der ersteren Bichtnng das 
Urteil aufgehoben, in der zweiten verworfen. Die Grttnde erörtern 
folgendes: Die Angeldagten seien als Bedienstete einer Privat-Eisenbahn 
allerdings nicbt mittelbare Beamte, wohl aber nach §§ 66, 68 der 
Deutsdien Betriebs-Ordnnng v. 5. Juli 1892 Bahnpolizeibeamte nnd als 
solche mittelbare Staatsbeamte. Es käme bei der Beurteilung der Be- 
amten-Eigenschaft darauf an, zu welcher Art von Th&tigkeit die be- 
trefiiBnde Dienstleistung gehöre. Es gehöre aber zur bahnpolizeilichen 
Dienstleistung der Zugführer and Schaffher, PeraosMi ohne gttltige 
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Falirkarten ans den Bahnzügen zu entfernen oder von der "Benutzung 
derselben abzulialten. Die Einschreitung bei vorkomm enden \ tii. suchen, 
ohne Fahrkarte <lfm Zug- zu benutzen, sei babnimlizeilicbe Thätigkoit. 
Liessen die Angeklagteii sich durch Gescl)enke oder sonstige Vorteile 
bestimmen, das Einschreiten zu unterlassen, so lag der Tliatbestand 
des § 332 StrGB. vor. Es sei irrthümlicli, anzunelimen, dass das Ein- 
schreiten erst beginne, wenn Personen sich weigerten, den Zug zu 
verlassen, da die Angeklagten von voi nherein im Einverständniss waren, 
auf jede dienstliche Handlung zu verzichten. Dagegen war es nicht 
rechtsirrig, auf die Zueignung der Fahrkarton nur § 246 StrGB. anzu- 
wenden, weil die Abnahme und Ablieferung der Fahrkarten nur im 
Interesse des inneren Dienstes erfolge, also mit Aufrechthaltang der 
Ordnung und Sichening des Verkehrs nichts zu tbon habe. 



Nr. 19^. Entsch. des Deatsehen Reichsgerichts. 
1. Straf-Senat. Vom 17. September 1896. 

[D. Jur. Zoitr, T, \r 23. 8.470 1 

R. Strf. G. B. § 330. Verstoss oegeo anerkannte Regeln der Baukunst. 

Der Angeklagte L. hatte einen Rohbau bis auf den Verputz her- 
gesteiltf dann aber in der Nähe des Baues eine Kiesgrube eröffnet und 
zwar 90, dass der Rohbau dadurch zum Einsturz kam. Die Straf- 
kammer sprach von der Anklage aus § 330. StGB, frei, weil die An- 
legung und Ausbeutung der Kiesgrube eine selbstständige, an sieh zum 
Betriebe des Baugewerbes nicht gehörige Arbeit sei. Das RG. hob 
auf Bey. des StA. das ürtheil auf und wies die Sache in die Ii^stanz 
zurtick, in der Erwägung, dass es rechtsirrig sei, den Begriff „Bau'' auf 
den Bohbau zu beschränken. Nach den Entscheidungsgrttnden sei Kies 
ans den eröffheten Kiesgruben möglicher Weise zur AnsfUlung der Fehl- 
bOden bestimmt, jedenfalls aber zum Verputz rerwendet worden ; auch sei 
nicht festgestellt, dass Angeklagter die ErOfEhung der Kiesgruben un- 
abhängig Ton seiner Bauleitung unternommen habe. Es sei allerdings 
nicht jede Ausgrabung in der Nähe eines Hauses Banarbeit, sondern 
nur dann, wenn die Aushebung zu den Zwecken eines Baues dienen 
solle. Auch stehe nicht die Aushebung der Grube an sich in Frage, 
sondern dass die Aushebung den Bau zum Einsturz gebracht habe. 
Durch den Einsturz sei die Gefahr herbeigeftthrt, und es könne keinen 
Unterschied machen, ob der Bau von Anfang an fehlerhaft angelegt war, 
oder ob die Gefahr, hier durch ungenttgende Sicherung der Grundmauern, 
erst nachträglich herbeigeftthrt sei. 
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Nr. 195. Eutsch. des Oesterr. Yerwalt. Gerichtshofes. 

Vom 17. September 1896. 

(Oasterr. Blscob. YeroniD. Bl. IX. Kr. SM. S. fMO.] 

1. FOr die Fragt der Nerttellvni etow Elsenbahn-ZafalrtMtrtMe Ist «• Irrelevant, eb 

die in Betracht kommende Aufnahmsstelle dem Sesamiatverkehre dient eder Mee 
als Persenenhaltestelle errichtet worden Ist. 

2. Ueber die Frage der Nothwendigkeit der Herstellung einer Eisenbaba-Zifahrteetraiee 
entscheidet die zuständige Behörde nach freiem Ermessen. 

3« Eine Vereinbarung der Parteien kann pinr gpsetzlich auferlegte Verpflichtung nicht 
alteriren und berechtigt den von dfr Leistung Entlasteten nur, seine Rechtsan- 
sprüche gegenüber dem anderen Compaciscenten auf dem competenten Wege geltend 
n maeben. 

Der Vei wakungs-Gerichtshof konnte diese Anschauung der Be- 
schwerde, insoweit es sich vurliegenden Falles um das kärntnerische 
Eisenbahn-Zufalirtsiitrassen-Gesetz vom 7. August 1881, L.-G,-BL Nr. 22, 
handelt, nicht als richtig erkennen, denn weder «ler Wurtlaut, noch die 
Absicht dieses Gesetzes deuten darauf liin, dass dasselbe nur für Strassen 
Geltung habe, welche zu Bahiiliüfen oder Stationen liihreu, au denen 
der volle Personen- und Frachteuverkelir der Eisenbaluien stattfindet. 

Der § 1 des bezogenen Gesetzes erklärt uämlieli als Eiseubahn- 
Zufahrtsstrassen jene öffentlichen Strassen, welche die Verbindung der 
Bahnhöfe nnd Aufnahmsstationen mit dem nächstgelegenen Fahrwege 
oder mit dem Gebiete der nÄchstgelegenen Städte, Märkte oder Ort- 
schaften vermitteln. Auch im weiteren Texte des Gesetzes, sowie in 
Beiner Ueberschrift werden nur die Ausdrücke „Bahnhöfe" und „Auf- 
nahmsstationen" gebraucht ohne irgend welche beschränkende Beifügung 
in Hinsicht auf die Gattung und den Umfang des auf den Stationen 
stattfindenden Verkehres. Als „Aufnahmsstation" muss aber nach der 
natürlichen Bedentang des Wortes jede örtliche Stelle einer Eisenbahn 
angesehen werden, welche zur Aufnahme von Personen oder von Frachten 
eingerichtet ist und hentttzt wird. Einer Einschrftnkung des Begriffes 
«AufnahnuBtation'^ anf solche Stationen, an welchen sowohl die Personen- 
als auch die Frachtaafnahme stattfindet, steht aber nicht blos die 
natürliche Bedeutung des Wortes, sondern auch die Absicht des Gesettes 
entgegen, welches die Herstellung und Erhaltung der zu den Bahnhöfen 
und Stationen der Eisenbahn führenden Strassen you den allgemeinen Be- 
stimmungen der Strassengesetze ausnimmt und einer besonderen Ooncurrenz 
des Landes, der Eisenbahn und der Gemeinde mit etwaigen Private* 
Interessenten überweist, offenbar zu dem Zwecke, die Leichtigkeit und 
Sicherheit des Verkehrs auf diesen Strassen sicherzustellen und die* 
jenigen Factoren zur Kostentragung heranzuziehen, in deren Interesse 
eine gute nnd gesicherte Commnnication zur Eisenbahn gelegen ist 
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Dass aber dieselben Rücksichten je nach den Umständen des Falles 
auch bei der Commuiiication zu einer Haltestelle, das ist zu einer 
Station, an welcher nur die PersoueiiaufiiahiHe mit Ausschluss des 
Frachteuverkehres stattfindet, obwalten können, ist gewiss, da ja ein 
bedeutender Personenverkehr eine sichere und leichte Zufahrt nicht 
minder bedinj?t, als der Frachten verkehr, und bezüglich der Sorge für 
den Personenverkehr dieselben Gründe der besonderen Concurrenz des 
Landes, der Eisenbahn und der Gemeinden platzgreifen wie für den 
Frachten verkehr. 

Wenn nun aber dem T-iesagten zufol{?e der Umstand, dass die 
Station „Klageufurt Staatsbahu" nur als Haltestelle errichtet wurde 
und an derselben blos die Personenaufnahme mit Ausschluss des Frachten- 
verkehrs stattfindet, der Anwendung des Gesetzes vom 7. August 1881, 
L.-G.-Bl. Nr. 22, nicht entgegensteht, so darf hieraus, bezw. auR der 
Bechtsanschauuug, dass das eben bezogene oiesetz unter dem Ausdrucke 
, Aufnahmsstationen " auch die Personenhaltestellen begreift, keineswerrs 
— wie die Beschwerde zu argumentiren scheint — gefolgert werden, 
dass zu jeder als Haltestelle zurPersonenanfnahme eingerichteten Eisen- 
bahnstation eine Zufahrtsstrasse im Sinne des bezogenen Gesetzes her- 
gestellt werden müsse; denn über die Nothwendigkeit der Hei Stellung 
einer neuen, sowie der Adaptirung einer bestehenden Strasse als Eisen- 
bahn-Znfahrtsstrasse entsclieidet gemäss § 3 leg. cit. der LandesausschusB 
im Einvernehmen mit der Iiandesregierung nach freiem Eimessen. 
Diesen Behörden steht daher auch die Entscheidung nach freiem Er- 
messen zn, ob mit Bücksicht auf die örtlichen Verhältnisse des concreten 
Falles und auf die Bedeutung des Verkehrs die Herstellung einer 
Eisenbabn-Znfabrtsstrasse zu einer als Haltestelle blos fttr den Peisonen- 
Terkebr eingerichteten Station nothwendig ist, wesbalb aucb die an- 
gefochtene Entscheidung, insoweit mit derselben die Nothwendigkeit 
der Herstellung der in Bede stehenden Eisenbahn-Znfahrtsstraase aus^ 
gesprochen wurde, der üeberprftfnng durch den YerwaltungSrGerichtshof 
gemäss § B| lit. e), des Gesetzes vom 22. October 1875,. B.'G.*B1. Nr. 
36 ex 1876, nicht unterliegt. 

Auch die weitere Einwendung der Beschwerde, dass den Oesterr. 
Staatsbahnen aus der Errichtung der Haltestelle „Klagenfurt Staats^ 
bahn*^ yertragsmässig keine Belastung erwachsen könne, weil die Stadt- 
gemeinde Klagenfurt bei der bezüglichen Verhandlung sich verpflichtet habe, 
die neu anzulegenden Zugänge zu der Haltestelle auf eigene Kosten zu 
erhalten, fand der Gerichtshof haltlos. 

Denn die durch die Annahme der allgemeinen Bedingungen fftr 
die Erricbtung von Personoihaltestellen auf den Linien der Staatsbahnen 
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Seitens der Stadt^emeinde Klagenfurt eingegangene, bei der Verhandlung 
am 12. Juni 1894 von den Vertretern der Staatsbahn nicht geltend 
gemachte Verpflichtung durfte, auch wenn dor<?elben die von der Be- 
schwerde behauptete, aucliauf die Znfahrtsstrassfin anKp-edelmte Bedeutung 
zneik;uint würde, bei der auf Grund des Gesetzes vom 7 Vu'jiist 1881 
getullieu Entscheidung über die Notliwendigkeit der Iraglichen Zu- 
fahrtsstrasse und die Concurrenzbciträge für dieselbe nicht berück- 
sichtigt werden, weil die durch das Gesetz auferlegte Verpflichtung 
durch eine Vereinbarung der Parteien gegenüber der Behörde nicht 
alterirt werden kann und der Partei nur freigestellt bleibt, ihre Rechts- 
ansprüche ans einer solchen Vereinbarung gegenüber dem anderen 
Compaciscenten auf dem com potenten Wege geltend zu machen. 

Diesen Erwägungen zufolge mosste die Beschwerde als nnbegr&ndet 
abgewiesen werden. 



Nr. 196. £ntsch. des Oesterr. Obersten Gerichtähotes. 
Vom 21. September 1896. 

(Oestarr. BlMBb.pT«n>rdB.-Bl. IX. Mr. lU. S. UM.) 

Die Verfüaung, dtM itte Mnletirlel-EKlioheldttii Itor eine« erhileiei ParMmpneb 
naohfoliM wenlap anthllt kalae die Rtehte dar Partal la Iriaai walahar malitaai 
taaglranda Dtaimitian and aigaat aiab dahar aloht zur BaaaliwardafQhiiini var da« 

Varwaltaaga-QariaMaliafe. 

Der VerwaltuDga-Oerichtshof bat die am 10. Joli 1896 eingebrachte 
Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die Entscheidnng des k. k. 
Eisenbahnminiateriama vom 15. April 1896, Z. 3183, 1>etreffiBnd die Ban- 
bewilligang Ar die Haltestelle «Braanscbweiggasse* der Wiener Stadt- 
bahn, nach §§ 5 und 21 des Gesetzes vom 22. October 1875, B.-Q.-B1. 
Nr. 36 ex 1876, ohne weiteres Verfahren zurttckgewiesen, weil die 
allein angefochtene Yerfttgnng der in Beschwerde gezogenen Ent- 
scheidung, ^dass hinsichtlich der von der Gemeinde Wien erhobenen 
Fordernng, betreffend die Erhöhung der bahnseitigen StOtzmauem der 
Qnaiatrasse auf Kosten des Bahnnntemehmers über Verlangen der (Se- 
mem de, die Ministerial-Entscheidung nachfolgen werde'', eine die Rechte 
der Commune in irgend welcher Richtung tangirende Disposition nicht 
enthält, vielmehr die administrative Entscheidung über den erhobenen 
Anspruch ansdrttcklich vorbehält und in Aussicht stellt, weil daher die 
Besehwerde, da der Streitpunkt administrativ nicht ausgetragen ist, 
sich als unzulässig darstellt 
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Nr. 197« Besehlnss BMelis-yerslekeiiiiigaMnts. 

Vom 12. October 1896. 

[AmtL Nacbr. d. B.T.A. 1896. XIL Nr. 11. 8. m.] 
Die Internationale Eisenbnhnschlafwagengesellschaft in Brüssel ist verpflichtet, soweit 
UirBetrieJi sioii infleriulb der Grenzen des deutschen Reichs vollzieht, tfir Prlvatliaiin- 

berufsgenossenschaft beizutreten. 

Die Internationale Eisenbahiischlahva<,a^ugeseUschatt, die iiiren Sitz 
in Brüssel hat, wird im Inlande durch fUiif lnspektionen geleitet, welche 
eine grüs.sere Anzahl Leute — Köche, Küchenburschen, Kellner, Maga- 
ziniere, Tischler, Arbeiter und Kontroibeamte — beschäftigen. Die Ge- 
sellschaft hat es übernommen, für einzelne auf bestimmten Strecken 
verkehrende Kisenbahnzüge geeignete Schlafwagen einzusteUen, oder 
Restaurationswagen im Interesse der Beköstigang und Verpflegang der 
BeiseDden mitzafiUuren, stellt auch selbst ganze Züge ans ihrem Wagen- 
park zusammen, welche bestimmungsmäasig getrennt von anderen Zügen 
Terkehren. Von ihren Bediensteten kommen hier in der Hauptsache 
nur diejenigen in Betracht, welche anmittelbar yon der Gesellschaft zn 
dem Zwecke bestellt werden: 

a) in den Ezpresmg-, Schlaf- oder Speisewagen die Beisenden 
zu bedienen oder 

b) auf den Zag-, Abgangs- oder Endstationen die Wagen der 
Gesellschaft zu reinigen, zu Iftften, zu heizen, mit Vorräthen 
an Speisen and Getr&nken za versorgen a. s. w., 

c) oder andere Bedienstete der Gesellschaft in den Zttgen and aof 
den Stationen bei ihren Dienstverrichtangen za beaufsichtigen. 

Nach der Autfassung des Reichsversicheningsamts ist es weder an- 
gängig, noch zweckentsiirecliend, diesen Betrieb der Gesellschaft von 
der Unfallversicherung ausznschliessen, da nach der Entwicklung des 
modernen Eisenbahnverkehrs die Einstellung von Speise- und Schlaf- 
wagen durch den Eisenbahnbetrieb selbst zum Bedürfniss geworden und 
bedingt ist und sich so als ein organischer Theil desselben darstellt, 
auch die Thätigkeii der Angesiellten der Gesellschaft sich in äusserem 
und innerem Zusammenhange mit dem allgemeinen Dienstbetriebe der 
Eisenbahnverwaltnng vollzieht. Das Uuteruehmeu der Gesellschaft er- 
füllt somit Aulgabeu, die an sich denen des Eisenbahnbetriebes ent- 
sprechen. 

Wenn hieroach der in Rede stehende Betrieb gemäss § 1 Zifer 1 
des Ausdehnungsgesetzes der Versicherung uuterfallen mass, so entsteht 
in £&cksicht auf die Organisation die weitere Frage, an welchen Ver- 
sicherangskörper die Versicherung anzoschliessen sei. Für die Aus- 
fllhrung stellten sich im wesentlichen zwei Möglichkeiten dar; einmal 
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die, dass man die Versieherang des Personals der Gesellscliaft deijenigen 
Verwaltung überwieSi welche das Personal in ihre Eisenbabnzfige auf- 
nimmt, dergestalt, dass die Angestellten der Gesellschaft in yersichenings- 
rechtlicher Beziehung den sonstigen Bediensteten der betreffenden Ver- 
waltong gleichgestellt wurden, ähnlich wie dies das Eeichsyersichenmgs- 
amt bezflgUch der Yersichernngspflichtigkeit des Kflchen- und Bedienungs- 
personals der auf den Fahrzeugen einer Dampfschifffahrtsgesellschaft be- 
findlichen Restanrationen in dem Bescheide 1088 (Amtliche Nachrichten 
des R. V. A. 1892 S. 278) ausgesprochen hat. Sodann konnte in Frage 
kommen, ob der Betrieb der Internationalen Eisenbahnschlafwageu- 
gesellscliaft als selbständiges Unternehmen aufzufassen sei, welches be- 
sondere, wenn auch mit den eigentlichen Eisonbahnl)et rieben zusammen- 
hängende Zwecke verfulge. Die letztere Altei luilivc verdient den Vor- 
zug, wenngleich die Zweifelhaftigkeit der Sache nicht verkannt worden 
ist. ^lassgebend für diese Auffassung ist die Erwägung, dass das Unter- 
uehiueu sich nach seiner wirthschaftlichen Bedeutung sowie nach der 
Art und dem Umfange seiner Geschäftsführung als ein völlig selb- 
ständiges darstellt, welches nicht als Theil (Akkurdbetrieb) einer fremden 
Verwaltung iu diese eingegliedert werden kann. 



Nr. 198. £ntsch. des k. k. Oesterr. Beichsgerichts. 

Vom 21. Octüber 1896. 

[Oostirr. El.Hcnb.-Verordii.-Bl. IX. Nr I4i. S. 2i30.1 

Auch pensionirte Staatsbeamte unterliegen hinsichtlich der währenü ihrer Amtslhätigkeit 

begangenen ieH«fe der DItoiplliiarieiralt dw Staates. 
Bai den Baitande alnM raaktakrifUiea Dfaolpllaararkaaattlaaea, In waloliani dir Pm* 

sionsverlust ausgesprookaa la^ baechränlit sich die Competenz des Reichsgerictitea 
Mnalehttiah des Pensionsanspruches auf die Entscheiftuno. ob unbeachtet daa Disoiplinar* 

erkenntnisses ein solcher Anspruch besteht. 

Es handelt sich im vorliegenden Falle um einen Anspruch des 
Klägers an den Staat aus dem Staatsdienstverliältnisse, also um einen 
Bechtstitel des öö'entlichen Hechtes, und das Reichsgericht erscheint somit 
allerdings competent zur Entscheidung Uber diesen Ansprach. Bei dem 
Bestände eines rechtskräftigen Disciplinarerkenntnisses, in welchem der 
Pensionsverl n st ausgesprochen ist, hat jedoch das Reichsgericht nach 
Art. 2 und ^^ des Staatsgrundgesetzes vom 1 . December 1867 B.-G.-BL 
Nr. 143, im Zusammenhange mit Art. 15, Abs. 2 des Staatsgrundge- 
setzes vom 21. December 1867, R.'&.'B1. Nr. 144, nicht den Inhalt 
dieses Disciplinarerkenntnisses zn flberprQfen, sondern nor zn entscheiden, 
ob nngeacbtet dieses Erkenntnisses der eingeklagte Anspruch an das 
Aerar 2a Becht bestehe. Diese Frage mnsa aber verneint werden, da 
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die Behauptung, dass pensionirte Beamte, soweit es sieb, wie im Tor- 
liegenden FaUe, um Delicte handelt, welche von Beamten w&hrend ihrer 
Amtsthätigkeit hegaugen worden sind, nicht mehr der Disciplinargewalt 
des Staates unterliegeu, wedei* in dem Disciplinargesetze vom 10. Uärz 
1860, noch in einem anderen Gesetze eine Grundlage findet, und da 
ferner der ElSger auch sonst kein^ Grund vorzubringen vermochte, 
welcher die RechtsbesUlndigkeit seines Anspruches ungeachtet des Dis* 
ciplinarerkenntnisses darthnn wftrde. 

Das Klagebegehren musste demnach als gänzlich unbegründet ab- 
gewiesen werden. 



Kr. 199. Eiitseh. des Landgerichts I Berlin. 

15. Civil-Eammer. Vom 26. October 1896. 
Otr Passagier einer Strassenbahn ist, falle er dem Kontroleur 4le Fahrkarte lieht 
verlegen kain, verpflichtet, den Fahrprni^ nochmals zu zahlen, wem diee In den ver 

Sfrentlichten Bedingungen ausgesprochen ist. 

Die Beklagte (Strassenbahn) erklart sich bereit, unter den von ihr 
öffentlich bekannt gemachten und behördlicherseits genehmigten Bedin- 
gungen die Fahrgäste zu befördern. Dadurch, dass jemand die Wagen der 
Ikklagten besteigt, zeigt er seinerseits sein Einverständniss, sich diesen 
Bedingungen zu unterwerfen. Diese Bedingungen sind also die Grund- 
lage, auf welcher der zwischen der Beklagten und dem Fahrgast, dem 
Kläger, abzuschliessende Beförderungsvertrag zu Stande kommt Nach 
demselben war der Kl&ger verpflichtet, das Fahrgeld zu bezahlen, den 
Fahrschein aufzuheben und auf Verlangen dem Kontroleur vorzuzeigen. 
Letzteres bat der Kläger nicht gethan und war er daher, wie es in den 
Fahrbedingungen heisst, verpflichtet, fftr die ganze von ihm zurück- 
gelegte Strecke, eventuell fttr die ganze von dem Wagen durchlaufene 
Strecke, den tarifinässigen Preis noch einmal zu bezahlen. Diese Be- 
stimmung der Fahrbedingongen ist als eine Conventionalstrafe anzu- 
sehen, der sich der Fahrgast für den Fall unterwirft, dass er sich nicht 
durch emen gültigen Fahrschein ausweisen kann. Dieser Fall war ein- 
getreten, als der Xl&ger den Fahrschein vorzulegen sich weigerte. Da- 
mit war die Strafe verfallen. Eine solche kann aber nicht zurück- 
gefordert werden, so dass es unerheblich ist, ob sich Kläger hinterher 
durch einen gültigen Fahrschein ausweisen kann. Es rechtfertigt sich 
daher die Abweisung der Klage. 
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Abhandlungen. 



Die legislatorische Thätigkeit der Schweiz aut Ornnd des inter- 
nattonalen Uehereinkomiiiens Uber den EisenlNdintaehtTerkelir Tom 

14. OetolbeT 1S90*^) 

Von Dr. H. Christ, 

Appell-Geiichts-Rath in Basel. 

A. Durch das schwei/erif^rlie Bandesgesetz, betreffend den Transport aaf 
Eisenbalmen nnd Dampf scliirten, v<»in 29 1893 nebst dfr Vollzielinnfrs- 

verordnung vom 11. Dezember 1803 unl dem Transportreglement der 
schweizerischen Kisenbahn- und Dampfbi hiftuntenu'hmnngen vom 11. Dezember 
1893, ist das j^umlesgosptz über den Transport auf Eisenbahnen vom 20ten 
März 1875 nebst dem Transpdrtreglement vom 9. Juni 187ü (Neuauso;al>c vom 
1. ÄugUbt 1891) ausser Kiaft gesetzt worden. Die Schweiz, den übrigen 
Konventlons^Staaten sicli anschliessend, nahm noch vor Inkrafttreten des 
Internat. Uebereinkottunens (1. Januar 1893) ein neues Bnndesgesets in Arbeit» 
mit dem aaegeeprochenen Zweck, ee bo weit wie möglich mit jenem Ueber* 
einkommen in fcmelle nnd materielle Ueberdnstimmnng m bringen. Diese 
legislatorische Arbeit liegt In dem oben dtlrten Bnndesgeaetze, der Voll* 
riehnngBverordnnng nnd dem Traasportreglement von 1898 vor, welche am 
1« Januar 1894 in Kraft traten. 

I. In einer Botst liaft vom 25. Oktober 1892 giebt der Bundesrat Bachexi- 
schaft über die Art, wie er bei Redaktion des Entwurfes für das neue 
Transportfifesetz Beine Aufgabe aufgefasst liat. An der Hand dieser Bot- 
schaft werden wir hier kurz hervorheben, was uns an dem Gesetze nnd «einen 
Naehtrilgen bemerkeuuwert scheint, namentlich üiftoferQ dasselbe von dem in- 
ternationalen Uebereinkommen abweiclit. 

') Zam The ü nnter Benntsnng einer Abhandlniig ans der SSeitaebr. f. idiweiB. 
Becht N. F. xm. 
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In Beznp auf die Foini dos neuen Ci^esetzes herrschte im Sclioosae des 
Eigenbahüdepartenients lebhafte Erörterung, ob dem interuationaleu Ueberein- 
kommen ein selbstständigcs Gesetz aasschUesslich über den internen Verk^ 
nr Seite zu steUeB, oder ob ein einheitlicheB Geaete zu ediaffeii ad, in 
irdchem die Beatimmungen des inteniatloiialeii so gut als des internen Ver- 
kelurs gemeinsam nntergebraelit seien. Hui fand BcUiesslich den erstem 
Imlns einfacher und pralitiBcher, nnd so gilt denn das nene Gesetz lediglich 
für den internen schweizerischen Verkehr, aber In nmfassender Weise, nnd 
nicht etwa nur so, dass es bloss die vom Internationalen üebereinkommen 
sbwdchemden oder ihm feblenden Normen entfaielte, nnd im Uebrigen auf jenes 
▼erwiese. 

Das Gesetz nmfasst neben dem Gütertransport auch den Personen- und 
Gepäcktransport. Es geschah dies, obsclion eine internationale Vereinbarung^ 
aach über diese Punkte in Attssicht steht, nm nicht diesen Teil des alten 
Gesetzes fortbestehen y.w Insf^en. So nahm man die bisherigen Bestimmnngen 
einfach aueh in das neue Gesetz Mnliber. 

Ferner nmfasst das Gesetz (Art. 64) nun auch den DampfscliifTvorkelir 
in seinem pauzen rmfanp:. Bereits war ja durch da*? (!)bl. H. 4(57 derjenige 
Güterverkehr per Dampföchift", der mit direktem Frachtbrief von und nach 
eiuer Bahnstation erfolgt, dem Eisenbahnfraclitrecht unterstellt; aUo jedenfalls 
em vorwiegender Anteil des Dampfboot verkelirs überhaupt. 

Die Abgrenzuntr des Geltungsgebiets des Gesetzes in Art. 1 schliesst 
Bich genau an die Definition des internationalen resp. internen Gebiets im 
bitemationalen üebereinkommen an: demnach findet das Gesetz flberali An- 
wendung, mit Ansnahme der besonderen Yereinbaningen des internationalen 
Transports. 

Sowohl in der Schweiz als mit dem Ausland sind die Bahnen zur Ein- 
richtung direkten Verkehrs im vollen Sinne verpflichtet, wie aach zur Teil^ 
mkhme an ansländischen direkten Verkehren, sofern die anslftndischen Bahnen 
dazu willig oder gesetzlieh verpflichtet sind. 

Neu ist, dass in Art. 4 Abs. 3 alle Tarife nnd Transportbedingungen, 
sowie deren Aendemngen die Genehmigung des Bandesrates erhalten müssen. 
Das Eisenbahngesetz von 1872 (Art. 35) gestatfete der Oberbehttrde blos die 
.Kontrole* dieser Bestimmnngen, nnd deshalb musste bei jeder neuen Kon- 
ze>sion das Genehmignngsrecht jeweilen jeder Bahn besonders auferlegt 
werden. 

In Betreff des in der Praxis so viel umstrittenen Selbstumlads durch den 

Absender {rilt bekanntlich der Satz, dass m diesem Fall die Anp:alicn des 
Fraf litbriefs über (gewicht und Anzahl der Stücke gegen die Bahn keinen Bo- 
weis liilden, sofern nicht die Nachwiegnns" rpsp. Nacbzlililunqf seitens der Bahn 
erfolgt und dies auf dem Frachtbrief beurkundet ist. Dies die Fassung des 
internationalen üebereinkommen s. Im sehweiz. Gesetz sind die Worte: ?»ofern 
nicht auf Verlangen dee Absenders die Nachwiegung resp. Zählung er- 
folgt, beigefügt. Damit ist deutlich und allgemein die Verpflichtung der Balm 

£ger, KUeobahiurecliÜlcbe Untäcbeiduugeu XUl. 17 



Digitized by Google 



258 Christ, Schweiz. Gesetzgebung betr. d. Internat. Übereinkommen. 



auferlegt, diese KooBtatienuig^ii vorzimehmen, solmld der Absender darauf 
besteht nnd die im Tarif dafür aogesetsteii G-ebfilireii biBEaUt. 

Belcaimtlieb sclmf das intematioBale Uebereinl^oii^eD das Institat des 
Frachtbrief duplikats , von dessen Besitz das Verfugungsrecht des Absenders 

abhflnijt; für den internen Verkehr giebt nun Art. 8 Abs. 7 und Ai-t. 15 eine 
Vereinfachung: an die Hand: dies Duplikat kann durch einen sehr einfachen 
^Annaluneschein'* (Formular siehe Anlage VIT znm Transp. Keirl. S. 921) er- 
setzt werden: in den Fällen, wo der Absender kein Interesse an der Ver- 
fiip-un^- ühvr das altire^^andte Gut mehr hat, kann aiieli dieser Seliein weg- 
fallen — SU meint die Botschaft des Bundesrats j iui üesetz selbst ist dies 
nicht gesagt. 

Art. 10 des intemati.inalen Uebereinkommens entliJllt die Verpflichtmig 
der Balm nicht, dem Abseiider auf Verlangen die Zoll- und .St«uerregleraente 
mitzuteilen und ihn auch unaufgeiurdert auf leielit erkennbare Irrtümer in 
der Deklaration und den Begleitpapieren aunuii k»aiii zu machen, die für die 
Verzollung verhilngnisvoll werden könnten. Das neue Gesetz hat an dieser 
Bestimmang des alten Transportgesetaes festgehalten. 

Dem Schlnss dieses Art. ist femer d«p im üebereinlcommen fehlende Satc 
angehängt: Als Bestinmumgsert des Gutes gilt die auf dem Frachtbrief an* 
(j^egebene Bestimmangsstation. Dieser Zusatz soll dem Absender einige 
Garantie gewähren gegen eine Neigung der Bahnen, die Yersolliing als ein 
Monopol an sich zn reissen. So die Botschalt — nns scheint der Beisatz 
ein selbstverständlicher. 

Art. 13 dehnt mit Recht die Hdgllcl&eit der Nachnahme aneh auf solche 
Gflter ans, für welche Voranszahlung der Fracht verlangt werden kann, aber 
nur, wenn die Veraandtatation damit einverstanden ist. 

Dem Art. 18, welcher von den Fällen der Betriebsstöning handelt, und 
der Bahn die Entscheide über Sistieninpr des Transports oder T-eberleitnng 
anf eine andere Einifp überlässt, wurde beigefügt, das?^ wenn die Hülf.sronte 
MehrkoHteu veniisaclie, die Genehmigung des Absenders vitrei*st einzuholen ist. 

Absatz 1 dieses Art. >)leibt zwar für die Detinition des Begriffs der liöliern 
Gewalt und des Zufall» dem internationalen Uebereinkunimen getreu, rlas 
sich jeder Detaillierung dieser Materie enthält, aber ein am Öcliluss des) (te- 
setzes eiügebclialteter Art. 57 stillt das Bedürfnis nach näherer Erörterung 
dieses Begriffs in reichlichem Masse. Hier wird die höhere Gewalt als onab- 
wendbarer Zufall, force majeure, cas fortoit, bezdchnrt, nnd es wevden d& 
6 FiUle aofgeztthlt, welche schon der Art. 5B des alten Transportgesetses 
kennt, nnd welche ansdrttcklich nicht als höhere Gewalt angesehen werden 
dürfen. Das alte Gesetz hatte den Begriif des «unabwendbaren* ZofaUa auf- 
gestellt: ob mit der fremden Terminologie von force majeure nnd cas fortnit 
dem Bichter für die dnzelnen Falle viel erleichtert ist^ wollen wir nicht znm 
Voraus entscheiden. 

In Art. 19 verweist das internationale Uehereinkommen ffkr das Yer* 
fahren bei Ablieferang der Güter anf die internen Bestimmnngen. Diese shid 
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in das neue Gesetz aus (Um alten wörtlich herübergenommen, nnr dass die 
Bestiiuiniinp: beigefü^ ist, die Bahn habe bei ordinärem Gut den Tag, bei 
Eilgut die Stande der Ankunft auf dem Frachtbrief anzumerken. 

Art. 21 bestimmt, dass die Ablieferung erfolgen mnss, wenn die auf dem 
Frachtgut haftenden FordcruTipon beanstandet sind, sobald nur der streitige 
Betrag? , amtlich" deponiert wird. Der deponierte Betrag tritt dann au Stell p 
des der Bahn /iisteliendeTi Faustpfandrecbts am Gut€j aof Nachnahmen aber 
ist diese Be*?tinimurig nicht anwendbar. 

Für das Vcrfalircn bei Ablieferungshindemipsen sind in Art. 24 die Be- 
stimmungen des alten (Gesetzes Art. 22 wietlerliolt. 

In Betreff der llattiiflicht der Balinen öchliesst sich natürlich das neue 
Gesetz Art. 30 dem intci-uationalen Uebereinkommeii an. Jedoch re^^elt es 
auch den Fall von Transporten vdu oder nach dem Auf^land, die aus irgend 
einem Grund (z. B. weü die betr. Bahn in der Liste des internationalen Ueber- 
eii^onunens nidit anfgenonmea ist) den faitonationalen Begeln nicht anter* 
Hegen. Hier tritt die bekannte Bestinunting des alten Oesetses Art. 36 und 
36 dn, wonach die sdiweizerische Bahn gar nickt oder doch nnr beechrJtnkt 
haftet, wenn sie die 2wei Beweise leistet: dass der Schaden nicht anf der 
•chweiierischen Bahn, sondern in der GewShr der fremden eintrat, nnd dass 
von dieser Bahn nach dortigen Qesetzen kein oder nnr ein beschrttnkter Er- 
satz zn erlangen ist. 

'In der viel ventilierten Ibterie der Beschrftnknng der Haftpflicht bei 
offenen Wagen, Selbstverladung etc. blieb das Gesetz, Art. H 1 i dem Wort- 
laut des internationalen üebereinkommens, jedoch unter Streichung der Schluss- 
prftsnmtion: ^Wctiti piu eingetretener Schaden nach den Umständen des Falles 
aus einer dieser Gefahren entstehen konnte, so w iid bis zum Nachweis des Gep;-en- 
teilö vermnt<»t, dass der Schaden aus der betreft'enden (lefahr entstanden ist." 

Dem Art. 37 des internationalen üebereinkommens wurde im gleichen 
Art. dcB neuen (resetzes die Kasuistik aus dem biKhei-ij^en Transportgesetz 
(Art. 31) augchäugt, die sich aul die Fälle vuu Nichtübereinstimmung der An- 
gaben des Frachtbriefes mit dem Zustand der Wa^ire bezieht. 

Fol' deu Fall der VerüUunmib der Lieferfrist ist da^ System des inter- 
nationalen üebereinkommens mit Inbegriff der Interesse-Declaration recipicrt, 
Jedoch mit einer andern Abstnfnng der Entschttdigungaqnoten. An Stelle der 
bekannten Zehntel des Ueberetnkoaunens tritt die Gradation von ^/4, *U und 
*U der Fracht 

In Art. 46 wird die im üeberelnkominen den Landesgesetzen freigelassene 
Homiemng betr. Unterbrechnng der Veijähmng durch das bisherige Recht 
(Art 49) ansgefttUt. 

Bis zum Art 65 inclnsive nnd 66 zweitem Absatz folgt das nene Gesetz 
dem Uebereinkommen Ton Artikel zn Artikel in mSgUchst wörtlicher An- 
passong. Es folgen nun in Art. 59 und 60 die Bestimmungen fiber den 
Personen- und in Art. Gl bis 63 die über Beisegepäcktransport Den Scillase 
bildet folgende Strafbestimmnng: 

17* 
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,Art. 65. Grobe Vernachiässig-ang der Pflichten, welche den Ki'^enbahn- 
^ntler I>ai!i})tschiffunteniehmungen als Transportübemehniern obliegen, kann 
^gerichtlich mit einer Busse bis auf 1000 Fr. bestraft werden. Bei Rück- 
stau kann die Busse bis auf 5000 Fr. erhöbt werden. Die Beurteilung 
, unterließ der Bundesgerichtsbarkeit." 

Die Botächaft des Bundesrates belehrt uns, dass ursprünglich diese Busse 
bloss auf Widerliaxidliuig gegen den Art. 11 Abs. 1 beftlMdehtigt war» der dis 
Verbot der Befactlen, d. h. der durch Privatfiberefaikommeii gewahrten Preis^ 
ermSsBigtmg gegenüber den Tarifen enthUt. Allein im Terlanf der Dlslnisalon 
habe der Gesetcgeber eich mit der ganz allgemeinen Anwendbarkeit dieser 
P9nalitllt gegen nachlässige Bahnen befirenndet 

n. Was nnn das neue Transportreglement betrifft, so ist hier in 
dessen Einzelheiten um so weniger einzutreten, als es sich gleich eng, wie 
das Gesetz, an die Normen des internationalen Transports anschliesst Sein 
Eingang lautet: 

„Pas vorlicfrcnde Transportreglement ist für den Verkehr der schwei- 
„zerischen Eisenbahnen massgebend. Auf den internationalen Frachtverkehr 
„dieser Bahnen findet das Transportregieuient nur insoweit Anwendung, als 
.dasselbe nicht durch besondere Bestimninnjrcn ^rerej^elt ist." 

III. Die VoUziehungsverordnung erklärt dieses Reglement mit Ans- 
schluäs aller im Widerspruch stehenden Vorschriften als allgemein verbindlich 
für sämtliche schweizerische Bahnen imd Dampfsehifftotemehmungen (Art. 1).*) 

Berg-, LoluJ- n. dergl. Bahnen, anch Dampf sehiifimteniehmnngen können 
vom Bandesrat Abweichnngen vom allgemeinen Transportreglement bewilligt 
werden, ebenso können auch den übrigen (normalen) Bahnen Ergfinznngen 
zom B^lement oder dem Pablikom günstigere Bestimmnngen gestattet werden, 
falls sie anf die Gestaltung des direkten Verkehrs nicht störend einwirken 
(Art. 2). 

Prüfung der Antr^^e, der Dienstbefehle, der Tarife, der TranqiOTtbe* 
dingnngen steht dem Eisenbalmdepartement zu (Art. 5). 

Die nachful»:enden Artikel (bis 15) beschäftigen sich mit dem Verfahren 
bei dieser ri'üfunjr. 

IV. Die Vereinbarungen erleichternder Vorschriften für den 

In ^em Kreisschreiben an ffie sehwdserisehsD Ensenbslmeii nnd Dampfschiff* 

nntemebmungen macht der Bundesrat besonders danmf aufmerkBam, dass vom 1. Ja» 
nuar 1894 ;m sämtliche früher bewillip^te Aii'^iMilimcn vom Transportrcglement, mögen 
diese nnn Zusublagfristeu zu den regleuieutarischen Liefertristeu (Lieferfristver- 
längeruugen) oder andere Punkte betreffen, als dabingefalleu betrachtet werden müsseu, 
soweit nicht bis dahin atif Gmnd eines motinerten Gesnches solche Ansnahmen neaer- 
diiig-^^ zngcstiuulcn worden sind. Die Tarifvorschriften und Tarifvorbenicrkungen der 
aiJgemfMnrn Tarife sowie der Spezial- oder Außüahraetarife sind femer bis 1. Januar 
1894 luit dem ueucu IrauäportreglemeDt ia Uebereinstimmuug zu bringen. Die alten 
VrachtbTiefTonnnlare endlich, deren weit«« Verwtmdang mit Bttcksidit «nf die Tielfla 
und wichtigen Abweichungen von dem neuen allgemein verbindlichen Formulare (rgl. 
hierüber den §69) dem Bnndfiorate nicht statthaft erscheint, sollen durch neae er^ 
setzt werden. 
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wecliselseitifireii Verkehr swisehen den Bisenbahnen DenteddaiidB, Oester- 
Tdehs und Ungarn, der Niederlande nnd der Schweiz vom 13. Jnni 189S 
mid der Schweiz mit Deutschland vom 14. Jnni 1893 bemhen anf den Ana- 
fühmngsbeBtimmnngen zum internationalen UebereinlLommen, § 1 Ziffer 1, 2, 
3 nnd 4, wonach eine Reihe von Oegenetttnden von der Beföi dernncf im inter- 
Bationalen Verkehr aaegeBchloBaen oder nur zn besondem Bedingnngen zn- 
gelassen ist, es sei denn, dass zwei oder mehrere Vertragsataat^n in ihrem 
jrefrenseitijren Verkehr dieselben zulassen oder leichtero Bedincrimg-en verein- 
baren. Dip^p (T»^t''onstfiTKlo sind solche, welche ihrer ^.itur nadi sich nicht 
zum Bahntranspurt eignen oder doch ganz besondere Vorkehrungen erheischen: 
Kostbarkeit<^n , Kunstgegeustände , Leichen, explodierende, entzündliche, übel- 
riechende Stoffe etc. In den vorstehend auf-^eführten Vereinbarungen nun sind » 
die Bedingungen vorgeschi iebeu, unter denen die Bahnen dieser speziellen Vertrags- 
staalen eolehe Dinge zum Transport annehmen. Diese Bedingungen betreffen 
namentlich die möglichste Sicherung der Bahn nnd der llbrigen GHiter vor dem 
EtnÜnzB dieser gefiUirlichen Steife, sowie die Garantien, mit denen besonders 
wertvolle Sachen nmgeben werden mfissen. Die Art der Anfj^abe, der Trans- 
portmittel, der Verladung, der Verpackung, des Verhaltens wibrend des Trans- 
p<nrto, der Begleitung, der Ablieferong ist aufs genaueste fixiert, nnd um den 
Preis dieser Vorkehrungen, welchen natilrUch auch besondere Beverse und 
Nachweise seitens der Absender und besondere Taxen entsprechen, wird eine 
Erweiterung des Verkehrs enn()c:li(ht, die der Industrie der Vertragsstaaten 
in hohem Masse zu dienen bestimmt ist. 

Auf dem Wege dieser Separatvereinifrunp^en und ihrer späteren Aus- 
dehnung auf die Gesamtheit der Staaten ist ein beträchtlicher Ausbau des 
internationalen Uebereinkonunens angebahnt* 

B. Zu diesen Oesetzen, Verordnungen und Vereinbarungen sind seit 
dem Jahre 1894 hinzugetret^: 

I. Erster Nachtrag zum Transportreglmnent der srhweizerisohw 
Eisenbahnen nnd Dampf 8cliiffunt€mehmnTip:eTi v. 1. Jan. 1894 j^iltig vom 
1. Jan. 1895 an, enthaltend Modifikationen des Transportreglements und Zu- 
sätze zu demselben, welche die §§ 15, 24, 4ß, nö, 58, 59, 67, 69, 74, 79, 
ferner die Anlap:en III und V betreffen. Speziell hervorzuheben sind die 
M(uUflcationen betreffend die Aufgabe und AbUeforung des Gutes, wonach an 
Som- und allgemeinen Feiertagen solche Cirütcr, die ihrer NatiU" nach dem 
raschen Verderben unterwürfen sind, bei eilgutmiibtiiger Beförderung sowohl 
angenuiumcu als abgeliefert werden dürfen, jedoch nur zu den durch Anschlag 
hakaimt zu machenden StundoL 13ne Pflicht der Bahnen zn Abholnng oder 
Znftihr solcher Sendungen besteht an Sonn- nnd allgemehien Feierlagen nicht; 
xa avisiren sind sie nur, wenn sie vor 12 Uhr lüttags auf der Beethnmungs- 
Station Antreffen. 

n. Anlage XI enthalt das Verzelchniss der cantonalen Feiertage, welche 
geniss S§ 56 und 74 des Transportieglements rtti^chtlich der Annahme 



Digitized by Google 



262 S> Cbrist, Schweis. Gewtzgetniiig betr. ä, iatemat ÜbenlnkttiBmeii. 



und Allgabe der GWter mid d«r BeBorgmig des Otterdienstes auf den Stationen 
wie Sonntage behandelt werden eeUen. 

m. Anhang I ausgegeben am 1. Jan. 1895 enfUill eine Zasammei^ 
eteUnng der für einzelne Tnutsportnntemehmnngen geltenden Abweiehimgen 
von den Bestimman^en des Traneportreglemente. 

IV. Zweiter Nachtrag znm Transportreglement der Kdiweizeriachea 
Eiaenbahnen nn<l Dampf Bchiffuntemehmangen vom 1. Jan. 1894 gültig vom 
1. Jan. 1896 an. 

Dieser Nachtrag enthält neue Vorschriften iiher die Fahrkarten 9). 
Falirkarten einfacher Fahrt prelten am Ta^e der Ausstellnng, bei einer 
Distanz vuu mehr als 200 Kilometern anch am folgenden Tage: 

Retourbillete gelten: 

Für Distanzen bis 100 Kilometer 3 Tage 

101 Mb 200 , 4 , 

201 , 800 , 6 , 

301 und mehr » 6 , 
Die Betonrbillete nnd die Bnndreieebillete alnd nnr ffir diejenigen Per- 
sonen, welche nüt denselben die Eeise angetreten haben, snr Bttelcrelae 
beziehungsweise snr Weiterreise gültig. Der Kanf nnd der Verkaof Ton 
tiieihveise benntaten Retour- nnd Rnndreisebilleten ist verboten. Insbesondere 
nnterliegt der {^eworb^mltssigc Handel mit solchoi Billeten sowie die Ver- 
mittlung dieses Handels den Strafbestimmnngen über die Bahnpolizei vom 
18. Februar 1878 Art. 6 bis JO» sofern niclit auf Grand des Btrafges«taes 
Bestrafung eintritt. 

V. Vom 23. November 1896 an tritt für den Verkelir zwischen den 
EisenbaJinen der l)ei dem inteniationalen Ueheroinkommen über den Eisenbahn- 
frachtverkehr betheilifirtcn Staaten in Kraft die: 

Zusatzvereinburung zum Internat iuualen Uebcreinkommen vom 14, October 
1890, betreffend die Beifügung zusätzlicher Vorschriften zu § 1 der Ans- 
ftthmngsbestlmmungenund die Aendemng der Anlage 1 zu diesen Bestimmungen, 
abgeschlossen den 16. Juli 1896. 

Dagegen tritt ausser Kraft: 

Die Vereinbamng erleichternder Vorschriften für den wechselaeitlgen 
Verkehr zwischen den Eisenhahnen Deutschlands, Oesterreich- Ungarns, der 
Niederlande sowie der Schweiz rnckslchtlich der nach dem internationalen 
üehereinkommen vom 14. October 1890 von der Beförderung ausgeschlossenen 
oder nur bedingt zugelassenen Gegenstände vom 13. Mai 1893. Ni'h ror^ 
hierüber ist in der Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport Band 
UI Seite 475 u. Band IV Seit« 424, 425 enthalten. 
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8. 

OnindsitKe fiher die Hmtelliui^, rnterbaltiinje^, Abftndemiig toh 

Niveanftl)er^Sn^en, üobor- und Unterfnhruiijreii von öffentlichen 
Wegen bei der Kreazung mit üüseabaluieu im ktfnigreickc iiiachseu. 

Von Dr. W. SeMeher, 

Obem^erangsrath im KSniglich SachsiBclieii Hinisterlnm des lonern. 

A. ÜechtsTerhältnisse bei Aagführnng der Eisenbahn. 

Die nach § 2 des EOnigl. Siiihsiscben Eisenbabnenteiprnunu^spresetzes vom 
3. Juli 1835 herzustellenden Flilne für das zum Hau der Eisenbahnanlage 
in Anspruch zu nehmende Areal haben sich nach § 8 der Verordnun{<, die 
technischen Vorarbeiten für den Bau von Privateisenhahncn hetrpffrnrl. vfmi 
30. »*^eptenibor 1872, ^vel('he ancli für die Anferti{;ung der Enteif^nunirsan- 
lafren bei Staatseisenbaluion als massgebend nnsresehen wird, zunächst ledig- 
li<h auf die Bahnaulage selbst, ohne Riirksicht auf die durch Neben- 
anla^ren, insbesondere zur Anfreiliteilialtimnr und bez. Verle^ing von Wege- 
Qud Wasserzügen, bediuj^tcu AemleniuKen uud Erweiterungen, zu erstrecken. 
Die Einzeichnung der Kunstbau ob jecte, der Wege- und WasBerlanf -Ver- 
legungen 11. s. w, erfolgt nach § 8 unter 1 Abs. & der gedachten Verord- 
mmg in jene Flftne in der B^l erat nach beendigtem £xpr(»pria1ion8ver- 
fahren nach Haaegabe der von den suBtftndigen Behörden deshalb erlassenen 
Bestimmungen. In solchen FSUen aber, wo durch Einbau eines Viadnctes 
oder Wegennterffihmngsvrerkes ein geringerer Arealerwerb» als sonst znr 
Dammaidage nOthig sein würde, bedingt wird und die betreffende Anlage von 
Anfang an aus technischen Gründen geboten oder wegen sonstiger Verhältnisse 
als unumgänglich erscheint, wird der Arealbednrf in den Enteignungaunter- 
lagen sofort unter Berücksichtigung der betreffenden Kunstbauten bemessen, 
und es werden dann anrli solche Knnstbanohjerte in die Enteiininngspläne 
miteingczeichnot. In diesen Fällen untrrlieizt jedoch immer iiodi die be- 
treffende Anlai^'e, sofern es sich dabei um ein Object zur Aut'reehterluütuiig 
,der ungestüilen Kommuni( ati«m von diesseit und jenseit der Balm" oder eine 
andere Veranstaltung znm Schutze der Balmad jac enten im Sinne von § 4 des 
Enteignullg^ige^^etzes vom 3. Juli 1835 handelt, der Feststellung durch die 
hierzu competenten Landespoliseibehörden (vgl. § 1 nnter 4 und § 18 
der VollziehuiigBTerordnnng vom B. Juli 1835). Diese sind in Sachsen seit 
dar neuen Verwaltungsorganisation von 1873 die Amtshauptmaanschaften in 
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erster und die Kreiflhaaptman&Bchaften In zweiter Instanz, welche Iiier m- 
irleicb die Enteig:niiiigsbe1i9rd«i dnd. 

Diese Behörden baben bei Bestimmung der Anlagen, welche zur Anf- 
recbterhaltang der Kommimikation toh dieaeeit und jenseit Bahn er- 
forderlich sind, namentUcb bei BenrtheUwig der Frage, ob ein Weg in 
Schienenhohe über die Bahn zu fahren, oder mittels Brficke oder ünterfOhnoig 
darüber oder darunter hinweg zu legen ist, die Betheiligten (Eisenbahnnnter- 
nehmer nnd Bahnanlieger bez. die betreffenden Gemeindevertreter) zwar mit 
ihren diesbezüp-lichen Wünschen und ÄntrBgen zu hören, sind aber bei der 
von ilinen im Falle der Niditeinignng unter den Betheiligten oder sonst Yon 
Amtswegen zn treffenden Entsclieidung von der Zustimmung des einen oder 
anderen Theilcs nicht abhüngrlp, insbesondere nicht von der Ein^^^Uip:^ng des 
WegeunterhaltnDfrsi»flichtiirou dann, wenn ein Weg lediglich in Scliienen- 
höhe über die Bahn geführt werden soll. Sie haben vielmelir ihre Ent- 
scheidung: selbHtsitändig „nach dem Urtheile der zugezogenen Sachverständigen, 
unter gieichmässiger Berücksichtigung des Interesses beider Theile* so zu 
treffen, wie es nach Lage des Falles zweckmässig und zur Sicherung des 
Verkehres auf dem beti'effenden Wege gegen Störung und Gefahr ausreichend 
erscheint (vgl. Vollz. Verordn. vom 3. Jnli 1835, § 18, Abs. 2 a. E.). 

Diese Entscheidung enthält kein Entscheidungsdekret. Sie ist lediglieh 
polizeilicher Natur und bindet, sofern sie durch Ablauf der Kecnrhtribt 
rechtshrftftig geworden ist oder die dagegen zulässigen Bechtsmittel im Ver- 
waltungswege erfolglos verbrancht worden sind, sowohl, den Unternehmer wie 
den Wegeunterhaltongspflichtigen nnd den Wegebenntsuiigsberechtigten als 
solchen, gleichviel, ob dieser zugleich Bigenthfimer der betreffenden Wegestrecke 
ist oder nichts Eine Enteignung des Bechtes dieser Personen am betreffenden 
Wegeareale kommt hlerb^ nodi nicht in Frage, da durch jene Entscheidung 
das privatrechtliche YerhSltniss des in die Dahn fallenden Wegetractes 
nicht berührt, sondern nur bestimmt wird, dass der Eisenbahnuntemehmer 
den Weg über die Bahn liinweg und zwar im gegebenen Falle in Schienen- 
höhe zn führen und bestellen zn lassen liat und dass andere Massnahmen 
(Einbau eines Ueberführungs- oder Unterfiilirun;rswerkefi) zur Aufrechter- 
haltung des Wegeverkehrs hier nicht erfurderiich sind. 

Enteiqrnnnp: p:e<renüber dem Weprebereditiprten bez. TJntcrhaltnn^- 
pflichtiiren wird aber insoweit erforderlich, (lip«er zufrleich Ki jPTitli iinier 
der von der Bahn frekreuzten Wefrflnclio ist nnd deiu lialmunt ( rrn hmer das 
zur Einlegung der I>ahngleise in den Wegekörper und der künftigen Er- 
haltung derselben auf letzterem erfunlerliehe private Reeht verschafft werden 
muss. Dieses Recht kauu mit iiücksicht auf die allyt-iueine >.'aüir der Eisen- 
balmnntemebmnngen , welche regelmässig auf dauernden Betrieb berechnet 
sind und auch in Bezug Merauf sichergestellt werden mftssen, nicht blos als 
polizeiliches, unter Umstünden widerruffiches Benutzungsrecht ertheUt^ sondern 
es muss ein anf dauernde Benutzung gerichtetes Privatrecht des 
Unternehmers an der Krenzungsfläche begründet werden. 
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Dein Unternehmer mnss daher im Enteignuugswegc entweder eine Grund- 
dienetbarkeit am betreffenden Wegeareale bestellt, oder Privateigenthum an 
letsfeeran, unter Auferlegung der erforderliehen DlemBtliarkelt sn Onnaten der 
bisherigen Wegebenntsnngsberechtij^ bez., soweit QlfenfUdie Wege in Be« 
traeht kommen, unter Anferlegong der Verpflichtung zur Duldung des Öffent- 
lichen Verkehrs, Qbertragen werden. 

Da in Sachsen nach §§ 1 und 11 des Gesetzes vom 3. JnU 1836 alles 
zu einer Eisenbahnanlage erforderliche Gnmdeigenthum dem Abtretnngs- 
zwange nnterliegt, so kann hier der Eisenbahnunternehmer Uebereignnng 
auch aller von der Eisenbahn durchschnittenen Flächen öffentlicher Wege, 
soweit sie in die Bahnbreiten fallen und zur Erriclitimp: der Bahnnnla^re selbst 
pel'raiu'ht weiden, verlanjren. Die in § 4 a. E. des anfrezop:enen Gesetzes 
A'ni jresehene Servitut^nbestellunc" liezielit sich nur auf Anlagen , welche zur 
I>ur(lifiihrung der dort bezeidineten Siclierungsraassnahme ausserhalb der 
l^alin erforderlich werden. Die Uebertrafrimg des Eisrenthumsrechtes an den 
Iii die Bahn fallenden Wegen rechtfertigt sicli aucli aus dem Gesiclitspunkte, 
dass den Eisenbahnen gegen&ber den dndur^ betroffenen öffentlichen Wegen 
regelmässig die höhere Tolkswirthscbaftliche Bedeutung zukommt und der ge- 
ordnete Eisenbaiinbetrieb seiner Natur nach gewisse Einschittnkangen des 
Verkehres auf den von der Bahn durchschnittenen Wegen, insbesondere bei 
NiveanQbergSngen, bedingt Die Vertreter des Staatsflskns sind deswegen 
auch angewiesen, bei Expropriationen für Staatselsenbahnzweeke dafür Sorge 
zu tri^n, das^; -;j6<lcr Zweifel über das Eigenthumsrecht des Staatsfiskus 
an den von der Eisenbahn durchschnittenen Strecken nicht fiscalischer öffent- 
licher Strassen anspresehlossen werde." 

Im Einklan?:e mit iener Auffassung und dieser Anordnuni^: werden nun 
auch in jedem Enteignunij.sidaue über neue Eisenbahnen oder EiHenhalmt r- 
Weiterungen alle in das Bereich der neuen Anlajre fallenden Strecken üöent- 
licher We^e als zu entei^'^nende Flächen autV^enomnien und bezeichnet, und 
es erfüllt die Uebcrtraguiig des Eigeuthumsrechtes än denselben auf den 
Unternehmer durch das auf Grund der Enteignungsunterlagen ertheilte all- 
gemeine Enteignungs- und üeberwdflingsdeeret derselben fiehdrde, welche die 
oben behandelte polizeiliche Anordnung über die Art der Aofk^terhaltang 
des betreffenden Wegeirerkehrs zn treffen hat 

Eine Entscbftdigung des Wegeunterhaltnngspflicbtigen aus An- 
lass der Benutzung des Öffentlichen Weges zur Eisenbahnanlage kann nur 
insoweit in Frage kommen, ak hierfür die Voraussetzungen des § 4 des Ge- 
setzes über die Wegebanptticht vom 12. Januar 1870 (Eintritt liidieren Unter- 
haltungsaufwandes in Folge VerUnderunp der Wegeanlairc durch den Eisen- 
bahnuntemehmer) vorliegen. Diese Frage erledigt sich aber zumeist dadurch, 
das« von der Eisenbahnverwaltung der betreffende öffentliche Weg bei Ueber- 
führung in Schienenhöhe innerhalb des Bahnkörpers aus Zweckmiissifrkeits- 
gründen tYeiwillig zur ferneren Unterhaltung übernommen und dadurch der 
Wegebanpflichtige von der Unterhaltung desjeniaren Tractes, für welchen ein 
Mehraufwand in der Kegel euttiteht, überhaupt befreit wiid. 



Digitized by Google 



266 Scbelcher, Kreuzung öffentl. Wege mit Eiseubalmeu im Königr. Sachaeu. 

Efaie Entiehädigmig des Wege eigen tliümer 8 »Is Bolchea übt die 
EntelgBnng des betreifenden Wegetractes wird gewölmlich nicht gewShrt 
und kann fiberhanpt nur insoweit in Frage iEommen, ab dem Eigenflifliiier 
des Weges üifolge der Enteignung ein VermSgenswertli, s. B. die FSglieh' 
keit der Orasnntzimg an den Weg^rSndem oder -Grttben entaogen wird. 
Gescliieht dies nicht, so hat die betreffende Wegestrecke olrne Entschidlgling 
in das Ei^enthom des I jitemehmers überzugehen, da der Wegeeigenthiimer 
künftig in Gestalt der für ihn am Bahnaiml ' liegründeten Servitut ein dem 
entzogenen Eigenthume im gegebenen Falle gleichwerthiges Becbt am 
Wegeareale behält. 

B. Becbtsverhftltnisse nach Ausführung der Eisenbahn. 

In Sachsen ist, abweichend von der Beehteansehannng, wel<Ae sich in 
neuerer Zeit im prenssischen Bechtsgebiete geltend gemacht hat (an veif;!. 
Gleim, Becht der Eisenbahnen in Frenssen 1 Band Seite 808 flgd. und ein 
neueres Erkeantnles des prenssischen Oberv^^waltnngsgeiichts vom 31. Ja- 
nuar 1893, nütgetheilt bei Eger, eisenbahnrechtl. Entscheidungen 10. Band 
Beite 52 flgd.), seither äaran test<rehalten worden, das» für die Anordnurifren 
der Verwaltungsbehörde auf Grund von § 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1835 
lediglich die Verhiiltnisse , welche zur Zeit der Ansführnng des be- 
treffe lulen Eisenbahnunternehmens bestehen . massgebend sind und dass 
der rnternelimer von der Behörde nieht naehtrii^^licli zu Aenderungen von 
Anlagen zur Aufrechterhaltung und Sicherunfr des üfteutlichen Strassenverkehrs 
iilier die. Bahn hinweg angehalten werden kann, welche sich erst durch das 
im Laufe der Zeit gesteigerte oder geUndert^j Bediüfniss dieses Verkehres 
erforderlich machen. Demgemftss wird bei Beantwoi-tung der Frage, wer die 
Kosten des sich satter erforderlich machten Ersatses eines Nimnfiber^ 
ganges durch ein Unter- oder ü^berführnngswerk zu tragen habe, Im Prinnipe 
davon ausgegangen, -dass solche Banwerke dann yon der Eisenbahnverwaltong 
auf eigene Kosten hergesteUt werden, wenn die Beseitigung der Niveaufiber- 
güoge durch eine Verkehrsstelgerung auf der betreffenden Eisenbahn im 
Interesse der Sicheiiieit des Eisenbahnbetriebes nothwendig wird, dass 
dagegen derartige Kosten von dem betreffenden Wegeonterlmltungspilichtigen 
zu übernehmen sind, wenn der Einbau von Ueber- oder Unterführungswerken 
an Stelle von NiveauübergUngen allein durch die eingetretene Verkelurs- 
steigerung auf dem hetrcffenderi öffentlichen Wege veranlasst wird. 

Fftlle der letzteren Art sind allerdings selten. Da jedoch auch in solchen 
Fällen der Weprfall eines Niveauinierffanires für die Eisenbahn-Verwaltung mit 
erheblichen VortUeilen verknuptt ist, iiiäufern die Kosten der Bewachung des 
Niveauübei*gange8 erspart worden, andererseits auch der Eisenbahnbetrieb und 
namentlich der die Balm kit uzende öffentliche Strassenverkehr bei weitem 
nicht mehr in der früheren Weise gefährdet werden kann, daher die Haft- 
yerbindlichkeit der Eisenbahn-Verwaltung erheblich yerringert wird, so pflegt 
auch in solchen FsUen au den Kosten der betreffenden Bauwerke ein Betrag 
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von der Eisenbalm-Venvaltnne; (rew^llirt und dessen Höhe damnch Tiemcssen zu 
weiden, welchen Werth die der Eisenbalm -Verwaltung hieraus erwachsenden 
Vortheile und Ersparnisse darstelien. 

Der bei weitem liMnfi^te Fall ist immer der. dass sich die Beseitisrnns 
eines Niveanübprfranires nothwendig macht, weil sich die Verkelirsveiliültnissp 
sowohl auf der Eisenbahn, als auch auf dem betreffenden öffentlichen 
Wege im Laufe der Zeit jreHndert haben. In diesem Falle werden regel- 
mttssig die Kosten scdclur Bauwerke von der EisenbalmverwuUiirig, wenn 
nicht ganz, so doch zum weilausj t^i'^'^^i^teu Theile allein getragen und die be- 
treffenden Wegennterhaltungspflichtigen nur m einem veriiKItiiiBBOi&Bsig ge- 
ringen Beitrage henuagezogen. 

BeBtimmte Onmdafttae darttlier, in welchem Uaeee die EiseaMn-Ver- 
waltnng und die betreffenden Wegennterhaltnngspfiichtigen die Kosten jener 
Bauwerke In diesen Fttllen unter sich m tlieilen liaben, bestehen nieht; hier- 
tber ist vielmehr in jedem einzelnen Falle Vereiabarung zu trelTen. 

Eine Ünterschetdimg awischen Wegeunterhaltungspflichtigen und 
W^eeigenth&mer wird hierbei nicht gemacht, weil , Wegeunterhaltnngs- 
pflichtiger und Wegeelgenthfimer bei Öffentlichen Wegen, welche im Tor- 
U^enden Falle ausschliesslich in Frage kommen, sich meistens in einer 
Person (Gemeinde, Ontsherrschaft) vereinigen, ein anderer Eigenthllmer des 
betreffenden Weges innerhalb des Balinareales, als die Eisenbahn -Verwaltung, 
aber nicht in Betracht kommen kann, da das Wegeareal liei der Enteignung 
regelmässig dem Eisenbahnüscus 2U Eigenthum überwiesen wird (siehe ohea 
unter A). 

Was die Unterhal t nnjr der Unter- oder ürberfühmnerswerke anlanprt, 
so wird >«il( lie. soweit die betreffenden Bauwerke }>ell»st in Frage koiumeu, 
immer von der Eisenbahn-Verw altunj; besorgt, und zwar auf eigene Kosten, 
auch wenn das Bauwerk uieht auf alleinige Kosten der Eisenbahn- Verwaltung 
errichtet worden ist. Dagegen liegt die Unterhaltung der Fahrbahn bei 
UnterfOhrungen dem Wegeunterhaltungspflichtigen ob, ungeachtet des Um- 
Standes, dass die Unterhaltung des früher bestehenden Niveau Überganges 
innerhalb der Gleise von der Eisenbahn-Verwaltung bewirkt worden ist, weU 
diese Unterbaltungsarbeiten zwischen den GleiseB von der Eisenbahn-Ver- 
waltung lediglich freiwillig aus Zweckmftssigkeitsgrttnden und nicht zu 
Folge einer rechtlichen Verpflichtung besorgt werden. 

Gleichfalls aus Zweckmässigkeitsgründen (Erhaltung guter Abwlaserung 
behufs Verhütung von BesehHdiguiqfen des Ueberfühmngs-Bauwerkes etc.) 
wird regelmftssig auch die Unterhaltung der Fahrbahn von Wegefiber- 
ffihmngen von der Eisenbalm -Verwaltung — bei gi'össeren Objecten jedoch 
unter Beanspruchung von Beitrügen Seitens der Wegeunterhaltungspflichtigen — 
übernommen. 

In den Fällen, wo die Beseitignng eines Niveauiiberganges dnreli ein 
rntfr- o<]f^r rebertuhrnni^swerk lediglich auf Antrag und Kosten einer Ge- 
meinde etc. erfolgt, würde Letztere auch wegen der Unterhaltung des be- 
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treffenden Bauwerkes bez. nebst Fahrbahn heraiiza2iehen sein, jedoch unter 
Berücksichtigung der der Eisenbahn-Verwaltiinp: durch den Einbau des Unter- 
oder Ueberfiibrnngi5werke8 suust entstehenden Vortheile. 

Die entwickelten Grundsittze tinden auch dum Anwendung, wenn ein 
Niveauiibergang lediglich verbreitert wird. 

Erfdlj^t die Verbreiterung nur aus dem Omnde, weil der Fahr- und Fttss- 
gängerverkelu' auf dem Uebergauge sieb gesteigert hat, bu wird eine solche 
Veil»dtenmg, einschliesslich der etwaigen Abänderung der Schlagscliranken, 
immer nur auf Kosten der antragsteUenden Gemeinde etc. ▼oigenommen. 

Ist dagegen die Verbreiteniiig des üeberganges Folge einer Kassiutlmie, 
welche im Interesse der Eisenbabn-Yerwaltnng eifolgt ist, z. B. wenn dem 
betreffenden Uebergange in Folge der anf Antrag der Elsenbahn-Verwaltuig 
erfolgten Ebizieliuig eines anderen Uebeiganges ein gr&sserer Verkehr sage- 
wiesen wird, so werden die bierfür anfzawendenden Kosten anch von der 
Eisenbahn-Verwaltong getragen. 
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Entwieklnng nnd gegenwirtiger Stand der Frage der EisenbaJm* 

Teiätaatlichung Iii der Schweiz. 

Von Friedrioh Volmar. 
(Kitgetlieilt danh Prafesior Dr. Ai Z«erieder in Ben.) 

L 

EHtwIoklang der gewtiNaht» VirtlmIlifliiiigMiltlil. 

1. Im Jahre 1848 veränderte die Schweizerische Eidgenossenschaft dnrch 
den Uebergan^f vom Staatenbunde zum Bundegstaate ihre Staatsform. Für 
die Eisenbahngesetzgrebnng hatte diese ümwanflhing pr^tisch keine Bedeutong; 
theoretisch wiude sie eiät nach einigen Jaluen wichtig. 

9. Vor dem Jahre 1848 gab -es in der Schweiz keine Eisenbahnen, woU 
aber rege BeBtrebongen nach solchen, nnd in Folge deren anch schon Eisen- 
hahakoncessionen nnd Elsenbahngesetae. Diese waren Ton den Kantonen er- 
lassen worden; so von St. CMlen am 22. Januar 1846 Zfliich erteüte 
eine Koncession schon 1889, die Ton der ^senbahngesellscfaaft als «Geseta* *) 
nicht als »Vertrag* angesehen wurde. Die baslerlsche Koncession für die 
Strecke St. Ludwig — Basel an die franz. Ostbahn (Januar 1841) ist eine der 
wenigen Schweiz. Eoncessionen, die nach 99 Jahren seit Eröffnung der Bahn 
ein Heimfallsrecht derselben an den Staat vorsieht. Die von den Kantonen 
Bern, Solotlmm, Basel, Luzern einer Vnrbereitungsgesellschaft znm Ban der 
Centraibahn erteilten Koncessionen vom 17. Dez. 1845 sind ausführlich, und 
enthalten in Bezug auf das Rückkanfsrecht «ehr eingehende und für den 
Staat günstige Bestimmungen IMe Koncessinnen erinnern in manchen 
Teilen an das prenssische Eisenbahngesetz von 1838. 

Auch die Alpenbalmfrage wurde schon damals erörtert, und die Kantone 
St. Gallen, Tessin, Graubünden schlössen mit dem Kgr. Sardinien über diesen 
Gegenstand ahien Staatsyertrag. Geatfitit darauf erteOten die genannten 
Kantone die entsprechenden Koncessionen. Diese Koncessionen dienten den 

*) Original im Bundesf^T'^liiv, Eisenbahnakten. Fascikel I. 
*) Jahresbericht der Gesellschaft von 1840. Zu finden in der eidgenössischen 
Centraibibliothek. 

*) Die Koncession wnrde in der Ossetiss- nad DekreUnssinmlang nicht abgedradtt, 

das OnYnnal befindet sich ebeufalls im Bundesarchiv. Zu den Rückkaufsbesti!nm;inß:nn 
sei hier nur folgendes bemerkt. Nach 75 Jahren kann die Bahn gegen vollen Krsat/. 
des Werthes des vorhandenen Materials etc. ohne Eücksicht auf den Ertrag der Bahu 
•der anf den SUad der Aktfen inrIlskgekMift wetdea. 
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spätem ostschweizeriBchen bis 1872 als Muster. Die für den Staat on- 
l^nstigste Eoncession erteilte der Kanton Frelbnrg an eine englische Ge- 
sellschaft im Jalire 1845. 

3. Die Tagsatzong d. Ii, die periodisch zusammentretende Repraesentanten- 
versamrahm^r der 24 soTivnrMnfTi Schweizrrkantone hatte sich am 22. Augnst 
1R45 mit der Kiiifrabc eines Privaten betreffH einer ^eidfreiii-ssischen Stants- 
bahn unter der Leitung der Ta^rsatzung" zu beschäftigen 8ie wies dieselbe 
natürlich ab. Am 31. Mai 1.S4G stellte Zürich den Antrag dass das in 
die Schweiz einzuführende Kisenbahnmaterial von den Einganerszidlen zu be- 
freien sei; allein die Tagsatzmig erklJirto sich in dieser Sache für incompetent, 
da es nur kantonale Zölle gab. Dasselbe gesdiah, als am 31. Juli 1846 
Bern den Antrag stellte, alle in der Schweiz zn erstellenden Eisenbahnen 
seien nach derselben Spurweite zn erbauen. Die Tagsatzong hatte den 
Kantonen gegenüber in Eisenbahnsaclien gar nichts zn sagen. Jeder der 24 
soUTerSoen Kantone konnte sein Eisenbahnwesen ordnen wie er woUte. 

Wir sind auf diese Periode Yon 1836—48 desshalb nfiher eingegangen, 
wdl sie bis vor Inirzem gttnzlich unbekannt war^; aber dennoch als erste 
Entwicklnngsstnfe der Schweiz. Eisenbahngesetzgebong eine gewisse Beachtung 
verdient. 

4. Die Verfassnnp: des neuen Bmidcsstaates vnm .T. 1848 erwJihnte die 
EisenbalmPTi direkt nicht; und wenn später ^852) ein eidgenö.ssis( lies Eisen- 
bahngesetz erlassen wurde, so konnte sich dieses nur auf Art. 21 dieser 
Verfassung stützen, der dem Bunde die Befugnis einräumte, auf Kosten der 
Eidgenossenschaft üflentliche Werke, die im Interesse derselben «uier eines 
grossen Teiles derselben liegen, zu errichten. Bei der Abfa>>uiiy dieses 
Artikels dachte man zunilchst an Strassen und Brücken. Die Eisenbahnen 
aber wurden aufsh in Erwägung gezogen*). 

6. Im folgenden Jahre erteilte die BnndesverBammlnng dem Bondesrate den 
Auftrag, Eisenbahnstndien an die Hand zu nehmen, so auch ein Eiaenbalm- 
gesetz auszuarbeiten*). 

Der Bundesrat berief Experten^, die ihm nach der flnaaciellen, tech- 



Nähere Ansininft giebt ein Manuscript: .Bericht der Bittschriftenkommission 
über (11c Eingabe des Herrn J. Berset an die Tagsatzung 22. Aug. 1845' im Bundes- 
archiv sub Ei^cnbabnakten Fase. I liegend. Vergleiche ferner £idg. Abschiede I § 70 
pag. 1131, U32 und § 178. 

*) § 86 der EidgenOraiieheii Abschiede. 

») Die erste ziemlich ausführliche Darstellung befindet sich in Xr. 8 und 9 der 
Schweiz. Blätter für Wirtschafts- und äocialpolitik 1895 aus der Feder des Verfassers 
gegenwärtigen Aufsatzes. 

*) Vergleiche Beridit der MationalratflsiindttheitAommisrion 1852 psg. 44 und 
45; Tagsatzaugsprotokolt vom 16. August 1647, und Seite 168 des Abschiedes von 1848. 

») Bandesblatt 1849. 

^ Bnadesblatt ISöOIII 629 ff. 679 ff. 655 ff. 853 ff. Als technische Experten wurden 
der Unparteilichkeit halber Anslinder (Steffienioii, der Sohn dM berühmte ^effimson, 
nnd Scrinbumc) gewühlt. Als finanzielle, juristische und coinmerdelle Experten die 
Herren Ziegler aus Winterthur, Schmidlin nnd Geigy ans Baael. 
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nischen and gesetzgeberischen Seite hm Vorschläge unterbreiten BoUteiu Auf 
Orand dieser Experteahericlkte' arhettete der Baadeorat einen Gegetsentworf 
ans, der den beiden Kammern vorgelegt wurde*). Der Nattonalrat war 
jedoch noch nicht befriedigt, «ondem stellte eine Kommission auf, die auf 
Onmd des gebotenen Materials wieder einen neuen GeaetEentwnrf ausarbeiten 
sollte. Diese Kommission zerfiel in eine Mehrheit nnd sine Minderhdt, von 
denen jede wieder einen Entwurf*) ausarbeitete, die erstere zu Gunsten des 
Staatsbahnsystemes , die letztere zu Gunsten des Privatbalinsystemes. Nun 
higen also folgende zwei Gnippen von Eisenbahngesetzesentwttrfen vor^: 

I. Zu Gunsten des »Staatsbahiis ystemea. 

1. Geaetzesentwurf dfs E.\-pprten Herrn iTeipy \(m Basel. 

2. UnvoUstSndifrcr Kntwui'f des Postdepartenicntes. 

3. Vollständiger Entwurf des Fostdepartementes. 

4. Entwurf des Bundesrates, 

5. Entwurf der Nationalratskomuiissionsmelirheit. 

II. Zu Guustcu des Pri vatbahu^y btems. 

1. Gesetzesentwurf des Experten Herrn Ziegler von Winterthor. 

2. , , der NaÜoaslratskonunisBionsmlnderheitw 

Nach nicht gerade allzusehr eingehenden Beralungen^) nahmen National- 
rat und Standerat den sub H, 2 genannten Entwurf mit einigen wenigen 
Abündemngea als Bundesgesetz rem 26. Juli 1852 Aber den Bau und Be* 
trieb yon Eisenbahnen im Gebiete der Eidgenossenschaft (in 21 Artikeln) 
an^). Es ist hier nicht der Ort über die Motive dieses Entscheides zu 
sprechen. An Stimmen für ein nationales Eisenbabnnets fehlte es schon 
damals nicht, aber sie drangen nicht durch. 

6. Bas Gesetz vom 28. Juli 1852 fiberliess den Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen auf eidfrenilssisehem Gebiete den Kantonen resp. dei- Privat- 
tatin:keit. Die Eisenbalmkoncessioneu sollten zunächst von den Kautuucn 
ausgelien, aber der Genehmigung det» Bundes ivnterliejren. Der Bund konnte 
die Genehmigung nur aus militärischen Gruuden verweifrera. Gewöhnlich 
legte er den Gesellschaften gewisse, auf das Post- und Telegrapheiiwesen , 
sowie auf Kilitärtransporte bezügliche Verpflichtungen auf, die uns hier nicht 
naher besohJlftigen. Dieses Gesetz erwies sich übrigens sehr bald als unge- 
niSgend, indem schon 1864, 1858 etc, Nachtragsgesetze erlassen werdm 
muisten. Da dieselben die staatsrechtliche Stellung des Bundes nicht ver« 
Anderten, wollen wir auf dieselben nicht nfther dng^en. 

Der Bund setzte in seinen Genehmigungen der Koncessionen durchwegs 
folgende JEttlekkaufsbestimmungen fest: 



>) Bttnilesblatt 18Ö1 I Ml ff. 

«) Buüdesbltttt 1852 II 1 ff. 69 ff. 157 ff. 285 ff. 
SKmmtUche Entwfiife sind abgedraekt in den schwds. Blittan fttr WhftBehafta« 
und Socialpolitik Nr. 8 und 9. .Jahrgang 1895. 

*) W. Speiser lüueilongen Aber die Anfänge des Schweiz. Eisenbahnwesens 
Basel 1887 pag. 24. 

^ Siehe auch smtlidie OesetsssMunmhmg m 190. 
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«Im Falle dei BttcUcanfes im 80, 46 und 60 stea Jalire ist der 26foche 

Wert des dnrchsclimttlichen P riTirrtrages derjenigen 10 Jahre, die dem Zeit- 
punkte, in welchem der Bund den Rückkauf erklärt, unmittelbar vorangehen; 
im Falle des Bückkaufes im 75sten Jahre der 2 2 Va fache, und im Falle des 
Eückkaufes im 90 sten Jalire der 20 fache Wert dieses TJeinertra^cs zu be- 
zalilen. immerhin Jedoch in der Meinung, das« die Entschädigungssumme in 
keinem Falle weniger, nls das urs^prüng-liche Anlagekapital betragen darf. 
Von dem Reinertrage, welcher bei dieser Refhnunp^ zu Grunde zu legen ist, 
sind übrigens Summen, welche auf Abstlireibnntrsreilinunp getragen, oder 
einem Reservefonda einverleibt werden, in Abzug zu bringen." 

,Im Falle des Bückkanfes im 99 sten Jahre ist die mutmassliche Summe, 
welche die Erstellnng der Bahn nnd die Einrielitiuig derselben ssom Betriebe 
in diesem Zdtvuikte kosten ivlirde, als Entsdifidigung za benAlen.'' 

«Die Bahn sammt ZnhehVr ist jeweflen, zn welchem Zeitpunkte der 
Bflckkanf aach erfolgen mag, in voUkommen liefriedigendem Znstande dem 
Bnnde abzutreten. Sollte dieser Verpflicbtiing keine Genfige gethan werden, 
so ist ein yerhSltnismüsslger Betrag von der Bfickkanfssnmme in Absng sn 
bringrn." 

Die Kantone erliessen meistens dieselben Bückkanfsbestimmongen. Knr 
die französischen Kantone behielten sich in Anlelinung an die von Frankreich 
erteilten Koncessionen ein Hcimfallsrerlit na( Ii 99 Jahren vor. Dasselbe gilt 
jedoch für die Eidgenossenschaft natürlich nicht. 

7. Im Jahre 1869 bes(:hl(»ss die Bundesversammlung, den Bundesrat ein- 
zuladen, , Bericht und Antrag: darüber vorzulegen, in welcher Weise dem 
Bunde in Bezug auf den Betrieb der schweizerischen Eisenbahnen weitere 
Btiiuguiäse eingeräumt werden künuen." 

Aus den Yorschlägen des Bundesrates und den nachfolgenden Beratongen 
der Bundeerersanunlung ging das Eisenbahngesets vom 20. Besember 
1872 hervor. Dieses Gesets zeigt denjenigen von 1862 gegenflber mehrfache 
prindpielle Abwelchnngen. Die EisenbahngeseUscfaaften machten freilieh 
geltend, dass dieses neue Gesetz auf die bestehenden Koncessionen nicht an- 
wendbar sei, weü dieselben den Charakter eines Privatvertrages hAtfcen, der 
beiderseitig die Rechte und Pflichten normirt, an denen ohne Zustimmung ist 
beiden Yertragscontrahenten nichts geändert werden dürfe Der Bundesrat 
dagegen hatte eine andere Auffassung der Sache ^. Er sagte nämlich in 
seinem bezüglichen Berichte'^): «Konccsf^ionen sind Akte der Staatshoheit. 
Der Staat pacisciit nicht mit den Eisenbahugeseilachaftcn; er macht allerdings 
diesen Privatindustrien gewisse Zusagen, welche ihnen ermiiflicben, die ge- 
schäftliche Seite ihrer Unterneluaungeu in Sicherheit zu begründen; allein er 
denkt nicht daran, sich in der Ausübung seiner eigenen Hoheitscechte den 



<) Bttttimann J. BechtsgnUtchten über die Frage, ob die Conoessionen Privat- 
rechte begründen 1870. 

*) Blnmer-Morel, Bundesstaatsieoht II psg. 71 ff. 
■) Bundfisblatt 1871. H 665. 
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Privaten pe^enüber im Oerin<?Rteii zu beschränken; ja es wäre zti einer 
snlclien EntUussernng der staatlichen Hoheitsrechte oriv keine Stnntsbehfirde 
befiipt. Damit fällt denn vuti spl^^'-t die Ffdfrernnp daliiii, <lass die Koncessinnen 
und das Gesetz nur mit Zostiiumung des KoncesBioubijiliaberä vom Staate ver- 
ändert werden dürfeD.'* 

Beide Parteien, Privatgesellschaften und Bundesrat stützten ihre An- 
siichten auf Reclitsgutachteu. Die Bundet»versammlnng pflichtete derjenigen 
des Bundesrates bei, und so stehen denn sammtlidhe Eiseiibahnen der Sdiweii 
unter dem EiB6n'b«lingeB6tB6 yon 1872 und den später dazu erlassenen Nach- 
trsgs- und AnsfUhmngsgesetaen. 

Die Frage, ob der Staat mit den BahngeseUscbafton privatreehtlidie 
Vertrl^e attgescUossen liabe, oder ob die Koncession ein Akt der Staatshoheit 
ist, -wurde im Jahre 1896 wieder brennend, als es sich um die Einführung 
des nenen Bechnongsgesetaes handelte, das rückwirkend wichtige Be- 
Stimmungen der Koncessionen abändert *), Weil diese Frage heute noch akut 
und vielumst ritten ist, teilten wir die entgegenstehenden Ansichten mit. 

8. Dnrch das Gesetz von 1872 — das also noch hente massprehend 
ist — wurde die Erteilung: der Koncessionen den Kantonen abjz:en(»mmen und 
dem Bunde übertrafen. Dieser setzte darin »lif nneli dem (besetze ertVtrdcrlichen 
Bedjngun^ren fest. Die Koncession wird auf bestimmte Dauer erteilt, PrioritJitrS- 
oder Anschlussrerhte anderen Gesellschaften g'e^enin)er dürfen keiner Gesell- 
schaft einprerHumt werden, die Statuten der Gesellbchaften unterliegen der 
Genehmigung des Bundes, ebenso die Baupläne. Jede neue Linie muss 
amtlich koUandirt werden, die Eisenbahnverwaltnngen sind dem Bnnde gegen- 
über anr nnentgeltliehen Befdrderong der Brief- nnd Fahrpost Terpflichtet. 
Dem Bunde steht die Kontrole tber das Tarif wesen zn, ebenso ein gewisser 
Einflnss bei Festsetzung der Fahrpläne etc. Die Traasportreglemente nnter- 
liegen der Genehmignng des Bundes. Die BnndeBgesetagebiing hat die er- 
forderlichen Bestimmungen Uber die BeditSTerhlUtnisse des FrachtTerkehrs 
und der Spedition anf Eisenbahnen festzustellen; ebensolche über die Ver- 
bindlichkeit der genannten Transportanstalten zum Schadeneisata für die beim 
Bau und Betrieb herbeigeführten Tödtungen und Verletzungen. 

Auch die Kiickkaufsbe?*timmun{ren wurden nen greordnet, sie enthalten 
zwar den, in den früheren (lenelimigungen der Koncessioneu fest^es tollten 
Rctrenüber nur wenige Abänderungen: die wenigen lauten aber 7a\ iJnnsten 
des Staates. Der Rückkauf spassus in den von jetzt au erteilten Koncessionen 
ist gefasst wie folgt ^) : 

*) Oamid, Bensler imd Hilty, Beehtsgntachten betreflbnd die reehtliehe Hatar 

der Eisenbabn-Koncessiun etc. Basel und Genf 1877. 

•) Nämlich in Bezug auf Art, 21, der die in den Kuncessioncn vorgesehenen 
Schiedsgerichte durch datj Bundcsgericbt ersetzte. Es ist hier nicht die Aufii:abe. auf 
diese Controvenw einzogehen. Wir verweisen noch einmal auf die in den Anuierkuiigen 
der Torigen Seite angegebene Litteratur, die beidea Anfliehtea gereeht wird. 

*) Wir fuhren die Rückkaufsbestimmungen irgend einer Koncession belsplelsweisa 
an. Bei den anderen ist der Wortlaut abgesehen von den Daten derselbe. 

Bger, ElMttbabttreoHlliolie £ntMheMttoa«& XIU. 18 
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„Die Entsf liitflisrnng für den Rückkant betrH^, sofein letzterer bis 
1. Mai 1918 lethiskräftig wird, den 25 fachen Wert des durchschnittlichen 
Reinertrages derjenigen 10 Jalire, die deu Zeitpunkte, in welchem der 
Rticklcaaf der Gesellschaft noüficirt wird, anmittelbar vorangehen; sofern der 
Bfickkanf zwischen dem 1. Hai 1918 und 1. Mai 1988 erfolgt, den 22Vtfacli«it 
Wert; wenn der BflclclEanf zwiedien dem 1. Hai 1988 und dem Ablaiif der 
Konoession eich vollzieht, den SOfoolien Wert, des oben besehrlebenen 
Beinertrac^es, immerhin in der Meinung, dass die Entsehftdigiuigssiimme in 
jEeinem Falle weniger, als die nachgewiesenen wstmaligen Anlagekoeten der 
bestellenden Einiiehtangen, jedoch unter Abzug des Bejarages des Einenerongs- 
nnd Reservefonds, hetiagen darf." 

„Im Faile des Rttckkaafes im Zeitpunkte des Ablaufes der Eoncession 
ist nach der Wahl des Rückkänfers entweder der Betrag der erstmaligen 
Anlairekostcn für den Bau \mä Betrieb, oder eine durch bnndes/rerichtliche *) 
AbscliiUzunp zu bestimmende Summe als Entschädigung zu zalüen / 

^Streitiirkeiten , die über den RCukkauf und damit zusammenliängende 
Fragen entsstehen mochten, unterliegen iler Entscheidung des Bundesgerichtes.* 

Der Reinertrag wird gebildet aus dem gesammten Ueberschnss der Be- 
triebseinnulimen über die Betriebsausgaben, zu welch" letzteren aucli diejenigen 
Snmmen zu rechnen sind, welche auf Abschreibungsrechnung getragen oder 
einem Beservefonds einverleibt worden. 

Die Konceesionsdaaer worde anf 80 Jahre besehrlinkt Wenn es sldi 
aber nm üni^ handelte, dnrdi welche ein alter £oncessionlr sein Nets er- 
weitem wollte, brachte die BnndesTersammlnng jeweüen den Verfall der 
nenen Eoncession in Einklang mit der OfiltJ^eitsdaner der Mteni Eoncession. 
8o sind drei verschiedene Gruppen entstanden mit Gflltigkeitsdaner der 
Konfessionen bis zum Jahre 1953; 1957; und für die vom 17. September 
1873 an erteilten bis zum SOsten Jahre nach der Erteilung'). 

Die oben jrenanntcn Rürkkauf.sbcistiramungen sind wie pesa^rt noch heute 
in Kraft und werden liei jeder Koncessionserteilung wieder aufgewendet. Bei 
einem koni essionsgemässen Rückkäufe müssen sie alsn beobaehtet werden. 

9. Mit dem 1. Mai 1888 wurde nun für eine Anzahl .schweizeriöcher 
Eisenbalmlinien der 30jährige Rückkauftermin fällig, und man niusstc sich 
gemüss den Vorschriften der bezünliclien Koncessionen bis zum 1. Mai ibö3 
entschliessen, ob man zurm kkaufeu wuUc oder nicht. 

Der Bundesrat fand, da das Anlagekapital der betreffenden Balmen um 
CR. 85 Milüonen zu hoch berechnet sei, da ferner .die in den letzten 10 
Jahren besahlten Dividenden zu hoch erscheinen nnd demgemSss fftr die Zn- 
knnft dn geringerer Ertrag an erwarten sei, nnd da endlich bei dem in den 
Eoncessionen vollgeschriebenen Bfickkanfsmodns nnd bei dem Mangel gesetalicher 
Vorschriften Über die Bestimmung der Bfickkaofsnmme jede OewSlur daf&r 



1) For die VW 1878 erteilten EoocessioBen galten wie schon erwihnt Sehieds- 

gerichte. 

*; Bluuier-Morel, Bundeastaatsrecht pag. 100. 
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mangle, das» der Kaufpreis dem wirklielten Werte und Ertrage aagemeBsen 
sein werde, dass xnr Zelt auf den koncessioiugemflsBen Bftekkanf nicht ein- 
gegangen werden könne, ohne den Bond grossen finanziellen Gefaliren preiszu- 
geben.^) Die Bnndesversaminlun^ stimmte den AiiBiditen des Bundesrates bei, 
und so wnrde damals von dem Eückkaaf der Schweiz. Eisenbahnen abgesehen^. 

Der Bundesrat kam aber femer zu der Anschminng, dass die finanzielle 
Verwaltnng: der Bahnen einer geordneten staatlichen Auf^^i^ht nnterstellt 
werdpTi müsse. Zu diesem Zwecke nahm die Bnndesversaniinlimf]^ pinon ilir 
vorgeleg:ten Entwurf zu einem Gesetze betreffend das Hechnungs- 
wesen der Eisenbahnen an. Wir g^ehen auf dieses Kechnungggesetz hier 
nicht näher ein, da dasselbe in diesem Jahre (189(}) dnrcb ein nenes ersetzt 
wurde. Beide finden sich abgedruckt iu dem, vom preuss. Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten herausgegebenenf Archiv für Eisenbahnwesen. (Jahrgäiige 
1883 und 1896.) 

Das neue Beehnnngsgesete vem 27. Mira 1896 (Sdiweii. Bund. Ges. Bl. 
1896 Nr. 14) ist das letzte, das uns als ein mit der Verstaatlichnngs* 
f^age im Zusammenhange stellendes besehftftigt. 

Die Einffihmig desselben yeranlasste einen heftigen Kampf, es wurde 
gegen dasselbe das Referendum eigrUTen, so dass es vor eine Volksabstimmung 
gslangte, in der es endgfUtig^ angenommen wurde. 

Zunächst drehte sich der Streit wieder um die schon erwähnte Frage, 
()h die KoncessioTien Vertr^^re oder staatslinheitliehe Akte seien. Der 
Bundesrat und die Äniiänger desselben beharrten auf der s<lion 1872 ausge- 
sprochenen, oben erwllhnten Ansieht. Die Gegner des titstl/es stützten sich 
auf die Vertragstheorio und bezeichneten den Erlass des üesetzes als einen 
Bechtsbruch. 

Das neue Gesety. wird, da es an die Geaellschalien erhöhte financielle 
Anforderungen stellt, den Ertrag der Bahnen schmälern und demgemäss bei 
einem koncesaieosgemässen Bnekkanf die Blickkanfssumme ermftsslgen. 

So verlangt es Ton den Gesellschaften obligatorisch die Anlegung 
yon Erneueruttgsfonds, welche bisher facultativ war. Ferner giebt das 
Gesetz folgende Yorschiilten Aber die Baurechnung: 

Baureobaang. 

Art { Der Bauconto einer Eisenbahminferrn^liniung darf unter Vorbehalt der 
Bestimuiuugeu der Art. 6 und 9 mit denjenigen Kosten belastet werden, welche vom Kou* 
lessionsinbaber für die Erstellui^ oder den Erwerb der Bahn und die Beachaffang des 
Betriebsmaterials aufgewendet worden sind. 

Wird eine Bahn durch Vertrag von einer andern üntemchmung uin einen Preis 
erworben, welcher geiinger ist» als der bisherige Bihmawert, so darf der neue BUanz' 



*) Als Belege fOr die aas dem Jahre 1888 genannten Thatiachen nennen wir: 

Bonde-Hblatt 188,^ I 2G8. 1883 II 887 ff. 319tr. 969*. IV, 311 ff. 381. 1884 H 484; 
IV, 180 1885, II 379 in Bezng auf das Rechimn^^s^esetz. Das.s»^lhr i=.t f-nnT tax 
äuden; Amtliche Gesetzessammlang neue Folge VU Wolff: Gesetzessamuiiung I üoy. 
*) Belege Uber die Verhandlungen betreffend Rllddtanf: Bnndeeblatt 1883. n 

588^ m, m, m. 

18» 
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wert nicht mehr als den Kaufpreis betragen; ist hingegen dfif Kailf|pfeiB htfher, M dtlf 
der Ansatz der alten Bilanz iiidit Überschritten werden. 

Urganisatioos- nnd Verwaitungäkosten, sowie Zinse, welche während des Baaes 
einer Bebn im Litwease der Entellung nnd der Eiiiricbtung deneHien erlaufen «bd, 
werden den Anlagekosten beigefügt, Aktiensinse jedoch nar, wenn die Auszahlung 
solcher gemäss einer Vorschrift der Statuten oder g^cmftss Vertrag stattgefunden hat. 
Die Banzinse dürfen nicht IiOker als som Ziusfnss der im konkreten Falle verwendeten 
Kapitalien berechnet werden. 

Bei neu gebauten Linien igt es aulBsBig, die Anigaben fftr die Regnliemng und 
Einschottening der Qeleise, soweit sie die normalen Unterbaltungskoaten flbinatelgen, 
während der ersten sechs Betrie1).snionate auf Bauconto zu tragen. 

Art. 5. Nach ErUffuung des Betriebea dürfen die Kosten der Ergänzongs« and 
Neuanlageu eder der Anschaffuig von BetrIebsnaCerial dem Bane^oto aar beiaalet 
werden, wenn dadurch eine Vermehrung oder wesentliche Verbesserung der beatehendea 
Anlagen und Einrichtungen im Interesse 'i'^s Betriebes erzielt wird. 

Ausgaben für die Yerbessciang oder Verstärkung des Oberbaues dürfen nicht anf 
Baaconto getragen werden. 

Für die in diesem Artikel bezeichneten Arbeiten oder Anechafiuigen ist die An- 
rcchn'inL' von Organ isations-, Verwaltting^- imd Bauleitungskosten nur so weit zulässig, 
als für die Ausführung derselben besondere, vom Bahnbetrieb und Unterhalt unabhängige 
Audgabeu entstehen. 

Art. 6. Fttr beseitigte oder untergegangene Anlagen nnd Binriehtnngeii iat der 
auf Bauconto yerrechuete Wert der b^ieffendeu Direkte abzuschreiben. 

Treten nn Stelle der abgegangenen Olijekte neue Anlagen oder BinrichtnngUOi 
so darf deren Wert dem Baaconto belastet werden. 

Eine Abadurdbnng vom Baaconto lllr den dnni Etueieraiig enetiten Ohatbam 
hat nicht atattzufinden; anderseita dlirfbn aueh keüie Oberbauemeaemngskosten anf 
den Baaconto gebracht werden. 

Art. 7. Für Transporte, welche zu Bauzwecken des eigenen UDtcmehraens anf 
dessen Linien erfolgen, dUrfen nur die Selbstkosteu in Bauconto gestellt werden. Die 
Tuif ansttae für solche Transporte wtfdan dnreh ein beaondnw, Tom Bundesrat an ge- 
nehmigendes RegleuK ut bestimmt. 

Auf Material- oder ArbeitHlieferongen zu Bauaweeken dea eigenen Netaes iat die 
Anrechnung von Gewinnzuscliliigen nicht statthaft. 

Art. 8. Für alle Ergänzuugs- und Neuanlagen und für die Anschaffung von Boll* 
materiai nach ErOfbrangr dea Betriebes sind dem Bundesrate vor AnsfUhrung der be* 
treffenden Arbeiten oder Anschaffungen Projekte und Kosten Voranschläge zur Geneh- 
migung vorzulegen. Die Nichtbeachtung dieser Bestimmung hat zur Folge, dass die 
Belastung des Baucoutos mit den betredeudeu Ausgaben nicht beansprucht werden darf. 

Art. 9. Folgende Verwendungeii und Verhüte dttrfni nicht auf Baaeonto getragen 
werden: 

a. die Gründungsknsten, insbesondere die Ausgaben für Erwerbung der Konzessionen, 
die Kosten der Konstituierung einer Gesellschaft und die Verwendungen aaf Vor- 
studien und Vorprojekte; 

b. die Geldbeschaffungskosten und Kursrerlnste aller Art; 

c. die Subventionen oder Beiträge an andere Eisenbahnen, sowie an Strassen, 
Brücken und OebSnde, welche ausserhalb des eigenen Bahngebietes liegen oder 
im Eigentum Dritter verbleiben, und zwar auch dann, wenn äokhe Werke von 
der Bahnuntemehmung selbst auf eigene Kosten ausgefllhrt werden; 

d. die aus Subventionen k fonds pordua gedeckten Kosten der Anlagen und Bin- 
richtungen ; 

c. die Kosten der Organisation und Einrichtung des Betriebes; 
f. alle in diesem Artikel nicht genannten Verwendungen, deren Venechnung auf 
Bauconto nach den Bestimmungen dieses Gesetaes (Art. 4>~8) nicht loUssIg ist;. 
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SB^Tentionen ä. foxuh perdus, welche 4tM EiMnbfthnnilteniehninng empfangflll hat, 
dlllfen von ihr nielit in die Bilanz lUiferPTiommen werden. 

Mit diesen BostininiUTitren v: »iito innri den, im Jahre 1883 bei Anlas» der 
Rü( kkaufsfraire zu Tage getretenen, Män;^> In stt uern. Wenn der Bundef<rat 
damals ga^ite, dass die Bahnen bei einer konc essiunsgomiissen Verstaatlichung 
nm circa 85 Millionen Franken zu teuer gekauft würden, so würde sich bei 
Anwendung des neuen Gesetzes diese Differenz noch höher stellen. 

Die Bilanzen und Rechnungen der Balmen sind gemäss dem nenen Ge- 
setze nach efaiheitlielien Formularen, und fttr die eiBzelnen Linien derselben 
Oeeelladiaft, wenn sie nach den Koncessionen spedelle Bückkanfsobjecte bilden, 
gesondert aufzustellen. Diese Ausweise Ober den konsessionsnUlssigen Bein- 
ertrag nnd das Anlagekapital der Jahre 1888 bis 1895 sind für diejenigen 
Linien, welche nach den Koncessionen oder nach vertraglicher Vereinbarung 
im Jahre 1903 vom Bunde erworben werden können» spätestens bis Ende 1896 
vorzulegen. 

Wicliti^r ist noch der Abschnitt über Enmttlnng des BUckkaof wertes, der 
Folgendes bestimmt: 

Ermittelung des Rückkaufswertes. 

Art. 20. Der Bundesrat wird nach Inkrafttreten dieses Gesetzes mit den Ver- 
waltiingen der Babnontemehmnngen in Unterhaudlnng treten, nm auf dem Wege glkt- 
lieber Verständigung im Sinne des vorliegenden (lesetzes die Beträge zu ermitteln, 
welche f!lr die abgelaufene Zeit auf BnureohuQUg getrogen werden dürfen oder die dem 
Emeuerungsfuuds gutziisclireibea sind. 

Ebenso wird sich der Bondearat mit den Bahnnntendminngen Über die Qrand> 
sStze zu verständigen suchen, nach welchen der Reinertrag nnd das AnlagdEapItal im 
fiHane der Konzessiooen festgesetzt werden sollen. 

Wird eine Verständigong nicht erzielt, so entscheidet der Bundesrat, nach £in- 
sicbt der vorliegendmi Bechirongen imd Answeiie, ttbw die sbrdtigen Gegenstände. Den 
Bahnuntemehnnngen steht gegen derartige Entscheidnngen das ja Art 16 voigesebene 
Beeht des Rekurses an das Bundesgcricht zu. 

Art 21. Dem Bundesgericbte kommt die Entscheidung in allen denjenigen Fällen 
so, für welebe in den Bflekkaaftibestimmungen der Konzesdonen die schiedsgerichtUche 
Erledigmig vorgesehen ist* Fttr die dabmgen Streitigkeiten gilt das in Abschnitt n, 
Ziffer 1, des Bnndcsgesetzcs über die Organisation Her Bundesrechtsiiflege vorge- 
i^ebriebeue Verfahren, wonach auf Klage der Bahnuntemebmung das Buudesgericht als 
einzige Instanz urteilt. 

Die Bestimmungen in den Komeesionen, handelnd von dei Anf st^nng von Schieds- 
gericbteu zur FestBetznug der BUckkaufsentschädignngen und Entscheidung anderer mit 
dem Rückkauf in Beziehung stehender Streitfragen, werden aufgehoben. 

10. So kommen also gegenwärtig füi die Darclifüluung der Eisenbalm- 
verstaatlichung in der Schweiz folgende Normen in Betracht: a) Art. 26 der 
Bundesverfassung von 1874, der lautet: .Die Gesetzgebung über den Bau 
und Betrieb der EisenbaJmeu i^t Bundehäaelie. " (Dieser Artikel steht auf 
dem Boden des aichtstaatUohen Baues nnd Betriebes nnd mnss daher nach 
der Ansicht vieler abgeändert werden, wenn die Verstaatlichung verfassonga- 
mäasig dordigeftthrt werden soll.), b) Eisenbahn-Gesetz vom 23. December 1872, 
c) die Bäckkanfsbeatimmnngen der Koncessionen, d) die Bechnnngigeaetze von 
1883 (obsolet) nnd 1896, die näher ansffiliren, wie die Backkanfssnmme 
ermittelt werden soll. 
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Das letzte Oesetz wurde ein Mekkaufsgesetz gemimt. Es Ist et aieh 
seiner Tendenz nach vnsweifelbsCt Es wird, wie der Chef des Kisenbslui- 
departements Bundesrat Zemp in sdner Bede yom 27. September 1896 in 
Entlelracli sagte, l»eim Eintreten des Bttekkanftermines 1898 auf folgende 
Fragen Antwort getien: Was sind die Balinen wert? Welches ist ihr Kauf- 
preis? Was ist der Ertrag der Bahnen? Was rentiren die Bahnen, wenn der 
Bond sie ühemonmen hat? 

n 

RUckkaufsbestrebungen and Rückkaufsversuche. 

1. Schon bevor es in der Schweiz überlianpt Bahnen gab, äusserte eine 
gewisse Ornppe von Interessenten, wenn überhaupt Bahnen wünschenswert 
seien, so solle t^ie der Staat banen. (Zeitsrhrift d. Schweiz. Gewerbevereines 
1846.) Nach der Entscheidung des Jahres 1852 luliie der Streit zwiöchen 
Privat" nnd Staatsbahnsystem für einige Zeit Anfangs der 60er Jahre ent- 
brannte er aber von Neaem und wurde seither fast ohne Unterbrechni^ welter 
geführt IMe Flngschriften, Brocbüren nnd Bücher, die von beiden nnd gegen 
beide Seiten gesehrieben worden, stellen eine statüidie Bibliothek dar. Am 
bemerkenswertesten nnter Allen sind die beiden Broohüren von Bondesrat 
Stimpfli (1888 nnd 1872), welche einen ganzen VerstaatlichwigBiilaii und 
genane HotiTinuig desselben nach allen Seiten hin darstellen. Praktisch kam 
aher nicht viel zu Stande. Die EidgenoBscnf^chaft besass nie Staatsbahnen 
nnd führte auch nie eine besonders kräftige Eisenbahnpolitik. Ein einziger 
Schweizerkanttm , nftralicli Bern, trat unter der Ftihmnfr Stämpflis als Vor- 
kämpfer der Eisenbahnpolitik auf, und besasB als solcher eine Zeit lang auch 
ein Staatsbahnnetz von etwa 150 km.*) 

2. Im Jahre 1883 wurde der koneession.^geiuässe Rückkanf der damals 
fäUigren Linien, wie schon im vorigen .\bschnitte erwähnt, abgelehnt. 

3. l >u von 1883 an bit* 1898 die scliweizerische Eidgenossenschal t nach 
den von ihr erteilten Eoncessionen keine Gelegenheit mehr hat nnd haben 
wird, sich für den koncesaionqpmnlteBen Bückkaof zn erUiren, fehlt ea In 
dieser Periode an Anlftssen zu einem solchen Bückkanfe. Han yerznchte aber 
den freihändigen Bückkanf yerschiedener Bahnen vorzunehmen. 

Znnüchst dachte man im Jahre 1888 an den Bückkanf der Kordost' 
bahn. Dieselbe hatte nimlich in den Jahren 1872 nnd 1873 eine Anzahl 
von Vertrügen abgeschlossen, wonach sie sich zum Ban und Betrieb Teraehie- 
dener neuen Linien verpflichtete. Im Jahre 1877 sah sie sich veranlasst, dem 
Bundesrate mitzuteilen, dass sie sich nicht mehr in der Lage belinde, iliren 
finanziellen Verpflichtungen nachzukommen, d. h. also auch nicht in der Lage 
sei nie erwähnten neuen Eisfiibalmlinicn zu "bauen, und dass sie femer die 
Hülle des Bundes anrufe. i>er Bundesrat bescliloss hierauf, der Nordost >>ahn 
zum Baue der neuen Linien eine Frist zu setzen, bis sie genügend financiell 



') Näheres erzählt F.-D. Dr. Geiser in seiner Schiift 40 Jahre bernischer Eiaen- 
bahnpolitifc. Bern 1898. 
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ttstarkt sei, um denselben Torzanehinen.') Diese Linien trag«n desahalb noch 
heute den Namen HoratoriunsUnien. Der Bandesrat fand nnn nach reiflicher 
ErwSgmng, dass die Frage der Horatorinmslinien in einer den Interessen der 
betreffenden Laudesteile and der gesammten Eidgenossenschaft dienlichen 
Weise nur dann geordnet werden könne, wenn der Band die Nordostbahn er- 
werbe. Der Bundesrat Bchoh desshalb die Entscbeidang betreffend den Baa 
der Muratorininslinlen noch hinaus nnd unterhandelte mit der Nordostbahn über 
den Rückkauf. Dieselbe machte aber wfilircnd der ünterliantnnn<ren verscliie- 
dene Schwierip-keiteTi. Als die Verhandlnnpen auf dem Punkte waren, einzn- 
«schlafen, erschien bei der Vnmdesrätlichen Delegation in dieser Sache ein 
Aktionär der Nordostbalm aus freien Stücken und erklärte, er Bei in der 
Lage, über eine liedcutende Anzalil von NOrdustbalinaktien und in nächster 
Zukunft über das abaolute Mehr sämnitlicher Aktien verfiifren zu können. Er 
bot diese Aktien dem Bunde zum Preise von fr. üüü für die Prioritätsaktie 
and fr. 500 füi- die Stammaktie zahlbar in 3Vt^/o eidgendssiscben Obligationen 
an. Die Offerte dieses AkÜonttrs wurde nicht ohne Wdteres abgewiesen; 
vielmehr ging die Behörde daranf ein, weil die Nordostbahn dorch eine Ver^ 
mebmag Ihres Akti^kapitals deutlich den Willen bekondete, ihre Edstenz 
fortansetaen, nnd keineswegs zu dem Bückkanfe die Hand za bieten.*) Die Ver« 
handlnngen mit der Nordostbahn aerschlngen sich denn andi in der That, 
und so ging der erste Versuch eines TertragsmEssigen Bückkaufes einer Bisen- 
bahn fehl. Aber auch die Verhandlungen mit dem Aktionär führt«n zu 
keinem Ziele, indem der Bandesrat fand, die Aktien seien für den damaligen 
Stand der Dinge zu teuer. Da man die Entwicklung der Dinge nicht voraus- 
sehen konnte, wollte man lieber die grosse Verantwortlichkeit des za teuer 
Kaufens nicht auf sich laden. 

Im Jalire 1890 gelang es dem Bande eine crosse Anzahl von Eisenbahn- 
aktien in seinen Besitz zu brin^ren, und zwar auf fidarende Weise: 

Der Kautou Bern^) stand iu den 60er Jahren vor der Alternative, ent- 
weder seine sämmtlichen Eisenbahnlinien der mächtigen Centralbahngesellschaft 
zom Bau und Betrieb zn fiberiassen, oder selbst von Staates wegen die not- 
wendigsten Linien za erstellen. Er zog dsa letztere vor, nnd erbaute in der 
Folge ein 160 km langes Netz. Ein Teil dieses Staatsbahnnetzes wurde am 
27. Hai 1877 der Gesellschaft der Jurabahnen übergeben;^) ein anderer TeU, 
die Strecke Bern — ^Lozem, auf Bechnung des Staates von der Jurabahn be- 
trieben. Nun vereinigte sich im «fahre 1889 die Jurabahn mit den West- 
schweizerischen Bahnen zu einer neuen grossen Geselbchaffc, die über ein 



Bundesblatt 1877; wichtijrer: BundesMatt 1887 III. 492. 483. IV 995. 1888 III 
203 ; 211; IV, 879. Wichtigere Brocbttren: A. Memminger die N.-O.-B. im Lichte der 
Ziffsni; zur Ehrenrettung des Frivatbahnsystems der Schweis v. P. 8toÜ (Altnordost- 
bshndirector). 

*) Bundesblatt 1887 TY r^?. !^^H-1003, besonders interessante Stellen finden sidb 
aof pag. 986. 988. 989. 997. 998. 999. lUOl, 
■) Geiser a. a. 0. 
') Geiser a. a. 0. pag. 56. 
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Hete von eirea 1000 km TerfBgt^ Diese kaufte dem Staate Bern die Iiuerner 
Linie nm 14 HOUcnen al>, die in Aktien der neuen CtoBeUflchaft «nalieiaUt 
worden. Anlftselich dieses Verkanfes wurde aneh davon gesprochen, ob der 

Kanton nacb der Fasion der beiden Oesellschaften seine 38020 Stück Jnra- 
bahnaktien noch behalten solle oder ob erentaell mit dem Bande eine Yer- 
ßtändignng behufs Abtretnng derselben za erzielen sei. In einem bezfiefliclien 
Grossratsbeschlusse wurde dann dem Bunde ansflrik'klifii das VorkaufHreclit 
für «lie Horn TCanton Bern frclu'renden A]<ti'^ri der tusionirten Gesellschaft ein- 
geräumt. Schon im folgenden Jahre 1890 wurden zwischen dem Bunde und 
dem Kanton Bein Verhandlungen angeknüpft, welche dazu führten, da«<s der 
Kanton an den Bund 30000 Prioritätsaktien der Jura-Sim])lon-Bahn zum 
Preise von fr. üOü die Aktie, zahlt>ar in d^lo Rententiteln zum Kurse von 
üO°/o, abtrat. Im Juni 1891 wurden auch die übrigen 8020 Aktien der 
Jora-Simplon-Bsim zn den nXmlicben Bedingungen an den Bund Terlcaoft.'} 
Als diese KaufvertrSge von der BundesTersammlung genelunigt worden « er^ 
mAclitigte sie den Bandesrat su weitem Anlcftulen yon FrioiitUssktien der 
JurarSimplon-Bahn, wobei aber die oben genannten Preise nicht flberstiegea 
werden sollten. Von dieser Ermächtigung machte der Bundesrat Gebraueb, 
so daas sich der Bund heute Im Besitze von etwa 80000 Aktien der Jumr 
Shnplon-Bahn befindet. Daaüt hat er etwa den dritten Teil stanrntiidier Jurap 
8implon-Bahn Aktien.^ 

Am 6. März 1891 schloss der Bundesrat mit einem Banken-Syndikat, 
bestehend aus der Internationalen Bank in Berlin, der Deutschen Bank in 
Berlin, dem Züricher Bankverein in Züi i« Ii und der Eidgenössisclien Bank I 
in Bern unter «kn üblichen Vorbehalten liTenehmigung <]nvvh Bmidf^sver- 
sammlung und Vuiki einen Vertrag ab, auf (Truud dessen die Eidgenossen- 
scliaft von dem Syndikat 50000 Centraihahnaktien mit DividendengenaBS pro 
1891 gegen fr. 30 cidgcnüssische Kente per Aküe erwarb. 

Nachdem sich die Eidgenossenschaft durch den Erwerb der Jura-Simplon- 
Aktien einen gewissen Einiiuss auf diese Gesellschaft errungen hatte, he- 
griissten es die BundesbehDrden lebbaft, einen solchen auch bei der Centrai- 
bahn erlangen zu kSnnen. Die Centraibahn ist mit der Jura-Simplonhahaa 
mehrfach verknüpft» ihre Linien greifen ineinander und beherrsdien die ganne 
West* und einen Teil der Centraischweiz zwischen den Punkten Genf, Basel, | 
Brig, Luzem. Die beiden Netze umfassen eine Betriebslänge von 1519 km*). 
Die Gentraibahn besitzt femer mebrere Gemeinschaftslinien mit der Nordostr 
bahn, so dass der Bund seine dominirende Stellung in der Centralhahn auch 

') Für das bisher Gc^siL'-tc vergl. Geiser a. a. 0. 57 — 62. 

^ Amtliche Gesctzessaiumluug XI. 711. Uilty politische« Jahrbuch 1890 pag. 963. 

«) Bondesblatt 1891. I 468. 

Ein genaues Bild Uber die Ausdehnung und Ausrüstung dieser beiden (und auch 
der anderen Schweiz, Linien) giebt: Uebcrsicht über die Entwicklung der dem schwei- 
zerischen Eisenbahnverband angehörenden Bahnen. Zasammengesteilt durch den Schweiz. 
BisenbabüTobaiid Ar die schweizeriflcfae LandeiauistellQBg in Qenf 1806. Zdiioh OreU, 
FttisU 1896. I 
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dar Nordo8tU]iii gegenflber Mtte gelteiid machen kSiuien. Nat&rlich dachte 
Bau nicht daran, bei dem Erwerbe der 60000 Centralbahnaktien nnd der 
üfters erwähnten JnrapSimplon>Aktien eteben m bleiben; Bondem deren noch 
mdir zn kanfen, nm in doi beiden Geaellediaften den nötigen Einflnae m 

Herbeiführung einer Fusion derselben 211 erlangen. Dann hfttte der Bond 
für den Fall, dass der Erwerb der Übrigen schweizerischen Haiiptbahiien aus 
diesem oder jenem Grunde auf längere Zeit unmöglich geworden wUrp, sich 
im Besitzp piups massgebenden Einflusses auf einem Babiifrcbiete Viefnnden, 
das crroRs und verkehrsreich prPimcr prewpspn wäre, um in allen Beziehungen 
lür den iit^eiitliehen Vt rkeln- die Vorteile zu erlangen, welche bei der heutigen 
Zersplitterung eutbeiii t 'j werden. 

Diese Zersplitterung brinirt lUr Schweiz ungeheuere Nachteile, was die 
Staatsbahugegner auch zugeben, nur niöcliten sie lieber eine centralisirte 
Privatbalm, als eine centi-alisirte Staatsbahu. Hier sei nur ein Beispiel der Fol- 
gen dtee decaitraUsirten Betriebes gegeben. Die VerwaUnng der Vereiidgten 
Scbweizerbahnen leitet die Transporte von St. Gallen nach üester ftber 
Safgans (168 km) und entdeht sie der kttrzem Linie via Winterthnr (88 km), 
nm nicht an die Nordostbahn die Taxe für die Teilstrecke Winterthnr — 
WaIHsellen (17 km) vergttten an mfissen. Der Anfgeber ist dadurch nicht 
getehftdigt; er hat nicht melir, als die Fracht fttr die kürzere Strecke zu be- 
zahlen nnd hat auch Anspruch datauf, dass die Lieferfrist nach Haasgabe 
(Ueaer bereclmet werde; aber der Betrieb trSgt "die Unkosten dea lAngeren 
Transportes. 

Solchen imd allcTi anderen üebplstJlnden glaubte man durch den Erwerb 
der r.t raibahn und eine spätere Fusion mit der Jnr a-v^implon-Bahn 
begegnen zu könTien. Denn weim ein Netz von 1519 km mit Tarif-, Fahr- 
plan- und Betriebs- etc. Reformen energisch voran gegangen wäre, so hätten 
die schweizerischen Eiscnbahngesellschaften nachfolgen raiissen. 

Der Bundesrat legte der Bundesversammlung den mit dem Baukensyndikate 
abgeschlossenen Vertrag vor. Dieselbe genehmigte den Vertrag und er- 
mllehtlgte femer den Bundesrat, die Centraibahn mit ihrem gesammten beweg- 
lichen nnd nnbeweglichen Vermögen um den Freie sn erwerben, welcher der 
üebemahme der aftmmtUchen Aktien an den Bedingungen des genannten Ver- 
trages Tom 6* Hiira 1891 gleichkommt*) 

Sehen in der Bnndeayersammlnng wurde gegen den Kauf der Central- 
bahnaktien gesprochen. In dem Ankauf der .Tu r a-S im plon- Aktien sahen 
die Staatsbahngegner noch weiter nichts Geftthrliches. Als nun aber die Oentral- 
bahn auch an die Beihe kommen sollte, schien die Zeit da, ein „Halt" zu 
gebieten. Es wurde das Referendum gciren den genannten Bundesbcsiblufäs 
betreflFend die Centraibahn ergriffen. I)a die nötigen Unterschriften zu- 
Rammenkameu, musste eine Volk^abstimimniir stattfinden, iu der der Ankauf 
der Centraibahn mit ganz bedeutendem tStiiumeumehr verworfen wurde. 

*) Bundesblatt 1891. 693 ff. 

«) BondeaUatt 1891. j^ag. 106, m 
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Diese AbBtimmniig wurde «Is sehr bedeutoogsvoU hingestoUt. Man sagte, 
die Frage sei nan enteebieden, das Volk wolle eben nichts von der Eisea- 
bahnverstaatUehnng wissen. V^r glauben, jene Abstimmung bereehtigt za 
keinen Schlüssen fttr oder gegen das Zostandekommen der Eisenbahnverstaalr 

lichnnp, ebensowenig wie die AbsÜmmnng YOm letaten Herbst za solchen 

Schlüssen führen darf. Viele waren mit dem Centraibahnkauf nur deshalb 
nicht einverstanden, weil ihnen der Kaufpreis zu hoch schien. Wenn man 
die eisenbahnpolitisclie Stellnnpr der Centraibahn betrachtet, dann 
muss man sich sapeii, dass Jener Preis nicht zn teuer war. Hätten die- 
jenigen, die ihn zu teuer gefunden, prenssische Eisenhahn-Cxeschichte und 
Politik Btudirt, daiiD hiltten sie vielleicht {reinerkt, was der Bundesrat und 
die BondeBversammlong wollten. Zu teuer war bei dem angestrebten Ziele 
der Preis nicht 

in 

Gegenwärtiger Stand der Eisenbahnverstaatlichungäfrage. 

1. Wir t*ahen, dass in den letzten Jahren die Verstaatlichungsversuche 
sich auf dem boden des freihändige« Rückkaufs und des Aktienkanfes be- 
wegten. Sie führten nicht zu dem gewünschten Ziele. Desshalb, und auch 
darum, weil im Jahre 1898 wiederum die Zeit da ist, zu erklären, ob man 
TOn dem koncessionsgemfissen Bttckkanfe Gebraoch madken wolle oder nichts 
wendet man sich in der letzten Zeit wieder mehr diesem an. Bevor wir 
nlther darauf eintreten» müssen wir aber noch andere Verstaatlichnngabe- 
strebnngen erwähnen; und awar: 

a) Die Expropriation. Es bildete sich ein privates Komite zur Ver- 
staatlichung der Eisenbahnen auf dem Wege da: Expropriation. Dasselbe 
arbeitete einen Entwurf zn einer Vcrfassuncrirevision, die auf dem Wege der 
Initiative zu Stande kommen soll, aus. In der Schweiz kimripn nämlich 
50000 Bürger die Initiative zn einer Verfassungsrevision ergreilen. Die 
Initiative zur VerstaadK luing der Eisenbahnen auf dem Expropriationswege 
wurde von der Melirzahl der Verstaut iichungsfreunde sehr ungern gesehen j 
die ganze liberale Partei steht ihr fem, so dass eigentUeh nur die Sodal- 
demokraten aüs einzige Initiaaten flbri^ bleiben. So ist es sehr aweifelhaft, 
Ja sogar nnwahrscheinlich, dass die notwendigen 60000 üntersduiften an- 
«ammenkommen. In liberalen Kreisen sagte man dar&ber etwa Folgendes: 

«Die Bnndesversammlnng hat das Becht, zn den in einer Initiative ge- 
stellten Anträgen Gegenanträge zu stellen. Da nnn gerade ein Rückkaufo- 
termin vor der Thüre steht, ist es als sicher anzunehmen, dass die Bundes- 
versammlung als GegenantrajT dem Volke den koncessionsgemässen, durch das 
neue Kechnungsgesetz vorbereiteten Kiic kkauf vorlegen würde. Nun müsste 
das Volk darüber abstimmen, ob es die Bahnen auf dem Wege der Ex- 
propriation oder auf koncessionsgeniUssem Wege oder gar nicht verstaatlichen 
wolle. Es giebt eine nicht zu uutersclilltzende Anzald principieller Staats- 
balingegner, diese wilrden einig gegen die VerstaatUchnng anftreten, die 
Staatabahnfrennde dagegen teUs aar £zpropnaüon, teUs nun koneeaikomi- 
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p;emä8sen Rückkäufe stimmend zersplittert dastelicn. Dann fiele die Mehrheit 
der Stimmen den Ötaatabalmpefniern mogliclierweise , ja wahrscheinlielierweiso 
zu, der Kückkaofstermin wäre verpasst und die Verstaatlichung in weite 
Ferne gerückt." 

Diejenigen, die die Initiative in Scene gesetzt haben, sehen ihien 
politischen Fehler wohl ein, sie können aber jetzt nicht mehr zarfickgehen. 
Eb wurde auch «dion die Frage erörtert» oh die TJnterBChrlfteii den Bii&des- 
behSrden eingereicht werden mfiseen oder mcht. Diese Frage wwde all- 
gemebi bejaht 

b) Noch weniger Ansticht, als die Bdückaalaediwwe Eq^roprlatlonB- 
initiative, hat ein anderer Vorschlag, der von mehr konservativer Seite 
gemacht wnrde.*) £r lautet: „Es ist der Weg einer gütlichen Ver- 
ptandijjung mit den Gfscllscliafttn einznsehlairen in dem Sinne, dass ihre 
Linien nach einer zu berechnenden und zu vereinbarenden Fiif^t im Lanfe 
des nächsten Jahrlmnderts entweder ganz unentgeltlich an den Bund über- 
gelien, oder dass üie, boforw man glauben sollte, nicht m lange warten zu 
können, schon in einem näher gelegenen Zeitpunkte gegen blosse Bezahlung 
dee Nominalwertes der Aktien abgetreten werden.' Es wurde auch für diesen 
Vorschlag eine InitiatiTe angeregt. Die Idee fand aber keinen weiteren An- 
Illang, wahrscheinlich desshalb, weil man befürchtete, dass die Verstaatlichung 
damit nur auf die lange Bank geschoben werde. 

2, Hit den Vorbereitungen zum concessionsgernftssen Rückkäufe 
wurde schon im Jalire 1889 begonnen. Wie adion erwähnt, entstanden die 
Netze der meisten grösseren Schweizerbahnen nach und nach. So könnten 
denn auch nicht die ganzen Netze der (fcHellsrhaften zurückgekauft werden, 
sonderu nur einzelne Linien, wUlirpnd die andern den Gesellschaften noch 
eine ganze Reihe von Jahren bleiben würden. Es ist leicht ersichtlich, 
welche Verwirrung aus sulclien Verhältnissen entstehen würde. AnlässUch 
der Fusion der Westschweizerischen lialinen mit der Jurababu bedang sich 
der Bundesrat aas, dass die ganse neue Gesellschaft der Jara-Shnplon-Bahn 
ein einsiges BQckkaufsobject bilden solle. Die Hauptlinien der Schweizerischen 
Centralbabn stellten von Anfang an nur ein Bückkaufsobject dar; mit den 
Vereinigten Scbweizerbahnen wurde ein Vertn^ abgeschlossen, der ebenfalls 
die ganze Bahn in ein Rückkanfsohject verwandelte; die Gotthardbahn steht 
unter analogen Verhältnissen wie die Centraibahn. Mit der Nordostbahn 
fälurten die in dieser Angeletienlieit <reptln«renen ünterhandlungen zu keinem Ziele. 

Als zweite Vorbereit untr zur Verstaatliehnnjr ist der Erlass des öfter 
genannten Recluiunirsfresetzes zu nennen. Dasselbe wird über den Preis 
der zu l^aut'enden Baiiueu Auskunft geben. Gegenwärtig linden nun diese 
Preisberechnungen statt; ebenso wird ein Betriebs- und Verwaltungsplan der 
Buldinftigen Staatsbahnen ausgearbeitet. Dies sind aber Arbeiten, über die 
erst nach ihrer Vollendung ausführlicher berichtet werden darf. 

Schweizer -Zaitflragen Heft S7, Studie Über schweberisehe Biieabahnftageu 
(Anonjm) pag. 81. 
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S. üeber die Verwaltung s- und Betrieb aform dner znkflnftigen 
■chweiserisclieB StaatBbftlm gab aalätslicli des CeotralbalmhandelB im Jahre 
1891 Alt-Bmideeraih Welti ein kurzes Expose. Dasselbe zeigt, vie sldi 
massgebende Kftaner die Verwaltung äen zakfinftigm Staatsbahnen denken: ^) 

^Dcr EiscTibahnbetrieb ist in den Händen des Staate» wie in 
denjenigen der PrivatgeseUschaften eine Industrie, für welche der 
Staat die (h-irniiisatinTi und die allgemeinen Vorschriften 
dtirch (Je^ctz aufstellt, während der Betrieb der Industrie voll- 
Rtändip den Sa ch verständigen überlassen bleil)t, welche znr Leitung 
und Ausführung bestellt sind. Dieser Grundsatz ist vuu den 
Buudesbehürden schun lange angenommeu. 2s eben diet^eiu allgemeinen 
Princip kommt wesentlich die Frage der Organisation in Betracht. 

a) Fttr die schweizerischen VerhSltnisse passt die Territorialeinteilnng. 
Ueber die nähere Oestaltnng derselben kann jedoch znr Zeit nichts 
Näheres gesagt werden, da die Ansdehnnng des znkOnfligen Staatsbahn- 
netzes noch nidit abzusehen ist. 

b) Ven-ichtungen und Befugnisse der Kreisdirektionen. Ihnen würden 
die Funktionen eines Teiles der bisherigen Direktionen der Privatbahnen 
nebst einem Toi! der Vernclititngen, welche zur Zeit den Verwaltongs- 
räten obliegen, zufallen; nämlich 

A. Allgemeine Verwaltung. 
a) Reglementarische Einrichtung aller Dienstzweige. 

fi) Orpanisation des Personellen. 

y) Kechunngs- und Kassenwesen. Jahresrechniingen und Berichte. 

d) Verkehr mit fremden Balmen. 

e) VürHchlöge und Gutachten an die Überbehörden in Oresetzgebongs- 
uad Verwaltungssachen. 

B. Betrieb.svei'waltun^. 
a) liCitung des Betriebsdienstes im Allgemeinen. 
ß) Fahrpläne. 
y) Tarife. 

6) Verfügungen Aber das Betriebsmaterial. Besdiaffnng desselben. 

Werkstätten. HateiialTorräte. 
e) Erledigung der aas dem Betriebe entstelranden Bechtegeschäfte. 

C. Bauwesen. 

a) Vorschllge, Berechnnngen und Devise ffir nene Bahn- oder Hochbauten. 

ß) Anfsidit über die bestehenden Einrichtnngen. 

y) Ausfühmngen beschlossener Nenbanten. Prttfnng der Banrechnnngen. 

S) Vertr.lge über Lieferungen aller Art. 
c) Als Centralstelle ist durch das Organisationsgesetz des Bundes- 
rates das* Eisenbalmdepartenient bezeiehnet. Seine Thätigkeit würde sieh 
auf die in diesem Gebiete nötigen legislatoriechen Ai-beiten, auf die ad- 

>) BvnaeaUatt 1691. IE 844-86L 
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ttinifttratiTen Vorlagen an den BnndesFat und die Bandemmmmlnng, anf 
die VolMelinng der Gesetze im Allgemdnen, auf die Veberwaehniig ätit ge* 
aammten Verwaltung und die Erledigiing von Änatftnden, die eich bd den 

unteren Behörden ergelwn, bescliränken. 

d) Ein E isen bahn rat 8oU die Verbindung des Gewerbes und des Handele 
mit den Eisenbalinen darstellen. Als Muster werden die preiissischen Eisen- 
bahnräte, jedoch mit den für nnsere Verhältnisse notwendigen Modificationen 
empfülilen.^) Was die Organisation anbelangt, m ersclieint es als anpemeHsen, 
jeder Kreisdireküon einen Eisenbahnrat zuzuteilen, der seine Kompetenzen 
im Interesse des betretiendeu Kreises auszniiben im Falle wäre; aus den ver- 
einigten Kreiseisenbahnräten liesse sich ein schweizerischer Eisenbahnrat zur 
Beiatiuig und Erledigung der gemeineanieD nnd allgemeinen Fragen bilden, 
olme dase Uesn die Brrichtnng einer lieeonderen 6eii5rde notwendig wttre.*) 
Bei der Wahl des Eieenbahnrates ist auf die Kantone eineraeits, auf In- 
dvetrie, Handel nnd Landwirtschaft andererseits Rflcksicht sa nehmen. Bei 
der Einführung des Eisenbiduirates ist femer zu nntersnchen, ob er anf die 
beratende Stellung, die er in Dentschland einnimmt, zu beschränken sei oder 
ftl) eine Erweiternnpr seiner Befn^misse einzutreten habe. So könnte wohl 
ohne Anstand <lio Prüfung und die Beaufsichtigung des Kechnungswesens, eine 
kontrolliiende Stellung liei Lieferungen etc. dem Eisenbahni'ate oder einem 
Ausschusse desselben übertragen werden. Tufbesondere wäre zu untersuchen, 
ob nicht auch ein Teil der Wahlen der Eisenbahnbeamten demselben anheira- 
nstellen sei. Wenn es aaeh im Interesse der Sache unbedingt erforderlich 
Ist, dass dem Bundesrate die Wahl der obersten läsenbahnbeamten Torbe- 
halten bleibe, so ist dieses in Beang anf die grosse Hehrzahl der Uebrlgen 
dnrchans nicht der FaU, nnd es kann die Befürchtung, als ob die Verstaat* 
lichung der Bahnen nnd die Wahl der Beamten durch die BundesbehOrden 
emen nngebührUehen politischen Einflnss sur Folge haben werde, von vorne- 
herein beseitigt werden.' — 

Soweit die Anseinandersetziinjren des Alt-Bnndesrat Welti. 

Von anderer^) Seite wurde der Vor^<'blnc- tremacbt rlns- srhwp iberische 
ßalmnetz in drei Gruppen y.n teilen, jede soll unter einer Kreis - 
direktion stehen, die mit Uen weitesten Competenzeu auw^estattet ist. Eine 
centrale Oberleitung mit Sitz in Bern soll nur ent^icheideu dürfen in 
gnmdsttalichen Tariffragen sowie in anderen Fragen von iprinzipieller Be- 
deutung, femer %oll sie Controll- und Behnrsinstana gegenfiber den Kreis- 
direktlonen sein. Jeder der 8 Kreisdirektlonen soll ein Eis enb ahnrat 
nr Seite stehen, in den keine Politiker, kantonale oder eidgenSssische Be- 
amte, sondern nur Gesciittftsleute gewtthlt werden sollen. Der Centralleitiuig 
in Bern soll noch ein Obereisenbahnrat zur Seite Riehen. 

4. Das ist Alles was heute mit Sicherheit über die VorbereituDgen zur 



0 Wir setzen die prcnssiscbe Organisation als bekannt voians. 

*) Wie es in Prensseu der FaU ist. 

*) Studie tther Schweis. Bisenbshnftagen a. a. 0. psg. M, 85. 
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Veratasllidiiuig der Bchwelzerischen Eisenbalineii gesagt werden kaim. Es 
bleibt ans nur noch zn erörtern, wie sich der konceeslonsgemäeBe 

Rückkauf etwa prestaltcii wird: 

Nach den Aeusseriinpren des Bundesrat Zemp in Entlebnch, sowie nach 
« Ini^nn Zeitungsnotizen ist, et* noch nickt entschieden, ob der Rückkauf attf 
dem Wege der Gesetzp^ebnnp: oder der VerfasBwng8revi»ion stattfindet. 
Art, 26 der Bundesverfasbung »itgt: „Die Gesetzgebung über den Bau und 
Betrieb der Eisenbahnen ist Bendesuche." Denmadh kami die VerstaatUehimg 
auf dem Wega der Oeaetzgebong yorgenonimen werden'). 

Praktiach ist ea nicht einerlei, ob man den Weg der Gesetagebiisg oder 
den der Ver&senngireviaion snischllgt. Zn einer VerfasanngareTision 
bedarf ea der Zturtimmnng der Mehrheit des Volkes und der Kantone» 
Nun kann es eintreten, das» die Mehrheit des Volkes für eine Vcrfassnnp^s- 
revision, die Mehrheit der Kantone gegen dieselbe ist. Dann bleibt alles 
beim Alten. Das könnte nnn bei der Eisenbalmverstaatlichungsfrage sehr 
leicht eintreten. Allen Vorau8set>25ungen nach wird die Mehrheit des Volkes 
für die Verstaatlichung stimmen. Die Osi- und NoKi-t iiweizerischen Kantone 
und Bern wei-den mit einer gewaltigen Stiiuuienniehiheit dafür eintreten. 
Die Westtüchweizer furchten durch die Eisenbahuvergtaatlichiing ein Zunehmen 
des, wie de sagen, von Deitsehland her importirten Steatssodaasmns. Dia 
Urkantone sind um den Rest ihrer SonTeritnitat besorgt 

Die HehnaU der Kantone kSnnte demnach also je nach Umstftnden fflr 
oder gegen die Verfassangs revision sein. Der Weg der &eaetagebnng 
ist deshalb der sicherere, weii es da nur auf die Volksmeln heit ankommt, 
während die Kantone gans ausser Betracht fallen. Es ist also voraus- 
zusehen, dass im Lauf des nächsten .fahres ein Bundesgesetz über Anwendnnjr 
des Hückkaufsrechts auf die Schweiz. Grossbahnen oder auf alle Bahnen zu 
kStande kommen und der Abstimmung des Volkes unterbreitet werden wird. 
Mit Sicherheit lasst sieh heute über das Scliicksal dieser Abstimmnnp: niclits 
sagen. Arbeiter und Bauern, auch die Mehrzahl der Kaufleute sind, wie 
sie sagen, dafür. Aber auf die Aussagen von Beruf skreisen kann man 
nicht mit Sicherheit gehen, weil bei grossen Abstimmungen der Benifsmann hinter 
dem Politiker, Eantonsbfltger vnd dem Anhftnger einer Confession znrficktrttl 

Die Frage wird dnrch die Behörden gut vorbereitet werden. Der Kampf 
fUr nnd wider die Staatabahn tobte lotsten Herbst gewaltig; nach der Ab* 
Stimmung über die Bundesbank im Februar 1897 wird def> Eisenbahnkampf 
von neuem entbrennen; nnd zwar so heftig wie noch nie, denn die nftdiate 
Entscheidung ist die letzte anf lange Jahre hinans. 

*) Diese Frage wurde schon Mher in ausdrücklich blähendem Sinne entschieden. 
Wir küoneu hier nicht darauf eingehen, da es zu weit führen würde, verweisen aber 
auf Bunde«M;<ff 1891, II 841-844. (NB. Nicht auf den Art. 2G, sondern auf dou Art. 
23 der Bundesverfassung berufen sich die Verfechter der Bunde^^koiup^tenz; di&ger Art. 
spricht dem Bund das Recht zur Errichtung öffentlicher Werke zu. Zutreffender ist 
die Berufung anf die Bttdd[anfsbestimmniigeD selbst) 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Drexler, A. Der Eisenbühnrückkanf iu der Gesetzgebung der onropäischen 
Staaten mit Nutzauwendung für die Schweiz. Preisscbrift. Bern aud 
Leipzig 18^. 

Die Torliegcitde Schrift igt engeiudieiiiHdi dnrdi die anf Yeietafttliehiiiig der 

grösseren schweizerischen Privattwliiitti gerichtete Bewegung der letsten Jehre, welche 
in dem schweizeiischen Bundesgesetze über das Rechnungswesen der Eieenbehneii 
einen vorläufigen Abscblass erhalten hat, hervorgerufen worden. 

Sie bringt zunächst eine korzgefasste , überaicbtliche Darstellung der in den 
verschiedenen Staaten Europas bestehenden, anf Konzession oder Gesetz beruhen- 
den Beimfalls- und Rttekknnfsreohte des Staates gegenüber den FriTateisen- 
bahnesL Hieran knttpft der Verfasser kritische Betrachtungen, welche darin gipfeln, 
dass er zwischen dem Rechte auf nnentgeltlichen Heim fall (richtiger wäre gesagt 
Aufall) der Privatbahueu an den Staat nach Ablauf der Koncessionsdauer nrni dem 
vorher Platz greifenden Rechte auf Httckkanf (richtiger: Ankauf) der Bahn gegen 
einen nach dem Bdnertrage einer Reihe ven Betriebi^ahren ermittelten Erwerbspreia 
ein Mittelglied Temiest, weldies «je nadi der xnr Znt des Bflekluinfes noch fer* 
bleibenden Konzcssiouädauer eine Abstufung der staatlicberseits pfliehtigen Leistungen 
festsetze" (S. 22 . Denn wie einerseits da^ Heinifallsrecbt f iii'» imvcrliitltnismässige 
Belastung der rrivatbahxien involvire und sich nur als das Korrelat eines den betr. 
Gesellschaften staatsseitig verliehenen werthvollen Privilegs und als Gegenleistung 
ttt «benuMunHiie staatlicbe Snsgaruitien oder sonstige staatiidie Beiträge reehtfertigen 
lasse, so «mthalten andererseits die konnsssionsmissigen BttoUcattfsbestinunnngen oft 
eine sn weit g lunde Berücksichtigung der kapitalistischen üntemehmerintersssen oder 
der Interessen der jeweiligen Aktionäre. Es sei daher ein Erwerbsmodus vorzuziehen, 
bei welchem im Falle des staatlichen Ankaufes der Erwerbspreis sich je nach Verhält* 
nis der bereits abgelaofenen Konzessiunszeit zu verringern habe. 

Hisrans wird im «freiten Thelle (8. 86 ff.) an der Hand mancher TermuMdmii'' 
liebender Beispiele die Nutsanwendmiflr für die Seh wein gelegen , wobei der Ter* 
fasser im HinbUdc auf die Schwierigkeiten, die der konzessiensrnSBaige Rtlckkauf der 
schweiaeriscben Priratbahnen nach den dort geltenden Bc8timmungen unter allen tim» 
ständen mit sich bringen würde, schliesslich zu dem Vorschlage gelangt, auf Grund 
■ eines neuen öligem. Bandesgesetzes bezw. durch Ergänzung der Bundesverfassung den 
JedflEMitigeD staatUdian Brwerb dar FriTateiseBbahiiMi im Wege der Bnteiguung 
fonmsehen. 
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Häg letrterer Voneblag aveb Ifonehcm etwas imdikal «nehebieii, so «ntbilt 

doch die Schrift jedettfaUs viele beachtenswerthe Fingerzeige ffir die Eisenbalrapolitik 

und -GesetzcrebTing, und ao vieles Interessante und Anregende, dass sie auch in 
wetteren Kreisen volle Beachtung verdient. Ür. Scheicher, Dresden. 

Austin Evans The light JB.ailwayä Act. WM wiih the liulea of the Board of trade etc. 
London 1806. 

CIttert, C, vftn und J. Tan Boo twiaa l Venamelinff Tan Wetten» Beelniten enx be- 
trdleade de Spoorwegcn in Nederland 189d. Qravenhage 189B. Qebr. van Clecf. 

Oelsen, C. Lea chemius de fer et le bndget. Paris 1896. Librairie üachette & Co. 

Dixon, F. H. State Bailroad control, witb a bistoi^ of its deTolopment in Jowa. 
Boston 1896. 

Kthi, Kompendiiu» der Baluieii aiedenf Ordnung. 2. Auflage. BerBn 1896^ Selbefc- 
verlag des Yeif aieen. 

II. Mit dem Eisenliahnreclit iin Zutammenhang stehende 

Schriften. 

Beyerlein. Gustav, Referendar. Besitierwerb durch Konnossenieiit. Strassborger 
Inangnral • Diseertation, Akadendaehe Verlagebncbbaadlnng ven J. C. B. Hebr. 
1896. 38 S. 

Der Verfasser kritiairt zunächst die bisher ttber den BesitzerwerL durch Kon- 
nossement aufgestellten Theorien, dit* er sämmtlich Tür nicht ausreichend erachtet 
und giebt dann seine eigene Auffassung, die zunächst allgemein begründet und dann 
an spezielleren FMlen nachgeprüft wird. Sein Resultat ist, dass das Konnossement nicbt 
nur Mosielitllcli sdner obUgatoriecbm Wirimngen, aendem anch fBr die Frage dea 
Besitserwerbea keine blo^ Bewmiarkiuide, aondeni ein Werthpapier ist, dass 
das ins possessionis im Konnossement verkörpert ist nnd nacli den Re^reln der Weiter- 
begebung der Werthpapiere mit ihm bewegt wird. Der Verfasser verschlie^'=;t «ich 
dem nicht, dass ein besitzrechtliches Werthpapier nur dauu deukbar ist, wumi der 
Besitz ein Backt iat und bei diewn Backt Thatbeatand und Becktsfolge a«f Ter-* 
aehiedene BetAtaanliijekte treffen kSnnen. Seleben Nacbweis aoökt er ana dam 
römischen Rechte zu erbringen. Diele Frage iat, bei dem eigenen Widerstreit der 
Quellen, wohl niemals .siebter lUsen. Warum soll aber andi gerade das römische 
Recht hier den Öchlüssel für das Uaudelsgesetzbuch gebenV Dazu ist es schon des- 
haib, weil ihm der BegriÜ' des Werthpapieres (wie der Verfasser selbst anerkennt) fremd 
ist, gerade beaoiMlen ungeeignet DietorHegend« Arbeit dtttfta daher aebwerBek dae 
Btroitige Problon gdOat kabm, wem ihr andi nicht die Aneikennnng an varaagea 
ist, dass sie in klarer Weise Aber den Stand der Frage belakrt und manche treffen- 
den (fc lanken enthält. Leider bescliränkt sie sich fast nur auf rein dogmatische 

- AusfUhruugeD, aber gerade die Untersuchung der praktisehen Fragen in möglichster 
Vollständigkeit und unter Berücksichtigung des historischen Entwicklungsganges wird 
kier etat eine alcbera Gnindlage geben, auf weldier mit Anaakskt anf Erfolg an die 

• tlKoratiacke Kenatruktien kerangetreten werden kann. 

Dr. Mittelstein, Hamburg. 
Dr. Crefsohmar. Das Rheinische Civilrccht in seiner heutigen Qettung. Vierte Aoflaga. 
Dttsseldort. Verlag von Schwann. 1896. 

Als Darstellung des gesammten in den Bheinlanden geltenden Civilrechts ent> 
hUt ^ Toriiegende, dem prakttache« Handgebranehe bcatiniinte Werk nlfbt allein 
den Code civil, aondern anch die alnuntlidien in deaaen Auaftthnuig nnd Ablnderang 
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erlasseueu Kelchs» uoU Landesgftsetse , die einscklägig'eii Ik^timiiunigen de.s Code de 
commerce, endiich das französische Civilprozessrecht und die Regelung der fieiwilligen 
Oflriehtaibiik]c«it: den CSode da pnMAdun etvilft. Die n]ilr«idie& AUtaderongsbeflliiii* 
nrangeii «Bderar dentadMii GMetse tmleB jedodi in d«n Hintusmnd vor der neneii 
Orondbuchgesetzgebung, dem bedcntnngsvollsten Eingriffe in dae IhuutQdaolie Becbti 
die den dritten Teil des Bandes füllt. Die allraäbli' Hp Rinführnnisr '1^'' rrrnndbnchs 
bedingt für die lange üebergangazeit die AnfrcthttTuaitung zweier Ki LljtH<?y8tome 
nebeneinander, ein Zustand, dessen uachteiiigo Folgen für das Verstäudniis aud die 
ABweadmig dw Bedite auf der Beiid Uegeo. 

Bei der gioBNn Zahl der Streitwagen und dem Umfange der Bechtaepieehmig 
ist von einer Haadmigabe des gesaromten CirUreohts kein eingebender Kommentar 
des Cffip f'ivil zn erwarten. Des Verfnpsers Bcmcrknngen bezwecken iii erRfer Tinio 
Klarsteilung dessen, was noch gilt, Begrilndimg der AufTielinng des nicht melir Gelten' 
den sowie Aufzählung der Ersatzbestiuiiuuugen. Nur iu diesem Bahmen sind Streit- 
fragen aof Grand der neaeeten dentadieii und fremdllndiechen BeebtMpieolittng und 
Literator erörtert und nnr insoweit, als soldea BorBegrflndBUg der vertretenen An* 
rieht geboten erMheint. Damit ist üi sehr Tielen Fftllen den dringendsten Bedttrf'» 
niasen der Praxis genüge gettmn 

Das zunächst für Prexissien;* tranauHisehes Hechtsgebiet bestiüimte Handbuch bat 
üi den andern deut^hen Ländern französischen Rechts nahezu gleichen Wert, da die 
AbRndeningen des Code dvO meist flbereinitimmend erfolgt, und die nenoi Geaetie 
s. T. BeifliiigeBetae sind, s. 'i. in ihren Grandaflgen fibereiutimmen. 

W. Co ermann, Bolchen, 

Fr. Kunze, Oh Verwalt. Ger. R. und Dr. G. Kautz, Reg. Rath. Die Hechtägrnndsätze 
des Kgl. Preuss. Ober-Verw. Gerichts (Begr. v. Parej) 3. Aufl. 1. laeferg. Berlin 
1696. J. J. Heiue's Verkg. 

Der Nmbearbeitnng der vorliegenden Sammlnng, anf deren Werth nnd Beden- 
tong bereits im Bd. Xm S. %ä dieeer Zdteehrift bingewiesen worden ist, beben ileh 
die faiem dnrch flire bisherige literarische Thätigkeit besonders qnallfizirtcn Herren 
Verfasser mit grf^ssteni Geschick und Fleiss unterzogen. Schon die 1. Liefenug be- 
weist, d&sä der Zweck .durch eine kurze, nur den Kern der Sache treffende, populäre 
Darstellang der Erkeuutnisse des Ob. Verw. Gerichts das zeitraubende Nach8chl{^B;en 
M vereinfrciieB nnd ibs VerstindsiiS an erieisbtem'', voU nnd gana erreicht werden 
wird, ffine eibebliehe Verbeaeening hat das Wmrk dadnrdi erfahren, daas den eigent- 
lichen Becbtsgnmdsätzen der wesentlichste Theil der Begrtlndnng beigefügt ist. Die 
Sammlung wird in 2 Bänden den Inhalt der bisher erschienenen 33 Bände der Ent- 
scheidungen des Ob. Verwalt Gerichts wiedergeben, mit reichhaltigen Anmerkungen 
nnd Literatnrangaben, sowie einem ansführlichen Sachregister versehen sein. Sie 
kann in jeder Hinsieht wann empfohlen werden. Dr. £ger, Beriin. 

Bf ne w lti V., Geh. B. B. Dr. Die Beleh^gewerbeoidnnng. Leifnig 189A. Bossberg. 

Bcrght, R. van der. Die Haftpflicht der gewerbUeben ümemehmer in DentooUand. 
Berlin 1897. Sieraenroth & Troschel. 

Deraburg, H., Dr. Lehrbuch des Preuss. Privatrechts, ö. Aufl. 2. Bd. Das Obligationen- 
recht Halle 1886. Buchhdig. d. Waisenhaus^. 

FMar-EMIis» Franssuebas lUmtreebt 7. Aul 3. Bd. Berlin 1896. Q. Beimer. 

NMhtr, Cfa Tb. Der Wwtb teebniseber Brlhidnugen, betraditet vom jnriatiseh-teQhniadien 
Standponkte. Kaiserslautern 1896. Cmsius. 

Kobner, deutscbee Beicbsstaatarecbt* 3. Anfl. iieraasg. t. £. Bkieh* Mflnchen 1696. 
Budiholz. 
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Landmann, Dr , R v Die nowerbeoidnung f. (L deutsche B«icli. 3. Aufl. L Bd. 1. Hälfte. 

Müuciieü 18^6. C. iL Bock. 
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LelpBlr BoMbeis. 
Platenlm, A. Gfondriae des badlMlieii Liadiediti. FnibniiBr L B. Ifl06b J. C. B. 

Mohr. 

Schröder, R. Das aUg. d. Haadelsgeaetehach und die allg. d. Wecheelorduuug. Bonn 
1896. Weber. 

W«Hr, E. Der WtMKAüta and aelm nehtlieiie SteUung. FnakftBi *. IL law. 

III. Abtianillungeii aus Zeltsekrifleii. 

Acworth, W. M. Light Bailwa^a. (Zeitschr. i, ^isenb. u. DamufDchiff. 1896. Nr. 43. 
S. 754.) 

HHti, Dr. BM»f. Beaehemignng einer mit BnrarbranMi^iirit vatodemn KnnUidt. 
(SMtichr. f. d. gee. Lokal- n. Sttaaienb. Wea. 189& Heft 8 8. 160.) 

Hille, Dr Kar!. Strasseobahnwisseuschaftlicbe Zeit- u. Streitfragen. 

VI. Wechgelwirkiinr: zwischen Haftpflicht Und Unfallvpr^icherung. VII. Stempel- 

pflicht der Zustinimnag zur Wegebeuutsung. (Zeitechr. t d. gee. Lok. a. Straasenb. 

Wes. 1896. Heft 3. S. 116.) . 
ttMOliwaok, 8. Die Senntagsnihe im Buenbahnfraohfeveikttbr und ihr Einfloat auf dift 

UeferlUat (Sped. o. SehüT. Zeitg. IV 1896 Nr. I».) 
Pfllzer. Die r btliche Natur deirüoMtenicheniiig. (Zeltiehr. f . d. goa. Haaddaneht. 

m. 45 Hüft i j 

Ring, V., Landrichter. Das Aktienrecht in dem Entwarf einee ÜAnddageaetahocha. (D. 

Jur. Zeitg. I. Nr. 21. S. 409.) 
Wiioi»>8ltB, Fziir, n, Die BiMBbah&transportatenar. (Zeitg. d. Var. Dentaoii. Eiaamb. 

Yerw. IfiOe. Nr. 94 S. 849.) 
Zailer, Dr., Ob. Rechn. R. Das Becht des Eisenbahnverkehrs in dem Entw. des neuen 

HandeUgesetzbncba. (Zeitg. d. Ver. Deutsch. Eisenb. Verw. t89f; Nr. 97 S. 877.) 
Haftpflicht der Eisenbabueo. (8ped. u. Schiff. Zeitg. V. 1897. Nr. 1.) Fracht- 

nacbzahiuiigeu und J^raclitrUckvergütungen (ist. 2). Etwas über das Befaktien« 

Weaan (Nr. 4). 

Die BeehtamigUtlgkelt der StrafbaitimmimgeB der Betriebaorilniiiig t d. Sbeab. 

Deutschlands. (Arcb. f. öff. Recht. XI. 4.) 

Der Aukiuif drr Hessischen Ludwigseieenhahn durch Freusien 0. HeasMi. (Pramaa. 
Arch. f. Eisciibahnwcs. 18!)7. S. 1.) 

Yerstaatlichoug der Hessischen Ludwigsbahn. (Zeitg. d. Yer. Deutsch. Eisenb. 
Yerw. 1896. Nr. 98. 8.841.) Zww nachtrjIgUch« Abnaebnigan lam IntamatioiMleii 
üebwdnkommen Uber deiiBiaettbahii-ItechtfailEebr vom 14. Octobar 180a (Nr. 100. 
S. 905.) 

Dip Ornndung: der Grossen Bprlinor Pffrdeeisenbahn - .\ktieng'e.^e!l*'r!mft , und 
deren Verwaiiiing während der ersten 2b Jahre. (Deutsche Strassen- u. Kleinbahn- 
Zeitung. 1896. Nr. 45.) Zum Entwürfe des GewerbeunfaUversichemngsgesetzes § 
98 (Kr. 49). Ueber die StaatabethafeD fttr Klainbabnen Qür. 61). 

Die F^e der Eisenbahngenosseneehafken. (IBUlieiltingen d. Yer. f. d. FOrdafi;. 
des Lok. u. Strassenb. Wes. 1896. Heft 10.) 1890 er Geaets, betr. die Brlaicbtoniiig 
des B«a«a t, lU^inbabiien in Öroaabiitanniea (Heft 11). 
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Unser Venliiigungswesea. (Deutsche Verkehrsblätter. 18^)6. Nr. 45) Die 
Stellang der liluenbahnbeamten im Eeichslaude (^'r. 47). Zur rage des Bechtäscliutzeä 
(Nr. AS). Yon dvr VttsttttUehmig der heiilschett Lmiiv^gsbahn (t^. 4^. 

OeaetiMitwiiif , lietr. die KonvertixvBg der BimtitionsiGhiilden «nd dto Baüwflnmg 

der Investitionsanlagen im Jahre 1897. (Zcitschr. f. Eist nb. u. Dampfschiff. 1886. 

Nr 44.) Das schweizerische Bandeegesctz v. 27. März 1896 flher d. Recbnnngswesen 
df I Ei.senbahnen (Nr. 47). Die Verstaatlichung der Hf'?«iisf hi n Lndwig^bahn (Nr. 61). 
Lias Kecht des Beiseudeo (Nr. öl). Der Scbadensaachwcia im i:^iä6ubabubetrieb8- 
feglemant (Nr. 68). 

üeber die Tnmportbeiechtigiiag f an Ktnenbdinronten. (AUg. Tailf^Anieiger t 
Eisenb. der Oeetar. Ungar. Monareliie. X7. 1886. Nt. 84, 8. 487.) Zur Aage 

der Special waatreniniotho (S 498). 

Die Ei.senbahntrausportstouer und iliie ätellimg im Staatsbaoshalte. (Das £buidebh 
moaeum. 1896. Heft 51.) 

Das Bedmnngsgeiets &ot die ichweiasarieel^ KsenliahneiL (Die SdnoebpiuMB. 
1886. Nr. 14. & 805.) 

Loi da 14 ao&tl886 aar les chemins de fer 6conomiqaes dans la Grande-Bretagne. 
(Bulletin de la Commission inrernat. du Congrös des chera. d. fer. Brnxelles. 1806. 
Nu. 12.) Le uonvean pr< Jet de loi sur les tramways & vapeur et ies chemins de fer 
^conomiques en Italie. (eod. Nr. 12.) 

IteUeuieGliA EiaenlMbiiverliiltiiiflBd. (Pmom. AfcL f. SÜHcnbeluiwea. 1887. S. 18.) 

UfedifiwutiMii alle oonTemiom üiteniasionAle di Bema , attivatta il 1 genaio 
1893, approvate della Confcrenza dl Awigi del nano e apiÜB 1896. Rollere deUe 
Stiade ferrate, Turin 1896. Nr. 49.) 

Organisation der Staatsanfsicht über die spaniächen Eisenbahnen. (Zeitschr. £. 
d. internal. Eisenb. Transp. lY. Nr. 12. S. 476.) 

KoniMioiiiniiig iiii4 Bedingungen für die SlnsieiibeiniteiiiiK in den Venfaiigteii 
StMtea WA AnMtika. (Die SehmelaBorlMbii. 1886. Nr. 14. & 806.) 



IV. 6esetzgebing. 

Deutsches Reich. Bek. des Beicbskanzlers betr. die Batifikation der zns&tslicben Yer* 
einbanuig«! snm intematioDAlen üebereiiikommeii ttber den EiaenbalmfirachtTeiltehr 
seitens der Niederlande sowie OestemidM und üngnnis. Vom 7. Ne?<MlMr 1886 

(B, G. Bl. 1896 S. 711). 

— Note des Keichs-Ei.senb.-Amts vom 12. Dezember 1896 betr. Ergänzung der Liste 
der dem internal. Uebereiuk. angehörenden Eiseubaiinen. (Zeitschr. f. d. intemat. 
£isenb.-Tranflp. V. Nr. 1. S. 1. 

— Beksantmadrang des Belcliskaoalers, lietr. die dem intemat Übeteinkoinmeii ttber 
den EisenbahnfraditTerkelir beigefügte Liste. Tom 11. Jannar 1887. (B. G. Bl. 1887. 

Nr. 2 S. 3.) 

Oesterreich. Note des Oesterr. Eisenbahn-Ministeriuras vom 22. Novbr. 1896 betr. Er- 
gänzung der Liste der dem internat Uebereink. angehörenden Eisenbahnen (Zeitschr. 
f. d. interoat. EiBenb.-Transp. IV. Nr. 12. S. 454) t. 29. u. 31. Dezbr. 1896. (Oesterr. 
Bisenk-Veiordn. BL X. Nr. 1. 8.) 18. n. 22. Jaanar 1887 (Z Nr. 7 v. 10). 

— Xilass des k. k. Süsenbafanministeriums vom 27. Oetober 1888, enthaltend Erliiute- 
Hingen betr. die Verfassung der Rechiiungsabscbliisse und Vennfigensnachweise bei 
den Verwsitnogea jener Osterr. Piivat-Eiseubalmeni bei welchen Betiiebs-Kranken- 
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kasseu trastehen. (Oesterr. Eisenb.-Verürdu. Bl. Nr. 140); vom 7. Jauuar 1897, 
betr, dlA AUndmiuig der §§ 2 u. 4 dar Beit «mt die Bmtt dw lUrbotricbniittel 
der Bttorr. BiMnbahnai Bit noraiftler Spnnraite. 

PrtiMen. Oesetz r. 16. DezemlMt 1806, Mr. den Erwerb des Tleaaisclien Ludwigs« 

«isenbabntintemphmwR ftir dm ureusaischen mid liesaücbeii Staat sowie die Bildung 
einer Ei^^etil aliabetriebs- und Finaiu^;ememgcbaft zwiscbeu PreaiMa und UeMen. 
(G. S. b. 2iö.) 

AUaMMtor BriiM Tom 16^ DtMub« 1896, betr. die Bimetraig einf Kien* 
babnbehOide in Meine. (0.8.8.868.) 
— Erlasse dee mnliter« der öffantL Art. t. 16. Octob. 1880, betr. Aendemn8;en der 

StRstsbahnwagenrorscbriften (E. V 1896. S. 30*5), vom 20. October 1896, betr. 
Aufstellang und Prüfnii<^ der Eisenbuliiilanplänc (S. 307;, vom 12. November 1896, 
betr. Aenderung der Muaterauuungen lux BuukruukeiütasMn (S. 315}| vom 24. Novbr, ' 
1806, betr. Xrenkenveniclieniiigepflicbt der «elbliehen Bediemteten (8. 816). 

RueliodL Abiiidemiig u. Eigtbuoag der Begtla tber die BeOrdemiig von Gttten 
mit den PassagierzOgen. (Samml. der Ges. u. Yerordn. Nr. 109 y. 13. Septbr. 1896.) 

Verordn. v ?/14. October 1896 betr Vorschriften fflr die Züttlhrrmg von Gütern 
ZQ Eisenbabn.itationen and die Lagerung derselben. (Verordn^-Bi. d. Min. d. Yerlc 
Y. 2/14 Noyember 1896.) 

Verorda. 16/88. Oetober 1896, betr. Beiheafolge der Beftedemiic der Freebt- 
gttter. (Verordn.-BL d. MIil d. Veik. t. 8/14 Novbr. 1886.) 

Sobweiz. Note des Post- n. Eisenbabn-Departeraents vom 24. Deabr. 1896 betr. Er- 
gftnaong der Li<>te der dem intemat. Uel^reink. engebfiteiideii SiaeabeliiMa (Zettecbr. 
f. d. intemat. Eisenb.-Transp. V. Nr. 1. S. 3). 

Speeiee. Gesetz vom August 1896, betr. Einfüiinmg eüier Steuer auf den Personen- 
uid WeerenTeikebr bei der Ein» end Anefalir (Qecete de Hedrld t. 81. Aeg. 1896, 
ia deeteeher Uebeneteong mitgetbellt im Pkwü. Ei8fliib.-AMli. 1897 Heft 1 a 188 IT.) 

Ungarn. Note des nngar. Handelsministers Tom 17., 21. u. 22. Notbr., 11. n. 22. Desbr. 
1896 betr. Ergänzung der Liste der den intemat. üebereink. angehörenden Eisen- 
bahnen (Zeitschrift f. d. intenationalen Eisenb.-Transp. IV. Nr. 12. 8. 464. V. Nr. 1 
S. 2/3.) 
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Entseheidungen. 



Nr. 200. Üntseli, des Handelsgerichts in Bonbaix. 

Vom 0. Januar 1895. 

[Zclt^ichr. f. d interiiat Kiscnli. Tr,.iT-|i V (18»7) Nr.3 8.827.] 

Art. 40. 41. Internat Uebereinkommen. Verspätete Ablieferung. Grobes Versohuldeil 

der Eisenbahn. 

Eine in Eilfracht aufgegebene Sendung hatte eine Verspätung von 
mehreren Tagen erlitten; der Empfänger verlangte von der Nurdbahn 
eine Entschädigung in Hohe des ihm verursachten Schadens, indem er 
sich darauf stützte, dass die Verzögerung auf ein grobes Verschulden 
der Kiseubahu zurückzufiiUreu sei; die Eisenbahn berief sich (higegen 
auf Artikel 40 des Berner Uebereinkonmieus mit der Behauptung, dass 
sie nur */io des Fiachtbetrages zu bezahlen habe, weil es sich im vor- 
liegenden Falle lediglich um die Xichteinhaltuiig der Lieferfrist handle. 

Das Handelsgericht in Roubaix hat diesen Standpunkt nicht gelten 
lassen. Die Eisenbahn, die anerkannt hatte, dass das Gut bis zur 
wirklichen Ausführung der Beförderung vier Tage im Bahnhofe liegen 
geblieben war, ist zur Zahlung des vom Kläger reklamierten Betrages 
verurteilt \Yorden. in Erwägung, dass, nachdem die Beförderung nicht 
in der vom Keglenient vorgeschriebenen Frist ausgeführt wurde, der 
Eisenbahn ein um so <^ii)beres Verschulden zur Last fällt, als es sich 
um einen Eilguttransport handelte, und dass durch Zahlung iler Pjlfracht- 
taxe die Absender iuiplicite das Verlangen einer raschen Bctürderung 
kundgegeben hatten. Hiernach war nicht Artikel 4ü, wohl aber Artikel 
41 des Uebereinkunimens in Anwendung zu bringen. 

Das von der Nordbahn gegen dieses Urteil dem Ivassationshofe 
uuterbreitete Kassaiiunsgesuch ist von diesem zurückgewiesen worden. 



Nr. 201. Entseh. des fraii/ös. Kassationslioies. 

Vom 10. November 1895. 

[Lamf-. Fleury, BuUet. aiiiiutö 1886. S.t67.] 

Haftpflicht der Eisenbahn durch veraohuldete Leltuig dee Oiti« Iber elM udere, ala 

die Iii Frtchtverlraia vereinbarte Rauta. 

Ein in Amsterdam aufgegebenes, nach Barcelona bestimmtes Out 

£ger, EUeubaboroohtlicbo Eutaclividuusen XüL SO 



^ kj .1^ uy Google 




■■■■ ',::^^:m;^y>^ 




294 



Entscli. des Xranzüs. Kassationsbof<» rom 8. Januar 18U6. 



war von der Midi-Eisenbahn Uber Hendaye-Irun geleitet worden, anstatt 
über Cerb^re and Port Bon» wie es der Absender Yorgescbrieben hatte. 
Der Irrtum war durch den Verlust des Frachtbriefes herbeigeführt 
worden, und es war dadnrcb ein erhebliches Manko an dem Gut ent- 
standen, weil die spanische Zollbehörde dasselbe während mehrerer 
Tage in der Station Irun zurückbehalten hatte, wo es, abgesehen von 
den atmosphärischen Einflüssen in der rauhen Jahreszeit, Manipulationen 
und Untersuchungen unterworfen worden war, die notwendigerweise zu 
einer Beschädigung beitrugen und die in CerbSre und Port Bon hätten 
vermieden werden können, wo die Zollformalitäten mit Rücksicht auf 
die in den Händen des in Port Bon wohnenden Klägers befindlichen 
Schriftstücke von weit geringerer Dauer gewesen wären. Die auf 
Zahlung einer Entschädigung verklagte Eisenbahn behauptete, dass, 
Sofern sie das Gut innerhalb der vorgeschriebenen und aus dem vom 
Absender bezeichneten Transportweg sich ergebenden Lieferfrist abliefere 
und nur die i'racht nach dem vom Absender verlangten Tarife berechne, 
sie berechtigt sei, das ihr tibergebeuo Gut auf der ihr am meisten zu- 
sagenden Transportioiite zu befördern. 

Das Appellgericlit in Montpellier hat die Midi-Eisenbahn verurteilt 
und der Kassationsliof, vor den dann die Sache gebracht wurde, das 
Kassationsgesneh verworfen, indem er entschied, dass die von dem 
Appellgerichte geniacliten Feststellungen — niinilich: 1. eines Verschuldens 
der Kisenbalin, iinaMiän^ig Von der Frage der Lieferfrist, bestehend in 
der Leitung über eine von der im J.^'raclitvertrage \ereinbarten J. eilung 
abweichende Koute; 2. der lkschädigung des Gutes als Voh^e dieses 
Verschuldens — die gegen die Midi -Eisenbahn aubgesprocheue Verur- 
teüuug vollständig rechtfertigen. 



Nur die wirkliche Abhotung des Gutes befreit vom Lagergeld, nicht die Erlaubniss des 
Stationevorstudes, da« Got noeh länger aif den Bahnhofe i eyen tu laesea. 

Der Kassationshof hat eine Entscheidung getvotlen , nacli welcher 
mit der Eisenbahn beförderte Güter, soweit es sich um die Berechnung 
des Lagergeldes handelt, nicht lediglich dcslialb als von der Station ab- 
geführt betrachtet werden künneu, weil sie zur \'ci [iigung des Knipiangers 
gestellt worden sind: es mnss thatsächlich Abnahme stattgefunden haben. 
Da die Eisenbalmtarile. auch bei entgegenstehenden Abniaclinn;jen, den 
Parteien gegenüber Gesetz machon, so darf die i-.iscnb;iliii eine Ab- 
weichung davon nicht zuge;»teheu. Es ist also zu Unrecht die Ei;>eu- 



Kr. 202. £utsch. des franzOs. Kassationsliofes. 

Vom 8. Januar 1896. 

[Revue gfiDtralc des clieii iiis rt*> fcr. 1897. I. S. 92) 
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bahn verurteilt worden, das Lagergeld znrückzuGrstatteii, welches auf 
die auf der Station belassenen Güter erhüben wurde, weil diese Güter 
zur Verfügung 1* s Empfängers gestellt worden waren oder weil der 
Balmbofsvorstaad aus Gefälligkeit damit einverstanden war, sie zu 
behalten. 

Die Thatsacheu, die zum Streite Aulass gaben, sind die folgenden: 
Der Empfänger von zwei Wachen Backsteine hatte einen Teil der'jplben 
abgeführt und den Rest im Einverstäudnis mit dem Balmliofsvui stand 
anf der Station lagern lassen. Als er sicli einen Munat später wieder 
einfand, am den Rest der Sendung abzuführen, musste er vorher den 
Betrag des Lagergeldes entrichten, das er unter der Behauptung znriick- 
verlangte, dass das Lagergeld uur bis zu dem Augenblick geschuldet 
sei. in welchem ihm die Sendung zur Verfügung gestellt worden war, 
und dass die Verzögerung in der Abführung des (Tiites mif die ihm von 
dem Bahnhufvorstand erteilte Ermächtigung zurückzutülinju sei. Diese 
vom ersten Kichter anerkannten Gründe haben die oben citirte Kassations- 
entscheidung herbeigeführt. 

Xr. 20o. Eiitaeh. des Bern. Appell.- u. Kassat.-Hofes. 

Vom L Februar 1896. 
(ZeltMlir. det Ben. Jnr. Ter. Bd. n. 8. 

Elt6Rbibtt<Hafl|ilHolit Verlttimg einet Eleeabahebeanteii. Elirerfea tfee Verifobte, 
dee eigenen Vereohuldens md der bSherea fiewalt. 

, . . . Von Annahme des VerzichtwiUens anf Seite des (Verletzten) 
B. kann keine Bede sein, indem derselbe eben nicht fftr den erhaltenen 
Betrag ^dahin und daweg*^ quittiert^ sondern einfach anf dem amtlichen, 
zu Händen der Direcüon des Innern anszafOIlenden Anzeigeformnlar 
bescheinigt hat, die dort aufgeführten Entschftdigangsbetrftge empfangen 
zu haben*). 

Einerseits ist es . . . begreiflich nnd war B. sogar dienstlich ver- 
anlasst^ sich nach dem Hindernis der Fortbewegung des Zages umzusehen, 
andererseits geht auch die von einem ordentlichen Bahnbediensteten zu 
prästierende Sorgfalt nicht so weit, dass er bei der AusUbnng d^ens^ 
lieber Verrichtungen sich einer peinlichen Aengstlichkeit zu befleissigen 
hat; vielmehr ist bei der Würdigung des Verhaltens des Bahnpersonals 
im Auge zu behalten einmal, dass dasselbe durch seine tägliche 
Beschäftigung mit dem Bahndienste gegen die Gefahren desselben 
mehr oder weniger abgestumpft wird, und sodann, dass derartige 
Versehen oder Unvorsichtigkeiten in dem naturgemässen zeitweisen 
Nachlassen der geistigen Spannung des betreffenden Individuums ihre 

Dies geschah dreiKouate oach dem ünfftUi der Betrag beüel didi auf Fi. 229.4&. 
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Eutoch. des Deutschen Keichsgericbts vom 11. Februar 1896. 



liinläDgliclie Entschuldigung finden (vgl. die Urteile des Bundesgericlits 
vom 18. März 1892 i. S. Leu und vS.-O.-B., A. S. Bd. 18, S. 242, und vom 
29. April 1892 i. S. Herger und Gutüiardbahn, A. S. Bd. 18, S. 2531 

Nocli weniger plausibel als die Einrede des eii^enen Versrlnildens 
ist diejenige der hr»l)ern Gewalt, auf welche die Ikkl. heute sich auch 
berufen hat, indem das Anfrieren der Bi omsklötze wohl ein Zufall war, 
aber nicht ein solcher, dem die Bekl. nicht mit Erfolg hätte begegnen 
können'* 

Nr. 304. Entsch. des deutschen Keiehssierichts. 

3. Civil-Senat Vom 11. Februar 1896. 
(Freon. BMa»l>. Atek. 18*7. H«ft s. 8.«M.] 
§ 58 Krank. Ver«. fiel. v. 10. Mal 1892. Bedeitviig der iwelwBdeitlleheo Friei 

Die im § 58 des KrankeiiTersicheraiigagesetzes für die Anfechtung 
der Entscheidung der Aufsichtsbehörde gesetzte Frist von zwei Wochen 
bezieht sich nnr auf die Endentscheidnng der Aufsichtsbehörde» nicht 
aber auf Yerbescheide, iusbesendere solche über den Grand des 
Anspruchs. 

Nach Ablauf der Anfechtungsfrist wird die Endentscheidnng der 
Aufsichtsbehörde Aber den Untersttttzungsanspmch rechtskräftig. Die 
EiUtscheidang kann also anch von der Aufsichtsbehörde selbst nicht 
mehr abgeändert werden. 

Nr« 205. Entsch. des Bern. Appell- und Hj88ai«*Uofes. 

Vom 27. März 1896. 

Eisenbahn-Transport, Weisungen des Absenders im Sinne des Art 16, Abs. 2. Trans« 
port-Ges. von 19. und 20. März lä75 (vgi. Art. 15 vofleUter Abs. Transport-Ges. vom 
29.111» 1893) mleeee tehrlftllob erteilt werden. — Eine Sieeinle der Bahnver- 
waltueg eleer Uebergangeetttloii liegt rIoM ver, wenn ele die ihr dnreli telegrapliieeiie 
Oepeeolie iigegMoeee Weiennf auf dem lewSlinliehen Olenetwege weiter befBrderL 

Der Kläger belangt die beklagte Bahnyerwaltung auf Ersatz des- 
jenigen Schadens, der ihm dadurch entstanden sei, dass seiner Weisung, 
eine an R. Pezzoli in Marseille adressierte Sendung TJhren im Faktur- 



•) Ks iKiinli'lte sii-li ilarnin . cinon Pcr«<^nenvvf»t»-cn ans ilor Lokoniütivrt^niise zu 
Laugenthai au den zu wcnitr Kaum hic'tt'inlon. /.mu Xh'jAuu; bereiten Frühzus* iuizuliiaig'ftn. 
Während der vorhergehenden kalten Nacht waren die jltrenisklotze'' an den Kadern des 
Beservewagens festgefroren; als daber derselbe dem Zog» augehängt war vnd fortbe- 
wegt werden sollte, gingra dessen Bftder nicht nra. Nacbdon aber ein Arbeiter das 
Hindemiss entfernt, setzte skh der Zug von selbst in Bewegung mit einem Rudi oder 
, Schnall''. Hierbei wurde B . der in \ ru^t l euiiter Haltung auf der Wagentreppe stand, 
um sich nach der Ursache des ilindcnüs^ uuizuächeu, bei dem KemiscuUior angedrückt 
uud erlitt svbwere Verlctzuugeix. 
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verte von Fr. 2365. — statt an diesen an das dortige Schweiz. Konsulat 
abzuliefern, nicht nachgelebt nnd dadarch f&r ihn der Verlust jenes Be- 
trages herbeigeführt worden sei. Der yorliegende Anspruch stützt sich 
in rechtlicher Beziehung anf Art. 16 des B.-G^. vom i9./20. If&rz 1875, 
betr. den Transport anf Eisenbahnen, und es hat die Beklagte heute zu- 
gestanden, dass laut des bezflglichen Frachtbriefes vom 23. H&rz 1891 
die Ware anf Bechnung nnd Gefahr des Versenders Ed. Moser reiste; 
diese gesetzliche Voraussetzung der Zulttssigkeit der ErteUung einer 
Anweisung seitens des Klägers wegen Aualieferong der fraglichen Uhren- 
Sendung an einen andern als den im Frachtbriefe bezeichneten Em- 
pfänger war mithin gegeben. Nnn macht aber die Beklagte zunächst 
geltend, eine solche Anweisung hätte, um fttr sie Terbindlich zu sein, 
ihr, bezw. der Anfgabestelle, schriftlich erteflt werden müssen nnd zur 
Ber&cksichtignng der dem Stationsrorstand in Nenenstadt bloss mündlich 
erteilten Anweisung sei sie in keiner Weise verpflichtet gewesen. Biehtig 
ist nnn aDerdings, dass in AI. 2 des citierten Art. 16 des Transp.-G. 
TQrgeschrieben ist, es seien solche Anweisungen schriftlich zu erteilen 
(vgl. auch § 103 AI. 2 des Transp.-Begl. f&r die Schweiz. Eisenbahnen 
vom 1. Juli 1878), nnd es ist daraus wohl auch zu folgern , dass nur 
derart besehaffime Weisungen rechtliche Folgen begrOnden können, ob- 
scbon diese Vorschrift nicht einen so bestimmten und unzweideutigen 
Wortlaut hat wie diejen^e in dem am 1. Januar 1894 in Kraft ge- 
tretenen Transp.-G. vom 29. März 1893, wo im vorletzten Alinea des 
Art. 15 ausdrücklich gesagt ist, dass jede in anderer als in der dort 
vorgeschriebenen schriftlichen Form gegebene Verfügung des Absenders 
nichtig sei.') üebrigens auch vorausgesetzt, es wäre die Annahme der 
ihm mündlich erteilten Anweisung seitens des Stationsvorstandes in 
Nenenstadt für die beklagte Bahnverwaltung an sich verbindlich ge- 
wes«i, so wäre doch immerhin zu untersuchen, ob derselben mit Bezug 
anf die Weitervermittlung jener Anweisung an die Abgabestelle in 
Marseille eine Säumnis zur Last zu legen sei; denn nur in diesem Falle 
könnte von einer allßUligen Schadensersatzpflicht der Beklagten hinsicht- 
lich der Ablieferung der ührensendung an den ursprünglichen Adressaten 
R. Pezzoli in Marseille die Bede sem.*) 



^ Dieser Wortlaut entspricht der internationalen Konvention vom Jahre 1890, 
unter welche dieser Fall sa stehen gekommea wire, wenn er sich moh deren Inkraft- 
treten ereiguet hätte. 

*; Eä wird weiter ausgeführt, dasä uacii den tiiatäächliclieu Vorhaltuisaen der Baim- 
TCtwaltOBg «ine Sftvnuus nicht mr Last fftUt. 



29B EntBch. d. Schiediger. d. bernfigen.TJiif «Uyeis.'Aii»t 4. Ostenr. Eiaenb. 18. April 1896. 



Nr* 806. Entscli. des Schiedsgerichts der berufsgenossenscluifü. Un- 
fiülTersieliernngs-Anstalt der IMcvr» SisenbahiieiL» 

Vom 18. April 1896. 

lOestorr. Ki.<pnb. Verordn. Bl X. Nr. 16. S.SC6 | 

Vtilillidifle Kriippeliiaftigkeit ist dauemdpm Siechthum Im SinriF^ des Art VII des 6es. 

V. 20. Juli RGBl Nr. 168 yleichzuachten. 

Der Benclii und mit demselben aucli das Gesetz unterscheidet, an- 
knüpfend an die Spruchpraxis des Haftpflichtfresetzes, bei durch Ver- 
kelirsunfälle verunglückten Eisenbahnbediensteten zwei in Ansehung des 
Rentenausmasses verscliiedeu zu behandehide Ivategorien von Thatbe- 
stllnden; die erste Kategorie umfasst Verletzungen, welche mit flieil- 
weiser oder gänzlirher Erwerbsuntaliigkeit endigen und nach dem II lü- 
pflichtgesetze im Sinuc der 1325 bis 1327 a. b. G.-B. durch Zuer- 
kcnnnng des Verdienstentganges, unter Umständen auch noch von 
Heilnngsk Osten uud Schmerze n.sgeld entschädigt worden sind; die zweite 
Kategorie umfasst dagegen jene Fälle der gänzlichen Erwerbsunfähig- 
keit, in welchen nach dem HaltpllicIdL'-esetze nicht nur der Verdienst- 
entgang ersetzt, sondern auch die Jvosten der Heilung und ein reich- 
licheres Schmerzensgeld zuerkannt wurde; diese zweite Kategorie fasst 
das Gesetz unter dem generellen Ausdrucke „dauerndes Siechthum" zu- 
sammen, welcher, in dem von Prof T)r. A. M. erörterten Sinne inter- 
pretirt, die Intentionen des Gesetzgebers verfehlt und deshalb in einer 
Weise, welche es zulässt, die Fälle einer nicht sofort tödtlichen, d. h. 
einer sehr schweren, jedoch nidit h^tal ausgehenden Verletzun*^ unter 
die zweite Kategorie zu subsmnnru und derart auch die dauernd und 
gänzlich erwerbsunfähig gewordenen Personen, welche von einer schwereu, 
mit hochgradigen Schmerzen verbundenen Verletzung betroffen w'>T-den 
sind und als hilflose Krüppel unter den Verlet/unfifsfolgen dauernd leiden, 
der ausserordentlichen Unterstützung tkeühaltig werden zu lasseu, inter- 
pretirt werden muss. 

Kläger, welcher durch Ueberlahren beider unteren Extremitäten 
eine zweifellos selir schwere und mit überaus grossen Schmerzen ver- 
bundene Verletzung erlitten hatte, bietet heute das Bild eines nicht nur 
gänzlich erwerbsunfähigen, sondern auch gänzlich liilflosen, auf die 
Unterstiitzuug und Pflege seiner Gattin angewiesenen Krüppels; mag 
auch dieser Zustand vielleicht den Verunglückten einem langsamen Tode 
nicht zuführen, so ist derselbe doch mit so viel Mt\hsal und mannig- 
fachen Beschwerden verbunden, dass diese die gänzliche Erwerbsunfähig- 
keit complicirenden Begleitersclieinungen in ilirer (lesammt Wirkung das 
Individuum in eine dem Siechthume im engeren Sinne gleichwerthige 
Situation versetzen. Diese Erwägung^en rechtfertigen es, dem Verun- 
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glftckten die ausserordentliche ünterst&tziiQ^? in der Form der Zaer- 
kenniing einer 120perceütigen Rente zuzuwenden. 



Nr. 207. Entscli. de» Oberlandesgerichts Colmar« 
Straf-Senat. Vom 28. April 1896. 

(ZcitscLr. f. Elf -Li'thr .Tahr^ 22. S. -is.) 

Polizei- VerordBungs*Recht. Anordnong von Sicherheitsmassregeln zur Beseitigung der 
durch elnei Nitnrzattand bedingten G0fahr auf Kosten der Eigenthümer. 

Der Eigenthümer eine:5 Gnindstlu ks ist wcnler civilrechtlich ver- 
pflichtet iiocli kann dei'selhe ijolizeionlnungsmässig verpflichtet werden, 
Schutziiia^sregcln zu treffen, welche noth wendig sein können, um die 
unterhalb gelegenen Grundstlicke vor dem Schaden zn bewahren, welcher 
diesen durch Abrutschen oder Abstiirzcn von Krde, Sand, Geritll. Schnee 
oder Felsen erwachsen kann, .sofern die Gefahr ledig-lich auf der natur- 
liehen Beschaftenhoit der Öertlichkeiten beruht und nicht (wenn auch 
nur theilweise) durch menschliches Thun herbeigeführt ist. 



ISr. 208. Entseh« des Bentsehen Beiebsgeilclits« 

4, CiTil-Senat. Vom 15. Mai 1896. 

[PreiiM. Tsnr. Bl. ZVIIt Nr. iL S. 1174 
Dar Staat und die Gemeinden sind nicht ver|lfiolitet, wegen baupolizeilicher Besohrän- 
kangen dea Eigenthams Entschädigung zu lelatan. | 75 Einl. §§ 36 fr. 1 8 Pr. A. LR. 

Das Bemfuttgsgericht prüft dann weiter, ob etwa der § 4 des ge- 
nannten Gesetzes vom 11. Mai 1842 in Verbindung mit § 75 der Einl 
znm ALB. den Klageanspruch rechtfertige. Nach dem genannten § 4 
soll, wenn behauptet wird, dass durch eine polizeiliche VerfQgnng ein 
solcher Eingriff in Privatrechte geschehen sei, fUr welchen nach den 
gesetzlichen Yoi-schriften Uber Aufopferungen der Rechte und Vortheile 
der Einzelnen im Interesse des Allgemeinen Entschädigung gewährt 
werden muss, der Rechtsweg darüber stattfinden, ob ein £ingi*ifl^ dieser 
Art Torhanden sei und zu welchem Betrage dafttr Entschädigung ge- 
leistet werden müsse. Und nach § 75 der Einl. zum ALR. ist der Staat 
demjenigen, welcher seine besonderen Rechte und Vortheile dem Wohle 
des gemeinen Wesens aufzuopfern genöthigt wird, zu entschädigen ge- 
halten. Das Berufungsgericht erachtet diese gesetzlichen Bestimmungen 
hier nicht för anwendbar, indem es in Anschluss an die Praxis des vor- 
maligen preuss. Obertribunals und des Reichsgerichts (Gmchot, Beitr. 
Bd. 34 S. 881 und Beichsgerichtsentsch. Bd. 34 S. 297) davon ausgeht, 
dass die auch in dem Art. 9 der preuss. Verfassongs- Urkunde grund- 
sätzlich anerkannte UnTerletzIichkeit des Eigenthums ihre BesehrBnknng 
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in den nach §§ 36 ff. ALR. T. 8 gesetzlich zulässigen baupolizeilichen 
Anordnungen finde. Wie das Beruf ungsgei ich t dann unter Hinweis anf 
die Bauordnung für die Stadt Erfurt vom 5. Dezember 1879 näher aus- 
flilu-t, handelt es sich im vorliegenden St i eitfall ausschliesslich um solche 
baupolizeiliche Beschränkungen m\<] dn- Kläger kann di .slialb nicht einen 
Ansprach auf Grund des § 4 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 und des 
§ 75 der Einl. zum ALR. ans ihnen herleiten. 

Auch diese AosfUhmng des Berufungsgerichts lässt sich rechtlich 
nicht beanstanden. 

Nr. 309. Entsch. des Tribunal cIvU in Ma^on, 

Vom 19. Mai 1896. 
(Jonnwl d«B ttantports 1897, 8. 10.) 

Naflpfllolit fOr du den ReteendM !■ 6ipi«klokal gestolileHS fitplok. 

Ein Ordonnanzkoffer, der einem Premier -Lieutenant gehörte, 
welcher wahrend der Manöver mit der Überwachung der Einladung des 
Gepäcks der Offiziere 'des Regiments beauftragt war, war von der Oe- 
pftckbank entwendet worden, während der Eigentümer auf den Bahn- 
steig gegangen war, um mit dem Bahnhofvorstand die erforderlichen 
Anordnungen zu treffen. Die Eisenbahn hatte zu ihrer Verteidigung 
geltend gemacht, dass sie dem Elftger weder emen Gepäckschein noch 
einen Anfbewahrungsschein ausgefolgt habe und dass demnach weder 
ein Beftrderungs- noch ein Verwahrnngs- Vertrag zwischen ihr und dem 
Kläger zu stände gekommen war. Das Gericht hat diese Anschauung 
nicht zugelassen und erkl&rt, dass die Sache sich mindestens anter 
ebenso günstigen Bedingungen darstelle wie bei einem Beisenden, der 
genötigt ist, fttr einige Augenblicke sein Gepäck zu verlassen, um sich 
mit einer Fahrkarte zu versehen, und dass, da die Eisenbahn in der 
That keinen Gepäckschein fttr sämtliche Ordonnanzkoffer der Offiziere 
ausgefolgt hatte, daraus hervorging, dass ihr gegenttber die Vermutung 
bestand, sie in dem Augenblicke fibernommen zu haben, wo dieselben 
auf die Gepäckbank niedergelegt und in den Gesichtskreis der Be- 
diensteten gebracht wurden, die gewöhnlich mit der Einschreibung be- 
traut sind. 

Nr.SlO« Entseh. des Preuss. OberTcrwaltungsgerielits. 

2. Senat. Vom 26. Mai 189«. 

IDentsch. Jur. Zoitu. II Vr V S in? Z-ff '>9] 

Grundsteuerpflicht betr. Dienstgrundstücke und Dienstwohnungen der Beamten. 

Die Vor.sclnifteii des s> 24 des Kommnnalabf^abenge.^etzes vom 14. 
Juli sind aiifzufassoii, dass das iieiit; (resetz die Dieustgrnnd- 
stücke und Dienstwohnungen der Beamten nicht mehr als zum 
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öffentlichen Dienst oder Gebranch bestimmt ansiebtt sie also nicht mehr 
grnndsteuerfrei sein sollen. Dieser Grundsatz ist fortan anch im Bahmen 
der Kabinetsordre vom 8. Juni 1824 (GS. S. 57) massgebend, die Ober 
die Frage der Gmndsteaerfmheit Bestimmung ftberhaupt nicht getroffen 
bat. Der Schlnssabsats des § 24 ist nur dabin zn verstehen, dass die 
Grundsatze der Kabinetsordre unbeschadet der Vorschriften in Absatz 
2 und 3 bestehen bleiben besw. auf ein weiteres örtliches Gebiet aus- 
gedehnt wei-den sollen. 

Nr. 211. Kutseh. den Obcrlandcsgcrlehts Köln. 
Vom 27. Mai 1896. 

IZeitsobr. f. (IraosÖs. Cirttr. Bd. IT S.87t.l 

Verletiang etiiM belgfsohm BafmbeaMtes aif pnmischfn Staattbabiigelitle. Hiftni 

des prenstitehen Eisaibahtiltkus. 

„Ein belgischer Bahnbeamter, welcher ausschliesslich Arbeitnehmer 
der belgischen Staatsbahn ist, von dieser engagirtund angestellt war, von 
dieser sein durch Anstellungsvertrag bestimmtes Gehalt bezog, nur der 
belgischen Staatsbahn als seiner Arbeitgeberin gegenfiber vertragliche 
Rechte und Verpflichtungen hatte und in dieser Stellui^ Dioiste ver- 
richtete, die auf der hier fraglichen Bahnstrecke (von Verviers Uber 
Welkeuraedt nach Aachen) aus besonderen, für sein Verhältniss zur 
belgischen Staatsbahn belanglosen Gründen sich als Dienstleistung in einem 
fttr Rechnung des preussischen Eisenbahnfiskus erfolgenden Bahnbetriebe 
darstellten, kann, wenn er nach dem Uebergange der belgischen Eisen- 
bahnzüge auf preussisches Staatsbahngebiet auf letzterem einen Betriebs- 
unfall erleidet, den preussischen Eisenbahnflskus als Betriebsuntemehmer 
auf Grund des § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 fftr 
den Schaden in Anspruch nehmen. Der Eisenbahnflskus kann seine 
Haftung nicht deshalb ablehnen, weil er nach § 1 des AnsdebnnngSr» 
gesetzes zum Unfallversicherungsgesetze vom 28. Mai 1885 mit seinem 
ganzen Betriebe unter das Unfallversichemngsgesetz falle, der Kläger 
aber in diesem Betriebe als Arbeiter beschäftigt, also nach { 1 des 
Unfallversicherungsgesetzes vom 6. Juli 1884 gegen die Folgen eines 
hiebei stattgefnndenen Unfalls versichert gewesen sei. Denn, wenn auch 
der preussische Eisenbahnflskus auf der fraglichen Bahnstrecke als 
Betriebsunternehmer im Sinne des § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes 
anzunehmen ist, so stand er doch zur Zeit des Unfalls dem Kläger nicht 
als Betriebsuntemehmer im Sinne des Unfallversicheiiingsgesetzes, d. h. 
nicht als Arbeitgeber, gegenfiber. Es bestand zwischen den Parteien 
kein Arbeits- oder Dienstvertrag, welcher den Kläger verpflichtet hätte, 
zum Bahnbetriebe des preussischen Eisenbahnflskus gehörige Dienste zu 
venichten. Der § 98 des Gesetzes vom 6. Juli 1884 kann hier nicht 
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in Frage kommen, denn das Unfallversicherungs^esetz fiiulot anf die 
belgische Staatsbahn und auf deren Verhältniss zu iliren Arbeitnehmern 
keine Anwendung. Wäre jedoch der Kläger unter sonst glcirhen Um- 
ständen, nicht als Arbeiter eines ausländischen, sondern als Angestellter 
eines dem Unfallversicherungsgesetze unterworfenen deutschen Eisen- 
bahnbetriebsunternehmens verunglückt, so würde allerdings der preussische 
Eisenbahufiskus, als ein zu dem Kläger nicht im Verhältniss eines Arbeit- 
gebers Stehender, als ein „Dritter" im Sinne des § 89 cit. auf Grund 
dieser Bestimmung aus § 1 des Kcichshaftr^esetzes haften (vgl. Entsch. 
des £.G., Bd. 20 8.54; Bd. 23, S.ö2, 53)". 



Nr. 212. Entsoh. den Oesterreich. TerwaUaugä-Ocrichtüiofcs. 

Vom 28. Mai 189G. 

fdrsM-rr Fisful,, VCrordn. BI. IX (189ß^ Nr. 99. S. 1658.] 

Aenderungen an Eisenbahnobjekten, welche lediglich in Folge von Regulirunssbauten 
bahufs Zusammenfassung und conoentrirtar AbfWir dar Witaer ainaa Fluss- oder 
Biebiablatea erforderlloh waiHaa, laHea RieM dar ElaaRfcaliii>UatarnabaiuRg iiir Last. 

Im Hinblicke anf das in der Sache ergangene hieigerichtliche Er- 
kenntnisB vom 20. September 1894, Z. 3460 *), war heate lediglich die 
Frage za nnt^rsachen, ob durch das Begehungsprotokoll vom 26. Ha! 
1838 gegenüber der Nordbahn-Gesellschaft ein Specialtitel begründet 
wurde, kraft dessen die genannte G^Uschaft verpflichtet worden ist, 
jede Aenderong an der Eisenbahnbrflcke Uber den Zaya-Giessbach auch 
kflnftighin anf eigene Kosten herzasteUen. 

Die angefochtene Entscheidung verneint diese Frage, weil die Be- 
stimmungen des Begehungsprotokolles nnr eventneüe natürliche, besw. 
durch den Bau und Bestand der Bahn herbeigeführte Aenderungen der 
Wasserabflossverhältnisse , nicht aber solche Yerftnderungen im Auge 
haben kennen, welche anf eine willkilrliche, d. i. von dritter Seite ge- 
plante, wenn auch den dermaligen Bedürfoissen entsprechende Bach- 
regnliening zurückzuführen sind. 

Der Yerwaltungs-Gerichtshof musste diese Entscheidung als zu- 
treffend erkennen. Denn in dem citiii;en Begehungsprotokolle haben 
die Herrschaft und die Unterthanen in Betreff der im Protokolle ange- 
führten, vom Staatsingenieur zur unschädlichen Abführung der Hoch- 
wftsser für nöthig erkannten Oeffnuugeu allerdings die ausdrückliche 
Bedingung gesetzt, dass die Eisenbidin-Gesellschafb in der Zukunft 
verpfliditet bleibe, jede Abihiderung und Vermehrung, welche sidi in 
der Zukunft bei diesen Objecten zum unschädlichen Abflüsse dieser 

0 Gf. yxdgB.-BL Nr. 126 Tom 3. Novemtier 1894, pag. 2089. 
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Gewässer zeigen sollte, auf ihre eigenea Kosten herzustellen und m 
erhalten, und es hat auch die Eisenbahn-Gesellschaft diese Bedingong 
angenommen. 

Nach dem Wortlaute dieser Vereinbarungen kann aber aUerdings 
die yerpüichtnug der Bahugesellschaft nur auf solche Aenderungen 
oder Vermehrangeu der erwähnten Objecte bezogen werden, welche 
dadureb als nothwendig erscheinen , dass die errichteten Objecte für die 
unschädliche Abführung der Wässer nach ihren bestandenen natürlichen 
Abffussverhältnissen sich als ungenügend erweisen sollten. 

Nun wurde durch das GommissionsprotokoU vom 16. März 1898 
constatirt, dass die von dem Zaya-Concurrenzausschnsse unternommene 
Begulirung des Zaja • Flussgebietes eine wesentliche Aendemng der 
bestandenen natfirlichen Abflussverhältnisse in sich schliesst, indem die 
Abführung der Hochwässer in Hinkunft nicht mehr durch die im Jahre 
1838 geschaffenen 8 Objecte, sondern in der Weise erfolgen soll, dass 
die Hochwässer ans dem Zaya- Flussgebiete concentrirt durch den 
Durchlas« der in Frage stehenden Eisenbahnbrficke abzuftthren sein 
werden, und dass das Begulirungsproject insbesondere auch eiiie 
wesentliche Abänderung der dermaligen Abflnssverhältnisse dadurch 
herbeigeführt hat, dass der bisher in den Zaya-Kühlbach eingeleitete 
und durch den Eisenbahn-Durchlass bei km 60.3/4 weitergeführte 
Eichhornbach nun ebenfalls in das Hauptbett einbezogen wurde. 

Aus diesem Gutachten folgt nun klar, dass die Erweiterung der 
in Frage stehenden Eisenbahnbrücke keineswegs dadurch als noth- 
wendig sich herausgestellt hat, weil die nach dem Begehungsprotokolle 
vom Jahre 1838 geschaffenen Objecte zur Abiuhr der Hochwässer sich 
als ungenügend erwiesen haben, sondern dass die geplante Aendemng 
der Eisenbahnbrflcke darum erforderlich erschien, weil die Zusammen- 
fassung und concentrirte Abfuhr der Wässer des Zaya-Flussgebietes 
Ziel und Zweck der Begulirung gewesen war. 

Der Yerwaltungs-Gerichtshof mussto daher die angefochtene Ent- 
scheidung als in dem Wortlaute des Goncurrenzprotokolles vom Jahre 
1838 begründet anerkennen und darum die Beschwerde als unbegründet 
abweisen. 

^r. 2X3. Eutseb. des Oosterr. > or>valt.*0erlcht8hofes. 

Vom 29. Mai 18%. 

(Of'stiTc Fi,riili \. v,.i-(l!> II! IX '\^'y- N'r < 17;HI 

I. Bei ßeurtlieilung der Frage, ob eine Ei.senhahnunternehmung auf firund der Be- 
stimmung des g 10, lit. b), Abs. 2 der Verordnung vom 14. September 1854, R.*G.-BI. 
Nr. 238, 10 Vorkehrungen gcyeii später eingetretene NeelitiieRe verpfliehtet werden 
ktio, kommt es niebt aof elo VereehuMes der Eleeobohnaitirielimaif , sondern nnr 
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aaf den urelchlichen Zusammenhang zwischen dem Bahnbaue und den constatirten 

Uebelständen an, — 2. Aus der Verpflichtung der Eisenbahnunternehmuno zur Her- 
stellung von Vorkehrungen folgt die weitere Verpflichtung, den hiezu erforderlichen 

Kobtenaufwanij zu bestreiten. 

Darch die nngefochtene Verfttguiig des k. k. Handelsministeriams 
vom 23. September 1895, Z. 44.864, wurde ausgesprochen, dass Seitens 
der Verwaltung der k. k. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn bclmfs 
Beseitigung der mit dem Bestände von Materialgräben im Gebiete der 
Gemeinde Pohl verbundenen sanitätswidrigen Uebelstände entsprechende 
Vorkehrungen su treffen sein werden. 

Die bescbwerdeflihrende Nordbabn erachtet sich durch die ange- 
führte VerfOgUDg in zweifacher Eichung fftr beschwert: 

1. weil dieselbe überhaupt an die Bähnyerwaltnng und nicht vielmehr 
an die Gemeinde Pohl erlassen wurde; 

2. weil dieselbe — wenigstens stillschweigend — von der Nordbahn 
verlange, dass sie die ihr aufgetragenen Vorkehrungen auf ihre 
Kosten durchführe. 

Ad. 1. Der Reclitstitel der angefocliteiien Verfiif^uiig liegt in der 
Bestimmimg des § 10, lit. b) der die Ertlieiluug von Eisenbahn- 
Concessionen regelnden , mit Rücksicht auf die Concessionsurkunde vom 
1. Jänner 1886, R.-G.-Bl. Nr. 7, auch auf die Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn anwendbaren Verordnung vom 14. September 1854, R.-G.-Bl. 
Nr. 238, woselbst gesagt wird, dass die Eiseubahnunternehmungen 
solche Vuikehruügen zn treffen haben, dass die angren5^enden Grund- 
stücke, Gebäude u. s. w. durch die Bahn' weder während des Baues 
derselben, iiuch i?i der Folge Schaden leiden. 

Die thatsMclilichen Voraussetzungen der Anwendung dieser Ge- 
setzesstelle sind durch die Erhebungen in zweifelloser Weise festgestellt. 
Denn dieselben haben ergeben, dass der hier in Frage kommende, 
durch den Bau der Bahn selbst gebildete Materialgraben im Laufe der 
Zeit in pincn S>im])t' verwandelt worden ist, welcher durch die damit 
verbundene V erpestung der ganzen Umgebung und durch die drohende 
Verseuchung der Nutzwässer sanitäre Uebelstände und Gefahren von 
weittragender Bedeutung herbeii^ulühien geeignet ist. 

Damit sind alle Momente gegeben, durch deren Vorhandensein die 
Anwendung der angeführten Gesetzesstelle bedingt ist. Ein Verschulden 
der Bahnunternehmung oder der Bahnverwaltnng gehört 2U diesen 
Momenten nicht. Das Gesetz erwähnt von diesem Erfordernisse nichts, 
und es kommt dasselbe hier überhaupt gar nicht in Frage, da es sich 
nicht um privatrechtliehe, sondern um öfiiBntlidi rechtliche, der Unter^ 
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nehmung mit Rücksicht auf die ihr ertheilte Coiicessioii auferlegte 
VerpflichtuDgeu gegenüber der Staatsverwaltung handelt. 

Die Frage, ob irgend ein Verschulden der Bahn Verwaltung anzii- 
nehnien sei, kommt in Fällen jener Kategorie, wie der voilieg(!n(le, 
umsomehr ausser Betracht , als es sich nicht um die Haftung für einen 
bereits zugefügten erweislichen und nach Vermögenswerthen abscliätz- 
baren Schaden , sondern um die Hintanhaltung zukünftiger Schädigungen 
oder Benacbtheiliguugen handelt. 

Im concreten Falle endlich muss die Feststellung eines ursächlichen 
Zasammenhanges zwischen dem Bahnbaue bezw. den durcli denselben 
bewirkten Veränderungen und den constatirten sanitären Gefahren und 
Uebelständen auch aus dem weiteren Grunde geniigen, weil die Bahn- 
nnternehmung vertragsmässig und unbedingt und vorbehaltlos die 
Verpflichtung auf sich genommen hat, die hierin Betracht kommenden 
Vorkehrungen, sobald das Bedürfniss dazu sich ergeben werde, zu treften. 

Im Begehungsprotokolle über die betreifende Eisenbahnstrecke vom 
22. April 1841 ist nämlich eine Erklärung des General-Inspektors im 
Namen der Eisenbahn-Gesellschaft enthalten, dass sich z\x allen wie 
immer gearteten and si)äter als nothwendig anerkannten Herstellungen 
und Durchlässen oder Abzügen .... herbeigelassen .... und dafür 
gesorgt werden wird , dass den diesfalls später vielleicht vorkommenden 
Uebelständen mit möglichster Beschleunigung abgeholfen werde. 

In dem speciell die Strecke in der Gemeinde Pohl betreffenden 
Protokolle vom 11. Mai 1841 wird auf diese Verpflichtungserklärung 
ausdrücklich und mit dem Bemerken, dass dieselbe auch hier gelte, 
hingewiesen. 

In der hierüber ergangenen Erledigung des Landes-Guberniums 
vom 25. Juni 1841, Z. 25.871, mit welcher das Bauprt^ect genelimigt 
wurde, wird der Beisatz gemacht, dass nach der von den Bevoll- 
mächtigten der Bahndirection übernommenen Verpflichtung die vielleicht 
weiter noch nothwendig werdenden Wasserdurchlässe zum Ablaufe des 
Kegen- und Inundationswassers , sowie die allenfalls noch im Verfolge 
aus öff'eutlichen polizeilichen Rücksichten sich als nothwendig dar- 
stellenden Vorkehrungen auf jedesmalige Anforderung von der Eisenbahn- 
unternehnmng zu bewerkstelligen sind. 

In einem weiteren Protokolle vom 6. August 1844, bei dessen 
Aufnahme auch die Vertreter der Gemeinde Pohl betheiligt waren, hat 
der Vertreter der Bahn neuerdings die Zusicherung gemacht, dass in 
dem Falle, als etwa bei der wirklichen Ausführung des Bahn- 
baues weitere Vorkehrungen bezüglich des Wasserabflusses, der Ver- 
bindungswege oder in soustigei- polizeilicher Hinsicht als nothwendig 
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hervortreten sollten, solche ohne Verzug, das heisst also ohne eine 
diesbezügliche Aufforderung Seitens der Behörde abzuwarten, in ent- 
sprechender Art werden bewirkt werden. 

Diesen Verpflichtungserklärungen gegenüber kann sich die Be- 
schwerdeführerin aucli nicht mit Erfolg auf den Umstand berufen , dass 
durch Vernachlässigung der Reinigung des über den fürstlich Hatzfeld'- 
schen (Uund führenden Abzugsgrabens die Versumpfung des Material- 
grabens fortgeschritten und die früher durch den erwähnten Abzugs- 
graben bewerkstelligte Reinigung desselben unmüglidi geworden sei. 

Denn nach dem unzweideutigen Wortlaute der obigen Erklärungen 
hatte die Balinunterneliniiuiii:, bezw. Bahnverwaltung schon ursprünglich, 
(las heisst schon zur Zeit, als durch den Bahnbau der in Rede 
stehende Materialgraben entstanden war, die Verpflichtung, die Ver- 
sumpfung desselben durch entsprechende Vorkehrungen hintanzuhalten, 
wonach die ott'enhar erst sj)äler einc^etretene Verschlaniniun^'- des fürstlich 
Hatzfeld"scheu Grabens auf den Zustand des Materialgrabens gar uio 
einen Einfluss zu nehmen geeignet gewesen wäre. 

Ad 2. Aus der eben erörterten Verpflichtung der Beschwerde- 
führerin, die in Rede stehenden Vorkehrungen zu treffen, ergiebt sich 
selbstverständlich auch die Verpflichtuug zur Traguug der damit ver- 
bundenen Kosten. 

Die Beschwerde will in diesei- Richtung zw'ar geltend macheu, dass 
es sich Vorliegend um eine sanilutspulizeiliche Massregel handle, dass 
daher nach den liestiiunuingen der Gemeindeordiiung die (Jeuieinde 
Puhl den betreffenden Kostenaufwand zu iM'streiten hätte. 

Allein es handelt sich gegenwärtig' nicht um eine sanitätspolizeiliche 
Massregel. Der in Handhabung dieser Function an die Bahnverwaltung 
ergangene und in lietreff des jetzt noch alluiu einen Gegenstand der 
behördlichen Verfügung bildenden Materialgrabens gänzlich unausgeführt 
gebliebene Auftrag des Gemeindevorstandes I'rdil kommt bei dem 
jetzigen Stande der Sache gar nicht mehr iu Betracht. Es handelt 
sich vielmehr gegenwärtig um eine von der Staatsverwaltung in 
Ausübung der ihr durch das Eisenbahn-Concessionsgeseiz eingeräumten 
Rechte an die Bahnverwaltung gerichtete Aufforderung zu Massregeln, 
welche innerhalb des durch das bezeichnete Gesetz vorgezeichneten 
Kreises von Verpflichtungen der Bahn gelegen sind. 

Mit Rücksicht auf diesen speciellen, aus dem Rechtsverhältnisse 
der Bahn gegenüber der Staatsverwaltung entspringenden Rechtstitel 
kann die Frage, ob auf Grund der allgemeinen Gesetze und auf Grnnd 
der Verhältnisse zwischen dem Staate und den Gesetzesuuterthanen 
überhaupt die Auforderuag an die Beschwerdeführerin gestellt werden 
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könne, die fraglichen Vorkehrungen auf ihre Kosten vorzunehmeu, gar 
nicht aufgeworfen werden. 

Eis war demnach die Beschwerde als uubegiuudet abzuweisen. 



Nr. 314. Entsi'h. des Oi^sterr. Obcrstcu dericlitbhofes. 

Vom 3. Juni 1896. 

[Ocstcrr. Eisenät. Vtrord«. Dl. X Xr. l'J. .S.41<J.| 

Die Eisenbahn-Unternehmunoen haften für jede durch Verschulden ihrer Organe an 
Pamnen nntf Stehen zugefögte Besehldlgung. 

Das k. k. österr. Oberlandesgericht bestätigte iihi Krkenntniss 
vom 4. Miliz 18ÜÖ, Z. das erstrichtcrlichc Ürtheil mit folgender 
Begriindun^: 

Die Fraire, ob der geklagten Gesellschaft liinsiclitlich der erfolgten 
?]xplosion ein Versi lnilib ii im Sinne des § 1294 a. b. G.-B. beiziime.ssen 
ist, muss bejaht werden. Gemäss § 19 der kais. Verordnung vom 10. 
November 1851, K.-(i.-i;i. Nr. 1 ex 1852, haften die FJsenbahn-Uuter- 
iielinien für die durch eigeues oder durch Verschulden ihrer Beamten 
und Diener an Personen und Sachen zugefügten Beschädigungen: 1. im 
Sinne der eingegaugeucu Verbiudlichkeit und nach den liber diese Haftung 
bestehenden besonderen gesetzlichen Anoidnungcn; 2. in Ermangelung 
solcher, nach den Bestimmungen des allgemeinen bürgerliche]! Gesetz- 
buches über Schadenersatz. Im geg» benen Falle liegt aber ein eclatautes 
Verschulden der Orgaue der Geklagten vor, weil diesclbuu diu im Falle 
von Gasau8strömungen bestehenden Vorschriften der HandeLsministerial- 
Verordüung vom ü. Mai lö95, R.-G.-Bl. Nr. 76 (§§ 5, 16 und 27), sowie 
eines Circulars dieser Gesellschaft, nach welch letzterem Circulaie bei 
Gasausstrüniungen der Balmverwaltungsbeamte sogleich in Kenntniss zu 
setzen ist, und derselbe, unter eventueller Zuziehung des Stationsheiz- 
haus- oder "WerksLäiienvorstandes, unter Anwendung aller Vorsichts- 
massregeln, den Fehler durch eigene fachkundige Organe oder durch 
Organe der Gui>unstalt unter perüünlielier Intervention auftinden und 
beseitigen zu lassen hat, uicUt beachtet, sondern denselben zuwider 
gehandelt liaben. 

Der Obf'rste Gerichtshof hat mit F^ntsclieidung vom 3. Juni 1896, 
Z. 6284, die ausserordentliche iievisionsbeschwerdc der Geklagten wegen 
Abganges der \ urauss( t/ungen des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, 
J. G.-S. Nr. 2593, zurückgewiesen, zuuial wenn erwugen wird, dass die 
im 19 der kaij>. \'erordnung vom l('). Xuveniber 1851, K.-G.-Bl. Nr. 1 
ex 1852, das Verschulden der Beamten und Diener einer Eisenbalm- 
Betriebsuüteraelimuug dem üigeu<ja Verschulden dieser Uuteruehmuiig 
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gleichgestellt wild, dass dadurch die Haftung der Eisenbahn-Betriebs- 
Unternehiniingen fOr die durch Verschulden ihrer Beamten und Diener an 
Personen and Sachen zugefügten Beschädigungen grundsätzHch zum 
Aasdmck gdangt ist und dass die in der bezogenen Yurschrift erfolgte 
Bezugnahme auf die Bestimmuugeu des aligemeiueu bürgerlichen Gesetz- 
buches Uber den Schadenersatz nur die Bedeutung hat, dass die Art 
des Verschuldens und des Schadensersatzes in Ermangelung besonderer 
gesetzlicher Anordnungen nach den Bestimmungen des XXX. Haupt- 
stttckes des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches zu beurtheileu ist. 
Dass thatsächlich im gegebenen Falle Organen der geklagten Bahn- 
gesellschaft ein grobes Verschulden zur Last falle, hat die oberlandes- 
gerichtliehe Begründung in erschöpfender Weise daigethan. 



Nr. 1315. • BeseUuss des Deutschen Eeiehsgcrichts. 
1. Civil- Senat. Vom 27. Juni 1896. 

(Sedfcrt Anb. K. F. Bd. tt a«ft i S. 108 Ziff. ULI 
Die AnordniB dss fiericMs ast Art 407. 409 HOB. weien Nlederlegung Hod Varkaifs 
VM FraehtiDteni Ist Oaohe dsr fralwilligen Gertohttbarkeii 

Der Antrag ist vom AG. zurGckgewiesen, durch Beschluss des LG-, 
ist dem Antrage stattgegeben, durch den angefochtenen Beschluss des 
Kammergerichts ist der erste Beschluss wiederhergestellt worden. Die 
dagegen eingelegte weitere Beschwerde liegt ausserhalb der Zuständigkeit 
des Reichsgerichts; 

§ 135 GVG; 8 2 Einf.-Qes. «. GVG.j § 530 CPO. 

Ein zur ordentlichen streitigen Gerichtsbarkeit gehörender bürgere 
Hoher Rechtsstreit i. S. der bezeichneten Vorschriften liegt nicht vor, 
vielmehr verhält es sich mit dem Antrage und dem Gesuche narli den 
Art. 407. 409 nicht anders als mit dem Gesuche des Pfandgläubigers 
nach Art. 310 HGB. Alles was für den Fall des Art. 310 in dem Be- 
schlüsse des KG. V. 20. Januar 1894, 

Eutsf li. des RO. Bd. 32 S. 99, 
dargelegt ist, trifft auch fUr den vorliegenden Fall zu. Odh/. klar ist 
dies für den Fall, dass der Empfänger des Gutes nicht zu ermitteln ist; 
aber auch in dem Fall, wo der Empfänger bekannt ist und die An- 
nalime verweigert, ist die Anordnung des Gerichts, durch weiche die 
Lagerung und der Verkauf des Gutes oder eins von beiden bestimmt 
wird, als solche keine ^ ei tiiiiung oder Entscheidung in einem Rechts- 
streit, oder eine vorläufige Zwangsvollstreckung, oder eine einstweilige 
VerfngnTig i. S. der §^ 815 ff. CPO., sondern ein lediglich duieh die Vor- 
schriften des HGB. geordnetes, nicht unter die CPO. fallendes Verfahren, 
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auf welches die §§530 ff. CPO. keine Anwendung finden können. Der 
Anti-ag ist lediglich auf Grund der Art, 407. 409 HGB. gestellt wurden. 
Das AG. hat deshalb auch mit Recht die Kosten nach § 98 des preuss. 
Ger.-Kosteu-Ge.s. v. 25. Juni 1895 liqiiidirt. 

Hienach hat die weitere Beschwerde wegen Unzuständigkeit des 
Eeichsgerichts zuiUckgewiesen werden müssen. 



Nr* 216. Entgeh, des Bentschen Bcfcbsgeriehto. 

2. Civil-Senat. Vom 3. Juli 1896. 

(Zeltschr 1 ?r nzös. Civür. P '. '7 S.ö58.| 

Entschuldbare Unkenntnigs einer Polizeiverordnung, deren Innehaltung einen Eisenbahn- 
UnfaJi vermieden haben würde, kann nach Rbeinisch-fran2Ö8tschem Hecht die civiirecht- 
lloh« Htfibarkelt des Vwtettert dlMtr PollzeivertnlMig nlebt lieorlnien. 

AulässUch eines Zusammenstosses zwischen einem Zuge der Sekundär- 
bahn Bonsdorf-Müngsten und einem von dem Kutscher R. der Firma 
Himmelmann-Pothmann zu Elberfeld geleiteten Fuhi werke der letzteren 
aof der die Bahnlinie schneidenden Lüttringhauser Strasse hatte die 
gedachte Firma gegen die Eisenbahn Schadensersatzklage erhoben, welche 
das O.L.Q. zu Köln als begründet erachtete. Die Bevision der Beklagten 
wurde Tom B,G. zurückgewiesen. — Von dem E.G. wird unter Anderem 
Folgendes ausgeführt: 

,Die Beklagte hat zwar zur Begründung der Bevision geltend 
gemacht, es habe ein Verschulden des Kutschers B. am Unfälle schon 
um deswillen angenommen werden müssen, weil derselbe sich einer 
Uebertretung des § 4 der lür die Eisenbahn Bonsdorf-Müngsten er- 
lassenen Polizeiyerordnnng vom 30. Mai 1891 dadurch schuldig gemacht 
habe, dass er es unterlassen habe, vor dem in Frage stehenden Eisen- 
bahnlibergange in angemessener Entfernung zu halten und sich dmcb 
den Augenschein zu fiberzeugen, dass kein Zug herannahe. Das O.L.G. 
hat indessen in dieser thatsächlich nicht beBtrittenra Unterlassung ein 
civilrechtliches Verschulden nm deswillen nicht gefunden, weil nicht 
behauptet sei und nicht angenommen werden kdnne, dass dem Kutschor 
B. die fragl. Polizeiverordnung und insbesondere die angezogene Vor- 
schrift de« § 4 derselben bekannt gewesen sei Diese Annahme kann 
nach der vorliegenden Sachlage als rechtsirrthfimlich nicht erachtet 
werden. Nach französischem Becht besteht eine Bestimmung, nach 
welcher aus der Verletzung einer polizeilichen Vorschrift, bei deren 
Innehaltung das einen Schaden herbeiführende Ereignis« vermieden 
worden wSre, ohne Weiteres auch die civilrecbtlicbe Haftbark^t her- 
zuleiten wilre, nicht (vergleiche fttr das Gebiet des allgemeinen Land- 
teehts Theil I. Tit. 6, lij, 20). Wenn daher die Verhfiltmsse nicht 
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80 liegen, dass die betreffende Polizeivorsehrift dem dieselbe Verletienden 
fttglicb nicht hätte unbekannt bleiben können oder dflrfen, so kann 
in der Nichtannahme der ciTilrechtlichen Haftbarkeit auf Seiten des 
in ünkenntnias derselben handelnden Verletsers ein Bechtsirrthum nicht 
geftoden werden". 

Nr. 217. Eutscli. des Kassationshofes in Turin. 

Vom 9./14. September 1896. 

(Zclt'^clir. t. d int(>nKit. Eiscnb. Transp. V iX^'fl) Nr 3 S ji'o.] 

Beaohadigung und Manko an einer Sendung Kohlen. Beweispflicht. 
Durch die vorbezeichnete Entscheidung hat der Kassationsliof iu 
Turin ausgesprochen, dass, sofern es sich um leichtentzündliche Güter 
— im vorliegenden Falle Holzkohlen — handelt, hei welchen der diu cli 
JEntzündunt? eut.^taiHkue Schaden als durch die gefährliche Natur des 
Guts hervorgerufen angesehen werden kann, die Vermutung eines Ver- 
schuldens der Eisenbahn nach der klaren und genauen Bestimmunt,^ des 
Artikel-s 130, lit. c, der T. und T.-B.*) ausgeschlossen sei und daher die 
\ erptlichtuDg zum Nachweis eines eiseubahuseitigen Verschuldeus dem 
Kläger obliege. 

Mit dieser Entscheidung wurde ein Urteil des Appellgerichts in 
Pavia aufgehoben, welches davon ausgegangen war, dass die Bestimmung 
des Artikels 130 um auf die im Artikel 103 aufgeführten Gegenstände 
anwendbar sei, d. L. nur auf solche , weiche auf (Tefahr des Absenders 
befördert werden, worunter allerdings auch Holzkohlen gehören, aber 
nur dann, wenn dieselben in loser Schtittung (alla rinfusa) verladen wurden. 

Da es Sich im Streitfalle um einen Teil einer Sendung Holzkohlen 
handelte, die iu Säcken aufgegeben und während des Trausi>ortes vom 
Feuer verzehrt worden waren, also um ein Gut, das nicht unter den 
Artikel 103 fällt, so hatte das Appellgericht die Eisenbahn zum Schadens- 
ersatz verurteilt, weil es ihr nicht gelungen war, den Nachweis zu leisten, 
dass ihr ein Verschulden nicht zur T^ast falle. 

Diese Auffassuug wurde vom Kassatiensliuf als irrtümlich bezeichnet 
und die Sache unter Aufhebung des Urteils zur nochmaligen Behandlung 
au das Appeilgericht in Mailand verwiesen. 



Np. 218. Kntseh. des Beutsclicn Reichsgerichts. 
2. Civil-Senat. Vom 16. September 1896. 

[Jar. Zeitsclir. f. £l8. Lotlu:. Jahrg. 22 S. 1.] 

KoaiMiloa tiH Bai eln«r EltMiwhn. RtehtUebo Natar des KdUMtlonmrtrags. 
Uober die Baszolt hhiant •leb «rttreokende VerfiffleMiiiig dei UeterMbner» nr Her- 

'} T. and T.-B. = Tarife und Transxtort-Codiugungen im Verkehr der itaUenischen 
Eiioibahiicu. 
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ttiNiflf VM UfersahHti-Baiten, Verpilohtiig nn ScharfflMaraiti wegra Niohfel>- 
halfiM der Ueruf bMOgllehM KtuMtitDihtdiigang. 

Dorch Vertrag des Prftfekten des Mosel- Departements mit der 
doci6t6 beige des chemins de fer vom 16. April 1868 ist dieser Qesell- 
sehaft, in deren Bechte und Pflichten später die Sod6tö anonyme des 
chemins de fer de la Lorraioe in Mets getreten ist^ die Konzession zum 
Ban einer Bahn yon der Grenze des Departements Niederrhein nach 
Saargem&nd Terliehen vorden. Hierbei fibernahm das Departement die 
Terpflicbtung znr Zahlung einer bestimmten Subvention. Das Projekt 
der Gesellschaft, unterhalb Saaralben die Saar zu fiberhrftcken und 
deren Lauf, damit eine rechtwinkelige Ueberffibrung der Bahn gewonnen 
werde, zu Andern, wurde durch arrdt6 des Pr&fekten vom 18. November 
1669 tt. A. unter der Bedingung genehmigt, dass sich die Gesellschaft 
verschiedenen Schutz-Bauten am Ufer der Saar unterziehe. Am 6. Jap 
nnar 1881, längst nach Abnahme der Bahn, stellte die Bedrksver- 
waltung von Lothringen fest, dass unterhalb Jener BahnbrQcke das linke 
Ufer der Saar streckenweise abgeschwemmt und der Gefahr der Unter- 
spQlung ausgesetzt sei, was daher rfihre, dass die steinerne Befestigung 
der Ufer nicht stark genug angelegt worden, um der heftigen Strömung 
zu widerstehen, die durch eine von der GesellBchaft oberhalb der Bahn- 
brficke bei Saaralben geschaffene schärfere Flnsswindnng verursacht 
werde. Nach fruchtloser Aufforderung an die Gesellschaft znr nach- 
tiilglichen Herstellung der erforderlichen Schutzbauten liess der Bezirk 
sie vornehmen, hielt aber deren Koston von der letzten Bäte der der 
tiesellscbaft in obigem Vertrage zugesicherten Subvention zurttck. Die 
Klage der Gesellschaft gegen ihn auf deren Auszahlung wurde durch 
das Berufungsgericht abgewiesen aus folgenden Gründen: Wenn die 
Grundsätze des Werkverdinguugsvertrags auch auf Unternehmungen 
öffentlicher Bauten Anwendung finden sollen, so liegt diesem Gedanken 
die Voraussetzung zu Grunde, dass es sich um die eigentlichen Unter- 
nehmnngen d. h. um Arbeiten handelt, die im Auftrag und fQr Rech- 
nung dea Staates oder eines steatlichen Organismus ausgeführt werden. 
Die Bestimmungen Aber den Werkverdingungsvertrag kdnnen aber dann 
nicht zur Bichtschnur genommen werden, wenn der Bauansffihrende 
ffir seine Bechnung handelt und selbst der Bauherr ist, dem Steate 
oder dem Bezirke aber nur ein Aufsichterecht oder ein Anspruch auf 
Vornahme gewisser Arbeiten seitens des Bauherrn zusteht Im vor- 
liegenden FaUe, wo die Klägerin als Konzessionärin des Bahnbanes letz- 
teren für sich selbst ansgeffihrt hat, hat der sogenannte Konzessionsver- 
trag einen doppelten Charakter, einen öffentlich-rechtlichen, insofern 
der Staat besw. der Bezirk als Triger der Polizeigewalt die Bedin* 
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gangen aagiebt, an deren Beobachtimg er die Erlanbniss znm Bau 
knüpft, und einen privatrechtlicbeD, soweit er ale Mitkontrabent in 
einem sweiseitigen Vertrage auftritt, in dem die Eonzeseion&rln gegen 
die Znaiebeiung einer Subventicm dem Bezirke gegenüber sich zur Vor- 
nahme gewisser Arbeiten verpflichtet Wfihrend nun eine Zuwider- 
handlang gegen die polizeilichen Bestimmungen der Konzession weder 
einen Geldanspruch des Bezirks noch einen Anspruch auf Vornahme der 
Arbeiten selbst begründet, vielmehr gemäss Art. 38 des Lastenheftes 
nur die dteh^ance zur Fulge hat, kann vom Gesichtspunkte der privat- 
rechtlichen Verpflichtung der Klägerin die Vornahme der bedungenen 
Arbeiten seitens des mitkontrahirenden Bezirkes auf gerichtlichem Wege 
direkt erzwangen, bezw. die entsprechende Entschädigung wegen Nicht- 
vornahme der Arbeiten verlangt werden. Es handelt sich demnach nur 
um die Frage, ob die Klägerin vertragsmässig zur Vornahme der in 
Bede stehenden Arbeiten verpflichtet war, und bedarf es deshalb keines 
Znrfiekgreifens auf die Grundsätze der negotiorum gestio, die bei dem 
ablehnenden Standpunkte der Klägerin dieser Verpflichtung gegenüber 
überhaupt als unzutrefliBnd ersdieinen müssten. 

Diese Frage -ist aber im Hinblick auf Art. 15 der Konzession und 
des Art. 4 des arrdtö vom 18. November 1869 zu bejahen. 

Die gegen dieses Urtheü von der Klägerin eingelegte Revision 
wurde zurückgewiesen aus folgenden Gründen: Die Bevisionskliigciin 
hat es nicht unternommen, die Auslegung, welche das Berufungsgericht 
der in den Artikehi 3 und 15 des Lastenhefts ihr auferlegten Verbind- 
lichkeit giebt, als auf Gesetzesverletzung beruhend anzugreifen. Auf 
dieser Auslegung beruht es aber, dass das Berufungsgericht aus dem 
Vertrage vom 18. April 1868 die Verpflichtung d^ Klägerin ableitet^ 
Uferbesch&digungen, welche durch die von ihr bewirkte Flusskorrektion 
verursacht worden sind, auch dann zu beseitigen, wenn dieselben erat 
nach Vollendung d^ Eisenbahn hervortreten ^sollten. Es kann deshalb 
von Erörterang der Frage abgesehen werden, ob der genannte Vertrag 
rechtlich als ein Werkverdinguugsvertrag oder als ein Vertrag beson- 
derer Art zu charakterisiren sei; eine Klausel jenes Inhalts war in 
jedem Falle zulässig.' Auf die letzterwähnte Frage einzugehen, geben 
auch die von der Eevisionsklägerin erhobenen Angriffe keine Ver- 
anlassung. 

Der erste dieser Angriffe stützt sich darauf, dass der Präfektural- 
beschluss vom 18. November 1869 die Art und Weise, wie die Brücke 
und die sonstigen Korrektionsarbeiten ausgeführt werden sollten, genau 
bestimmt habe und bei der Abnahme der Bahn seitens des Beklagten 
weder ein Verstoss gegen diese Festsetzaugen gerügt, noch ein Vorbe- 
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lialt wegen etwaiger Mängel gemacht worden sei Gegenüber der er- 
wiUinten Auslegong aber, welche das Beruftangsgeriebt den Artikeln 3 
und 15 des Lastenhefts giebt, könnte dem Unterlassen derartiger Rftgen 
nnd Vorbehalte die Wirkung, dass die Klägerin von der Verantwort- 
lichkeit f&r später hervortretende Uferbeschädignngen befreit sein sollte, 
nur unter der Voranssetznng beigemessen werden, dass der Beklagte 
damit einen Verzicht auf die ihm ans den genannten Artikeln erwach- 
senen Eechte erklären wollte. Das Oberlandesgericht ist nnn zu der 
Ansicht gelangt, dass dem Beklagten eine solche Absicht nicht beige- 
wohnt habe, was es damit begrftndet, dass die Abnahme in erster Linie 
die Sicherheit des Bahnbetriebs bezweckt habe, nnd weiter damit, dass 
das Abnahmeprotokoll keineswegs eine ansdrflckliche Genebmignng der 
in Bede stehenden Arbeiten enthalte nnd flberhaupt nur eine Beihe ganz 
bestimmter Punkte den Gegenstand der Erörterung gebildet habe. In 
dieser Begründung des vom Bemfnngsgericht gezogenen Schlusses kann 
eine Gesetzesverletzung nicht gefunden werden. 

Wenn die Bevisionsklägeiin femer die vom Berufhngsgerieht ge- 
troffene Festsetzung des Betrags der Entschädigung mit der Ausführung 
angreift, dass die Ko&ten der Wiederherstellungsarbeiten geringere ge- 
wesen sein würden, wenn die Ingenienre des Beklagten die Nothwendig- 
keit derselben früher entdeckt hätten, so scheitert dieser Angriff daran, 
dass nach dem Thatbestande des angegriffenen Urtheils die Klägerin 
mit einem Einwände dieser Art die Gegenforderung des Beklagten über- 
haupt nicht bekämpft hat. 

]|^r, 319. Entscb. des Prenss. Obcrrerwaltuugsgerlchti« 
2. Öenat. Vom 16. September 1896. 

IPrcusa. Verw. Bl. XVIII. Nr. la. S. 186.1 

Krelabestnermig der KMnlmliaai. Abzugtfahigkeit vm Abtohrelbiinoen, sowis Ksttes 
Vis Erweitonmoei und Ergäsiosges. %9ni EiskmaaRSiwiergMSlt v. 24. Juni 1881. 

- § 40 KlifnlMbRgesrtz v. 88. Aili 1892. 

Ein Streit darUber, dass die dem Kläger gehörige Bahn zu den 
Kleinbahnen gehört, wie sie § 1 des Gesetzes äber Kleinbahnen und 
Privatanschlussbahnen vom 28. Juli 1892 umschreibt (vergl. GS. 8. 225), 
besteht nicht nnd konnte auch f&glich nicht erhoben werden, da es 
keinem Zweifel unterliegt^ dass die Kriterien in Abs. 2 a. a. 0., woselbst 
es heisst: 

ginsbesondere sind Kleinbahnen der Bogel nach solche Bahnen, 
welche hauptsächlich den drtlichen Verkehr innerhalb eines Go- 
meindebezirks odei* benachbarter Gemeindebezirke vermitteln", 
auf die fragliche Bahn völlig zutreffen. Es kann daher im Hinblick 
anf S 40 des Kleinbahngesetzes weiter auch nicht zweifelhaft sein, 
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dass die ^Iter Dampfspnrtmhn als Privateisaibaliiiiuiterttehmimg im Sinne 
deB EommnnalabgabengeBeteee vom 27. Jnli 1885 (§ 4) nicht m er- 
aehten ist, ihr Reineinkommen also nieht der Feststelinng dnrch Besolnt 
der Staatsanfsichtsbehörden nnterliei^. Damit scheiden von vornherein 
aUe Bezugnahmen des Klägers anf das von den Prirateisenbahnen he» 
bnfs Feststellung ihres Einkommens einznschlagende Verfahren ans dem 
Ereise der Erwignngen aas. Es interessirt nieht, ob und inwieweit 
dabei nach allgemeinen steuerlichen Grundeätzen vorgegangen oder von 
ihnen abgewichen wird, nnd ebensowenig kommt es darauf an, wie in 
dieser fiicbtung bei den Staatseisenbahnen verfahren zu werden pflegt. 
Der Elftger unterliegt vielmehr, wie jeder Andere, der, ohne im Ereise 
Tondem zu wohnen, daselbst ein stehendes Gewerbe betreibt, den für 
Forensen massgebenden Yorschriflen der Ereisordnung, und es ist in- 
soweit ein rein zufälliges Moment^ dass sein Gewerbebetrieb in dem Be- 
triebe einer sogenannten Eleinbahn besteht Er hat daher zu demjenigen 
Ereisabgaben beizutragen, die auf das aus der Quelle des Gewerbebe- 
triebes fliessende Einkommen gelegt werden. Nach § 16 der Ereis^ 
Ordnung vom 26. Mai 1888 war der Beklagte mithin so berechtigt wie 
verpflichtet, dem Elftger gegenüber die Vorschriften des Einkommen- 
steuergesetzes vom 24. Juni 1891 bezw. der Ausf&hrungsanweisung vom 
5. August 1891 zur Anwendung zu bringen nnd der Vorderrichter nur 
vor die Frage gestellt, ob dies hinsichtlich der streitigen Positionen in 
der That geschehen sei. 

FQr die Revision handelt es sich im Wesentlichen um die An- 
wendung des § 9 n 1 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891. 
Es heisst dort: 

Nicht abzugsffthig sind: 

»Verwendungen zur Verbesserung nnd Vermehrung des Vermögens, 
zu Gesch&ftserweiterungen, Eapltalanlagen ' oder Eapitalabtra- 
gungen, welche nicht lediglich als durch eine gute Wirtbschaft 
gebotene und ans den Betriebseinnahmen zu deckende Ausgaben 
anzusehen sind*^. 

Alle hier genannten Verwendungszwecke sind, abgesehen von der 
sich aus den Schlussworten ergeboiden Einschränkung, einflusslos auf 
das Steuerobjekt. Der Gesetzgeber Iftsst keinen Zweifel darflber, dass 
Verwendungen der hier gedachten Art das steuerlich zu erfassende Ein- 
kommen nicht schmälern sollen. Die Frage aber, ob eine Verwendung 
im Einzelfalle sich als eine Ausgabe darstellt, die zur Verbesserung oder 
Vermehruug des Vermögens, zu einer Geschäftserweiterung u. s. w. ge- 
macht ist, lllsst sich fest nur nach den besonderen thatsäcUichen Um- 
ständen beurtheilen, und wenn auch nicht verkannt werden soll, dass 
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dabei auch ein Bachfaiirtlmm UBterlaufen kann, so bernlit der Schwer- 
pttnkt doch auf thats&Gblichem Gebiet. Der Yorderrichter ist dalier 
insoweit unangreifbar, als er ohne Rechtsirrthnm and VerfahrensmAngel 
thatsftchlich festgestellt hat, dasa die von ihm als steaerpflichtig be- 
zeichneten Positionen Verwendungen sind, die nach den Voischriften 
des 8 9 n 1 a. a. 0. als Verwendungen zur Verbessemng und Vennebrang 
des Vermögens, zn Geschftftserweiterangen u. s. w. benrtheilt werden 
mttssen. Denn das Bechtsmittel der Revision, um das es sich hier 
handelt (§ 3 des Zost&ndigkeitsgesetzes vom 1. Angnst 1888), kann nnr 
darauf gestfltzt werden, dass das bestehende Recht verletzt sei oder 
dasB das Verfahren an wesentlichen Mängeln leide (§ 94 des Landesver- 
waltnngsgesetzes vom 80. Juli 1883). Diese Voraussetzungen aber sind 
im vorliegenden Falle nicht gegeben, und es muss daher auch fDr den 
Revisionsrichter dabei bewenden, dass die Anglichen Aufwendungen, 
denen der Vorderrichter auf Grund ihres Zweckes die Abzugsfähigkeit 
abspricht, nicht abgezogen werden dürfen. 



Nr« 880. Entseh. des Deutschen Belchsgerlebls. 
5. Civil- Senat Vom 19. September 1896. 

[Jttr. Woeli«BMhr. SMS. Nr.H/W. S.eit. ZUT.«.] 

VeiiUinisi in Ersatnunpraohea ait iir AiMeimig sliitr BaiMiohrinkang. 

Unrichtig ist auch die Annahme, dass der Entschädigungsanspruch 
im Enteignungsverfahren habe geltend gemacht werden kOnnen. Bereits 
m Entscheidungen des R. G. in Givilsachen Bd. ^2 S. 208 ff. ist ausge* 
fuhrt, dass Baubeschiftnkungen, welche vor dem Gesetze vom 2. Juli 
1875 wirksam geworden smd, im Enteignungsverfahren nicht zn be- 
rUcksichtlgen sind, weil der Entschädigungsanspruch im Augenblicke 
der Auferlegung der Baubeschrftnkung entstanden und fUllig war und 
durch die Aendening der Gesetzgebung nicht berfihrt worden ist Gegen 
diese für richtig zu erachtenden AusfOhrungen smd Seitens der Revision 
Gegengrftnde nicht vorgebracht worden. Wenn aber auch die Hegierung 
IUI Festsetzung dieser Entschädigung im Enteignungsverfahren befugt 
gewesen wäre, so wftrde doch durch die Anmeldung in jenem Verihhren 
die Veijährung uicht unterbrochen worden sein, da nach der zutreffen- 
den Ausführung des B. R. diese Wirkung nur den bei Gerichten an- 
gestellten Klagen, nicht ab^ der Erhebung von Ansprüchen bei Ver- 
waltungsbehdrden, welche nicht richterlidie Fnnktknen auszuüben haben, 
zukommt (§ 558 des A. L. R. Tb. I Tit 9). Es kommt hinzu, dass die 
Wirkung der Unterbrechung der Veijährung nach § 289 der C. P. 0. - 
abgesehcu vou dem nicht vorliegenden Falle des § 190 der G. P. 0. — 
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nur nach der Erhebunc: der Klap:e Coder Widerklage) beiwohnt, Dass 
in der (ielteiKhna<hunp: des Anspruchs im Enteignungs verfahren die 
Erhebung einer Klage nicht gefunden werden kann, bedarf keiner Ans- 
fOhrung. 

Nr. 3dl. B«k. Cntsdi. des BeiehB^YmiehemngsanitB. 

7om 21. September 1896. 

[Deotoch. Jur. Zeltg. II Nr. 8 8. m ZHT.«.] 

Erfordernisse der Berufung. 

Ein Rentenbewerber hatte innerhalb der vierwöchigen gesetzlichen 
Frist zur Einlegung der Berufung gegen den ihm erteilten, die Gewährung 
einer Rente ablehnenden Bescheid lediglieh diesen Bescheid selbst ohne 
Anschreiben unter Beifügung eines ihm günstigen ärztlichen Gutachtens 
an den Schiedsgerichtsvorsitzenden eingesendet. Das RVers.-Amt hat 
im Gegensatz zu dem Schiedsgericht hierin eine gültige Berufungsein- 
legung erblickt, ^weil unverkennbar dadurch an der zuständigen Stelle 
der Unzufriedenheit des Einsenders mit dem vorgelegten Bescheide und 
zwar in der Richtung des beigefügten Gutachtens hat Ausdruck gegeben 
werden sollen, womit nach der ständijren Rechtsprechung des RVers.- 
Amts in jjeniigender Weise der Hegriff der Berufung erfüllt ist. Der 
Mang«'! der schriftlichen Form (§§ i und 9 der Verordg. v. 2. Nov. 1885), 
wenn sie niclit schon als durch die Aufschrift des Briefumschlags ge- 
walirt angesehen wird, ist kein derart wesentlicher, dass die rJültigkeit 
des Kechtsmittels um seinetwillen beanstandet werden dürfte; dem- 
gemäss ist aucli schon die Einlegung zum Protokoll des Schiedsgerichts- 
vorsitzenden, auch wenn das Protokoll nicht von dem Berufenden unter- 
schrieben ist, und ebenso die Einlegung mittelst Telegramms vom RVrrs - 
Amt als gültige Art der. Berufuugsaumeldung bezw. Bekorseinleguug 
stets anerkannt worden**. 

Nr. EntMli. des Kamtloiisliofw in Turin. 

Vom 24. September 1896. 

lZ6ltMliT.f.d. internat. Eisenb. Tranitp. V. (1897) MrS 8.in.| 

Onterbrechting der Verjährung. 

Ein Absender belangte die italienische Mittelmeerbahn auf Riick- 
gabe einer von ihm für eine Ladung verwendeten Privatdecke, bezw. 
auf Zalilung tles Wertes derselben. Die Eisenbahn machte die Einrede 
der Verjährung geltend, nachdem sclion H Monate, vom Tage der Auf- 
gabe der Sendung an gerechnet, verstrichen seien. Der Kliigei- dagegen 
berief sich auf eine in einem von der Eisenbahn an ihn gerichteten 
Briefe enthaltene Anerkennung seines Anspruclies und beliauptete, 
dass dadurch die Verjährung unterbrochen sei. Die erste Instanz wies 
die Klage unter Anerkennung der eingeti'etenen Verjahi'ung zurück; 
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das Appellgericht in Genua dagegen hob das ÜrteU auf nnd sprach 
dem Kläger die verlangte Entschftdigong, vorbehaltlich des Nachweises 
Aber deren Höhe, gmndsätzlich zu. 

Auf eingelegtes Eassationsgesuch entschied der Kassatiicnshof in 
Tarin unterm 24. September 1896 in gleicher Weiset weil durch die 
Anerkennung der Schuld seitens der Eisenbahn die Verjährung unter- 
brochen worden sei. 

Nr. 233. Entseh. dos Deutschen Rcichsg:ei irhts. 
1» Civil-Sonat. Vom 26. September 1896. 

[SfioJu. Anb. f. Vtag. Beolit «. Ptoi. VI Haft 10 8. Mai 

Art. $39. 347 HG8. 8melnilB<i| der leUofertsn Matchlse durch nnbeintliadat« 

ABRahiie. 

Der Berufungsrichter hatte den (auf Lieferung und Aufstellung einer 
Haschine gerichteten) Vertrag als Werkverdingung aufgefosst, und den 
Beklagten znr Zahlung des bedungenen Preises verurtheilt, weil er die 
Maschine trotz anfänglicher Bemängelungen schliesslich dadurch genehmigt 
habe, dass er seine Zufriedenheit damit erklärte, ^ie Revision r&gte, 
dass das B.G. unter irriger Anwendung der nur für den Kauf gegebenen 
Voi^hriften in Art. 339, 347 H.6.B. dem Beklagten das Recht auf 
Minderung des Preises wegen der Mängel der Maschine versagt 
habe. , Diese RUge trifft nicht zu. Die sich aufdrängende Frage, ob 
das Rechtsgeschäft der Parteien nicht in Wahrheit alle Merkmale des 
Kaufs und nicht der Werkverdingung an sich trägt, kann auf sich 
beruhen. Der innere Grund des vom B.G. znr Anwendung gebrachten 
Rechtssatzes trifft in .gleichem Masse auf Kauf und auf Werkverdingung 
zu. Waren die Beklagten, wie der B.R. feststellt, nach dem Vertrage 
berechtigt, aber auch verpflichtet, die Maschine nach Ablauf der Probe- 
zeit entweder zurftckzugeben oder zu behalten, und haben sie die 
Maschine trotz der ihnen bekannten Mängel behalten, so haben sie nach 
den Grundsätzen von Treu und Glauben dadurch die Maschine mit ihren 
Mängeln genehmigt. Das von der Revision angerufene ürtheil des R.G.*8 
in den Entscheidungen Bd. 26 S. 89 steht dem nicht nur nicht entgegen, 
sondern weist am Schlüsse seiner Grttnde sehr deutlich auf denselben 
Grundsatz hin*. 

Nr. 234. Entscli. dtvs Prcnss. OberTerwaltniiirsgerichts, 

2. Senat. Vom 30. September 1896. 

[Preuss. Vcrw. BI. XVlii Nr. 9 S.102.| 

Ast §24 deeKonmualAbgabengesetzee, In dsMon letiteiK Abettz die AifreohterhaltenB 
der Kahineteordre vem 8. Juei 1834 anegeeprodien wordeR let^ kShn der Fortbeetasd 

der Steuerfreiheit irgendweicher Besinten-Dienstwohiiatien ilebt hergelillel werden. 

Nachdem im 1. Absatz des § 24 des Kommunalabgabengesetzes vom 
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14. Jnli 1S98 unter a bis k die Grnndstttcke anfgeflUtrt sind, welche 
den auf den Qnindbeeite gelegten Stenern nicht unterworfen sein sollen, 
nnter e insbesondere die dem Staate etc. gehörigen Qmndstßcke and 
OebAnde, sofern sie zn einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche be- 
stimmt sind, ist im Absatz 2 gesagt: 

gAlle sonstigen, nicht auf einem besonderen Rechtstitel bemhenden 
Befireinngen, insbesondere auch diejenigen der DienstgrandstUcke 
und Dienstwohnnngen der Beamten, sind aufgehoben*. 

Diese Bestimmui]g ist so allgemein gefasst, dass eine Beschränkung 
auf eine gewisse Klasse derselben, anf diejenigen, die nicht ;i]s zu 
einem öffentlichen Dienste oder Gehrauche bestimmt angesi'hen werden 
könnten, durch den Wurtlant ausgeschlossen wird. Eine solche Be- 
schräukuiig würde auch die pranze Bestimmung illusorisch machen, da 
die bisherige Befreiung der Dienstwohnungen gerade dar.iuf beruhte, 
dass sie als zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestiininl 
angesehen wurden. Es ist vielmehr, wie auch die Motive des Gesetzes 
ergeben , die Absicht des Gesetzgebers die, dass dieser Gesichtspunkt 
nicht mehr einen Befreiungsgruud abgeben sull. Daraus folgt, dass, wenn 
in einem zu einem öütjutlichen Dienste oder Gebrauche bestimmten nach 
litt, c steuertreien Gebäude sich eine Dienstwohnung befindet, der Absatz 
3 des § 24 zur Anwendung kommt, wonach in dem Falle, dass ein 
Grundstück oder Gebäude nur theilweise zu einem öffentlichen Dienste 
oder Gebrauche bestimmt ist. sich die Steuerfreiheit nur auf diesen 
Theil beziehen soll ; der die Dienstwohnung enthaltende Theil unterliegt 
also der Besteuerung. 

Aus dem letzten Absatz des §24, welcher sagt, da*«« die Be- 
stimmungen der KabiiK t>i)r!ire vom 8. Juni 18^U in Geltung bleiben, 
kann der Fortl^estand der Steuerfreiheit irgendwelcher Beamten-Dienst- 
wühnuu^':* II nicht lierr^eleitet werden. Denn diese Kabinetsordre redet 
nicht lip^MiKlers von I'it iistwohnungen, sondern nur allgemein von Grund- 
hLin kfMi, \\elche zu oüeutlichen oder gemeinnützigen Zwecken bestimmt 
seien, ulme anzugeben, was sie unter solchen Zwecken verstanden wissen 
will T>a imn der Absatz 2 des § 24 des Kommunalabgabengesetzej? 
diesen Begriff, wie oben ausgeführt, wenigstens soweit bestimmt hat, 
dass die ßenntzung als Beamten-Dienstwohnung nicht dazu gerechnet 
werden darf, niuss der Absatz 4 dahin ausgelegt werden, dass die Vor- 
schriften der Kabinetsordre nur mit dieser Beschränkung auch in Zukunft 
gelten sollen, . 
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Nr. 325. Entecli. des Deutschen RelehHjjcrlchts. 

2. Civil-Seuat. Vom 16. Oetobei 1896. 

(Jiir. Wocheiischr. 18M. Nr. 73y74. 8 661. Ziff. 80 ] 

§§ 133 a— 0 Reicbs-Gew.-Ord. Aufhebung des DieRStverbältaima von Betriebtbeamten, 

Werkmeistern, TeohRlkern. 

Ein Aiigriti' des Kkl. macht geltend, dass die vom 0. L. G. festge- 
stellte Verabredung der Parteien, wonach der Bekl. die Rechte aus 
133b, 133c der Gewerbeordnung nur geltend machen darf, wenn 
ein Verschulden des Klägers vorliegt, gegen das Gesetz Verstösse, 
weil die genannten Vorschriften der Gewerbeonhiung:, welche ein Ver- 
schulden nicht erforderten, als absolute Gesetze anzusehen seien. Auch 
dieser Anprriff geht fehl. Bichtig ist zwar, dass der § 133 b der Ge- 
werbeordmuig, wenn er aus wichtigen, nach den Umständen des Falls 
die Aufhebung rechtfertijrenden Gründen sowohl dem Arbeitgeber als 
dem Werkmeister (Betriebsbeamten u. s. w.) gestattet, vor Ablauf der 
vertragsmässigen Zeit und ohne luneiialtung der Kiindigungsfrist das 
Dienstverhältniss aufzuheben, dabei nicht unbedingt an Fälle denkt, in 
welchen den anderen Theil ein Verschulden trifft; es ergeben dies ein- 
fach die in ['V,]h unter Nr. 4 aufgefiilirten Beispiele der aiilialteiideii 
Krankheit oder Abwesenheit des Werkmeisters, wie auch in dem gleichen 
Sinne der ähnlich lautende Art. Ol des H. G. B. bisher in der Praxis 
verstanden worden ist (vergl. z. I>. lüitsch. des R. 0. H. G. Bd. 21 S. 252). 
Daraus folsi:t aber nicht, dass den Vertragschliessenden verwehrt sein 
soll, jene Vorschriften des Gesetzes zu Gunsten des Arbeiters durch 
Vereinbarung dahin zu mihb'rn. dass nui wenn ein Verscliulden auf 
Seiten des Arbeiters vorliegt, der Dienstherr zur sofortigen Autlösung 
des Dienst vei iialtnisses gemäss 133 b und 133 c der Gewerbeordnung 
befugt sein soll. Diese Vorschnikn der Gewerbeoidiumg enthalten viel- 
mehr nur dispositives b'echt, dessen Anwendbarkeit durch abweichende 
Vereinbarung der Betheiligten ausgeschlossen wird. 



Nr. 326. Entasch, des Deutschen RelehsgeHeüte. 

3. Oivil-Senat. Vom 20. Oetober ISOO. 

§ 3 UiuiiskNtenoes. v. 24. Febr. 1877 setzt die dauernde Beschäftigung des betr. 

Beamten voraus. 

Der Kl. i^icbt selbst zu. dass er xu den etatsmässigen Preussisi:lien 
Staatsbeamten nicht gehört; er beansprucht die eint^ekla^teu Unizugs- 
kosten nur auf Grund dos § 3 des ümzugskostengesetzes vom 24. Fe- 
bruar 1877. Auch wenn danach dio Frage, ob er zu den Assr ssdif-n 
oder RätUen im Sinne dieser Bestimmung zu rechnen, von den Gericliteu 
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Entich. dei k. L Landeggerichto Wien vom 20. October 1898. 



zn prfifen nnd zu entsclieiden sein sollte, so w&rde ihm das nicht nfitzen, 
da in der von ihm selbst eingereichten Verfügung vom 29. Olctober 1895 
der Bessortchef im Einvernehmen mit dem Finanzminister entschieden 
hat, dass des El. Beschäftigung hei der Eisenhahnverwaltnng als eine 
dauernde nicht zu erachten sei. Diese Verneinung einer nach § 3 des 
Gesetzes unumgänglichen Voraussetzung des Elageanspmchs f&hrt mit 
Nothwendigkeit zur Abweisung der Klage, selbst wenn sie anf unrich- 
tiger Auslegung des Gesetzes beruht; denn nach dem vdllig klaren In- 
halte des Gesetzes ist sie nicht anf die thatsächlichen Unterlagen be- 
schränkt, sondern in vollem Umfange für das Gericht bindend, daher 
seiner Nachprüfung auch rttcksichtitch der Auslegung des Gesetzes ent- 
zogen. Das vom El. für sich angerufene Urtheil des B. G. vom 17. Ja- 
nuar 1881 ist schon deshalb ohne jede Bedentang für den vorliegenden 
Fall, als die hier streitige dauernde Beschäftigung des El in jenem 
Urtheile als nnter den Parteien feststehend vom B. G. an die Spitze 
gestellt wurde. Es kann daher nur in Frage kommen, ob das B. G. die 
Entscheidung des Bessortcliefe, trotzdem diese erst während der Be- 
mftingsinstanz erlassen wurde, berücksichtigen nnd daher auf die An- 
schlnssbernfhng der Bekl. , statt sich auf die in der 1. 1. erkannte Ab- 
weisung znr Zeit zu beschränken, die Klage definitiv abweisen durfte. 
Aber auch dies ist zu billigen, da jene Enscheidnng nicht die Ent- 
stehung des Anspruchs, sondern nnr die Znlässigkeit seiner gerichtlichen 
Geltendmachung betriOft; die Prozesskosten aber würden den Kl. in 
vollem Umfange anch dann getroffen haben, wenn es bei der Entschei- 
dung der 1. 1, blieb. 

Nr. Entsch. des k. Ii. Landesgerichts Wien. 
Vom 20. Uctober 1896. 

(Oeiteir. Bbonb. V«rordn. Bl. S. Nr. tt. S. 8B1.) 

Klagen aus dem FrteMgeeohifle stnil gegen die k. k. Staatebaheeii bei den Haadelt- 

gerichte des Ortes anzubringen, wo sich der SHi jener k. k. Flnmzprooirater befindet, 
welche dereh den Aoiteort drr betrefTenden k. k. Staatsbahn Direetlen znr Vertretung 

der k. k. Staatsbahnen bestimmt ist. 

Dieser der Wiener Finanzprocuratur um die binueii 30 Tag:en zu 
erstattende Einrede zug-esJtellten Klnge setzte diese k. k. rrueuratiir 
innerhalb der gesetzlichen Frist die Fiiiwendung der sachliclien, sowie 
örtlichen Tnconiiieteuz entgegen; die erstere aus der bereits in der 
Entscheiilnii? des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 4. Jänner 1895, Z. 
IT). 107 ex lis*)4. luiblicirt mh Nr. 1135 der Beilage zum k. k. Justiz- 
miuiätcrial-Veroi'diiuiigsblatte, XI. Jalirgaug, Stück VII,') auerkanuteu 

>) Mitgetheilt in Hr. 68 des Verordnungsblattes fttr EiseabahneB und Schiffahrt. 
Jahrgang 1895. 
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GrUnden, wonach Klaffen aus den Frachtgeschäften der k. k. Staats- 
bahnen im Sinne de^ ^ 38, Z. 2 des Einftthningsgesetzes znm Handela- 
gesetzbucbe zur Judicatur der Handelsgericlitc geliören, trotzdem die 
k. k. Staatababnen im Handelsregiater nicht eingetragen sind; die 
letztere unter Hinweis auf das laut Kundmachung des Eisenbahn- 
ministers vom 28. Jnli 1896, R.-a-BI. Nr. 129, am 1. August 1896, also 
vor dem Klagetage, in Kraft getretene „Organisationsstatnt Ar die staat- 
liche Eisenbahn- Verwaltung in den im Reichsrathe vertretenen König* 
reichen und Ländern ^ piiblichrt snb Nr. 16 vom 19ten 

Jänner 1896. 

Lant § 12 dieses Statuts obliegt, wie in der Incompetenz-Ein- 
Wendung ausgeführt war, die örtliche Verwaltung aller zum Bezirke ge- 
hörigen Bahnstrecken den k. k. Staatsbahn-Direktionen, nnd lant § 17 
ebenda obliegt diesen innerhalb ihres Geschäftsbezirkes die Erledigung 
aller Geschäfte der Betriebsverwaltung, soweit dieselben nicht dem voi'- 
gesetzten Ministerium vorbehalten oder besonderen Eisenbabnbauleitungen 
zugewiesen sind. Letzteres sei vorliegend nicht der Fall, ja laut Z. 1 
und Z. 24 des § 17 1. c. sei die Regelung des gesammten Dienstes und 
insbesondere die Erledigung sämmtlicher aus dem GUterverkehre er- 
wachsenden Reelamationen ausdräcklich dem Wirkungskreise der <k. k. 
Staatsbahn-Directionen zugewiesen; diese letzteren seien also ganz 
selbständige Dienststellen, sie bezeichnen den Sitz, an welchem der 
Staat seine Bahn betreibe, sein Gewerbe führe, und mit dem neuen 
Statut könne von einem ausschliesslichen Sitze des Eisenbahnärars in 
Wien ebenso wenig mehr die Rede sein, als beispielsweise schon längst 
nicht mehr von einem alleinigen Sitze des Postärars in Wien gesprochen 
werde, - obwohl die einzelnen k. k. Postdirectionen selbstverständlich auch 
pro foro intemo dem in Wien befindlichen k. k. Handelsministerium unter- 
stehen. Die Klage sei daher bei dem für Klagen gegen die k. k. Staats- 
bahn-Direction Iiemberg (welcher die erwähnte k. k. Stationsleitung 
Basznia unterstehe) competenten Gerichte am Sitze der k. k. Finanz- 
procuratur in Lemberg anzubringen gewesen, als welches sich das Landes- 
gericht Wien nicht darstelle.. 

Mit dem — seither in Rechtskraft erwachsenen — Urtheile vom 
20. October 1896, Z. 84.378/11, hat das k. k. Landesgericht Wien zu 
Recht erkannt: Die erhobene Einwendung der Incompetenz habe statt. 

Die Grfinde dieser Entscheidung reprodnciren die als „gesetzmässig" 
bezeichneten Ausführungen der k. k. n. ö. Finanzprocnratur und fttgen in 
Beziehung auf die Frage der örtlichen Competenz hinzu, die vorliegende 
Klage „wäre bei dem Gerichte des Ortes anzubringen gewesen, an 
welchem die durch den Amtsoi i jmer k. k. Staatsbahn - Direction be- 
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stimmte k. k. Finanzpi'ocnratar ihren Sitz liat, der die BieenbabnstfttioiL 
Baszsia unterstellt ist. 



Nr. äS8. Entseh. des Beataehen Beiclisgeriehts. 
3. Civil-Senat Tom 23. Oetober 1896. 

|Jar. Woeheuebr. ms. Mr.TTAl. 8.7tB. Zi£66.1 

Für die tbiie Vwtolnideii det Baidierri oder Miliar Vertreter elegetretene KSrperbe- 
ediädigueg einet Dritten iet emterer elvllreditlieli nlekf bnfltar. 

Bekl. hatte durch einen WerkTerding;uttg8antrag dem Nebeninter- 
yenienten die AnsfOhning von Kanalisationsarbeiten in der Stadt Han- 
nover übertragen, und die El. ist, als sie Qber eine gelegentlich dieser 
Arbeiten aufgeführte Bohlenbrücke ging, an ihrem Körper (und zwar 
ihrer Behauptung nach in Folge der schlechten Besehaffeuheit der Brücke) 
verletzt worden. Der von der Kl. gegen den Bekl. erhobene Entschftdi- 
gongsanspruch kann jedoch f&r begründet nicht erachtet werden. Dass 
Tücksichtüch der Ausführung der Kanalisirungsarbeiten und der dadurch 
Teranlaasten Herstellung eiuer Brücke der Stadtgemeinde Hannover 
selbst oder ihren Willensvertretem irgend ein Verschulden zur Last 
falle, ist vom B. G. ohne Bechtsirrthum verneint und von der Kl. nicht 
einmal behauptet; daraus folgt ohne Weiteres, dass die Voraussetzungen 
der actio legis Aqniliae nicht vorliegen. Das B. U. wird auch nur des- 
halb angegriffen, weil es nicht schon wegen der, den Banherm auch 
ohne Verschulden haftbar machenden, objektiven Verletzung des § 367 
Ziff. 14 des ßtrafgesetzbnchs die Klage als begründet angesehen habe. 
Dieser Angriff konnte jedoch keinen Erfolg haben. Ob der Ansicht des 
IV. Strafsenats, dass der § 366 Ziff. 8 des Strafgesetzbuchs für die 
strafrechtliche Haftung ein Verschulden nicht erfordere (Entsch. des R. G. 
in Strafsachen Bd. 17 S. 303), beizutreten, und ob der, mehr eine Unter- 
lassung mit Strafe bedrohende, § 367 Ziff. 14 ebenso zu beurtheilen 
sei, bedarf keiner Entscheidung; jedenfalls ist nicht anzunehmen, dass 
durch diese Bestimmung der Gesetzgeber eine privatrechtliche Haftung^ 
für die durch die Unterlassung der Sicherungsmassregeln verursachten 
nachtheiligen Folgen, namentlich also für die Verletzung von Personen, 
habe begründen wollen. Denn die Bestimmung soll nur der durch 
Vornahme von Bauten leicht eintretenden Gefährdung der allgemeinen 
Sicherheit entgegentreten, sieht aber völlig davon ab, ob im konkreten 
Falle eine Gefahr oder gar eine nachtheilige Folge eingetreten ist. Bei 
dieser Sachlage konnte der Gesetzgeber aus überwiegenden Zweckmässig- 
keitsgründen vielleicht für geboten halten, im Interesse des Gemeinwohls 
jede Unterlassung der Sicherung ohne Mckslcht auf konkrete Gefahr 
oder auf Verschulden mit einer Polizeistrafe zu bedrohen; daraus folgt 
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aber noch nicht, dass er aacb eine Haftung Ar die nicht Tenchnldeten, . 
oft sehr schwer wiegenden, nachtheiUgen Folgen habe begrttnden wollen. 
Für das Strafrecht tbnt dies der Qesetzgeber jedenfalls nicht, wie schon 
die Bestinunungen Uber Tödtnng and KOrperverletzong zeigen, und da- 
für, dass er das bestehende Ciyürecht habe ftndern wollen, fehlt es an 
jedem Anhaltspunkte; selbstrerstAndlich aber ist diese Folge nicht. Nur 
bei der Prttfbng, ob im Einzelfalle das erforderliche Verschulden yor- 
liege, wird die Bestimmong Ton Bedeatung werden können; insoweit 
ist sie aber vom B. G. nicht verletzt Diese Grundsätze weichen aller- 
dings entscheidend von denen ab, die das erkennende Geridit in frOheren 
tJrtheilen (Entsch. des R. G. in Gtrilsachen Bd. 17 S. 105 f.; Jor. 
Wochenschr. von 1668 S. III Ziff. 7 nnd sonst) für das gemeine Recht 
angestellt hat; an dieser früheren Beortiieilang konnte jedoch bei 
wiederholter Prftfuii^^ aus ttberwiegenden Gründen nicht festgehalten 
werden. 

4 Kr. 229. Entsch. des Di^ut.seheii Reichsgerichts« 

4. Straf-Senat. Vom 23. October 1896. 

[Eötseii. (l. KciLÜ'^KiT. i StrafH. Bd. 29. Nr. 45. Ö. 118.J 

R. Strf. Gea. B. §g 267, 268. Die mit Ab$templang verbundene Ourohlochans der 
BafcMlel|kMiiii dsroh dM BahntteloMhilhMr besitzt ileM dfe EioMaobaft siicr 

Urkunde. 

Der Angeklagte P. ist am 24. Dezember 1695 mit der Eisenbahn 
Ton A., wo er den Zug so spAt erreichte, dass er eine Fahrkarte nicht 
mehr lOsen konnte, nach B. gefahren. Dort hat, nm ihm die Termeint* 
lieh drohende Strafe hierfür zu ersparen, im Einterst&ndniss mit ihm 
der Angekl. B., an welchen er sitdi um Bat gewandt hatte, nach Ver- 
lassen des gesperrten Bahnsteiges zwei Bahnsteigkarten von je 10 Pf. 
gelost nnd nach Wiederbetreten des Bahnsteigs jenem die eine zur Be- 
nutzung beim Ausgange eingehändigt, nachdem er znvor eigenhändig 
anf dieser Karte ein Loch oder einen Einriss augebracht hatte. Nach 
Abgabe der Karte sind beide Angekl. ausserhalb der Sperre angehalten 
nnd es ist der Sachverhalt entdeckt worden. Beide Angekl. sind wegen 
gemeinschaftlich begangenen Betrugsversuchs vemrtheilt Es fragt sich, 
ob dieselben nicht auch der Urknnd«if&lsehung sdiuldig zu erachten 
sind. Dies ist zu verneinen. Nach der maasgebenden Feststellung des 
Yorderrichters erbringt die Bahnsteigkarte die Legitimation zum Be- 
treten und Verlassen des abgesperrten Bahnsteiges. Eine Verfftlschung 
dieser Karte kann durch die zur Anklage stehende That nicht in Be- 
tracht kommen. Dnrchlochnng und Ahstemplung lassen ebenso die Be- 
deutung der Karte als Legitimationspapier der bez. Art^ wie den urkund- 
lichen Inhalt der Karte selbst in den aofgedruckten Schriftzeichen und 
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Ziffern darchaus nnberQbrt, sie beeinträchtigen weder die Erkennbarkeit 
noch das Verständniss ihres nrsprttnglichen Inhalts. Es kann deshalb 
veder dem eintretenden Substanz verlust (der Dorchlochung), noch der 
HinzufQgong nener Schriftzeichen und Ziffern die Bedeutung einer Ver^ 
ftudening rechtserheblichen Inhalts der Karte beigemessen werden. 
Ebensowenig trägt die Darchlochang der Karte den Charakter einer 
neuen • selbständigen Beurkundung an sich. Die Lochstempel versehen 
die zum Betreten des Bahnsteiges benutzten Karten mit Merkmalen, 
welche der Bahnyerwaltung bei erneutem Vorkommen ihr Wiederer- 
kennen als bereits benutzter sichern. Eine Bedeutung der Lochstempel 
in der Hinsieht, dass dadurch dem Karteninhaber ein Beeht verliehen 
wärde, welches ihm der Besitz der Bahnsteigkarte selbst nicht bereits 
gewährte, ist nirgends normirt und nicht anzuerkennen. 



^r. :iMK £ntsch. dos Beiitsehcu Reichsgerichts. 
4. Civil-Senat. Vom 26. Oetober 1896. ^ 

[0. Jvr. Zattg. U Nr. S S. 61 ZUC ta} 

Hafltt der Enpflnger von um dm Aitlwid asktnMeidwr War« der ElMnbahR-Ver- 

waltung für den nach Empfang erhobenen Naohzoll? ist der Anspruch verjährt? Oert- 
licbM Recht. Rlcbtertlche Nadiprüfung, ob der Nachzoll mit Recht erhoben ist? 

Von der Badischen Staatseisenbahn sind bei dem Eintritt in das 
deutsche Beichsgebiet zu GewehrschAften bestimmte Hölzer, welche nach 
Spandau und Berlin adressiert und von ausländischen Eisenbahnver- 
waltungen ftbemommen waren, weiter befördert, preussischen Staats- 
bahnen übergeben und von diesen an die Adressaten abgeliefert. Bei 
der Einführung wurden sie mit 1 M. pro 100 kg nach Pos. 13 c 3 des 
Zolltarifs V. 24. Mai 1885 verzollt. Der badische Eisenbabnfiskus hat 
die von der badischen Zolldirektion in Karlsruhe auf Grund 13 d des 
Zolltarifs später nachgeforderten weiteren 2 M. für je 100 kg bezahlt 
und fordert deren Erstattung von den Adressaten. Die Nachprüfung 
der Feststellung des Nachzolles steht nach § 12 des Vereinszollgesetzes 
dem Civilricht«r nicht zu, wenn auch der Strafrichter an die Entsi hei- 
dnng der Verwaltungsbehörde nicht gebunden sein mag — Entscheidung 
des Reichsgerichts in Stra&achen Bd. 12 No. 1. Die Einrede der Ver- 
jährung, welche die Adressaten gegen den Anspruch des badischen Eisen- 
bahnfiskus auf Erstattung des Nachzolles erhoben, wurde zurückgewiesen. 
Sie ist zu beurteilen nach dem örtlichen Kecht der Obligation, also des 
Ortes, an wel( liem das Frachtgut dem Adressaten abgeliefert ist. Nach 
dem preusüischen Gesetz vom 31. März 1838 war die Verjährung noch 
nicht eingetreten, denn der Anspruch des Frachtführers auf Ersatz 
dieser Aus lag e, § 1 No. 6 des Gesetzes und HGB. Art. 406, war nicht 
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schon durch die seitens der Steuerbehörde getroflfene Festsetzung des 
NachzoUes, sondern erst durch dessen Zahlung oder die Abrechnung 
zwischen der badischen EiseDbahnverwaltnng und der Zollbehörde ent- 
standen. Das ist erst im Jahre 1890 geschehen, die Klage war aber 
am 31. Bez. 1892 erhoben. Auch schloss der BVankiernngsvennerk auf 
den von den Adressaten angenommenen Frachtbriefen nicht ohne weiteres 
deren Befreiung von der Erstattung des Zolles in sich. Nur wenn eine 
ausdrückliche Frankierung bezQglich des Zolles stattgefunden hat, gehört 
der Zoll und mithin auch der Nachzoll nicht zu den Auslagen des 
Fk'achtftthrers, zu deren Erstattung der Empfänger nach HOB. Art. 406 
Terpflichtet ist. Andererseits ist der Empfänger, wenn keine Frankiemng 
hinsichtlich des Zolles erfolgt ist, zu dessen Erstattung nur dann ver- 
pflichtet, wenn der Frachtbrief diese Verpflichtung ergiebt. Soll dieselbe 
aus der Bezugnahme des Frachtbriefs auf reglementarische Bestimmungen 
und dergl entnommen werden, so muss sie aus den betreffenden Be- 
stimmungen hervorgehen. ______ 

Nr. 331. Entsch. des Peiitsehen KelcbsgcricUts. 
4. Civil-Seiiat. Vom 26. October 1896. 

IPreuM. Verw. ßl. XVm. Nr. iti. S.170.J 

EiiM BetnteB in virbiitfllolior Form zsgMiehfrtf WittwMi- and Walwngeldir sind 
■aoh tfNsslbra öirratlloli-rMlitlleliei Nomos wie atin BetaMvnostntpnoli lu ke- 

irtbflln. 

Nach der Feststellung des Berufungsgerichts war der Ehemann der 
Klägerin bis zu seinem Tode ein fest angestellter Gemeindebeamter der 
Beklagten und darum ein mittelbar«' Staatsbeamter (§ 66 Nr. 6 der 
Städteordnung vom 30. Kai 1853, §§ 68, 69 Th. II Tit. 10 des ALB.). 
Die ihm von der Beklagten ausgesetzte Besoldung hatte daher nicht die 
Natur einer vertraglichen Gegenleistung fQr seine amtlichen Dienste, 
sondern die Natur einer mit seinem Amte verbundenen Rente, die dazu 
bestimmt war, ihm ein seinem Amte entsprechendes standesmässiges 
Anskommra zu gewähren (vgl. Urtlieil des IV. Civils. des KG. vom 22ten 
Kai 1890 mit den in dessen Entscbeidungsgründen enthaltenen Hinweisen 
auf die einschlagende Litteratur, abgedruckt in Gruchots Beiträgen 
Bd. 34 S. 925 ff.). Die Besoldung eines Beamten untfasst aber nicht 
allein das an ihn während der Daner seiner amtlichen Stellung zu 
zahlende Gehalt, sondern alle ihm von der Anstellungsbeliöide für die 
Uebernahme und Fortführung seines Amtes ausgesetzten Vortheile, die 
darauf abzielen, seine Lebcn.sstellnng als Beamter zu sichern. Dahin 
gehört zunächst die an den Beamten selbst nach Niederlegung seines 
Amtes unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu entrichtende Pension, 
femer aber auch das für seine Wittwe zu zahlende Wittwengeid und 
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das IQr seine noch nicM 18 Jahre alten Kinder zn zahlende Waisengeld. 
Alle diese von der Anstellnngsbehörde dem Beamten ansgesetsten Vor- 
theüe sichern dessen Lebensstellimg, indem sie ihn der Yerpflicfatiing 
Überheben, dnrch eigene Entbehrungen nnd Ersparnisse in HQhe jener 
Zuwendungen für seine und der Seinigen Zukunft zu sorgen. Bildet 
hiernach nicht nur das Gehalt, sondern auch die Pension und das 
Wittwen- und Waisengeld einen Bestandtheü der dem Beamten für sein 
Amt ausgesetzten Rente, so gilt fftr die Elagbarkeit der letzteren auch 
derselbe Rechtsgrundsatz, wie fOr die Elagbarkeit des Gehalts. Aus 
der Elagbarkeit folgt aber nicht, dass ihre Grundlage ein privatrecht- 
licher Vertrag ist. Sie ruhen vielmehr in dem Öffentlichen Rechte nnd 
die Voraussetzungen für ihre Begründung nnd ihren Verlust sind nach 
öffentlichem Rechte zu beurtheilen. Nach öffentlichem Rechte tritt, wie 
die tJrtheile des III, Givilsenats des Reichsgerichts vom 11. Februar 
1887 und 9. Oktober 1888 (Entsch. d. RG. Bd. 17 8. 240 nnd Bd. 21 
S. 186} unter Hinweis auf die g§ 31 und 33 des Reichsstrafgesetzbnchs 
und die Bestimmungen des Preussisehen Disziplinargesetzes vom 21ten 
Juli 18&2 mit überzeugenden Grttnden ausführen, der Verlust der Be- 
amtenpension wegen einer im Amte begangenen, an sich mit dem Ver- 
luste des Amtes bedrohten strafbaren Handlung dann nicht ein, wenn 
nicht gegen den Beamten, bevor er pensionirt war, entweder eine mit 
dem Verluste des Amtes verbundene Strafe durch Strafurtheil ausge- 
sprochen oder ein mit dem ürtheil auf Dienstentlassung endigendes 
Disziplinarverfahren eingeleitet worden war. Die Thatsache, dass der 
Ehemann der Klägerin Unterschlagungen im Amte verflbt hatte, würde 
also, wenn sie etwa nach dessen Pensionirung entdeckt worden wAre, 
den Verlust seiner Pension nicht zur Folge gehabt haben. Im vorliegen- 
den Falle ist der Ehemann der Klägerin im Amte gestorben, seine 
Unterschlagungen sind erst nach seinem Tode entdeckt worden, ein 
Urtheil auf Verlust seines Amtes ist im Straf- oder Disziplinarverfahreii 
gegen ihn nicht erlassen, ein öffentlich-rechtlicher Grund für den Ver- 
lust seines Amtes und der aus dem letzteren fliessenden Besoldnngsan- 
Sprüche gegen die Anstellungsbehörde ist daher nicht gegeben; und da 
zu den Besoldnngsansprüchen auch das Recht auf Wittwen- nnd Waisen- 
geld gehört, ist auch dieses Recht nicht erloschen. 

Nr. 233. £iiü»ch. des Deutj^eheii Koiclis^ericUts. 
6. Civil-Senat. Vom 26. October 1896. 

[Saciis. Arcb. fUr Bürgerl. Reclit u. Frozcss YI. Heft ll. S. 71S.| 

Obersahn« des Bms einer Brleke meh kettlnnitra VertehriflM unil ZefohSMgea 

okaraktarislrt »lob als Werkvertlspuno. 

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat Beklagter der 
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Fortifikation zu Graudenz gegenüber die Anfertigung einer Meinzahl 
von Sachen nach vorgezeichneten Mustern übernommen, von denen jede 
einzelne nach bestimmten Vorschriften und nach einer Zeichnung herzu- 
stellen war, und welche zusammen eine Pontonbrücke in ihren unver- 
bnndenen Holztheilen bilden sollten. Es handelte sich hiernach um ein 
Ganzes, welches der Beklagte als sachverständiger Werkmeister der 
Vereinbarung gemäss in seinem Betriebe herstellen sollte. Darin liegt 
aber das charakteristische Moment des Werkverdingnngsvertrags, wäh- 
rend es beim Lief erungs vertrage nur auf das Verschaffen der Sache an- 
kommt, gleiehgiltig, ob der Lieferant sie hat, herstellt oder anderweit 
anschafft. Unerheblich ist, ob einzelne zu dem ganzen Werke erforder- 
liche Gegenstände als vertretbare Sachen aufgefasst werden kOnnen. 
Denn ist dem Uebernehmer durch den Vertrag die Herstellung eines 
ganzen Werkes Ul)ertra<reii, so liegt kein besonderer Vertrag über die 
einzelnen zu dem Werk gehörigen Sachen vor. Sie werden vielmehr 
durch den Vertrag über das Werk als eines Ganzen mitumfasst. 



Kr. 233. Entsch. des Bentschen Reichsgerichts. 
1. Civil-Senat. Vom 28. October 1896. 

[Jnr. WoebeiMdtr. ISM. Hr.?»«. S.07s Zifr ii ) 
Sefciiemrsatiptiolit des Frachtführers und Spediteurs für die Folge« des Verzag» is 

der Ausfuhrung des Vertrages. 

Dem B. R. ist darin beizutreten, dass im vorliegenden Fall der 
Schadensersatz, den der Bekl. dem Kl. nach den Art. 380, 385, 397 ff., 
283 des Handelsgesetzbuchs zu leisten hat, durch die Zahlung der 
Fakturabeträge der Güter unter Ueberlassung der Güter und der An- 
sprfiche an die Käufer zu leisten ist. Ein allgemeiner Rechtssatz 
dahin, dass der Spediteur und Frachtführer in allen Fällen die Folgen 
seines Verzuges in der Ausführung des Auftrages, sobald die Güter von 
dem Adressaten nicht abp:enommen sind, rlnrch Uebernahme des Guts 
und Zahlung des Fakturapreises zu trafz^en liat, soll nicht aufgestellt 
werden. Aber konkret kann die grundsätzliche Folge der Schadens- 
ersatzpflicht, die Verpfliclitung zur ^\'iede^he^stpllung des Zustande?, wie 
er ohne den schaden bringen den Verzug sein würde, zu der Form des 
Schadensersatzes führen, die der B. R. ausgesproclien hat. Nach der 
festgestellten Sachlage würde der Kl. bei ordminorsniässigeni Verlialten 
des Bekl. den Kaufpreis der (liiter haben. Die Güter sind vom Aus- 
lande importirt: der Klüger imt Zoll und Spesen aufgewendet. Von 
einem Rficktransport der Güter kann nicht die T?ede sein. Dieselben 
haben im Wiuter monatelang gelagert, und es besteht die Gefahr, dass 
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sie verdorben und werthlos geworden sind oder stark gelitten liaben. 
Der Bekl. hat sie in Händen und ist nicht bereit gewesen, sein Ver- 
schulden durch Bereitstellung der Güter zum Verkauf wieder gut zu 
machen. Bei solcher Sachlage ist dem Kl. nicht anzusiunen, sich selbst 
zum Ersatz seines Schadens dadurch zu verhelfen, dass er die Güter 
vom Bekl. herausfordert, sie im Inlande anderweit zu verkaufen ver- 
sucht und dann die Differenz von dem Bekl. einfordert. Voller Schadens- 
ersatz wird vielmehr dem Kl. nur durch die vom B. R. ausgesprochene 
Verurtheilung des Bekl. zur Zahlung der Fakturabeträge geleistet. 



Hr. Eutseb. des (^terr. Obersten fterlchtsliofBS. 

Vom 28. October 1896. 

[Orstcrr. Kis.mi'i Vprordn Hl X. Nr. 86. S.Gr*2 ) 

Die Verhinderung der Benützung eines über die ßü^tchung eines Eisenbahngrundstückea 
führenden Privatweges bildet keine zur gerichtlichen Competenz getai^rige Besitz* 

ttfriMg. 

Die Eheleute F. in Koschak klagten gegen die k. k. priv. Südbahn- 
Gesellschaft wegen Störung des Bentttzungsbesitzes an dem über die 
, Eisenbahnparcelle Nr. 427, K.-G. Kosebak, führenden Fusswege. Das 
k. k. Bezirksgericht Marburg stellte mit Bescheid vom 20. August 
1896, Z. 12.214, die Klage unter Behebung des abgeführten Verfahrens 
den Kl&geni sorfick, und zwar im WesentUchen mit folgender Be- 
gründang: 

61au&ss § 96 der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16. NoT«nber 1851, 
S.-G.-B1. Nr. 1 ex 1852, ist das Betreten von Bahnbaschnngen allen 
Personen, die nieht zum Dienst- oder Arbeitq^ersonale der Bahn ge- 
hören oder die mit einer besonderen Erlanbniss hiezu nicht versehen 
sind, ansnahmslos verboten, und ist im § 103 ibidem das Zuwiderhandeln 
gegen obiges Verbot als strafbar erklärt. Haben daher die KlSger den 
streitigen Weg, wie dies von der Geklagten zugestanden wird, benfitzt, 
80 haben sie damit dem citirten Gesetze zuwidergehandelt, und es liegt 
auf der Hand, dass eine gesetzlich verbotene Handlung nicht geeignet 
sein kann, dem Uebertreter ein Frivatrecht, etwa emen richterlich zu 
schfitzenden Besitz, zu erwerben. 

Danach kann von einem Reehtsbesitze der Kläger keine Bede sein. 
Mit den citirten Bestimmungen der kaiserl. Verordnung vom 16. No- 
vember 1851 steht § 5 des mit der Verordnung vom 10. December 1892, 
B.-G.-BI Nr. 207, in Wirksamkeit gesetzten Betriebsreglements in 
vollem Einklänge. Vorliegend beanspruchen die Kllger ein Wegerecht, 
rQcksichtlich den Schutz im vermeintlichen Besitze eines Wegerechtes 
an einem Eiaenbahngrundstttcke, welches zum Eisenbahnkdrper selbst 
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gehört. Die SchafFiiBg-, Abänderung, Umlegung, dm Bestand etc von 
derlei Wegen regelt § 10 c) der Verordnung des Ministeriums für Handel, 
Gewerbe und üffentliclie Bauten vom 14. September 1854, K.-(i.-Bl. 
Nr. 238; weil aber nach der ausdrückliclien Vorschrift des § 13 ibidem 
alle derlei Angelegenheiten vom Reclitswege ausgeschlossen und der 
Competeii/ der Administrativbehörden zugewiesen sind, war die Klage 
mit Behebung des ganzen Verfahrens den Klägern zurnckzustellen. 

Das k. k. Oberlandesgericht Graz bestätigte mit Decret vom 
10. September 1896, Z. 8(321, d^u erstrichterlichen Bescheid, und der 
Oberste Gerichtshof wies mit Entscheidung vom 28. Oetober ]8l»6, 
Z. 12.691, den dagegen von den Klägern eingebrachten ausserordentlichen 
Revisionsrecurs zurück, in der Erwägung, dass nach § 13 des Eisen- 
bahn -Concessionsgesetzes vom 14. Septeml)er 1854. R.-G.-Bl. Nr. 238, 
Angelegenheiten, welche sich auf die Vollziehung der Bestimmungen 
des § 10, lit. b) und c) dieses Gesetzes beziehen, vom Rechtswege aus- 
geschlossen sind und vor die administiativen Behörden geliören, dass 
dalier zur Entscheidung über die vorliegende Klage, in welcher die 
Kläger den Bestand üires Wegerechtsbesitzes dadurch zerstört erachten, 
dass die mitgeklagten Angestellten der Südbahn sie an der Benützung 
des Weges hinderten, welcher nach dem tibercinütimmendeu Gutachten 
der Sachverständigen über die Böschung des eigeutlicheii Bahiigrundes 
führt, nicht die Gerichte zustäadig sind. 



Kr. 885« Bntseh. des Bentsehen Belelisgerlelits. 

3. Givil-Senat, Vom 30. Oetober 1896. 

iJur. Wr.clu iis< hr. 1R55. Nr. 77/81. H. 71t. ZIIT. 60.] 

§ 36. Inval. u. Altersvers Ges v 22 Juni 1889. Kürzung der reichsgesadliObeB Reats 

um den Betrag des satzungsRiäasigen Invaliiiertgeldes. 

Der streit betritft daher nur die Frage ob der l^ekl. befugt ist, 
da*^ >:ii/iiiiL'<iiiässig den Kl bewilligte InvalideuLivld um den Betrag der 
leichsj^fc.-^ei/lii-hen Rente zu kürzen. Diese Frage i.^t mit dt-m B. R. /,u 
bejahen. Der § 90 Ab«. 2 der Satzungen vom 25. Di/t uiIjci- 18*11 be- 
stimmt: Desgleichen kommen die auf Grund des R. Ges., betreibend die 
TnvaliditätvS- und Alter>verjsicherung, vom 22. Juni 1889 gewährten 
Renten in vollem Betrage auf die Knappscliaftslcistniigeu in Anrechninig. 
J)ann liegt eine Herabsetzung der KnaiipüchafiM t nie , wie sie den Kl. 
nach den früheren Satzungen zustaiul, und wie sie ihnen auch nach Ab- 
schnitt I der neuen Satzungen ziisieheu würde, wenn der § 90 keine 
Geltung hätte. Die Entscheidung hängt daher ludiglicli von Beant- 
wortung der Frage ab, ob die Kl. sich eine solche Herabsetzung des 
Invalideugeldes ge&lleu lassen müssen. Dem B. B. fällt nicht die Ver- 
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letzung einer Rechtsnorm zur Last, wenn er diese Frage bejaht. Das 
ß, G. hat in standiger Rechtsprechung an dem Satze festgelialten, dass 
die Ansprüche der Mitglieder der Knappschaft, solange die Rente ihnen 
noch nicht endgültig bewilligt ist, durch Aenderung der Satzungen neu 
geregelt werden dürfen, und dass dem einzelneu Mitgliede der Knapp- 
schaft gegen den Beschluss, der seine Ansprüche auf Invaliden- und 
Kindergelder herabsetzt, mir dann ein Widerspruchsrecht zusteht, wenn 
die Voraussetzungen des § 08 Thl. II Tit. 6 des A. L. R. vorhanden 
sind. Der B. R. stellt nun fest, dass die Herabsetzung der Invaliden- 
rente, die in der Anrechnung der ]-eichsgesetzlichen Rente enthalten sei, 
alle aktiven Mitglieder gleichmassig tretfe und darum Sonderrechte dieser 
Mitglieder nicht verletze. Ein Rechtsiri thum ist in dieser Ausfi'ihrwng 
nicht enthalten. Namentlich lässt sich nicht dagegen einwenden, die 
nach dem 1. Januar 1892 eintretenden Mitglieder würden dadurch in- 
sofern besser gestellt, als sie ohne besondere Gegenleistung zu dem Ge- 
nuss der Reichsinvalidenrente zugelassen würden, während die älteren 
Mitglieder bis zum 1. Januar 1892 dafür besondere Beiträge hätten be- 
zahlen müssen. Ol) diese Ausführung nach den besonderen Verhältnissen 
zutrifft, kann hier dahin gestellt bleiben; denn selbst wenn darin, dass 
die erwähnten Leistungen ihnen nicht zurückgewährt sind, eine Benach- 
theilung der Kläger zu linden wäre, so würde ihnen daraus doch nicht 
das Recht erwachsen sein, dtn Knappschaftsbeschluss anzufechten, da 
die Zahlung der Beiträge an die Landesversicheruugsanstalt mit der 
Angehörigkeit der Kl. zur Knappschaft nicht in rechtlichem Zusammen- 
hange steht, und nur die Verletzung der gesellschaftlichen Reclite 
es ist, die ihnen nach § 68 Thl. II Tit. 6 des A. L. R. ♦•in ]?erht i|iebt, 
deu Beschluss der Knappschaft als sie beuachtheüigend auzulechten. 



Nr. 236. Entsoh. des Betiteclien Reichsgerichts. 
3. Civil-Seoat. Vom 6. November 1896. 

§ I, Reiohshaftpflichtgesetz. Beim Beiriebe eines Privatanscliluesgleises ist die Haupt- 
bahn dann Betriebsunternehmer, wenn sich ihre Transportdifn<^tp aus dem Gesammt» 
betriebe nicht ausscheiden lassen, vielmehr Faktoren bilden, üie bei dem wirthsohalt« 

liehen Gesammtresultate der Bahn mitzählen. 

Die Rkl. macht geltend, man könne den Hetrieb auf dem Anschluss- 
geleise, der nach den geschlossenen Verträgen, wenn auch unter Auf- 
sicht der Bahnverwaltung, der genannten Firma zustehe, nicht theilen, 
die genannte Firma sei als haftpflichtige Unternehmerin anzusehen und 
werde hieran auch durch den Umstand nichts geändert, dass die Firma, 
die eigene Lokomotiven nicht besitze, der Dienste der Staatsbahnloko- 
iuuLiven zum Anbringen und Abholen der Wagen sich versichert habe. 
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Zogestanden weiden mnes, dass die Finna als Eisenbahnanternelimerin 
anzusehen ist, auch wenn der von ihr auf dem Bahnkörper bewirkte 
Wagentransport (abgesehen von dem hier nicht in Betracht kommenden 
Feldbahnbetrieb) von geringem Umfange ist nnd aaf die Empfangnahme 
der angebrachten leeren Wagen and die Anfstellnng zum Abholen der 
beladenen Wagei), ohne Benutzung von Dampfkraft, sich beschränkt. 
Dass die bei einer solchen Wagenbewegnng sich ergebende Gef&brdnng 
Ton Personen als Eisenbahngefahr im technischen Sinne anzusehen, ist 
in der Rechtsprechung des R. G. wiederholt anerkannt. Vergl. Urtheil 
dieses Senats vom 16. Mai 1882, Entsch. des R. G. Bd. 7 S. 40'). An 
den Wagentransport, bei dem die gedachte Firma jedenfalls die haft- 
bare Unternehmerin ist, schliesst sich die Abholung und üeberftihrung 
der Wagen durch die Staatsbahnlokomotiven auf die Hauptbahn. 
Es fragt sich, ob die Abholung und Ueberflihrung zu dem 
Betriebe des Anschlussgeleises gehört und der Staatsbahnbetrieb 
erst auf der Hauptbahn beginnt, oder ob das räumlich in das Gebiet 
des Betriebes des Anschlussgeleises hinttbergreifende Al)liolen der Wagen 
zn dem Staatsbahnbetriebe gerechnet werden kann. Die Abmachungen 
zwischen dem Inhaber eines Anschlossgeleiscs und der Bahn können un- 
mittelbaren Einlluss auf die Frage nach der Haftpflicht nicht haben; 
denn die Haftpflicht kann nicht vertragsmässig auf Jemanden abgewälzt 
werden, in dessen Person die gesetzlichen Voraussetzungen nicht zu- 
treffen. Die wirkliche Gestaltung des Betriebes entscheidet. Es kommt 
darauf an. ob die bei dem Abholen entwickelte Transportthätigkeit 
wirthscliaftlich als Staatsbahn betrieb anzusehen ist, oder nur eine Dienst- 
nnd Hüifeleistnng zn dem Betriebe des Anschlussgeleises ist. Hätte die 
Staatsbahn ihre Lokomotiven mit Bedienung der Firma nur behufs des 
Transports von der Ladestelle bis zur Hauptbahn gegen Vergütung zu 
Gebote gestellt^ so würde sie als Unternehmerin nur einer solchen Dienst- 
leistnug anzusehen sein, dagegen würde man das Abholen nicht als Theil 
des Staatsbaliiilipn iebes ansehen können, vergl. Entsch. des B. 0. H. G. 
Bd. 21 S. 176, 177; Entsch, des B. G. B l i S. 280. Lassen sich die 
Transportdienste der Bahn, von denen die iu de ist. aus dem Gesammt- 
betriebe derselben nicht ausscheiden, bilden sie vielmehr Faktoren, die 
bei dem wirthschaftlicben Gesammtresultat der Bahn mitzählen, so kommt 
man zu einem anderen Ergebniss. Von der letzteren Beurtheilung geht 
der I. K.. dem das B. G. beistimmt, aus. Dieselbe beruht im Wesent- 
lichen auf Würdigung der konkreten Verhältnisse und kann als rechts- 
irrig nicht bezeichnet werden. Für jene Anschaunng spricht, dass eine jede 
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verg&tete TraBSportleistang» die in dem Interesae des gesammten Bahn- 
betriebes liegt, wirthschafüicfa als Theil des Oesammtbetriebes anfza- 
fassen ist und nicht wohl als gesondertes üntemehmen ausgeschieden 
werden kann. In der Berufungsinstanz hatte die Bekl. auf ein reichst 
gerichtliches ürtheil vom 1. Februt^ 1894 in Sachen Komp gegen Eisen- 
bahnflskus, mitgetheilt Jnristische Wochenschrift 1894 S. 185 Nr. 74, 
sich berufen. In diesem Urtheile ist ausgeführt, dass bezfiglich der 
Haftpflicht es darauf ankomme, wen das wirthschaftliche Ergebniss, 
Gewinn nnd Verlust des Betriebes, treffe, und dass ein solcher Unter- 
nehmer auch dann haftbar bleibe, wenn er fftr die gesammte Ausführung 
und Leitung fremde Dienste gebrauche. In dem B. U. ist dieses XJrtheil 
nicht richtig verstand^ wenn bemerkt wird, Bekt. könne auf dasselbe 
sich nicht berufen, weil in dem Falle des Urtheils die gesammte Lei- 
tung nnd Ausführung des Betriebes von der einen Partei verpachtet 
war, während es sich hier nur um einzelne Transportleistnngen handle. 
Die Rkl. hat mit Recht darauf hingewiesen, dass deijenige, der nur ein- 
zelne Transportleistnngen sich ermiethet, noch zweifelloser als Unter- 
nehmer des Betriebes zu betrachten sei. Dieser Bemerkung des zweiten 
Urtheils war indessen Gewicht nicht beiznlegen, da die Begründung, 
die durch Bezugnahme auf das erste Urtheil gegeben wird, das Ür- 
theil trägt. 

Kr. Entsidi. des AppelL-Ckrlehts In Haihmd. 

Vom 10. November 1896. 

|Zeit«clir. f. d. Internat. Efsenb. Transp. V (18D7) Nr. 3 S. 227.] 

Maiko an einem Wagen Kohlen. Anechluse der Haftpflicht. 

Der Absender eines von Genua nach Turin beförderten Wagens 
Steinkolilen liatte die Eisenbahn auf Zahlung des nach Ankunft konsta- 
tiert en Mankos gerichtlich belangt; das Gericht machte die Zulässig- 
keit des Anspruches von dem Nachweis eiues Verschuldens der Eisen- 
bahn abhängig. Auf erhobene Berufung bestätigte das Appellgericht 
dieses Urteil in Erwägung, dass auf Grund der Artikel 95, 103, 130 
der T. und T.-B. *) die in loser Schtittung aufgegebenen Güter, also auch 
Steinkohlen, auf Gefahr des Absenders befördert werden und die Eisen- 
bahn für den eingetretenen Schaden nur dann haftet, wenn der Nach- 
weis eines Verschuldens der Eisenbahn erbracht wird. 

Nr. 288. Entseh, des Deutschen Reichsgerichts, 
ö. Civil-Senat. Vom II. November 1896. 

[Prcuss.V.-iu Bl. XVIII Nr. 11 S 120 i 

§§ 43, 44 Tb. 1 Tit. 22 Pr. A. L R. Enteignung. Bebauungsfähigkeit eines Grundstücics. 
«) a oben S. 310 Ama. 1. 
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Dta Herzu erforderliche Durchfahrtsreeht an einen NaeUMtfirundstOcke geht nicht 
•chon dadurch verloren, das» der Eigenthümer des ersteren nachträglich von der Zu- 
Muerung der Durchfahrt Kennüiiss erhalten und diea daaa ohne Wlderepruoh ge- 

duldet hat. 

Die Annahme des B. G., dass das enteignete Grundstück nicht be- 
bauungsfällig gewesen sei, beruht wesentlich darauf, dass der Bekl. sein 
Durchfahrtsrecht dnrch das S.'sche Grundstück Nr. 21 nach der Britzer- 
strasse gemäss § 43 Thl. I Tit. 21 A. L. R. durch stillschweigende Ein- 
willigung verloren habe. Nicht mit Unrecht greift der Bekl, dies an. 
indem er meint, die Anwendung des § 43 1. c. sei ausgeschlossen, weil 
er erst nach Vollendung der hindernden Anlage, der Zumauerung der 
Durchfahrt, davon Kenntniss erhalten habe. Aus der Aussage des S. 
ergiebt sich, dass der Bekl. durch diesen Zeugen erst nach vollendeter 
Znmauening der Durchfahrt hiervon Kenntniss erhalten hat. Damit 
stimmt auch die Bekundung des Zeugen K. überein. Da das B. G. seine 
Feststellung lediglich auf diese Aussagen gründet, muss angenommen 
werden, dass es mit dem Satze „dass der Bekl., als er im Sommer 1892 
erfahren hatte, dass die projektirte Durchfahrt in dem Neubau . . . auf 
polizeiliche Anordnung habe zugemauert werden müssen'', auch hat aus- 
drücken wollen, dass der Bekl. die Zumauerung erst nach ihrer Voll- 
endung erfahren habe. Ist dies aber der Fall, ilann durfte das B. G., 
ohne sich mit der Judikatur und Literatur in Widerspruch zu setzen, 
jenen Umstand nicht unberücksichtigt lassen. Das frühere Preussische 
Obertribunal (Strietliorst Archiv Bd. 35 Seite 37) hat ausgesprochen, 
der § 43 1. c. beziehe sich nicht auf den Fall , dass der Berechtigte von 
der die Ausübung seines Rechts unmöglich machenden Anlage erst nach 
deren Vollendung W issenschaft erhält und dann, ohne zu widersprechen, 
die Anlage stillschweigend duldet. Dem schliessen sich Dernburg 
(Preussisches Trivatreeht Bd. 1 § 299 Nr. 1 Abs 2) und Rehbein (Kutsch, 
des Obertribunals Bd. 3 S. I(i72 Anm.; Kuiuhk mar des A. L. R. Bd. 2 
Anm. 36 zu § 4:1 Thl. I Tit. 22, au. Die Ki« hiigkeit dieser Ansicht er- 
giebt sich nicht nur aus dem Wortlaut des § 43, wonach da.s l\iilüscheu 
der Grundgerechtigkeit durch stillschweigende Einwilligung eintritt, 
„wenn der Berechtigte wissentlich geschehen lässt, dass in der ver- 
pflichteten Sache Anstalten und Einrichtungen . . . getroffen werden", 
sondern auch daraas, dass im § 44 1. c. das widerspruchslose Verhalten 
nicht als Einwilligung in die Aufhebung der Gerechtigkeit angesehen 
wird, wenn der Berechtigte erst nach Vollendung der Anlage von dem 
ihm daraus erwachsenden Nachtheil Kenntniss erhält. 
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Nr. 339. Entsclu des Deutschen Reichsgerichts. 
5. CiTil-Senat. Vom 11. Noyember 1896. 

[Jlir.WocheD8Cbr.lS96. Nr. 77/81. 8.910. Ziff. 85 ] 

UrsSohllcher Zusammenhang der Beechädigung von Oekieden mit dem Bergbau. 
Der B. R. hat über den ursächlichen Zusammenhang der Schäden 
mit dem Bergbau eine alternative Feststellung getroffen. nimmt an, 
die Beschädigungen der Gebäude seien die Folge von Bewegungen im 
Baugrunde f und diese Bewegungen stünden insofern mit dem Bergbau 
im Zusammenhang, als dieser entweder durch Wasserentziehung, wie der 
Sachverständige S. annimmt, das Abtrocknen des Baugrundes bewirkt, 
oder durch Ersch&tterungen, wie der Sachverständige A. meint, das 
£rdreich in Bewegung gesetzt habe, oder diese beiden Ursachen gemein- 
sam auf den Baugrund eingewirkt hätten. Die Revision hält eine Fest- 
stellung dieser Art für „rechtsbedenklich" and meint, der B. R. habe, 
wenn er einen mittelbaren Schaden habe annehmen wollen, die Pflicht 
gehabt, festzustellen, welche der angeführten Umstände er dafür als 
kausal und welche er als daneben bestehend, aber ohne die Mitwirkung 
des Bergbaus für nicht kausal erachtet habe. Auch dieser Angriff ver^ 
sagt. Die vermisste Feststellung hat der B. R. getroffen , wenn er an- 
nimmt, es seien nur zwei Ursachen denkbar, die den Baugrund der Ge- 
bäude erschüttert haben könnten: Abtrocknen des Bodens oder Er- 
schütterung und Lockerung der daneben liegenden Erdschichten. Beide 
Möglichkeiten führen aber rechtlich zu demselben Ergebniss, und der 
B. B. durfte deshalb von der Ermittelung, welcher der beiden Gründe 
wirksam gewesen sei, als überflüssig absehen; vergl. Urtheil des R. G. 
vom 28. April 1893, III Nr. 19/93 (Bolze. Praxis des K. ö., Bd. 16 
Nr. 734). Im Einsselneu hat der B. E. seine FeststelluDgen ausreichend 
begrüDdet 

Nr. 340. Entsch. des Deutschen Reichs srcrichts. 

ö. CiTil-Senat. Vom 14. NoTember 1896, 

Die Eisenbahnverwaltung mues die Benutzung des BahnliSrpere unter den Niveauuber- 
gijigen zur Hindurchlegung von 6a^- und WasserrShren zu Strassenzwecken dulden, 
soweit nicht überwiegende Interessen des Eisenbahnbetriebs entgegenstehen. 

Diese Verpflichtung der Kl. ist eine notUwendige Folge davon, dass 
ihre Vorgänger seiner Zeit die Wiedervereinin^ung der durch ihre Bahn- 
bauten zerschnittenen Wege mittels der beiden Uebergänge über den 
Bahnkörper gestattet haben. Sie h?Otr!i dadurch diese üebergangs- 
stellen mit der ütlentlich-reLlitliclien .Servitut belastet: als öffentliche 
Wege (»der Strassen zu dienen. Ma? der Verkehr auf den beiden durch- 
schnitteueu Wegen oder Strassen damals auch noch nicht diu gegen- 
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wärtige Ausdehnung gehabt und damals noch nicht eine Gas- und 
Wasserleitnngsanlage nüthig gemacht haben, so hat hierbei doch nur 
eine natürliche P^ntwickehing stattgefunden, die nicht als eine Um- 
wandlang der ursprünglich pin^rpräiimten Dienstbarkeit. auch nicht als 
eine ausserordentliche oder willkürliche Erschwerung derselben aufge- 
fasst werden kann, und deren Unbequemlichkeiten darum, analog wie 
bei Grundgerechtig-keiten, von dem Verpflichteten als Folgen seiner 
früheren Handlung hingenommen werden müssen. Vergl. Dernburg, 
Preussisches Privatrecht Bd. 1 § 294. Darauf kann kein Gewicht p-p- 
legt werden, dass -- wie der B. R. hervorhebt — damals eben nur 
Niveauübergänge gestattet und keine weitergehenden Verpflichtungen auf 
die beiden in Frage stehenden Flächen übernommen worden sind; in 
der Gestattung des Niveauüberganges für den öffentlichen Verkehr lag 
schon von selbst, auch ohne ausdrückliche Abmachung die Verpflich- 
tung zur Duldung aller Vorkehrungen, die dn^ Rolürfniss des steigen- 
den Verkehrs, mit dem stets, zumal io einer iStadt, gerechnet werden . 
muss, künftig erfordern wird. 



Nr. Klitsch, dc^s Oberlandes^erichts Colmar« 

3. Civil-Senat. Vom 16. November 1806, 

(Jiir. ZcitÄChr. f. ElB. Lothr Jahrg. 25(. S. 36.) 

Strassen-EisenbabD. Uafall. Haftpflicht. Trunkenheit des Beaobädisteo. Eigenes Ver- 
schulden desselben. 

Am 2. Dezember 1894, des Abends nach Eintritt der Dunkelheit, 

kam in der Nähe von Aue der Kläger uuter den von dort kommenden, 
auf dem Strassenkürper sich bewegenden Eisenbahnzng und wurde schwer 
verletzt. Da die General -Direktion der iieichseisenbahnen ihre Haft- 
barkeit für den entstandenen Schaden ablehnte, erhob der Verletzte 
Klage gegen die.-ielbe und wurde ihm in erster Instanz eine Entschädi- 
giiu;; zugesprochen. Auf Berufung der BeklagLeu wiiide dieses Urtheil 
aufgehoben und die Klage abgewiesen aus folgenden Gründen: Es ist 
riclitig, dass nach dem Hafipflichtgesetze es zur Eiulasiung der Be- 
klagten nicht genügt, wenn sie, nachweist, dass sie ein Verschulden nicht 
trifft, dass sie vielmehr den Nachweis zu erbringen hat, dass den Ver- 
letzten selbst ein eigenes Verschultli u t rillt. 

Dieses Verschulden findet sie in dem voi liegt^iuien Falle in dem 
ganzen Verhalt^!) dns KlSgers. welches insbesondere auf dessen Ange- 
trunkenheii zui uckziiführen sei. Der erste Richter geht nun auch von 
der als erwiesen angenommenen Thatsache aus, dass der Kläger an dem 
fragUcben Abend in angetrunkenem Zustande sich befunden habe, und 
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dass einem ganz nomalen Menschen ein solcher Unfall nicht h&tte zu- 

atossen können. 

Er führt aber aus, dass eine Bahn unter den vorliegenden Verhält- 
niBsen auch anderen, also nicht ganz normalen Personen, Schatz za ge- 
wfthren habe. 

In dieser letzteren Anforderung geht er indessen zu weit und 
lässt sich auch nicht erkennen, in welcher Weise dieser Schatz praktisch 
anszuffthren wäre. 

Eisenbahnen, welche, wie in vorliegendem Falle, ohne eigenen Bahn- 
korper auf einer belebten Strasse auch nahe an Gebäulichkeiten vorbei- 
führen, sind, um den gesteigerten Anforderungen des Verkehrs zu ge- 
nügen, im Interesse des Publikums, welches auch solche Verkehrsmittel 
verlangt, gestattet und zulässig. Das Publikum muss sich den durch 
die Anlage einer Strassenbahn geschaffenen Verhältnissen bei dem Ver- 
kehre auf einer solchen Strasse anpassen und auch seinerseits den er- 
höhten Grad von Vorsicht anwenden, welchen diese neue Lage der 
Dinge bedingt. 

Nach der Natur einer soldieu Anlage ist es geradezu ausgeschlossen, 
Absperrvorriclitungen oder sonstige Schutzvorrichtungen zu treffen, welche 
geeignet erscheinen, nicht normale Menschen von dem unter Umständen 
gefährlichen Betreten der Schienengeleise fern zu halten. Das Betreten 
des mit Schienen belegten Strassentheiles ist an sich auch nicht ver- 
boten. Man muss nur darauf achten, einem herankommenden Eisenbalin- 
zuge, ebenso wie einem gewöhnlichen, auf dem Strassendamm fahrenden 
Wagen auszuweichen. Wenn -mch auf solchen Nebenbahnen im Ver- 
gleich zu den Haupt])ahnen nur mit verminderter (leschwindigkeit ge- 
fahren wird, so erfordert doch die grössere, mit dem Bahnbetrieb ver- 
bundene (iefährlichkeit sowohl seitens des Ikhnpersonals, als auch seitens 
der auf dm- Strasse verkehrenden Personen einen erhöhten Grad von 
Aufmerksamkeit. 

Nach der Natur der Sache ist dies in gesteigf'rtfin Masse in der 
Nachtzeit der Fall, zu welcher das Selivermögen bescliräukt und die Be- 
obachtung dessen, was auf der Strasse vorgeht, eischwert ist. 

Nach dem durch die Beweiserliplninsi- festgestellten thatÄiichliclien 
Hergang ist seitens des Zugpersonals nichts versäumt worden, was durch 
die Voi sii ht gt;boteu und zur Vermeidung von UnglücksfäHen als er- 
reichbar erachtet weiden muss. Das Läutewerk funktionirte, der Zug, 
dessen Herannahen in Folge der vorne angebrachten Lichter wie bei 
Tage auf eine Entfernung vou 172 Meter iM nicrkt werden konnte, fuhr 
mit einer Geschwindigkeit von nicht einmal 15 ivilumetern in der Stunde. 
Dass der Lokomotivführer grosse Aufmerksamkeit entfaltete, ergiebt 
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Bicli aas dem Umstände, dass er nach den ersten Jammerlauten des 
Klägers den Zug ganz ausserordentlich rasch zum Stehen brachte. 

Andererseits muss aber nach Lage der Sache angenommen werden, 
dass der Kläger in einer nur durch Angetrunkenlieit eiklarbaren Weise 
die gebotene, ihm obliegende Vorsicht ausser Acht gelassen und höchst 
taiiriässig gehandelt hat. 

Nr. 343. Kntsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 16. November 18%. 

[Jur. Woohauchr. 1807. Nr.l/d. S 23. Ziff. 5!V.) 

Zur ErfBllmg aInM' pollzitNolin Sloh«rli<Htvortiilirin genügt ■loht 4«r Aiflrtg 
•Im zuvmIImIo» Pwtoii, toiiern lat aueli KoBtroto derttlbeii «f arterlMi. 

Das B. G. geht, wie bemerkt, ohne Beehtsirrtham davon aus, dass, 
wenn die Treppe in dem Hause des BeU. xur Zeit des Unfalls nicht 
gehörig beleuchtet gewesen sei, es mr Entschuldigung des BeU. nicht 
genüge, dass er der Wittwe L. einen allgemeinen Auftrag ertheüt hatte, 
das Ans&ndeu der Lampen zu besorgen, auch wenn dieselbe eine zu- 
verlässige Person gewesen sei. Etwas Weiteres hatte der Behl, zu 
seiner Entschuldigung nicht angeführt, namentlich nicht behauptet, dass 
er in irgend einer Weise kontrolirt habe, ob die Wittwe L. den Auf- 
trag mit der erforderliehen Sorgfalt und POnktlidikeit ausgef&hrt habe. 
Das B. O. konnte daher, da es dem Bekl. bekannt war, dass es sich 
darum handelte, ob er, obgldch die Treppe zur Zeit des Unfalls nicht 
gehörig beleuchtet gewesen war, der Polizeiverordnung genügt habe, 
ohne Bechtsirrtbum annehmen, dass derselbe nicht im Stande sei, etwas 
Weiteres zu seiner Entschnldigung anzuführen. Hatte aber der Bekl. 
den Anforderungen der Polizeiverordnung nicht genügt, so bedurfte es 
emes weiteren Beweises, dass der Unfall hierdurch herbeigeführt sei, 
nach § 26 Tbl. I Tit. 6 des A. L. B. nicht 



Nr. 243. i:ntsch. des Deutschen Reichsgerichts, 

4. Straf-Senat. Vom 17. November 1896. 

IBnt.sch. flps Reich«ppr. i. Strafs. H.! -"^ Nr ß8. 8. lOO.] 

R. Gew. Ord. §§ 115. il9. 146. Es ist unzulässig, den Arbeitern an Stelle baarer 
Lohnvorschüue Marken 2u geben, die nur an bestimmten Orten verwerthet werden 
kSansa, aad daran vallar Batraft bsi dar UbaiaMans anf da« Lato aagaraahaat wird. 

Der § 115 a. a. 0. verpflichtet den Arbeitgeber, den Lohn seiner 
Arbeiter baar in Beiebswährung auszuzahlen, und bezweckt, jedes Ver- 
halten bei der Lohnzahlung, das den Interessen der ArbeitoF wider- 
streitet, und insbesondere eine Ausbeutung derselben zur Folge haben 
kann, zu verfaindon (Entsch. des R GF.*s in Strafs, Bd. 17, S. 285). 
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Gegen diese Vorschrift hat nach Annahme der ^ ol Instanz der Ange- 
klagte Verstössen. Es hat nämlich die VoriusUuz für erwiesen er- 
achtet, dass sich die Arbeiter, die irgend etwas aus der Kaüliue ent- 
nehmen wollten, vom Angrekl. Kantinen marken vorschuss weise geben 
liessen, und dass die dm ch diese ^larkeii dargestellten Geldbeträge bei 
der nächsten Lolnizalilmig als erhaltene Lohuvorscliüsse vom Arbeits- 
lohne abgezogen wurden, und zwar ohne Rücksicht duauf, ob sie zur 
Entnahme von Waaren aus der Kantine verwendet w i dt;n waren oder 
nicht. Wurde nacli diesen Thatsaclien die Hingabe von Kantinenmarken 
als ein Vorschuss auf den Lolm angesehen und behandelt, so konnte 
die Vorinstanz ohne Recht^in ilium zu der Annahme gelangen, dass der 
dem Betrage der Marken gleichkommende Theil des Lohnes nicht baar 
ausbezahlt wurde, sondern in solchen Marken, und dass diese als 
Zahlungssuriugai betrachtet wurden. Da nun auch die Marken ledig- 
licli in der Kantine verwerthbar, somit die Empfänger derselben in der 
freien Verfügung über iliren Lohn behindert waren, so lag iu der Ge- 
währung der Marken als LohnvorschuSiä gerade diejenige Handlung, 
deren Begehung durch die Nom des § 115 a. a. 0. verhindert werden 
sollte. 



Nr. 244. Entsc'h. des Deutschen Reichsgerichte, 
ö. Civil-Senat. Vom 28. November 1896. 

[Prenw. Vcrw. Bl- XVni Nr. 15 S 159 ) 
Ueberlaseuns eioes GrundstBcks zu EiseiibaliRzweckea in denJeilgeR Umfaiise, drtr 
üroh Ub EnMsaeR elwr BtUrrie IrattiHHt werdeii wll. 

Die Stadt E. hat durch einen Vertrag vom 10. Februar 1864 die 
sogenannte üzentwiese an den Fiskoa, 

soweit die Wiese zu den Zwecken der P.-K.-L.'er Eisenbahn und 
zur Erwdtening der Bahnhofsanlagen der Ostbahn nach dem Er- 
messen des Kdniglichen Mnisterinms fßr Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten gebraucht werde, 
unentgeltlich abgetreten und am 6. Juni 1864 ftbergeben. Nachdem 
schon früher darttber gestritten worden war, wem die Nutzung der 
noch nicht zu Eisenbahnzwecken verwandten Theile der Wiese geb&hre, 
forderte die Stadt durch Schreiben vom 27. Dezember 1893 das Eisen- 
bahn-Betriebsamt zu einer Angabe auf, wie viel und hi welchen Grenzen 
das Eigenthum an Thailen der Lizentwiese für Eisenbahnzwecke be- 
ansprucht werde. Das Eisenbahn- Betriebsamt erwiderte darauf am 
7. Februar und 18. März 1894, dass der bisher nicht verwandte Thetl 
der Wiese zu Lagerplätzen eingerichtet und vermiethet werden solle, 
und dass höheren Orts eine Entscheidung Aber dieses Projekt erfolgen 
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werde. Darauf hat die bta,dt im Mai 1894 die vorliegende Klage gegen 
den Eisenbahnfiskus erhoben, mit der sie beantragt, den Beklagten zu 
veriirtheilcu, anzuerkennen, dass die Klägerin berechtigt sei, über den 
bisher nicht zu Eisenbahüzw ecken verwandten Theil der LizeiiEwiese 
frei zu verfügen, und dass Beklagter nicht berechtigt sei, doiL Lager- 
plätze einzurichten und zu verpachten. Sie stützt den Anspruch daniui, 
dass ihr die nicht za Eisenbahnzwecken verwandten Theile der Wiese 
nicht für immer vorenthalten werden dürften und dass der im Vertrage 
nicht festgesetzte und nach 230, 231 Th. I Tit. 5 ALR. vom Richter 
zu ergänzende Zeitpunkt, bis wohin der Minister seine Entscheidung 
treffen sollte, jetzt längst verstrichen sei. 

Der von der Revision zunächst angeregte Zweifel, ob der Gegen- 
stand des Vertrages mit einer für seine Gültigkeit nach § 71 Th. I 
Tit. 5 ALR. genügenden objektiven Bestimmtheit festgesetzt worden 
sei, kann bei der Auslegung des Berufungsrichters nicht für begründet 
erachtet werden. Danach ist die Bestimmung, wie weit die Lizent- 
wiese für Eisenbahnzwecke abgetreten werden solle, nicht lediglich der 
WUlkflr des in dem Vertrage bezeichneten Ministeriums, sondern statt- 
hafter Weise dem billigen Ermessen desselben überlassen worden, und 
es kann nicht behauptet werden, dass dieser Umfang sich nicht be- 
stimmen lasse. Der Berufnngsrichter stellt als Absicht der Vertrag- 
schliessenden festi dass dafür die künftige Entwickelung des Verkehrs 
auf den betheiligten Eisenbahnen entscheidend sein sollte. Diese Fest- 
stellung erscheint wohl begründet, wenn erwogen wird, dass bei Ab- 
Bchlnss des Vertrages kein bestimmtes Ftojekt für die Verwendung der 
Wiese vorlag und dass die Klftgerin selbst bis zu ihrem Schreiben an 
das Eisenbahn -Betriebsamt vom 27. Dezember 1893 die Berechtigung 
der Eisenbahnverwaltung zur Verwendung der Wiese für Eisenbahn- 
zwecke nicht bestritten hat. Jedenfalls kann diese Feststellung nicht im 
Wege der Bevisicm nnd insbesondere nicht dadurch erschüttert werden, 
dasa behauptet wird, es habe sich bloss nm Erweitemngsbanten in der 
Zeit der Erbaanng der Südbahn, also nnr nm die Befriedigung der im Jahr 
1864 hervorgetretenen VerkehrsbedÜrfnisse gehandelt. Wenn femer im 
Anschluss hieran von der Revision wieder bestritten wird, dass die In- 
anspruchnahme der Lizentwiese zq Eisenbahnzwecken für eine nnbe- 
messene Zukunft gestattet worden sei, so bedarf es keiner üntersnchnng 
darüber, wie die Zeitdauer des dem Fiskus eingeräumten Rechts zu 
begrenzen sein würde, da der Bemfungsrichter mit Recht aus dem 
eigenen Verhalten der Klägerin, insbesondere aus ihrem Schreiben an 
das Eisenbahn-Betriebsamt vom 27. Dezember 1893, das Anerkenntniss 
entnommen hat, dass bis dahin das Recht noch nicht erloscken war, 
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nnd weiter zatreffend angenonnneii hat, dass die Entscheidimg des 
Miniefterinins auf die Aaffordening der EUigerin vom 27. Desember 1893 
den UffiBtftnden nach rechtzeitig erfolgt ist 

Gegen die Festeteilimg, dass die Einrichtung des Bestes der Wiese 
za Lagerplätzen mit Gleisen und Znfuhrstrassen als eigentliche und 
zwar jetzt schon erforderliche Bahnhofsanlage der Ostbahn zu gelten 
habe, ist von der Bevision zunächst geltend gemacht worden, dass trotz- 
dem der Best der Wiese nicht zn diesem, sondern zu einem andern, 
ausserhalb des BedfirMsses der Eisenbahn liegenden Zweck verwendet 
worden sei oder verwendet werden soUe. Diese neue angebliehe That- 
Sache konnte in der Beyisionahistanz keine Bertcksichtigung finden; 
insoweit dadurch der El&gerin Rechte erwachsen sein sollten, bleiben 
sie ihr vorbehalten. Wenn die Revision sodann eine Erörterung da- 
rftber vermisst, ob nicht die Lagerpl&tze auch dann ihren Zweck er- 
fUlen, wenn die Klägerin Eigenthämerin des Grund und Bodens bliebe 
nnd eine Vermiethnng fttr ihre Rechnung stattfände, so erledigt sich 
dieser — übrigens ebenfalls neue und darum unzulässige — Einwurf 
durch einen Hinweis auf die vertragsmässige Ermächtigung des B^us, 
das Eigenthum der Wiese zn verlangen, soweit sie zu Eisenbahn- 
zwecken gebraucht werde. 

Das Hauptgewicht scheint die Revision auf die Ausfahrung zu 
legen, dass das Königliche Ministerium för Handel, Gewerbe und Öffent- 
liche Arbeiten, dem in dem Vertrage die Bestimmung darftber vorbe- 
halten worden sei, in welchem Umfange die Wiese abgetreten werden 
solle, heute nicht mehr bestehe, nnd dass nur diesem Ministerium, nicht 
dem Ministerium der OffisntUchen Arbeiten, dem jetzt die Eisenbahn- 
Angelegenheiten unterstehen, die Vertrauensaufgabe ertheilt worden sei. 
Jene Bestimmung zu treffen. Mit dieser Ausftthrung steht freilich das 
Verhalten der Kllgerin selbst in Widerspruch, die Ins dahin Aber die 
Angelegenheit lediglich mit den EisenbahnbehOrden verhandelt hat. Sie 
hat aber auch in den Instanzen dieses Prozesses einen derartigen Ein- 
wand nicht erhoben, und da derselbe auf einer neuen tbatsächlichen 
Behauptung über die Absicht der Vertragschliessenden ruht, muss er 
schon ans diesem Grunde unbeachtet bleiben". 
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Abhandlungen. 



10. 

Zur Auslegnng der §§ S19, 9S0 des StrafgcsetBimelis für das Heatsehe 

Eeleh. 
Von Dr. M. 8lii|Mn, 

ReieliBgeiiclitsrat in Leipzig. 

Im LL. Bande S. 193, 195 den Ilaudbuchs des preussischen Eisenbahn- 
rechte yon Dr. Eger werden swei BtrafrechtUcbe, auch das Eisenbahnrecht be- 
riUirende Fragen angeregt, welche zwar praktlach, wie es acheint, noch nie 
entachieden sind, aber Jeden Angenblick praJctisch werden 'k5nnen und theo- 
retiach allerdings controTera aind, obgleich eine richtige atnfrechtiiehe Inter- 
pretation za einem anzweifelhaften Besnltet führen dfirfte. Es fragt sich, ob: 

1. mit der Unfähigkeitserklänrnp: zur Beschäftigung im Eisenbahn- oder 
Telegraphendienste die Unfähigkeit zum Dienst in diesen beiden Bezie- 
hungen ii>)erhanpt eintrete oder in welchem beschränkten Masse (§ 319) 
dies der Fall sei; 

2. oh unter ilon Vorstehern einer Eisenbahngesellschaft oder Telegraphen- 
anstalt auch die vorgesetzten Beamten staatlicher Anstalten gemeint 
sind, oder nur die Vorsteher nicht staatlicher Anstalten bezw. von An- 
stalten, welche auf Gnmd einer als Oesellachaft m beaeiehnenden Aase- 
siation an Stande gekommen sind. 

Hieran dfirfte sich aber noch eine dritte Frage reihen, welche ans der 
Ökonomie des Strafgeaetabnchs in seiner jetdgen Fassung hervorgeht, Eisen- 
bahn- and Telegraphen-Anstalt alternativ zu nennen, obgleich letztere auch 
den Zwecken der ersteren dienen, und der EisMubalmtelegraph wieder teilweise 
zum allfrcmpincn Nachrichten -Dienst verwendet wird. Die daraus hervor- 
(r^ltpnden Zweifel ^ind zwar S. 194 des Handbuchs gestreift, aber nicht ein- 
gehend besprochen. 

Eine eing-ehende Besprechung dieser Fi asren dürfte jedocli nicht ohne Interesse 
sein, bedarf aber von rein juristischem Standpunkte aus einer Vurbemerkung, 
aiunal die Fragen nicht Mos den Criminaliaten, sondern auch viele Verwaltungs- 
beamte aaf daa ErnpÜndlichate bertthren. IHese Vorbemerkung, betrifft eine 
Grundregel der Erkl&rong von Strafgesetzen. Dieselbe verkörpert sich in der 
BechtoparOmie: NnUa poen» oder nullnm crimen shie 1^; oder mit anderm 
Worten: Es darf keine strafrechtliche Hassregel verhängt werden, welche 
nicht üire Gnindlage in einer Idaren gesetzlichen Bestimmung hat, es darf 

Bf er, MienbetowciiUklit SatMluriAwDgett Zm. flS 
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eine solche Ma??rppcl insT^r sondere Tiirht anf (rrnnrl der Analogie oder der 
■mnthmasslichen Absicht des (iesetz^elirrs ausdehnend interpretiert werden. 
Diese RcjJi^el mnss mit eisieruer Cunsequen;^ festeehalten werden, will man 
nicht zur Sehrankenlosipkeit in der Stralanweinlun^r kommen, und diese Con- 
«equenz iot um so notwendiger, als auf der anderen Seite die Regel feststeht, 
dB88 die ünkenntiüss des Strafgesetzes nidit entschuldigt, so dass der des- 
selben TTnknndige in seinem eigenen QeffM von Recht ond Unrecht den Leit- 
faden für Beantwortung der Frage finden nuss, ob eine Handlang verboten 
nnd sogar bei Venneidnng von Strafe verboten sei. Auch das BedÜrfniss 
nach Bechtsschnts luum nicht gestatten, von jener Bogel absngehen, obgleich 
unsere an ErHndimgen so reiche Zeit leicht etwas schaffen kann, dessen Ver- 
hältnisse nicht unter die bestehenden strafreilitlichen Begriffe passen wUl. 
Der Strafrichter, der an jener Regel festhält, wird häufig des Formalismus 
beseliuldiirt . der, Yerkninluit , nicht die Bedürfnisse der Zeit erkenne, wenn 
er dem CTesetz<rel>er es iilterlassen will,') Lücken in der Gesetzgebung au.szu- 
lülleu; wüluünd er doili uur ein Palladium der Freiheit, des guten Namens 
und des Rechts festhält. 

Jene strenge Bechtsregel hat aber oaeh ihr Gegensttck, welches sich in 
der Bechtspar5mie aasspricht: Ubi lex non distinguit, disüngaere jadicis non 
est; zu deatsch: wo das Gesets nicht nnterscheidet, darf anch der Bichter 
nicht onterscheiden, oder m. a. W.: Zn Gunsten eines Angeklagten soll die 
Analogie ebenso wenig angewendet werden, als zu Ungunsten. Anwendung 
kann allerdings diese Tuirel nur da finden, wo der Wortsinn klar ist. 

Das ist er aber in § 319 Str. G. B., auf den wir hiermit zurückkommen. 
Was nnter Eisenbahn- und Telejirapliendienst zu verstehen sei, ist nicht 
zweifelhaft und ebenso wenig, ob ein Beamter in <iieseni Dienste angestellt 
ist oder nicht, mag er dem Betriebsdienst oder dem innei en Hureau-, Kassen- 
oder sonstigen Dienste angehören. Zur einschränkende« oder ausdehnenden 
Interpretation des § 319 in den kritischen Worten ist also, im Grunde ge- 
nommen, gar keine Gelegenheit. Die abweichenden Ansichten wissen an kdn 
Wort des Gesetzes ihre Zweifel anzaknttpf^ Wenn Oppenhoff § 819 
Kr. 3 sagt: .Eisenbahn- oder Telegraphendienst sei der IMenst, wie er in 
Abs. 2 der §§ 316, 818 näher bezeichnet sei; die Unfilhigkeit sei sonach aof 
andere Dienste bei den betreffenden Anstalten nicht anszadehnen", so ist dies 
eine Behaoptong ohne alle Beweisgründe. Dass der Geseti^eber anch bei Be- 



') Eine l'ragc dieser Art, welche aucb das Kiseobahnrecbt leicht berühren könnte, 
bescbSftigt sar ^it die Jnristenwelt lebhaft; die Frage, ob Diebstahl am elektrisehen 
Strome möglich sei. Ein berühmter Rechtslehrer, aher Civilist, giebt den Slrafrichtern 
mit kühlem Mutlie den Rath, bei au?-deIiiKnder Erklilniniif der Straffresette dem Bei- 
spiele der Civilrichter zu folgen, und tiudet hierfür auch einigen, wenn ancb geteiJtea 
Beifall bei Juristen, welch« so wenig wie et selbst die üonseqnenseii eine« aoldiea 
Bathes Uberlegen. Gelegentlich könnte sich die Öffentliche Meinung sehr erregen, wfllrde 
eine Strafe auf Grund der Analoerie erkannt, wo tlas üffentlii Vie Keihrsafefühlj diese nn- 
fassbare Spielart der öffentlichen Meinung, nichts Strafbares erblicken zu können gianbt 
Anf manche d« Orilnde, aus welcben analoge ABwendong des Geseties berroi^idien 
soll, werden wk ohnebin nodi su spredi^ kommen. 
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ssugnalinien scharf abzugrenzen weiss, zeigt eben der § 319. Derselbe definirt 
die in Rede stehenden Anjjetitellten genau als die in §§ 316 und 318 er- 
wühnten; er bezeichnet die in Rede stehenden Handlungen präcis durcli Ver- 
weisung auf §§ 316 bis 318. Bei der Beschäftigung im Eisenbahn- und 
TeleffraphendienÄt. als Oegenstand der ünfllhigkeits- Erklärung, fehlt es an 
jedem lit s( ln iinkoiKlen Hinweis auf die 310, 318, welche doch Vuiaus- 
setzung lüi die Kiclitigkeit der Ansicht Oppenhof fs sein würde. Die Motive 
weisen anf eine Besebränknog In diesem Sinne Iceineswegs hin« sondern nor 
darauf, dass Eisenbahn- und Telegraphendienst nicht in der Weise vermengt 
werden darf, dass wegen eines Vergehens in dem einen oder aaideren Dienst 
nicht eo ipso die Unfähigkeit in beiden am^esproehen werden soU. Anf das 
Nähere werden wir ßpiiter zurttckkonimen. 

Richtig, wenn auch nicht gerade in alle Details eingehend, sprechen sich 
Danibach, Meves und Olshausen ans. Weitaus die meisten Autoren, ins- 
besondere fast alle T/elirbücher des Btratrct lit? wird erb nlen den Wnrtlnnt des 
Gesetzes in sein» r Alliii iiieinlipit ; <»tli'iil>ai- weil ihnen ein Zweifel an der Trag- 
weite dieses allgeuiiincn Aus(lnu.k» nicht kommt. 

Wenn aber Egt r, Huudb. des preuss. Eisenbahnrechts S. 193, meint, die 
Auffassung, es sei der gesaumite Eisenbahn- bezw. Telegraphendienst vom Ge- 
setze gemeint, sd vom Gesetze nicht beabsichtigt; so Ist dies nnr geeignet, 
das Trfigerische einer InteriHretation nach den vermeintiichen Absichten des 
Gesetzgebers darznthnn. Nach der Ansicht des Autors soll der 8chntz des 
Gesetzes nnr für den Betriebsdienst geboten sein, nnd deshalb anch die Ans- 
schliessung nur vom Betriebsdienst stattfinden, von diesem allerdings in allen 
Teilen, niclit blos in den in §§ 310, 318 Abs. 2 bezeichneten Zweigen» Wo 
hnt aber der Gesetzgeber, d. i. alle GesetzL-^t bniitisfaklorcn in ihrem Zusammen- 
wirken, die vorausirosotzte Absiebt verlautbart I>» r Sclmtz dos Pnlilikuiii-i. 
der Schutz der Vorkclnungen für den Dienst, die Bahn, relegi"apiienleitiui<i, 
Maschinen u. s. w,, der 8rbntz deg Dienstes gegen Störungen und Andere» 
sind gleichmässig beabsiditigt. Allein mag dem sein, wie es wolle. Wer ist 
berechtigt, dem Oesetzgeber, der eine bestimmte Strafe angeordnet hat, nach- 
zumessen, ob er seine Zwecke nicht auch mittels eines Hlndermaases von 
Strafe hatte erreichen können, nnd demnach die Straf Sanktion einengend zn 
interpretiren? 

Es mnss femer gefragt werden: Ist die Uassregel des § 319 Neben- 
strafe oder Präventivmassregel. Letztere sind dem Str. G. B. nicht völlig 
fremd, wenn auch ungewöhnlich. S<» ist die Praxis ziemlich einig, dass die 
§^ 40 — 42 Str. 0. B. PriivpTitiviria'?^ro2^( In enthalten, wenn dieselben anob nur 
im § 42 rein hervortrptt ii. «la^t Lit n in §§ 40, 41 die Form der \t bt iistrafe 
annahmen. Die Unfähi^keil^-Ki kliirung des § 319 da-i ut'n wird auäuahmslos 
als Nebenstrafe bezeidinet und ist es aucli ohne Zweifel. Wenn man die 
Skala der Ehi*en»trafen des Str. G. B. dui'chgeht, welche mit § 31 beginnt 
und mit Zachthausstrafe die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung dffentlicher 
Ämter von Rechtswegen verbindet; femer die Aberkennung der Ehrenrechte, 
welche den danemden Verlust der öffentlichen Ämter und die ünfllhig^eit zur 

23* 



Digiii^uu by G(.)0^1c 



344 H. Stengtein, SiieiibaliDstrafMt. 9§ 319, daO. Deatach. SferlOecB. 



Erlangung öffentlicher Ämter, weiiifrsteiis auf Zeit, nach sich zieht; endlich 
die fakultative UnfJthigkeitfi-Erkliirnug zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
neben GefUngnisstrafc auf die Dauer vtni 1 — ö Jähren, so kanu man nicht 
im Zweitel sein, dass die Ünfähigkeits-Erklärung zur Beschäftigung im Eiben- 
hahn- oder Telegrapheiidienst oder In bestimmten Zweigen dieser Dienste 
gleichfalls Nebenstnife ist. Würde dieselbe PrUventiT-Maseregel sein, als 
welche sie der Herr Verfasser des Handbndis aofienfassen scheint, so 
wtlrde es sich noch leichter begriinden lassen, die PrftTention könne nicht 
weiter reichen, als das Bedfirfids nach Holcher. Nimmt man die Neben* 
strafe als gegeben an, d. h. also doch eine Strafe, so unterliegt nicht nur 
§319 strikter Interpretation, sondern es kann auch von einer Einengung der 
Strafe nach flercn vermeintlichem Zwork nicht die Kede sein. Es hat aller- 
dinjrs den Anschein, als ob §{j 31 bis 34 8tr. B. für eine Verurteilung 
aus § 315 schon das Nöthige besorgten und die Ausdehiiuutr des § 319 auf 
§ 315 durch die Novelle vom 26. Februar 1876 unnötliig gewesen wäre. 
Allein abgesehen davon, dass es zuweilen den Novellen geschieht, dass sie auf 
das Alte nicht genau passen wollen, ohne dass dies aal die hier behandelte 
Slareitfrage einen fiinflnss zn ttassem Termdchte, geht doch % $19 erheblieh 
weiter, als §§ 31 — 84, indem er nicht blos vom Verlast des Amtes apridit 
und von der Unffthigkeit ein solches zu erlangen oder wieder an erlangen, 
sondern sogar von der Unfftbigkeit zu einer blossen Beschäftig unjr in den 
treflenden Dienstzweigen, auch ohne Erlangung eines Amt««; also Unfähigkeit 
zu Hilfsdiensten nielit ^ellistiinflifier Art. Gerade nolehe sollten eben nach 
Ansicht des Handbuclis von der Wirkung des § 3 Iii ansjresrhlossen bleiben. 
ErwUgt man vollends, dass § 319 sieh aneh auf die vorsätzlielien , mit 
Zuchthan SS träfe bedrohten, nach § 315 btrafbaren \'erbre( Inn der !^( Ii w engten 
Art, auf die vorsätzlichen Vergehen des § 317, auf die tVivolstun FaJirläsisig- 
keitsdeUkte der §§ 316, 318 bezieht, so kann nicht zweifelhaft sein, dasa 
eine UnfftbigkeitS'Erklftnmg znr blossen Beschäftigung als Ehrenstrafe schwer- 
ster Art unter ümstftnden wohl am Platze sein kann. DafUr, dass diese 
Ehrenstrafe nicht nach am unrechten Orte angewendet werde, soll sotgen, daaa 
die Vertiilngung dem Richter Oberhaupt nur fakultativ anheim gegeben ist. 
Liegen leichtere Fälle ') vor, sn Miid ein vemünftiger Bichter von der Fa- 
kultät keinen Gebrauch oder den theilweisen Gebrauch machen, den der 
Sehlusssatz des § 319 (bestimmte Zweige dieser Dienste) ihm einräumt. Wenn 
Fälle so schwerer Art vorkommen, da'^>^ der Thäter sich unwürdit; erweist, 
überhaupt Beamter zu sein, so ist es gowis» richtig, wenn dem Kichter das 
Recht eingeräumt wird, dies auch neben der Gefäuguissstrafe auszusprechen und 
80gar die Beschäftigung im Dienste zu untersagen. Dann handelt es sich aber 
nicht um die blosse Vorbeugung, dass einem leichtsinnigen Beamten nicht 
wieder Gelegenheit geboten werde, den Betrieb zu gefährden. 

Endlich bleibt noch ein Argument für die hier vertret^e Ansicht, 
welches gewiss nicht am leichtesten wiegt. Die Anhänger der eatgegengO' 

*} Dem Vei&ssa dieser ErOrternng ist bei seiner auageddmten Strafirsehtsprssis 
noch kein fVUl solch* schwarer Art vor^onunen. 
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Rptzten Memnup:, sei os Oppenhoff 'ßchor, sei es Egrer'scher Observanz, 
können darüber nicht zweilelbaft «ein, das» nach ihrer Meinnnp: sich die Un- 
fähigkeit nur auf einen Anshruch aus dem Dienst bezw. der Beschättig^nng im 
Dienste liandelt oder, um mit anderen Worten, d. h. denen des Gesetzes, zu 
sprechen: mn die Unfllhigkeit} In bestimmten Zweigen des Dienstes beschäftigt 
sn werden. Kon bedenke man, welclie monströse Gesetzesökonomie es sein 
würde, wenn § 319 dahin sa verstehen wftre: ,Der Verurteilte kann for 
nnfShlflr BU einer BeschAftignng in bestimmten Zweigen des Elsenbahn- oder 
TeIe<;i-aphendienst6S, nämlich jenen des Betriebs, oder auch in bestimmten 
Zweigen dieser Dienste, nämlich jenen des Betriebs, erklärt werden. Zwei- 
mal soll der Ausdruck, wrlrher jeder Beschränkung entbehrt, im beschränkten 
Sinne gebraucht und gemeint sein : eine grössere oder geringere Beschränkung 
aof bestimmte Zweige des Dienstes. 

Wenden wir uns nimmehr zur eben gestellten dritten Frage, wie das 
Verhftltniss von Eisenbahn- und Telegraphendienst bei Anwendung des § 31U 
sich gestaltet, da diese Frage mit der ersten mehr im Zusammenliange steht, 
als mit der sweiten. Darüber dürfte Einverständniss bestehen, dass der 
f 319 in seiner jetzigen Fassung die §§315 bis 318 nur der kürzeren Aus- 
dmcksweise lialber zosammenfasst, dass aber derjenige Beamte, der im Kisen- 
bahndienst gefehlt hat, nnr in diesem, der im Telegraphendienst Fehlende 
nur in diesem für unfähig zur Beschäftigung erklärt werden soll. Die 
Schwierigkeit besteht nur insofern, dass ein Zweig des Telegraphendienstes 
auch zum Eisenbahndienst gehört. Die Schvsierigkeit 'vh ! aber irclüst da- 
durch, dass die Massrege! des § 3 Ii) dem T?iehter fakultativ eiii;rer;iumt ist, 
derselbe also leicht ermessen kann, wie weil er Aalass hat in der ünfähig- 
keits-Erklärung zu gehen. Ein Reehtsirrtum kann allerdinirs bei der dem 
Richter eingeräumten Fakultät auch nicht gefunden werden, \seiiii das Urteil 
weiter geht, als es in absteaeto aagemesMn erscheint Als angemessen kann 
es jedoch nnr befunden werden, wenn der Bichter Ton der Ermächtigung des 
§319 nur insoweit Gebrauch macht, dass er auf Unfähigkeit im Elsenbahn- 
dienite oder in bestimmten Zweigen desselben nnr dann erkennt, wenn die straf- 
bare Handlung im Eisenbahndienst, auf ünfUiigkeit im Telegraphendienst nur 
dann, wenn sie im Telegraphendienst verübt war; endlich auf Unfähigkeit zu 
beiden Diensten nur dann, wenn die stran)are Handlung im Eisenbahn- 
teiegraphendieust erfol<rte, iml z^var in der Art, dass die Unwürdigkcit oder 
die Vorbeugung dies nadi beiden liielit untreu treltictet. Möchte auch oben ab- 
geli-hnt werden, den (Tcsiehtspunkt der Vorbeugunc: al.s dyn für den Gesetz- 
geber massgebenden und deshalb zur Interpretatiun des Gesetzes geeigneten 
anzuerkennen, so zieht dies doch nicht nach sich, dass der gleiche Gesichts- 
punkt nicht einer yon mehreren sein sollte, welcher dem Bichter als Er- 
wSgangj^rund bei Anwendung des § 319 dienen kann. 

Schwieriger ist die Beantwortui^ der zweiten Frage : Wie sind die Worte 
in § 320 „Vonteher einer Eisenbahngesellschaft, Vorsteher einer zu öffent- 
lichen Zwecken dienenden Telegraph» naustalt " zu "verstehen? Weitaus die 
Mehrzahl der Autoren interpretiert i'rei dahin, dass auch Vorsteher von Amts- 
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anstalten jener Art darnnter zu verateheu seien. Der geschiclitlicho Vorjrauff 
liegt nahe. Als das ReichsstrafgesetzbucU beratiien wurde, war nocli weitaus 
die Mehi'zahl der grossen Bahnen im Beaits von £isenbaiinaktieuge»ell- 
Bcluften, die dffentlicheii Telegraphen-Aastalten erst im Entsteben. Nimmt 
man hinzu, dasB Yorsteiier kein Ansdrack ist, ' welcker in der Begel ttatt 
, vorgesetzte Behörde* gehrancht wird, so kann man kaum zu einem anderen 
Besnltate gelangen, als dass der Gesetzgeber nrsprBnglich kein Beamtendelikt 
mit dem § 320 sclmffon wollte, sondern die Vorsteher von niclit amtlichen 
Anstalten für den öffentlichen Gebrancli im Auge hatte. Ist dies der Fall, so 
fragt es sirh, ol» die Änderung der faktisclicn Vcrliältnisse, vermöge deren 
fast alle EisenV»ahnon zu Rtaatslialmen wurden, weniir.steTis alle >viclitigeren, 
und Privattelegraiihen-Anst alten zu üffentlichen Zwecken kaum noch bestehen — - 
denn die Mitbenutzung von Eisenbahntelpsrraiihen für Korrespondenz des Pu- 
blikums macht dieselben doch nicht zu Aufttallen, welche iür ölientliche Zwecke 
bestimmt sind — berechtigt, die Strafvorscbrift des § 320 auch anf alle vorge- 
setzten Beamten der Staatsanstalteii anzuwenden. Es thnt d«n Wortsinne 
weniger Gewalt an, wenn man unter Vorstebern von Telegraphenanstalten 
vorgesetzte Staatsbeamte versteht Dagegen ist es eine offenbare Vergewalti- 
gung des Wortsiuns, wenn man unter die Eisenbahn-Gesellschaften anch 
die Staatsbahnen rechnen wollte. Hier reicht nicht einmal die Analogie au», 
um diese Interpretation zu rechtfertigen. Ebenso urt/^ulässig ist es aber, fttr 
ganz andei'e Terlifiltnisse als die bestehenden gegebene Strafl^estimTnuncren auf 
die bestehenden Wrhältnisse anAvenden zn wrdlen. Fra;:t man enrllicli, ob 
ein Bedürfnis!» besteht. Staatsbeanitt-n gegenüber «iie Autorität des (iesetzes 
(§ 319) durch eine besondere Stratliestinimung (§ 320) zu sichern, so wird 
man aueh zur Verneinuug dieser Fraj-e gelangen. Gegen Beamte in Mittel- 
steilen, welche häufig niedere Bedienstete des Eisenbahn- oder Telegraphen- 
dienstes, welche die Ünftthigkeits-Erklftrung trifft, zu beschUftigen haben, genOgt 
die Beamten^IHsclplin. Handelt es sieh aber um Beamte der höchsten Staata- 
stellen, welche k^en die Bisciplin wahrenden Vorgesetzten fiber sich haben, 
so ist deren gesetzmässiges Verhalten unter den gleichen Gautelen gesichert, 
wie in tausend anderen Fragen von grösserer Wichtigkeit. Nur Beamten von 
Privat-Anstalten gegenüber wUre der Staat in Verlegenheit, wie den Gehor- 
sam gegen Ki« ]itersprüclie anders als anf Grund des § 319 erzwingen. Nach 
keiner RichtnnLr 1>p*!tpht nhn ein (^rnnd . den 320 über den Wortsinn hin- 
ausgehend zu interi»retiereu. Dass aber, wenn man Eisenbahngesellsciiatten 
nur im gleiclien »Sinne versteht, wie Privatbahnen, auch die Vorsteher von 
Teli iiraphenanstalten nur in diesem beschränkten Sinne zu verstehen seien, 
dürfte kaum bestritten werden. 

Auch bei Anwendung des § 320 dHrfte abo Jede analoge Ausdehnung 
auszQschliessen sein. 
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11. 

Die Eiseubalugcsctzt^ebuiig in EUass-Lotbriiigeii* 

Vüu w. Coermann, 
Kaiserlicher Amtsrichter in Bolchen (Lothringen). 

Wie in den meisten anderen Lilndern, insbesondere in Prensspn, wurden 
in Frankreich anfangs die Eisenbahnen lediglich vom liesiclitspuiiktü ihres 
Zweckes als öffentliche Verkohrsstrassen anf«refaf!8t , als SomleiaTt der Land- 
strassen, deren anstulirliche Gesetz;; eVump; zum Schutz des Veikeliis wie der 
Verkehrenden aasreichend erschien. Mau zweifelte nicht daran, dass uur die 
Bakoliiie SffeuÜieliM E^entnm, fm eztxa ooDonereiiim, werden müsse, wäh- 
rend der Betrieb auf derselben Jedermann m gestatten sei etwa wie die Be^ 
nntsnng eines EanalB. Diese Ansicht widerlegfte die Praxis zwar bald, sie 
hat jedoch sowohl das ZwangsenteignnngagesetK vom 3. Hai 1841, wie auch 
das grondlegende Eisenbahngeaetz vom 15. Juli 1846 beherrscht. 

I. Die Eisenbahn-Konzession. 

Allen anderen grossen öttentlit hen Arbeiten, Strassen und Kanülen gleich 
ist der Bau von Staats- und l'rivatbahnen der vorherigen staatlichen Geneh- 
migung unterworfen (Artikel 3 des Ges. v. 3. Mai 1841). l)aü ursprüugli« Ii 
für alle Bahnbauten aufgestellte Erforder^in^der gesetzlichen Konzession 
dnrch Gesetc vom 12. Juli 1865 anMe HanptUnten beschrftnlLt. Bei kfiraeren 
Nebenlinien von geringerer Bedeutung wnrde die Konzession dnrch Kaiserliche 
Verordnnng fttr genügend erachtet Nach Artikel 1 Abe. 3 des Gesetzes vom 
27. Jnli 1870 soll es jedoch anch in letzterem Falle eines Gesetzes bedürfen, 
sobald vom Staate Geldzuschiisse zum Balmban gefordert werden. Diese Be- 
stimmung enthält keine Ausnahme, sie brinsTt nur den allgemeinen Verwaltungs- 
grundsatz f§ 5 Abs. 5 des Gcs v. 150. Dez. 1871, G. Bl. f. E.-L. 1872 S. 49) 
zum Ausdruck, dass die Staatsausgaben der vorherigen Fechtstellung durch das 
Etatsgesetz bedürfen. Als Staats^uschüsse sind diejenigen der Bezirke und 
Gemeindeu, welche diefje nadi dem Gesetze vom 21. Mai 1836 aufbringen, 
nicht zu betrachten (Art. 3 des Ges. v. 12. Juli 18öö;. 

Die Bahnen, denen die Erleichterung in der Konzession erteilt ist, werden 
in den angeführten Gesetzen yon 1841 und 1870 als „chemins de fer d*em> 
brancbement de moins de Tingt mille mitres de longuenrf, in dem Gesetze 
von 1866 als «chemins de fer d*inter8t locsl* bezeicbnel Wenn berück- 
sichtigt wird, dass das Gesetz von 1870 ausschliesslich die Konzession der 
grossen öffentlichen Arbeiten betrifft, also nur eine Ergänzung des Art. 3 des 
Ges. v. 3. Mai 1841 enthält, so ist anzunehmen, dass die Bezeichnung der 
Nebenbahnen lediglich wortgetreu aus dieser Stelle übernommen ist, olme dass 
dieselbe eine neue, diejenige des Gesetzes nur 180.5 anfliebende Begrenzung 
erhalten sollt<j. Die Zusammenstellung^ iieiih-r AuhdrUcke ergiebt, dass sie: 
1) beide dieselbe Art von Baliuen bezeiclmen und 2) diejenigen Balmeu 
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begreifen, welche nach Anlage und Zweck von rein örtlichem InteresBe und 
geringer Länge sind, selliBt wm »oldie nehr all 80 km btlngen tollte. 
(Vergleiche die lOhere AiuflOinuig bei Coemaim, die Lokalbalmgesetcgebiuig 
in ElsaeB'Lotliriiigeii in der Zettecbrift für Kleinbahnen 1896 Haiheft.) Der 
Xonzeasioneerteilnng hat ein VerwaltiingsTorTerfalirea voranzugehen, welches 
dnrch die Ordonnanaen Tom 28. Februar 1831, 18. Februar 1884 nnd 23ten 
AngOBt 1835 geregelt ist. Dasselbe ühnelt dem bei den gewerblichen An- 
lagen des § 11 <ler Reichs-GewerbeordTinng: vorffpfschriebenen. über etwaige 
Einwen^lrinL'ru Dritter wird im VerwaltunjrswojiP in erster Instanz (iiirch den 
Bezirkrtprasidenten, in letzter durch den Kaiserlichen Rath entschieden. Vor- 
aussetzuntz; ist dabei stets, das« die neue Linie nicht über fremdes Eigentum 
fiUirt, also nur üti'entlicheä Eigentum oder Privatbesitz der Bahn benatzt, 
wie a. B. zahlreiche Nebenbahnen. 

2. Oer Elaeabaha-graad er werb. 

Die Inansprachnahme von Frivateigentiim lumn entweder nach freiwilliger 
Abtretnng oder im Wege der Zwangsenteignnng erfolgen. Seit dem Gesetze 
Tom 24. Jnni 1889 bedarf Jedoch der Ankauf von Gmndbeaitz znr Bechta- 

gültigkeit der Verbriefung vor einem eleaes-lothringischen Notar. Der notari- 
ellen Verbriefnng ist diejenige vor einer reichsländischen Staats- und nach 
allgemeiner Ansieht auch vor einer Reichsbehörde gleich m emchten. 

Als obersten Grundsatz im Zwanpsenteifrnniifrsverfahren stellt das Gesetz 
von 1841 auf, dass die Entziehunt^ von Grund und Boden nnr durch Richter- 
spnich erfolpen könne. Die Furcht vor Missbrauch der bedeutsamen, dem 
Staate zugestandenen Befugnisse zur zwangsweisen Enteignung vou Privat- 
besitz Msst es eAttrüdk nmdieinen, dass eingehende Bestimmongen aar Um- 
grenzung derselben gegeben, dass femer dm Behörden gegenflber dem Laien- 
elemente eine wesentiiche Mitwirkung zogesichert ist Das Verfahren zerfUlt 
in zwei Teile, deren erster sich vor der Verwsltmigsbeh5rde, d» andere vor 
dem Oralcfate abwickelt; bei beiden haben Kollegien von Nicfatbeamten mit- 
cnwirken. 

Voranssetznnpr des Verfahrens ist die bei Hauptbalinen durch Gesetz, bei 
Nebenbahnen durch Kaiserliche Verordnung zu erklärende Gemeinnützlichkeit 
des Bahnbaus (Art. 2 des Ges. v. 3. Mai 1841). Das sich anschliessende 
Vorverfahren beprinnt mit der Offenlegung einer Liste der zu enteippienden 
Grundstücke auf den betreffenden Bürgermeisterämtern. Nach achttägiger 
Frist werden die etwa erhobenen Einwendungen von einer durch den Bezirks- 
präsidenten ans 4 Mitgliedern des Kreia- oder Bezirkstages, dem Büi^er- 
meister nnd einem der beteiligten Banbeamten gebildeten Kommission nnter 
Vorsitz des Krelsdirektors dnrchberaten und sodann dem Bezirkspräsidenteu 
vorgelegt, der in einem zn begründoiden BescUnsse die zu enteignenden 
Grundstöcke Bowie den Zeitpunkt der Besitzergreifung bezeichnet. Beantragt 
die Kommission eine Änderung der Bahnlinie, so ist der Bezirkspräsident in 
seinem Beschlüsse an die auf erneute Enquete vom Ministerium zu erlassende 
Entecheidang gebandeu. Vor Abgabe der Sache au das Gericht soU auf Eini- 
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gtmg im Vf 1 -1< ichswe^e hin^zielt werden. Znr Erleichtei unjr derselben sind 
die Vorniiüuki handlungsunffthi^er Personen von der Mitwiikmic: des Familien- 
ralH entbanden, es genügt eine Ermächtigung de» Amtsgericlits (Art. 13 des 
Oes. T. 1841 in Ywbi&dimg mit dem Oes. 21. Hai 1886). Ähnliche Be- 
stimmiiiigeii TerkfirEen das Verfahren zur Hei^abe von Staate- «nd Ge- 
meindegut. 

Die mtwirkmig der ts^erichte betrifft einerseits den Ansspmcb der Ent- 
eignung, andererseits die Bestimmung der Höbe der EntschKdignng. Ersterer 

gehört zur Zuständigkeit der landgerichtlitlien Civülcaminei n, wclf he zu diesem 
Zwecke mit drei Rulitem besttzt werden, letztere wird durch die von der 
Civilkammer bestimmte Ge8ch^vf mir tiI ink fcsterpsotzt Dio ri\ ilkammer legt 
ihre Entscheidung in einem Uiteilc nieder, das nur mir dem Ku.s.satioTisreknrs 
an das Oberlandesgericht >ve<;cii Formfehlern antedithar ist (§ 22 des Ausf.- 
Ges. z. ü. V. G.). Da das Verfahren nicht öffentlich i.st, wird das Urteil von 
Amtswegen den Beteiligten zugestellt und öffentlich bekannt gemaciit. Der 
Enteignnngsausspmch bewirkt den Eigentamstibergang auf die Bahn frei von 
allen Vorzngsrecliten nnd Hypotheken. Das langwierige Qypothekenreinigiings- 
verfahren des fransOsischen Hechts schneidet die Bestimnrang ab, dass alle 
Hypotheken bei Vermeidung des Verlustes binnen 14 Tagen nach Überschrei- 
bnng des Urteils einzutragen sind. Alle Bechte in dem Gmudstflcke gehen 
damit auf die Entschädigungssumme über. 

Den enteigneten Grnndbcsitzern hat die Bahnverwaltnner eine bestimmte 
Entsi'liädi^runpssnmme anzubieten, bei deren AnnschlasTinir sie zur Ancrabe des 
Betrages üirer Forderung verpfliebtet sind. Die erwähnten Erleiclitemnfrs- 
vorschriften bezüglich der V-irmünder und Vorsteher öffentlicii - rechtlicher 
Körperschaften haben auch hier Geltung (Art. 21 — 29 des Ges. v. 3. Mai 
1841, § 1 des Ges. 20. Jnni 1887). Kommt eine Einigung nicht zu Stande, 
so ist die Geschworenenbank za berufen. Znr Hldnng derselben werden all- 
jährlich dnrch den Bezirkstag 26 — 50 Geschworene für jeden Kreis ans den 
berichtigten Urlisten znr Wahl der im Gerichtsdienste thtttigen Schaffen nnd 
Geschworenen aasgeloost. Aas diesen bestimmt die landgerichtUche Civil- 
kammer ebenfalls dnrch das Loos für jeden Fall 16 Haupt- und 4 Hülfs- 
geschworene; zugleich ernennt sie eines ihrer Mitglieder znra Vorsitzenden. 
Da(< Verfahren ist mündlich und öffentlicii. die Abstimmung «reheim. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Gej.'^enstand der 
Urteilsfindung ist Ieilii;lioh die Höhe der EiitsicliHdigung, alle Streiti;rkeiten 
über den Grund des Anspruchs, die persönliche Berechtigung de.s Fordernden 
und ähnliche sind vor die ordentlichen Civilgcrichte zu verweisen. Bei der 
Benrteilnng ist das freie Ennessen in folgender Weise beschrftnkt: 1) die za 
gewfthrrade Summe hat sich zwischen dem Angebot der Bahn nnd der aofge- 
stellten Fordernn^ za halten; 2) bei teilweiser Enteignung eines Geb&ndes 
Ist letzteres anf Verlangen des Eigmtfimers ganz zn ttbemehmen. Bei Grand- 
stücken gilt solches nur, wenn der Eigentümer nicht weitere anstossende 
Grundstücke besitzt und der ilim verbleibende Kest unter 10 a gross ist; 8) 
die dnrch den Bahnbau sich ergebende Werterhöhong des Kest^frundstUckes 
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irt bei der EntecliAdigiing in Abnig sii bringen (Art 40, 48^51 des Oes. 
Ton 1841). Eb darf ferner eine EntsebSdlgiDig nicht beivilligt werden: 4) für 
Naciitefle, welche durch die Anefohning dee Bahnbaue, nicht durch die Ent- 
eignimg entstantoi aind; 6) für alle nicht aebriftUeh angemeldeten Ansprüche 
(§ 7 des Ges. v. 20. Juni 1887) und 6) für Bauten, welche nach der Über- 
zengnng der Geschworenen in cUr Abniclit der Erlangung einer höheren Ent- 
achädignns" auspofülirt sind (Art. 52). Der Spi-nclf der C fesch worenen ist mit 
Kassatii)nsrekurs an das Oberlandesa-ericht anf'n htbar, welches bei Yemicbtong 
desselben die Sache einer andern Geschwür enenbank zuweist. 

Inhalt des Geschworenenspruche.'^ kann nur eine einmalige Abfindongs- 
suiume äein, die Zucrkenuang einer liente i^t iiuzuiässig (Art. 39). Die 
Zahlung der Entechlldigiing hat vor der BeaitKergreifnng an erfolgen (Art 59). 
Nach Anaffihrong des Bahnbana lebt das aberkannte Recht des f rttherMn Eigen- 
tümers der beim Ban nicht verwendeten Gmndatftcke insofern wieder anf, 
ab ihm ein Klagerecht auf Heranagabe derselben nnd ein Vorkanfsrecht bei 
freiwilliger Yer&nssening eingeriiumt ist (Art. 60). Im Falle der Nlchtelnlgang 
aetzt die Geschworenenbank den Kaufpreis fest. 

Bei besonderer Dringlichkeit, welche durch Kaiserliche Veiurdnung fest- 
zustellen ist, sehen die Art. 65 ff. ein abprekürztes Verfahren bezüglich der 
niohtüberbauten lirnndstücke vor. Der wesentliche Unterschied besteht abge- 
sehen von der Kürzung aller Fristen in der Festf«etznng der Entschädigung 
durch die Civilkammer olmc Mitwirkung der CJeschworeneu. 

Ohne Unterschied, ob die Anlage eine Staats- oder Privatbahn betrifEt, 
begründen die freiwillige wie die erzwungene Erwerbung von Gmnd nnd 
Boden nicht reines Privateigentum des Bahneigners, sondern öffentliches Gnt. 
Art 688 Code Nap. Ans dieser jetst allgemeinen Anffassong^) folgt: 

1. In der Verwendung der Grundstücke ist die Bahn an die vorge- 
schriebene Ordnung gebunden. Nach seiner Bestimmiingsart wird das öffent- 
liche Gnt entweder als domaine public von Jedermann benatzt, wie z. B. Bahn- 
hnfsjiliitze , Zufahrtswege, oder es dient als res nsni pnblico destinata eines- 
teils unmittelbar, wie die Srhieneuwegc . I5ahnsteiire , Waitesiile, anderenteils 
mittelbar, wi« die Kokoindtivsclmiipen, W'erkbtätteu, dem oftentlichen Wulde. 

2. Die Benutzung der Grandsliu ke der Bestimmung gemäss ist der Balm 
zur Pflicht gemacht, insbesondere uuis.seu die vorgeschriebenen Bauten aus- 
geffihrt werden. 

3. Die VerKusserung von Grundstficken ist unzulftsslg, so luge sie der 
Bahn sum Ban oder Betrieb notwendig sind. Das öffentliche Eigentum geht 
hier bei Wegfall der ünentbelirlichkeit nicht soweit, dass solche in das Privat- 
eigentum des Staates fielen. Der Babneigner verbleibt vielmehr Eigentümer, 
jedoch unbeschadet der im Zwangsenteignungsverfahren begründeten Räck- 
bezw. Vorkaufsrechte. (SgUum folgt im nächsten Hefte.) 

*) Vgl. Beicbsger. Urteil v. 4./ 10. 1881 Entich. L Cinls. V 8. 333, ebenso Anbiy 
nnd Ban n § 171 8. 40, Sirey zu Art 688 Nr. 21. 
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Umfans des Entattungsanspruchcs einer Berofbgenosseiischaft gegen 
eine an^ der fiaflpfllelit eintretende EiBenbalinTenraltnng. 

Von Dr. Benm Hiiti, 

Xreisgerielitsrath in Berlin. 

Innerhalb des Scliienengeleises eines EieenbahnlcSrpers erlitt der Führer 
eines Speditlonswagens dadurch einen Unfall, dass letzterer anf der Fahrt zu 

dem Giiterlai^ 1 v m der Maschine eines eintn' i . n !i n f 'üterzujres erfasst, 
wodurch er selbst herabf^eschleiulert wurde, und infolg-e Überfahrens derartige 
Stärnnrrpn seiner körperlichen Unversehrtheit sich zuzofr, dass er für schwere 
Arheiten völlig uu^eeitriiet in seiner Krwerlisfiiliii'keit beeiiitr;ichti{rt wurde. 
Nachdem er von der Anklage wci:» n (TciiUuduup!: eines Eisenbaliu/uces freiire- 
sprochen war, weil von dem Siratrichter thatsüchlich fest.gestellt wurde, das»» 
nicht auf sein, viehuilir auf das VerBcliulden der Beamten der Eisenbahnver- 
waltnng das schädigende Ereignis nrsachlich surUckzoftlhren sei, Icam 
zwischen dem Beschädigten, welchem gegenüber die zastKndige Bernfsgenossen- 
schaft einen Betriebsunfall and eine anf solchen znrflckffihrbare vollständige 
EnverbsonflUiigkeit anerkannt hatte, weshalb sie ihm die Bente in HOhe von 
66'/s% seiiiis bisherigen Diensteinkommens zubilligte, and der Eisenbahnver- 
waltung ein Vertrag zu Stande, nach welchem letztere ihre Haftpflicht in 
vollem Uu^tange anerkannte und sich verpflichtete, aus derselben dem ersteren 
den Betrag seines bisherigen Diensteiukommens in der Weise m pewähren, 
dass desnen Znlihin? in Uöhe des Pctiages der ünfallrente an die Berufs- 
genossensi halt . im Überreste an ilm .seiltet erfoli^en soHe, wogegen dieser seine 
Dienste nach Kräften der ihm verbliebenen Arbeitsfähigkeit unentgeltlich ihr 
zur Verfügung stellte. Von Übertragen irgend welcher Beschäftigung an den 
Haftpflichtberechtigten wnrde jedoch aas dem Gmnde Abstand genommen, 
weil er der geringen verbliebenen Leistungsfähigkeit wegen auch fttr die 
leichtesten Dienstverrichtnngen nicht mehr verwendbar erschien. Weil das 
ärztliche Gatacbten sich aber dahin aussprach, dass ihm eine Erwerbsfähigkeit 
im Grade von noch 20^/o verblieben sein möge, forderte die Eisenbahnver- 
waltung die tmfallentschädigungspflichtige Bei nfsgenossenschaft auf, auf (rrund 
U.-V.-Ct. vom 6. Juli 1881 (]') die Kente für völlige Erwerbsunfüliipkeit 
anf den Satz einer blos um HO'^lo verminderten Erwerbsunf^thiirkeit lierai)- 
zosetzen. Diese Verfabiensweiäe giebt zu zweifachem Bedenken Aniass. Ein- 
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mal liinsichtlich ihres praktisclieii Wertes, 8odaim hiuäichtlicb iluer Be- 
ireditigang. 

Was den praktischen Wert aiilang:t, so kann zwar anf Grand Haftpfl.-0. 
vom 7. Jonl 1871 § 7 der VerpiUcbtete jederzeit die Anfhebong oder IQndening 
der Bente fordern, wenn diejenigen VerhSltnisee, welche die Zaerkennnng der 

Höhe bedingt hatten, Inzwischen wesentlich verändert sind, nnd scheint diese 
Rechtsregel der Bahnverwaltung vorgeschwebt zu liaben: allein sie übersah 
dabei, das?? von einem f«»rragerecht zustaTidepekDintnenen Vertrapre lieln Teil 
einseitig zurih ktreten darf, die darin getroffeneu ^'el einbaruutren mithin beide 
Teile 8olan!::c rechtswirksam binden, bis er in Foljrc ^M-^rcriseitifrer Willens- 
übereinstimmung aufgehoben oder abt^eändert bezw. durrl» ^t'richtliclK's Uitcil 
al(j nichtig aussei Kraft gesetzt wurde. Diesen Weg zu ihrer Entlastung hat 
de aber nicht eingescklagen. Infolgedessen bleibt sie vertraglich verpflichtet, 
bis anf weiteres dem Bescbftdigten sein frilberes Arbeitsverdienst unverkürzt 
fortznzablen bezw. ihn In dem Qennsse desselben zn sichern. Angenommen, 
er hätte zur Zeit des Haltpflicbt^les monatlich 90 Hk, verdient, so bebUt er 
auch in Zukunft den Anspruch anf Bezog von 90 Hk. Diese erh&lt er zur 
Zeit mit BO Mk. von der znstiindigen Berufsgenossenschaft und mit 30 Mk. 
von df'f Eisenbahnverwaltung. Würde erstere eine Rentenkürzung in der ge- 
wünschten Höhe eintreten lassen, so bekäme der Rentenberechtigte zwar mi'^ 
dieser Be/ut:squelle in Zukunft nur noch 48 Mk., allein die Bahnverwaltung 
hätte zum Ausf^leiche des vertragsgPTnii>N zustehenden HaftpHiehtanspruchei» 
eine Steigerung ihrer Zuschüsse von 30 Alk. aut 42 3Ik. eintreten zu lassen, 
sodass für sie als einziges Endergebnis sich herausstellen könnte, dass von 
den ilirerseits scbnldigen 90 Hk. sie zur Zeit 60 an die Berufsgenossenschalt 
nnd 30 an den Verletzten, in Zukunft aber 48 an erstere, 42 Hk. an letzteren 
abHUirt. Es iSast sich daher nicht annehmen, dass mit dem gethanenen Schritte 
geplant war, die Verpffidttnng in gleichem Umfange aufrecht zu erhalten, viel- 
meiir dass solches in der Heinung prr^chah, auf diesem Wege eine Entlastung 
um 12 Mk. zu erzielen, ohne mit dem Kentenberechtigten selbst in Verbindung 
treten zu brauchrn (iiler auf die Kechtsregel des ang. § 7 znrnckznprreifpn, 
deren Anwendbarkeit mindestens zweifelhaft ist, wo auf dem Vertrags- 
wüleu der Parteien, nicht aber auf Bichtersprach der Umfang der Scbadlos- 
haltunpr ruht. 

Kun kaun zwar auf Grund Unf.-Vers.-G. § ü5 aut Antrag oder von Amts- 
wegen gleichfalls eine anderweite Feststellung der Entschädigung erfolgen, 
wenn in den Verhfiltnlssen, welche IQr dieselbe massgebend geivesen sind, eine 
wesentliche Änderung eintritt. Allein nach der den gesetzgeberisclien Willen 
richtig treffenden festen Bechtsprechung des Beich8^Ver8icherungS''Amtes sind 
zwei Voraussetzungen unabweisbare Vorbedingung einer anderweiten Renten- 
bemessung, nämlich dass nach Zustellen des früheren Feststellungsbeschlusses 
Veränderungen in der körperlichen oder geistigen Störung der Unversehrtheit 
des Betriebsverletzten sich gezeigt haben, sodann aber dass diese auch auf 
die Erweilist'iihigkeit einen wesentlidien Kinfluss ans^nüben sreeitruet sind. 
Unbedeutende Veränderungen im Beündeu sowohl zum Besseren wie zum 
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Schlechteren sollen ehensowenig Berücksichtigung finden wie anf Umstände in 
den Verhältnissen des Beschädigten nicht perücksichtigt werden darf, welche 
^lrsa(hlich nicht im Züsammcnhange mit den Unfallfolp-en stellen. Der Er- 
werbsmofrlichkeit auf einem anderen als demjenigen Arbeitsgebiete, welchem 
der Betriebsverletzte zur Zeit des schädigenden EreiguibSies angehörte, oder dßm 
Erlangen einer neuerdings erst erlernten, technischen Fertigkeit, wozu andere 
Gliedmaraen als die venttliniiielteii gebraucht werden, nltUB letstwe entbehr- 
lich und lumachtheilig sind, darf ebensowenig für die Bentenbereehnitng nach 
dem deutschen ünfaUversichenuigsrechte eine Bedeutung beig;etegt werden, wie 
der stärkeren oder sehwfieheren Arbeitsgelegenheit, w&brend nach dem Osterr. 
U.«V.>Q. § 39 Bolrhen ein Einfloss zugestanden wird, auch bei der ersten 
Lesung der Unfall-Versicheriingsvorlage im Reichstage am 23. 25. 26. Januar 
d. .T. allerseits als wünschenswert bezeiclinet wurde, neben dem Grade der 
Erwerbsfälligkeit auch die lu vvcrbsmöölichkeit und Arbt'itsprelegcTihfit /ükiinftig 
in Beriickgichtigung zu ziehen. Auf den gegebenen Fall angewendet ht 
thatsächlich fe.«t, dass eine Änderung in dem kih perlit lien Befinden dea Ki iitun- 
berechtigten neuerdiugü nicht eingetreten ist, da.sH zwar die Möglichkeit zur 
Venlcfatuig geringfügiger Arbeiten noch vorhanden ist und zwar in H9he von 
etwa 20*^/o eines normalen Zastandes, dass jedoch die Haftpflichtscholdige 
trotz der ilir ja unentgeltlich angebotciien Dienste von einer Verwendung der- 
selben Abstand nahm, weil ihr eine Arbeitsgelegenheit bieraa fehlte. Die 
fehlende ArbaUngelegenlieit führte aber xnr Erwerbsunin9gllcbkeit. Diesen 
Verhältnissen trügt das Unfallversicherungsrecht aber a^ch darin bereits 
Rechnung, dass ungeachtet der anerkannten vollen Erwerbsunfäliigkeit doch 
nur 66*/8 "/o des bisherigen Einkomniena gewiihrt werden sollen. Solches 
geschah nach der Gesetzes^bepründnnir itii Hinblicke darauf, dass nur m den 
allei'selt^^nsten Filllen .Jemand ganz ausserütaude sein würde, irgfnd welche 
nutzbringende Tliätigkcit auszuüben, mithin ein, wenngleich noch so geringer 
Grad der Verwertung der verbliebenen Arbeitskraft zurückbleiben werde. 
Iiediglicb in Beriickslchtigung dieser Thatsache ist nach InT.-Vers.-G. vom 22ten 
Juni 1889 § 9 Abs, 3 Erwerbsnufähigkeit schon dann aoaanebmen, wenn der 
Versicherte infolge seines körperlichen oder geistigen Zustandes nicht mehr 
im Stande bt, dorch eine sdnen Kräften und Fähigkeiten entsprecliende Lohn- 
arbeit mindestens einen Betrag su verdienen, welcher gleichkommt der Summe 
eines Sechstels der Lohnsätze, nach welchen für ihn während der letzten 5 
Beitragsjahre Beitrüge entrichtet worden sind, und einej^ Sechstels des drei- 
hun'U rtfaLheu Betrages des ortf üblirhen Tagelolmes. Es tr.lgt derselben die l'nfall- 
Versielierungsvorlage in § 5 a ani h iusofei n Rechnung, alh nie plant, auch die zur 
Sicherung des Erfolges de» Beilverfaliren.s und zur Erleichterung der Folgen 
der Verletzung erfoidei liehen Hülfsmittel (Krücken, Stützapparate und dergl.) 
dem Betriebsrerletsten in Zukunft als Entschftdigungsansprach m gewähren, 
um auf diese Weise einen wirtschaftlichen Aasgleich «wischen demjenigen au 
beschaffen, welcher solcher bentftigt ist, bezw. nicht bedarf. Bs entspricht 
deshalb dem gesetqpeberischen Willen reditennbedenklich nicht, ein Herab- 
setsen der ünfaUrente in einem dem geschilderten gleichartigen Falle eiittreten 
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En lassen, sodass das hierauf gericlitete Verlaagen der thateächliclieii and 
rechtlichoi Unterlagen entbehrt. 

Um demselben einen gewissen Naclidrnck zn geben, wurde seitens der 
Bahnverwaltnng darauf hingewiesen, dass der Gnindsatz in Ünf.-Ver8.-Ge8. 
§ 65 sich mit demjenij^en in Hattpfl.-G. 7 decke. An dieser Auffassung ist 
nichts zu erinnern. Und dpuiungeachtet ist die daraus gezog-enr Srhlnssfolfroninisr 
unzutreffend, dass der Eisenbahnverwaltung irgend wclcljer Eintius.«* aut Fest- 
setzen der Unfallrente zustehe oder sie dem Antrage mit dem Einwände be- 
gegnen könne, dass die bewilligte Unlalhente ihrem Betrai^e natli denjenigen 
Satz Ubersteige, welchen sie als Haftpflichtentschädigung zu zalüen haben 
wfirde. Denn ihre Inanspruchnahme hatte anf Grand U.>V.-G. § 98 bexw. 
Laadw. U.-V.-G. vom 5. Hai 1886 § 119 sm erfolgen. Nach der Bechtaanf- 
fassnng des Keichsgedchtes in den Urteilen vom 26. November 1889 (fintsch. 
Bd. 24 S. 126) und vom 24. Märs 1896 (B.-Anz. S. 224) geht die Foxdening, 
welche dem EntschUdigungsberechtigten gegen den Dritten zusteht, ohne 
weiteres auf die Berufi^enoasenschaft über, und Hndet solches gleichmässig 
auf die Fälle Anwendung, wo auf das vertretbare Verschulden des Urhebers 
des schädigenden Ereignisses und w^o blos, wie hif^r, auf einen gesetzlichen 
Verpfliehtnnp-sgrund der Entschädifimigsanspruch gestützt werden kann. Denn 
dass neben dem Ansprüche auf Uiifallronte auch ein solcher anf Hatt](tii(ht- 

entschädJgnng erhalten bleibt, sprechen die Urteile vom ^4' Iö8ö (Entsch. 

Bd. 21 8. 51), vom 7. UKrz 1889 (Entsch. Bd. 23 S. 61), vom 15. Hftrz 1889 
(Selbstverw. Jlirg. 17 S. 151) und vom 21. Milrz 1892 (ibd. Jhrg. 19 S. 519) 
rechtsgrnndsfttzlich unzweideutig aus. Infülgedes>en hat auch der Strafsenat des 
Reichsgericlit=! in dem T^-teile vom 20. November 1893 den Kerlitssatz aufgestellt, 
dass wegen des gesetzlii hen KiiclverstattnTitrsaTisprnrhes cinci- Berufsfronnsson- 
schaft auf Rückerstattung der zur kScliadlosUakung eines iietnebsunfalles ge- 
machten Aufwendungen es dem Strafrichter verwehrt sei, dem Antrage eines 
als Nebenkläger auftretenden Verletzten auf Zuerkennung einer Busse seitens 
des schnidhaflen Uriieben des schädigenden Ereignisses stattzugeben. Nach 
den Urteilen vom 9. April 1894 (Entsch. Bd. 33 S. 88) und vom 7. April 1896 
(ebd. Bd. 37 S. 37) ist in den Füllen, wo gemäss U.-V.-Q. §§ 95, 06 Laadw. 
U.-y.-G. §§116, 117 die strafgerichtUche Sehnldfeststelliuig die nnabweisbare 
Voraussetzung der Erstattnngsklage bildet, der CivQrichter an dieselbe derge- 
stalt gebunden, dass er solclie als untrüglichen Vordersats seiner zum ürteils- 
spruche fülnenden Schlussfolgemngen gelten lassen nmss. In den Urteilen 
vom 15. März 1894 (Entsrb. Bd. 38 S. 34), vom 2.'). Feln uar 1895 (ebd. Bd. 35 
S. 4) UT\(\ vom 18. März 1895 {eM. Bd. 35 S. 2ü), welche allerdintis niclit 
EntsclKidi;;uuj:s-, vi» Imehr Beitragsansi>rü( lic /um Gegenstande haben, wird aus 
den Rechtsregehi de» lieut geltenden Prozessrechtes mit logischer Notwendigkeit 
gefolgert, dass die in den Arbeiterversicherungsgesetzeu eingesetzten Spruch- 
bebürden allein zuständig sind, über die innerhalb der Grenzen ihrer Zuständig- 
keit liegenden S^itfragen endgültig zu entecheiden, und dass mithin dem 
ordentlichMi Bichter eine NachprUfong der seitens des Verwaltongsriehters, 
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also hier der bernfsgenossenschaftlichen Sdiiedegerichte hezw. des BeicIiB> 
Versicherungs-Amtes gefällten Entscheidungen versagt bleibt. Es kommt darin 
auf flenselhcn Satz liinans, welchen das Urteil vom 9. April 1894 TR. -An/ 
S. 2(>7) unzweitkutijr daiiin ausspricht, da««s durch die Fassurifr der iji; itd 
bezw. 117 (V\v AiiDahme ausgeschlosfien eix lieint, dass der Betriebsuntt rnehnier 
trotz strafgeri( htliober Verurtheilung nicht hafte, wenn der Civilrichter bei 
selbständiger I'iiituag die Entschädigungspflicht nach den Grundsätzen des 
Civilrecbtes yemeint. Aneb vertreteii den gleichen Standpunkt die Urteile 
vom 6. Juli 1888 (EntBch. Bd. 21 S. 77) und vom 7. November 1895 (ibd. 
Bd. 36 8. 44), obschon dieselben in ihrem Endergebnisse dahin gelangen, dass 
den ordentlScto Gerichten, aber nicht den Spmchbehitrden der UnfaUver^ 
Sicherung die Entschriduni? zusteht, wenn ein Betriebsrerletzter gegen die 
Beruf ^genossenschaft Entschädigungsansprüche ans einer ungeeigneten ärztlichen 
Behandlung erhebt, welche zufolge K.-V.-G. vom 10. April 1892 § 76f der 
GenossenschaftHvorstand angeordnet hatte. Hier hält dasselbe nftmlirh froratie 
sehr scharf austinauder, ob es sich um einen durch den IJetricbsunlali un- 
mittelbar verursachten oder um einen ans der Eutschliessuiifr des Genossen- 
schaftsvorstandes herbeigeführten wirtschaftlichen Nachteil haü<lelt, ub also der 
erhobene Anspruch sich anf die TJnfaU^Versichening oder auf die Vertretung 
der Folgen des ansservertragliehen Verschuldens grOndet. Wie dem Pro- 
sessrichter versagt bleibt, dem Bechtsgrnndsatae des Beichs-Gerichtes in den 
Urteilen yom 22. Dezember 1890 (Oruchot 86 S. 401} und vom 31. Jannar 
1891 (Berufsgenossenschaft 8 S. 133) Hechnung zu tragen, nach welchen die 
Haftpfliditcntschädipinip wegen arglistigen Verlialtens verwirkt wird, wenn 
der Beschädigte der Vornahme einer gefahrlosen, auf Hebung der Erwerba- 
f.Uiig-kfit einflussvollen Operation sich widersetzt, sobald das Tvei( li>-'VersichernTig8- 
Amt auf dem seinprseits einfrenommenen Sta|idpunkte in den Kekursentschei- 
dungen No. 552 v«.m 14. Mai 1888, No. 1213 vom 28. November 1892 und 
der Kevisiousentscheidung No. 521 vom 25. Juni 1896 beharrend auf Unfall- 
rente erkannte, weil es den Betriebsverletzten fttr berechtigt hält, einem 
operativen Eingriffe und einer Entfernung verstümmelter Gliedmasaen sich zu 
widersetzen, ebenso ist demselben die Fl^fung der Frage entzogen, ob die 
im Verfahrensgange der UnfaU-Versicherung zugebilligte Rente ihrer Höhe 
nach vollberechtigt ist, oder zu bemftngeln wftre. Deshalb würde eine dahin 
abzielende Klageeinrede der Eisenbahnverwaltnng gerichtliche Anerkennung 
nicht finden können, wenn die Berufsgenossenschaft gegen sie Erstattungsan- 
sprüche auf Grund ü.-V.-G. § 9ß erhebt, während erst recht es an einer 
gesetzliclien FütotiaLre für eine Klage der erdtercü gegen die letztere auf 
Herabsetzung der iieuteuhöhe fehlt. 
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i'ber Eisenbabnfacbgerichte. (Deutsch. Verkelrsbl. 1897. Nr. 11. 15.) 
Das Recht der Reisenden. (Zeitscbr. f. Eisenb. u. Dampischift. der österr. ungar. 

Uonarchie. 1897. Nr. 8.) Verstaatlichung der scbweiaensdieii Eisenbahnen (Nr. 14). 
Die jUderongra der Betriebsordnung. (Zeitg. d. Ver. Dentscb. Eisenb. Verw. 1897. 

Nr. 31.) 
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Dtr Vertragsentwnrf, betr. die Einführung des elektrischen Bvtriebl» (Deatodl. Strass. 

u. Kleinb. Zeitg. 1897. Nr. 8 ) Ist der Vertrag, diirrli welchen der Ptrassenbahn- 

nnt*rnehmer sich die Zustimmung des Wegeunterhakimgspflichtigen zur Strasseubfthn- 

anlage gemäss § 6 des Kleinb. Ges. v. 28./ 7. 1892 beitcbafft, ein MieUuTertrag? (Nr. 12). 

Stfilbfttkdt der BAhDgeföbrdnng (Nr. 15). 
Dar Bedittstrdt Uber die Statutm der Nordoetbaln. (flchweis. Babnen. n. 1897. Nr. 

2 u. 3.) Zur Kritik des Gesetzentwurfs Ober Bau ond Betrieb der Nebenbahnen 

(Nr. 6 u. 8). Ein Beitrag mr Aiislegune: der «cbweizer. EiHenli ilmkonÄessioneii ^Nr. 18). 
Das Gesetz über Bau und Betrieb von Ei^tnl ahnen örtlicher Bedeatnng iu Kiuuänien. 

(Eisenbabawesen. St. Feteraburg. 1897. ^^. 5.) 
Bailroad legislation in South Carelina (The Bailroad aaaette. NewToifc 1887. Nr. 12) 

In North DakoU (Nr. 14). 
Railway bills for 1897 (The Railway News. London 1897. Nr. 1786.17111. 1732.). 
La politique de la France de la matiore de cbemins de fer d' apres ronvrage de B. de 

Kaufmann. (Revue geaf'rale des cherams de fer. Pari.s 1897. Heft 2.) 
Note relative & ia loi da 11. Juni 1880 sur les chemins de fer & iuteret local et les 

tramwajs. (Aimales dee penta et chanartei. 1896. Heft 9. Paria.) 
Die Eiieiihahivolitik Frankreicba. (Daa Handela-Mmenm. Wien 1887. Heft 11.) 
Le rachat dee ehenine de ler enines. (Moniteor dee Int&rftta uatteiehi. BrUiael 1897. 

Heft 29.) 

Der Entwarf eines Bundesgesetzes über Bau und Betrieb der schweizer. Nebenbahnen. 

(Oesterr. Eiscnh. Zeitg. 1897. Nr. 6.) 
Dw Entwuif dee ediweiaw Bnadesgei^me Aber Bau und Betiieh der ediwdaeriicheii 

Nebeobabnen. (Die Schmalspiirbahii. 1887. Nr. 4.) 

Das Bemische Eisenbahnsubventionsdckret vor dem Grossen Ratbe. (Die Schweiler 

Bahnen 1897. Nr 5.) Entwurf eines Bnndesgesetzes über Bau und Betrieb der 
schweizer Nebenbahnen (Nr. 5). Zar Kritik dieses Gesetzentwurfes (Nr. 6). 
Kreispolizeiliches. (Preuss. Verw. BL XVIIl. Nr. 22. S. 221.) Landespolizeiliches. (Nr. 
85. S.849.) 

Bemessung des preussischen Steaerol^eUs einer answlrtigen Akttengesel lechaft (MoBata- 

scbrifl f. Aktienrecht und Bankwesen. V. Nr. 9.) 
Die Lieferfristen und die Lieferfristversichemng. (Sped. u. Schiff Zeitp V. Nr 7 ) 
Gesetz und Praxis. (Allg. Tarif-Aaz. XVL Nr. 5.) Eisenbabn nnd Verfrachter (Nr. 6). 



IV. Gesetzgebung. 

Bayern. Königl. Verordnung, betr. die VerAvaltung nnd den Betrieb der Königl. Ver- 
kehrsanstalten, vom 24. Dezember 1896. (Verordu. u. Anzeig. BL f. d. königl Bayr. 
Verkehrs-Anstalten 1896. Nr. 74. S. öl9 flf.) 

Belgien. Königl Verardnung, betr. die Herstellung, Niederlage, dea Yokanf, die Be- 
fBrdeniiig^, Aufbewahnnig und Verwendang von SpfeDgetoffen, Tom 18. Deaember 1896. 

Dinemark. Geeeta, betr. die Tarife etc. der Staatsbahnen. Vom 24. April 1896. (In 
dent'i'^hf'r f'bersetznng raitgetb. im Preuss. Eiaenb. Arch. 1897. S 445—469.) 

Deuteohea Reich. Bekanuloinchung des Reichskanzlers , vom 6. Mära 1897, betr. eine 
IV. Ausgabe der dem Internat. Übereinkommen über d. EisenbahnfracbtTerkehr beige- 
fügten Liate. (B. G. BL Nr. 11. 8. 87.) 

— Geieta tber die ZvaogaventeigeraRg und Zwangarerwaltinig. Vom 84. Mira 1897. 
(B.O.BL Nr. 14. S.97.) 
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— GnindlKicliordining v. 24. März 1897. (R. G. Bl. Nr 15. S. 139.) 

— Qesetz wegen Abänderung des Ges , Ijctr. die Beschlag-nahnie des Arbftifs- oder Dienst* 
lohnes in der Civ. Froz. Ürd. Vom 29. März 1897. (fi. Ü. Hl. Xr. 16. S. 159.) 

— Bek. ?om 24. Uärz 1897, betr. Änderung der Betriebs -Urdimug f. d. üaupteisea- 
babmn DmtMAIands, für di» ll6lMtuiMiilMlHi«i Dtnyddtiidiif lowi« i» füamm fttr 
d. Bfto und die Amrllitaitg der Hsuptehenlmhiien Deutschlands yom 6. Jnli 1898. 
(R. G. Bl. Kr. 16. S. 161. 164. 166.) 

— Handelsgesetsbnch für du dentsdi« Beidi. Vom 10. Mai lfi97. {&. Q. Bl. Kr. 23. 
S 419-436.) 

^ Etnfubrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch. Vom 10. Mai 1897. (R. Cr. Bl. 1897 
Nr. 88. 8. 487— 464.) 

Fnnkreick. Geseti t. 88. Mm 1867, hetr. Ablndeniiv des Art. 4 des Oeseties Ton 
16. Juli 1846 ttber die EisenbahnpoUseL (Jonm. Offtc. 1897. Nr. 88. S. 1981 ff ) 

Hanbsrg. Verordnung, betr. die Betordorung gofülirlioher Güter in Kauffahrteischiffen, 
vom 30. November 1896 (Hamb. Amtsbl. 1896. Nr. 150. S 667.) 

Italles. Königl. Ertass, betr. Einsetzung einer Kominission zur Prüfung der Eisenbabn» 
Terbältnisse; vom 30. Jnli 1896. (Gioruale dei Genio cirile 1896. Hell Ö S.229.) 

— Gesets, betr. die Kassen für die Vermehrong des Yermögeasstaudes der 8 Eismbalin» 
Betriebe-Qesellschaften, (Gas. üff. 19. Jannar 1897.) 

^ — Gesetz über die Straasenbahnen mit mechaniscber Zugkraft uud Eleinbabnen. Vom 
27. Dezember 1896. (Baccolta ufficiale dellc leggi e dei detrreti del Rcgno. 18%. 
Nr. 561. n. in deiitscb. ttbcrsetzung: Zeitschr. f. Kleinb. IV. (1897) S. 243. Zeitadur. 
f. d. interuat. Eiseiib. Trausp. V. (1897) Nr. 4. S. 302 ) 

RolinMM (Sttdamerika). Geseta» betr. die Gewibrung von StaatsbeifaOfen anm San 
TOD Nebenbabnmi. Tom 18. November 1898. (Diario OlAdal 86. Deabr. 1896, in 
deuUcb. übers. Zeitschr. f Klebb. IV. 1897. S. 295.) 

Oesterreich. Erlaus des Risenbahnminisferinms, betr. d. Einfttbning einer einheitliehen 
Fahrtrichtung u. Ausgestaltnng der ueleiseiinlageu in den Stationen, vom 11. Febr. 
1897. (Oesterr. Eiseub. Verordo. Bl. X. Nr. 26 ä. ö-H7). Erla<>ä, betr. Unterbrechung 
der Vc^ibmng dnieh Btksksablung eines hei der BedurangsroTision festgestellten 
Gvthabens, t. 16. Febr. 1887 (Nr. 60. S. 597.). Erlass, betr. die Einschribikang des 
GOterrerkehrs an Sonn- und bestimmten Feiertagen, v. 3. April 1897 (Nr. 43. S. 786). 

— Note y. 16. Januar 1897. betr. Ergänzung der Liste der dem interuat. Üboreink. an- 
gehörenden Eisenbabiieu. (Zeitschr. f. d. interuat. Eisenb. Trausp. V. Nr. 2. S. 96.) 15. 
März 1897 (Oesterr. Eisenb. Ver, Bl, X. Nr. 41, S. 757.) 

— Eilass des Eisenb. Minist, t. 18. Jannar 1897, betr. die Gebttbrenbehandlnng der an 
die Bdiörden und Ämter der k. k. Staatscisenbaiin«VerwaltQng gericbteten Eingaben. 
(Oe.'^terr. Eisenb. Verordu. Bl. X. Nr. 19. S. 417.) 

— KuTnimnclmug de.s Eisenbahnministeriinnä, betr. die Erlassnng des Statuts für den 
dem Eiäenbahnministerium beigegebenen Staatäciseubahnratb, vom 19. Februar 1897. 
(Oesterr. Eisenb. Verordu. Bl X. Nr. 84. S.505.) 

— ■ Gesets Tom 82. Febmar 1897, betr. die Verwendbaifceit der von der Landeskultur- 
bank der Markgrafscbaft Mähren avszngebenden Kommnnal- u. Eisenbabn-Schuldver- 
ücbrcibnngen zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftung» -Papillär* u. ähnlichen 
Kapitalien. (Oesterr. Eisenb. Verordu. Bl. X. Nr 26 S. 537.) 

Prsassen. Erlass des ilinistcrs der öflfentl. Arb. v. 3, Dezbr. 1896, betr. Planfe-^tstellun- 
gen für Privateissiibahnen (£.y.Bl. 1896. S.352), 10. Dezbr. 1896 Stempelpflichtig- 
keit der Kanf- n. Lieferangayertrige (8.868)^ 16. Jannar 1897 Anschlösse 'von Klein- 
bahnen an Eisenbahnen (E. V.BL 1887. 8.88), 89. Januar 1897. betr. Meldting and 
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Untersuchung von Unfällen auf Kleinbahnen (S. 31), 4. Febr. 1897 , betr. Aussiellang 
der Frachtbriefe über ?^en'!nTio:en nach Kleinbahnstationen rnnl Bekanntmacliung der 
Erüüiiung vou Kleiubabüstreckeu (S. 36), 9. Febr. 1897, betr. höchste Fahrgeschwindig- 
keit TOD KleinbahnzUgen (S. 37). 

— Erlut det Hiniften der DffentL Arbeit. 83. Deslnr. 1896, betr. Beachtung und 
Ausftthrong des § 6 des Strassen- und BtvIlachteiigeietMi Tom 2. Jnli 1876 (B.Y. 
Bl. 1897. Nr. 1. S.o.), 18. FcLr 1897, betr. Auslegung der Befreiungsvorschrift 3 zu 
Tarifnumraer 32 des Steropelsteuergesetzes vom 31. Juli 1895 (S. 39) , 8 Märr, 1897, 
betr. Abstandnahme von der Durchfühnmg d^ Planfeststoilungüverfabrenä und Über- 
lassung des Besitzes voa Grundstücken (Banerlanbniss) bei Eisenbahnbanteu (S. 45). 

^ Brlaee des Ministers der ^ffentl. Arbeiten 86. Mftrz 1897, betr. StemiJelpfiichtigkeit 
von Werkverdingun^'svertrigen (KV.Bl. 1897. Nr. 11. S.70), 3t. Mttrz 1897, betr. 
Kürzting des Dieusteinkomnicns während der Vorbüssnnc: einer Freiheitsstrafe (S. 71), 

7. April 1897, betr. Zuständigkeit der Eisenbahabehörden im Sinne der Qewerbeord« 
Illing (S. 74). 

Rutsland. Kaisarl. Erlass, betr. die Verfassung der Chinesischen Ostbahugesellschaft. 
Vom i/16. Daibr. 1896. (Venirdn.Bi. d. Hin. d. Verk. t. 31. Dezember 1896 / 2 Ja- 
nuar 1897.) 

— Nete r, 7/19. Febmar 1897 , betr. Ergänzung der Ltole der dem intemat. über^« 
koTnmen angehörenden £isenbahn«i. (Zeitschr. f. d. intemat Eisenb. Transp. T. Nr. 8. 

8. 218.) 

Schweiz. Botschaft des Bundesratbs au die Bundesversammlung, betr. den RUckkaut 
der achwelserischen Hanptbabnen. Vom 86k HBn 1887. (Scibweiz. Bandesbl. 1897. 
Nr. 13. 8. 980.) 

— BimdesgesetB, betr. Organisation der Eisenbahnabtbeilung des Post- u. Bisenbahn- 
Departements. Vom 27. M&rz 1897. (Schweiz. "Rnndesbl, Nr 13 S 505.) 

» Experten -Ciiitiicbtt u Uber den Eisenbabnrückkanf durch den Bund. Vom 4. März 

1897. (Schweiz. Bundesbl. 1897. Nr. 15. S. 897.) 
~ m. NadMng mm Transport-Beglenent der sehwdier. Biianb. n. DnnqifteUff-Unter- 

nehnrangen ▼. 1. Jan. 1894. GUtigr vom 1. Hin 1897. (Bidgen. amtl. Samml. N. F. 

Bd. XIV. S. 1). 

Spanien. Königl. Verordnung, betr. AusfQhningsbestimmungen Tin dem Gesetz v. 30'8. 

1896 über Erhebung einer Tran^ortsteuer. Vom S4. September 1896. (Gaceta de 

Madrid v. 26. Septbr. 1896.) 
Ungarn. Note v. 8. n. 16. Jannar, 8. Febr. n. 16. Härs 1897, betr. Eigftannng der Liste 

der dem intemat. Übereink. angehSrenden Eisenbahnen. (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb. 

Tnasp. V. Nr. 8. 8. 97. Nr. i. B. 899.) 
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(IH« ZaUm bedMMn dl» 8ett«ii.) 



A. 

Ablieferung, Hegriff defselben; Nieder- 

leffnng der Gater bei der Zoll- »ih-T Ab- 
laideeteUe 16. Verfahren bei Abliefe- 
rmndiiBderiiiHen becttgrllcb der necb dem 

Auslande verfrachtctt'ii Oiltttr 28, — Knt- 
8cbfi4iguii^sullicbt im Falle der verspä- 
teten Abliefernng 49. — tbeilweiser 
Verli; t 1 s (hiti-n nach eingetretenem 
AblieferuugöbiuUciriiies; Haftpflicht der 
Eieenbabn 918. — Tenpitete Abliefemng 
in Folge eines Tmhums der Eisenbahn 
2'6i. — verspätete Ablieferung; grobes 
VeracbaldeB der EitMibiihii SW. 
Absender, ITaftung' für mr/nfn ffpiirle 
Aenderangen der Frachtbrii^laugHben 
Seltene einee Angestellten 65. — Be- 
schädigung der vom Absender verladenen 
Guter 97. — Aufladen durch den Ab- 
•ender 233. — Verfügungen des Abneii- 
ders sind schriftlich zu ertheilen 296. 

Amtsniederlegung, ob dieselbe auch 
während dar Dauer eines Disziplinar- 
verfahrens zulässig ist 17 

Anlieger einer (öffentlichen 8tra.sse, s. Ent- 
eignung; Natur dee Bechts des Anliegers 
an liner ein Dorf dvrebsiefaendMi Staats- 
Btraase 101. 

Annahme des Gutes zum Transport 240. 

Arbeiter, Uiiziiliissii;keit der Verausga- 
bung von Marken, die nur an bestimmten 
Orten verwerlliet werden kOnnen, an 
Stelle liaarer T.ohnvi)rs(.hiisse 337. 

Arbeiterscbutzgeeetzgebuug und die 
Eieenbabnnntemehmnngen 77. 

Ärboiter T'ii f i ! 1 versicherungsan - 
stalten, Eintreibung rückständiger Ver- 
sieherongsbeitrllge von eoleben 12. 

A8zendentenrcnt(>, s. Unfallvcrsiche- 
rungsgesetz; ob der Grossvater eines 
aneserebelich geborenoi Enkels im Falle 
des durch einen Betriebsunfall erfolgten 
Todes des letzteren Anspruch auf eine 
AiModenteniente bat 148. 



B. 

Baare Auslagen der Bieenbahn 51. 

Rah II hau, oh die tlhernomniene Pflicht 
zur unentgeltlichen Gewähr des IBix einen 
Bafanban erforderlieben Gmnd nnd Bo- 
«lens über das vom Unternehmer aufge- 
stellte Pruject hinausgeht 2. — Ver- 
pflichtung rar vnes^eltliehen Ueber- 
lassung des Grund und Bodens sn einem 
Babnbau 13. 

Bahnsteigkarte, ob die mit AlMtempe- 
luii^' verbundene Durchlochung der Bann- 
steigkarte durch den Bahusteigschaffuer 
die Eigenecbaft einer Urkunde besitit 383. 

Bau, Umfang der zur Ausführung eines 
Baues geh;triq:en Arbeiten liiO. 

Baubeschräakuug, Verjährung des £r- 
sauansprachs aus der Anferlegmig einer 
Baubeschränkung 316. 

ß au ge Werks - BerufsgenoRsenscbaft , s. 
Unfall versichemngsgesetz. 

Bauherr, ob derselbe fQr die ohne sein 
Verschulden eingetretene Körperbescbtt- 
digung eines Dritten dvilrechtUeh baft> 
bar ist 322. 

Baukunst, Verstoss gegen anerkannte 
Kegeln derselben 249. 

Bauleiter, Begriff der Fahrlässigkeit 
eines solchen in seinem Berufe 107. 

H a u [) o I i z e i I i c h e Beschränkung des£igen- 
tbums, üb der Staat und die Gemeinden 
Torpflichtet sind, wegen solcher Entaohl- 
diginig zu leisten 299. 

Beamter, Einkommenbesteuernng einea 
Beamten; Zinsen der Amtskantion 87. 
Begründung und Aufhebung des Dienstr 
verhältnisiies eines Beamten 68. — "ÜMi- 
tung für Versehen 68. — Beschlagnahme 
der Gehaltshezüge 217. - wann Be- 
dienstete von Phvatbahuen Beauten- 
eigensebaft besiteen 848. — auch pen« 
sionirte Staatsbeamte unterliegen hin- 
sichtlich der während ihrer Am tätbätigkeit 
begangenen Delicte der Dlsaiplinargewaii 
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des Staates 254. — die einem Beamten 
«ngesichertenWittwen- undWaisengelder 
sind wie Besoldungsansprucb zu beur- 
tbeilen 325 
Beerdigangtkosteu, 8. Haftpflicht- 
gesetz. 

Beladung, vorscbrillswidrige» WDies offe* 

ncn Uüterwagens 3. 
Bergwerksbesitzer, ob demselben für 
die ibm iui Einzelfall zum Schatz einer 
öffentlichen Verkehrsanstatt auferlegte 
Besebrftnkung eine Entschädigung in 
einem über die Fälle des § 154 des Bertj- 
gesetzes hinausgehenden Umfange zu- 
stellt 90. — ob der Bergwerksbesitzer dem 
ürniideiiiontbilmer zum Ersatz des durch 
seiuen Bergbau dem Grundeigentbum zu- 
gefügten %lmdeii8 Terpflichtet ist 61. — 
uh Herfj'werksbesitzern ein Entschädi- 
gungsansprucb fUr die ihnen aum Schutze 
einer Oifentlfeben VerkidunHUistalt aufer- 
legten Besiliränknngen zusteht MI. — 
ob der Bergwerksbesitser xom Ersatz 
«lea Scbadena verpAielitet lat, wenn die 
Gebfinde zu einer Zeit errichtet worden 
sind, wo die durch den Bergbau drohende 
Ge&lir dem Omndbeeitnr nicht nnbe- 
kannt bldben konnte 156. 

Beruf^igenossensehaft, 8. UnfftllTeiy 

äicburungsgesetz. 

Berufung, Erfordernisse derselben 316. 

Beschädigung des Guts in Folge der 
Bescbaffeuheit 33. — Beschädigung eiuer 
Sendung Marmor; Schadeneemtiklage ; 
Verjabning 109. — Klajfe wegen Be- 
schädigung 121. — Bescüildigung von 
Viebtransportwageo durch Thiere 246. 

Besondere Gefahren, Bescbrünkung der 
Haftung der Eisenbahn bei solchen ; man- 
gelhafte Verpackung 231. — Anfladen 
durch den .\b^*ender 233. 

Betriebsbeamte, Aufbebung des üieust- 
Terhältnisses von Betriebsbcunten, Werk- 
meistern, Technikern 319. 

Betriebsmateriah>n , inwiefern Kohlen 
für staatliche Anstalt« Ti zu den gewerb- 
lichen Betriebsmaterialien geböreu 57. 

Betriebsunternchmer, wer Betriebs- 
unternehmer auf einem Piivatanaebliuis- 
glcise ist 330. 

Bevollmächtigte, Vertretung durch 
solche gegenüber den Verwaltnngtbe- 
börden 21. 

BrHcke, wegepolizeiliche Verfügung, be- 
treffend den Neubau einer Brücke bei 
mehreren Baupflichtigen 126. — Ver- 
fahren bei der polizeilichen Anordnung 
der Reparatur oder des Neult.uies einer 
Grenzbrttcke 129. — Ueberaahme des 
Baues einer Brflcke nach bestimmten 
Vonehriften, Werkverdingang 886. 



C 

Coutralamtfür den internationalen Eiioi- 
babntransport, Funktionen 42, 48, 51, 68. 

Cbanaeee, Schaffang einer aoldieii und 
Verl'^mm^' einer bestehenden LambUaaie 
auf dieselbe 1Ü9. 

Consentirvng von Eiaenbahnbaiitea 60. 

D. 

Deich, Streitifikeiteu über die Verpflich- 
tungen nur ifntarhiJtnng oder Wieder- 

herätellnng eines solchen gehOrOB TOt 
den ordentlichen Richter 1^. 

Diensteinkommen, Bntddinng dessel- 
ben fiir die Zeit naeriattbter Enltoniig 
vom Am £6 25. 

Dienstgrundstllek, Befreiung desselben 
von den Kreissteuern 218. — Grnnd- 
steuerptlicht , betreffend Dienstgruod- 
stttcke SOG. 

Dien.«!tverhältni8s eines Beamtrn, Be- 
gründung und Aufbebung desäelhen 62. 

— Aufhebung des Dienstverbältnissea 
▼OB BetricbsbeamteB, Werkmeistern, 
Technikern 319. 

Dienstvertrag eines Stationsvorstehers, 
Auslegung desselben in Betreff der Ver- 
tragtikiindigung nnd Peusiouiruug 4. 

Dienstwohnungen der Beamten, Grand- 
gteuerpflicht BOO. — Xonunnnalstetteff^ 
Pflicht 223, 317. 

Disziplinarverfahren, ob auch wS]i- 
rend der Dauer eines solchen die Amt»- 

> niederleguDg zulässig ist 17. — Zustän- 
digkeit des Oberverwaltnngqgefiehts in 
Di.wziplinarsachen '21 

Dörfer, s. Ortskouuuuuen. 

E. 

Eigen f h ninsbeschrS nkung, Entschä- 
digung fiir eine <lurcb Allerhöchste Ka- 
binetsordre ausgespiodiene Eigentlmnie- 

besrhränkunnr 3^* 

Einfriüduugen, iierstelluug solcher au 
•)ffentliehoB Wegen 197. 

Einkommenbestenerunp eines Bo- 
umten; Zinsen der .\mtskuution 27, — 
der Ei.Honbahnen 240. 

Eisenbahn, Haftpflicht der Eisenbahn bei 
Beschädigung des Gutes nach Ankunft 
5. — beim Umwegtransporte von Thieren 
21. — Verantwortlichkeit der Eisenbahn 
bei Besorgung der Zollformalitäten 24. 

— bei Bauten auf Anlagen und Gründen 
der Eisenbahnen in Schlesien ist die 
oberste Eisenbahnbohßrde als banbo- 
willigcnde Behörde bezüglich aller Fra- 
gen, als Baulinie, Niveau, Strassenbreite, 
die Entscheidung zu trenen, competent 
36. — ob die Eisenbahn fttr dieOewiebta- 
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di£ferenz an einer Wagenladiingssendung, 
welche in der Aufgabs.station mittelst 
einer Brückenwaage, in derÄbgabsstat ioti 
mittelst einer Uandwaage verwogeii 
wurde, haftet 4fi. — Entschädigunj^s- 
pflicht im Falle der verspäteten Abliefe- 
rung von Gütern iä^ — Baare Auslagen 
der Eisenbahn hL — Wahl der Trans- 
portroute durch die Eisenbahn ä2- — 
Haftung für unzutrefieude Aenderangen 
der Frachthriefangaben Seitens eines Be- 
diensteteu QiL — Vermietbung vonStaud- 
plätzeu au Geschäftsleute »■'^ — Eiseu- 
bahnen als Ersatz der Land- und Heer- 
strassen iHft- — Pflicht der Eisenbahn zu 
Schutzvorrichtungen gegen vorausdehbare 
Schäden der Anlieger; Hochwassergefahr 
146- — Eisenbahnen unterbrechen für 
die eigene Ausübung des Jagdrechts 
durch den Besitzer auf seinem Grund 
und Boden stets den Zusammenhang der 
Besitzung IfiL — wann die Schaden- 
ersatzpflicht einer Eisenbabngesellschaft 
bezüglich eines von ihr triinsportirten, 
von der Partei selbst verladenen Gegen- 
standes begründet ist 197. — ob die 
Eisenbahn von einer Partei auf Ersatz 
belangt werden kann, wenn letztere auf 
Grund der bahnseits erfolgten Gewichts- 
erniittelnng eine unriclitige Zolldekla- 
ration voruimmt und dafür in eine Zoll- 
strafe verföllt 2Ü — Beschränkung der 
Haftung der Eisenbahn bei besonderen 
Geiahren; mangelhafte Verpackung 2ÜL 

— Beschränkung der Haftung der Eisen- 
bahn beim Anßaden durch den Absender 
233. — Ausschluss der Haftpflicht der 
Eisenbahn bei der Beförderung lebender 
Thiere 236. — Haftpflicht für das dem 
Eeisenden im Gepäcklokal gesUihlene 
Gepäck BOa 

Eisenh ahnbau, Bemessung der Entschä- 
digung für Wirthsthaftscrochwerniäse 
durch denselben L — Unfall beim Eisen- 
bahnbau : ob die Bangewerks- oder die 
Tiefbau-Berufsgeuüsseaschaft entschädi- 
gungspflichtig t — Cousentirung von 
Eisenbahnbauten 6£L 

Eisenbahn beanite, Bestrafung derselben 
gemäss § 438 des ungar. Strafgesetz- 
buches mit Gefängniss von 2. bis 5 Jah- 
ren, wenn sie durch Verletzung der ihnen 
obliegenden Dienstpflicht auf einm 
Eisenbahnzuge befindliche Personen der 
Gefahr einer Beschädigung durch die 
Eisenbahn aussetzen — ob die Be- 
zeichnung eines Eisenbahnbediensteten 
als Obeiputzer genügt, dessen ßeamten- 
eigenscbaft erkennen zu lassen IHn — 
Verletzung eines Eisenbabnbeamten 2i)ö 

— Verletzung eines belgischen Eisen- | 



bahnbeamten auf preussischem Staats- 
balingebiete ; Haftung des preussischen 
Kisenbahnäskus 
Eisenbahnbedienstete, s. Eisenbahn- 
beamte. 

Eisenbahnconcession, Vertrag über 
Abtretung einer solchen 2Dä. — Recht- 
liche Natur des Concessionsvertrages 810. 

Eisenbahndamm, Erhöhung eines 
solchen L 

Eisenbabufahrkarte, ob und inwieweit 
die Benutzung einer durch Ausradiren 
des Namens des rechtmässigen Inhabers 
gefölschten Eisenbahnfahrkarte den That- 
bestand der Fälschung einer öffentlichen 
Urkunde darstellt liiH. 

Eisenbahn fiskus, Rückfordenmg eines 
precario freigegebenen Terrains Seitens 
desselben Q. — Haftung für Verletzung 
eines belgischen Eläonbahubeamteu auf 
preussischem Staatsbahngebiete ■'itH- 

Eisenbahnfrachtrecht 68, liQ. 

Einen bahnfracbtvertrag, Zuständig- 
keit der Gerichte bei Klagen aus dem- 
selben 1 ifi. 

Eisenbahngesetzgebung in Elsass- 
Lothringen .S47. 

Eisenbahngüterabfertigungsstelle, 
ob der önentliche Verkauf durch eine 
solche den Verkauf durch einen 2u Ver- 
steigerungen befugten Beamten im Sinne 
des Art. 'AAÄ Abs. 2. des Handelsgesetz- 
buchs ersetzt UL 

Eisenh ahn schlaf wagen gesellschaft, 
internationale in Brüssel, Verpflichtung 
«um Beitritt zur Privat-Berufs^enossen- 
schaft, soweit ihr Betrieb sich innerhalb 
der Grenzen des Deutschen Reiches voll- 
zieht 253. 

Eisenbahntransportversicherung & 
Eisenbahnunternehmer, ob in dem 
Falle, in welchem ein Eisenbabnunter- 
nehmer ein an der Bahn gelegenes Ter- 
rain zum Villenbau verkauft, von dem 
Käufer wegen Beeinträchtigung der 
Villen durch den Eisenbahnbetrieb Scha- 
densansprüche hergeleitet werden kön- 
nen IL 

E isen bah nun ternehmun gen, Arbeiter- 
schutzgesetzgebung und die Eisenbahn- 
unternehmungen TL — ob Aenderun{ren 
an Eiscnbahnobjecten , welche lediglich 
in Folge von Regulirungsbauten behufs 
Zusammenfassung und concentrirter Ab- 
fuhr eines Flusslaufes erforderlich wer- 
den, der Eisenbahnuntemebmung zur 
Last fallen 3ü2. — ob eine Eisenbahn- 
unternehuiung zu Vorkehrungen gegen 
später eingetretene Nachtheile verpflichtet 
werden kann 3Ö3. — Haftpflicht der 
Eisenbahnunternehmungen für jede durch 
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Verschulden ihrer Organe an Personen 
und Sachen zagefQgte Beschädigung .407. 

Eiseuhahnverstaatlichung , Ent- 
wickelung und gegenwärtiger Stand der 
Frage dmelben iu der Schweiz 269. 

Eisenbahnverwaltang , Ersatzptlicht 
dci seihen \vim..ii Unrichtigkeit der für 
dea Beitritt ihrer Beamten zar Peosions- 
kaue für Beamte deutscher Privatbah- 
nen erforderlichen Erktüruogen 65. — 
ob dieaeibe in Uaftpflicbtpruzewen, wenn 
die Lokomotire eine grOmere alt cnlftssige 
Geschwindigkeit gflnibt liat. ^ieh *lamit 
eDtsdraldigen kann, doss die Laudea- 
Attfi&iclittbebOrde die grOaeere Oocbwin- 
tli;:k( it t,'esfattethabe 139. — Verpflich- 
tung dc-raclben, die Beuuurang dea Bahn- 
bSrpera nnter den Hireaufibergängen zur 
Legung vun Cias- und Wasserrühirea an 
Strassenaweckea zu dulden 3ä4. 

Eisevbahnziifahrtstrasse, vertrag- 
liche Ven>fli'"l'fii"^'' L-iiitT STailtj^^eniciiiilt- 
zam Ausbau und Unterhalt einer Eisen- 
babnEnfabrtatraMe 9. — Herstellung 

<'in<T jiolrht.i» 250. 
Eiseubahnzutuhrwege, polizeiliche 

Strassenreinigung 216. 
Empfänger, Verpflichtung des Empfän- 

fers einer Sendung in Uberwieäener 
"rächt anr Zahlung des Fraclitznschlages 
itlr Ueberlastung 210. 

Enteignung, oh für Nachtheile, welche 
dem Kestbesitzer de.s Enteigneten nicht 
durch die die Entcignuug bedingende 
Eisenbahuanlage, sondern durch andere, 
damit nur indirect zusammenhängende 
Veränderungen von Wegen entstehen, 
Entschädigung beanspracht werden kann 
3. — Voller Werth; Nut/;uug^tiihigkeit 
eines Gnnidstück» 15. — ob sich die 
Beweiswürdigung des Richters nach freier 
Ueberzeuguug auch auf technische Fra- 
gen erstreckt 41. — ob bei der Eut- 
schädiguugsbemessung die Gefahr nach- 
theiliger Aendemngen, welche so entfernt 
liegt, das» sie am Ii im freien Kaufver- 
kehr nicht berücksichtigt worden wäre, 
in Betracht gezogen werden darf 44. — 
Kompensation dc^^ Minderwerths mit 
Vortheilen, welche für alle benachbarten 
Omndstttcke eintreten, nicht aulässiig; 45. 
— Entschädigungsanspruch des Anln ;ii rs 
einer öffentlichen Straase, weichem durch 
deren ErfaOhnng inm Zwecke eines Eiaen- 
bahnbaues die Kommunikation mit Wagen 
abgeeohuitten ist 47. — Beurthoilaug 
der Bebanvngsfäbigkeit des Restgrand- 
»tücks. Mebrwerth der entei>j:iii it n P;ir- 
zelle 62. — Die Ueberuahwe und £nt- 
schädigungsfcatateilnng dea Bestand« 
BtOcka vollzieht nch sttsamaMii mit dem 



Hauptgrundstück, nicht in einem neuen 
Verfahren 67. — Abschätzung der bis- 
herigen Benntzungsart des Grundstücks 
146. — Die Behauptung der Unbrauch- 
barkeit des Restgrundstttoks involvirt die 
des Minderwertbes 148. — Verminderung 
des Entschädigungsanspmcbes in Folge 
der Anordnung von Scbutzvonicbtungen 
154, — ob der Anlieger einer öffeut- 
lidieii Straps»! aus aothwendigeu Aciulc- 
rungen derselben Entechftdigongsan- 
Sprüche herleiten kann, so lange ihm 
liiestdbe als Konunanikiitionsmittel weiter 
erhalten bleibt 2^, — ob bei Fest- 
Betmng der Enteignungssurame auf die 
Art und Weise des Erwerhos des eiit- 
ei^eten Grundstücks durch den Ezpro- 
pnat«n RQefcrieht an ndmen ist 9S6. 
— Ikrin ksi( litigung der erhöhten Un- 
kosten der Bewirthscbaftang dea Eest- 
beeitses bei FeMaetzung der Entsdiidi- 
miiii: fUr die enteigneten (iruuilstücks- 
theiie 242. — Zusanuneufassun^ des 
Hehr- und Minderwertbes in einlieit* 
liilier Sihiifziing 246. — Bebaumigs- 
fähigkeit eines Urundstilcks 3^. 

Entscfaidigung fDr eine dnrdi Aller- 
li<"ii'!iste Kabinetsordro niis^'cs|irodl6ll6 
Kigentbumsbeschränkung 

Ereignung im Verkehr, Begriff dersel- 
ben 32, HO. 

Erwerbslosigkeit, Unterscheidung zwi- 
schen Tetaehnldeter und unTerschiudeter 
Erwerhsloiigkeit 25. 

F. 

Fahrlässigkeit, Begriff derselben eines 
Bauleiters in seinem Berufe 107. 

Fiskalische Gebäude, s. Gebäude. 

Fiskus, ob derselbe berechtigt ist, gegen 
die Gehaltsfordernng eines iu ungültiger 
Weise entlas.senen Beamten den Verdienst 
in Anrechnung zu bringen, den derselbe 
in Folge Nichtinanspruchuahme seiner 
Dienste Seitens des Staates durch eine 
anderweitig« Tbitigkeit erworben hat 
214. 

Flecken, s. Ortskommunen. 

Flu i h 1 1 i 11 i ( ngesetz , die Eutst liiidi- 
gungspflicht gem&as § 13 Abs. 2 Nr. 2 
nmfasst nur den bebant gewesenen Theil 
des nach der neuen Flucht linio in die 
Strasse fallenden Umndatücks nebst Zu- 
behör 66. — ob der Rechtsweg ohne 
vor-jfängige Festsetzung der Entschädi- 
gung im Administrationswege zulässig 
ist 224. 

Flussanlieger, Blvmnngqpdiebt dersel- 
ben 115. 

Frachtbegünstigung, Ansprach »nf 
dieselbe ftr einen unter dea beg&nstigten 
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Gutem niebt besonders mannten Ar- 
tikel 105. 

Frachtbrief, Beseicbnung des Sj^ezial- 
tarifs in demselben 114. 

Fraclithrieffinfi:a>>er . wer für unzu- 
treffende AeadeniDgcn der Frachtbrief- 
ani^aben haftet 66. 

Fraolithriefduplicat hat nur dir Kraft 
einer Quittung, nicht <lie eines Originai- 
fracbtbriefes oder Konnomements 160. 

Frachtgeschäft. T^ntcrsobicd zwischen 
Speditions- und Frachtgeschäft 126. — 
vfo Klagen aus dem Frach^scbSfle an- 
zubringen sind 320. 

Frachtrecht 68, 170, 

Fracbtrückerstattungs-Ansprüche, 
Be\vei<?la3t bei solchen in Folge unrich- 
tiger Anwendung des Tarifs 100. — 
Dareh den Kachweis der Nichtanwendung 
dps jriiii«itig8ten Tarife» frcnflijend begrün- 
det 13Ü. — Veijüliruiiu derselben nach 
Ablauf eines Jabrt s 1)7. 

Frachtziif chlag, VtTjjtliolitung' iIps Em- 
pfängers einer Sendung in überwiesener 
Fracht zur Zahlung des Fracbtsoseblagee 
für Ueberbelastung 210. 

Funkeoauawurf der LokomoUven 64. 

G. 

Gebäude, Besteaemng fiskalischer Gc- 
bSnde 9w. — ÜrsilebUoher Zasaniiiien- 
ha]i<r ihr Beschädigung von Gebftttden 
mit dem Hergbaa 334. 

Oepäck, Haftpilicbt für das demBeuen> 
den im OepSeklokal gestohlene Qepick 
800. 

Oe wi eh tsdifferens, Haftung der Bisen» 

bahn ftir eine Gewichtsdiffcrfii/. an einer 
Wagenladungaseudune, welche in der 
AnfgabestalJon mittelst einer Brfteken- 
waage, in dr-r Al»<;aVi«statinn mit einer 
Haudwaage verwogen wurde 46. 

Qrftbea, Anordnung der Bänrnung von 
Orllhen 22. 

GrenzbrUcke, s. Brücke. 

Grense, Beweislast bei der Ermitteinng 
einer streitigen Ornize zwischen einem 
öffentlichen Wege und einem anliegen- 
den Omndsttteke 17. 

G ni n fl 0 i g e n t h ü m r r , oh der Bergwerks- 
besitzer dem Grundcigoothlimer zum 
Ersatz des darch seinen Bergbau dem 
(truml» i;.;enthnm zugefügten Schadens 
rerpliichtet ist 61. 

Grands teuer p flicht, betreffend Dienst- 
grundstilcke and Dienstwohnnngea der 
Beamten 300. 

Grundstück, Nutzuiigsfftbigkeit eines 
solchen 15. — B^'wHsla't hfi der Er- 
mittelung einer streitigen Grenze zwi- 
sdien eben QUbntlidten Wege and efnem 



anliegenden GmndstOcke 17. — Be* 

bauungsfähigkeit eint « fJinndstücks 332. 

— Ueberlassuog eines Grundstücks au 
Bisenbahnsweeken 339. 

n rnn<l ^^tiick3enteignungen zum 

Zwecke von Strassenbabnanlagen 180. 
Guter, Niederlegnng derselben bei der 

Znl!- ...Icr Abla !f .!t(»Il.- 16. — Verfahren 
bei Ablieferungshindernissen bezüglich 
der nach dem Auslande Terfraehteten 
Güter 28. - Besclifirlicriing des Gutes 
in Folge der Beschaffenheit 33. — Ver- 
wiegung der Güter nach .\nkunft 48. 

— Brsrhädigung der vnm Ahst^ndor ver» 
ladfiieu Güter 97. — Tbeilwtistr Ver- 
lust des Gutes nach eingetretenem Ah- 
lieff-nini^s-Hinderiiiss ; Haftpflicht der 
Eisf.'iiliann 218. — Auualiuit' zum Trans- 
porr 240. — verspätete Ablii ferung; 
grobes V._')si Imlib ri iI.t Kist-iilialm 293. 

— Haftptlii iit rh r Ki^oubalm durch ver- 
schuldete Leitinit; (li-H Gutes ttber eine 
antliTt! die im Frachtvprtrai^c ver- 
eiubdrte lUiUe 293. — nur die wirkliche 
Abholung des Gutes befreit von Lager- 
Cffld 2fU Anordnmifr des Gerichts 
wegen ^'icderleglalg und Verkaufs von 
Frachtgütern ist Sache der flreiwilligMi 
Gerichtsbarkeit 308. 

Güterwagen, vorschriftswidrige Be- 
ladung eines offenen Guterwagens 8. 
Gotsb es itaer, s. Ürtakomnninen. 



Haftpflicht der Ei.<t;n!ialin bei Beschä- 
digung doA Gutes nach Ankunft ö — 
beim Umwegtransporte von Tbieren 8t. 

— für nnzntreffende Aenderuiigen der 
Frachtbriefangaben Seitens eines Be- 
dienMeten €5. der Eisenbahn im 
Falle der Beförderung zu einem Spezial- 
tarif 121. — Haftpflicht aus Kiseubabn- 
betrieb (Zollikofer Katastrophe) 201. — 
Haftpflicht der Eisirnbalin hin thcihvriscm 
Verlust des Gutes nach eingetretenem 
Ablieferungshindemiss 218. — Beginn 
drr ITuftiidicbt 225 — Haftpflicht der 
Eisenbahn durch verscbuldete Leitung 
des Gutes Uber eine andere, sb die im 
Fracbtvertrap:f> vpreinharte Route 2fV?. 

— Haftpflicht dtfr Eisenbahn bei Ver- 
letzung eines Eisenbabnbeamten 29.^. — 
für das dem Rci-^' n l> u im Gepttclllokal 
gestohlene Gepäck 300. 

Haftpflichtgesetz, Bestimmung der 
UaftpHichtentschädigung ans dem schwei- 
• zeriscben Eisenbahn - Haftpflichtgesetz 
18. — bei dem Einwände do> eigenen 
Vor^chiildens eines Kinde-» i-st die Zu- 
rechnnngsfähigkeit nicht nach der Alters- 
grenae, sondeni nach der Individnalitlt 
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und dem Grade der Einriebt zu bcnr- [ 
tbeilen Ö6. — ob der Einwaud de« 
eigeaen 7«rwbu1deiM aueh «inem Kinde 

WitgegentT' <rtzt werden kann 66. — ob 
die Euenbabuverwaltttog iu Haftjpflicht- 
proieeflen, wenn die Looomotive eine 
grössere als zulässige Gesclnviiuliirkf^ir 
gehabt bat, sich damit entschuldigen 
kann, dasa die Lande8>Aiifs!eht8beMrde 
die grössere (Jeschwindigkeit gestattet 
habe 139. — die Haftpflicht für den 
Unterhalt einer Wtttwe geht ancb Aber 
die Wieilerverliuirathiing hinaus 143, — 
ob auch die Verletzuug durch ein in 
Folge des Eisenbahnbetriebes scbenendea 
Pferd ein T^etrieLsunfall i?r läH ^ Auf- 
springen aut eiueu Stra^^ubabu wagen; 
Benrtiieilung des eigenen Verschuldens 
16:^ — Begriff des eigenen Verschuldens; 
Betreten des Bahnkörpers 194. — wer 
selbststindfge Ansprüche ans ikm JUH' 
pflichtgesetze nur gelteud machen kann; 
lieiluugs- und BecrdigungHkusten 202. 

— Einreden des eigenen Verschuldens 
und der luiberen Gewalt 211. — ob Ver- 
letzuug eines Passagier!) auf dem Perron 
durch vom Glasdach bei der Reinii^un^ 
herabfallendes Glas die Haftpfliclit be- 
gründet 217. — Eigenes Verschulden 
dnrch NichtbeobachtnngderOrdnnngavnf^ 
Schriften 238. 

Häute, gesalzene, W uiibveruinderung in 
Folge DuTchnä.'iHiint,^ bei Beftfidernng in 
offenen Wagen 114. 

Hausbesitzer, ob derselbe sich die dnrch 
die Zweckbestininiuug der Strasse er- 
forderlichen Veränderungen gefallen 
lassen inuss 144. 

Eeerstrassen , Eisenbahnen als Ersats 

der Land- und Heerstras«»en 138. 
Heilungskoüten, s. Haftpdichtgesetz. 
Hinterbliebenenrente, s. OnfiUlver- 

sichenuif^g' setz 
Höhere Gewalt, Eiuhaltung einc<< in- 

directen, thenereren Transportwe^a-s an 

Stelle dea tanfmttaaigen directen 247. 

I. 

Jagdrecht, dgene .\usübnns^ desselben 
dnrdi dm Besitaer auf seinem Grund 
nnd fioden; Eisenbahnen nnterbrechen 
stets den Znaanuneobang der Besittnng 
151. 

InTslidenrente, Zosammentreffen von 

rnfall- und Invalidenrente 42. 
luvaliditäts- nnd Alters versicberungs- 
geseta, Berechnung der Warteieit beim 
WL'cb.sel der Ursachen der Invalidit^tt 143. 

— Anrechnung von Krankheitswocbeu, 
wenn sich Anfang und Ende der Krank- 
heit nidit nach Kalenderdaten bestimmen 



lassen 237. — Buben der Rente bei 
nachträglicher Uebemabme einer Pri?at- 
pension dnreh dra Staat in Folge Tev- 

staatlicbnnLT einer Privateisenbahn 238. 

— Aenderung des i^lt^egrundea (des 
Anspruchs auf Altersrente in den An- 
spruch auf Invalidenrente) 244. — 
l^Urzung der reicbsgesetzlichen Rente 
um den Betrag des satmngsmlasigen 
Invalidengeldes 329. 

Internationales Uebereinkommen Uber 
den EisenbabnfracbtYerkehr, legislato- 
rische Thätigkeit der Schweia auf Grand 
desselben 256. 

K. 

Kind, bei dem Einwände des eigenen 
TenehnMens eines Kindes — 9 1 Beichs- 

liaftitflichtf^esetz — ist die Zureclmn Un- 
fähigkeit nicht nach der Altersgrenze, 
sondern nach der IndiTidnalitttt nnd dem 
Grade der Einsicht zu beurtheilen 5ß. 

— ob der Einwaud des eigenen Ver- 
sebnldent ancb efaem Kinde entgegen- 
gesetzt werden kann GR. 

Klage nach g 26 der Gewerbeordnung 
auf Hersteltnng von Einrichtungen fiC 

— Klagen an- ili-m FrachtgeschÄfte, wo 
solche anzubringen sind 320. 

Kleinbahnen, Rechtsmittel gegen Er- 
gänzungsbescblüH r 1 1 r r (T- ud Benutzung 
öffentlicher Wege für JjLleinbabnen 213. 

— Kreisbeatenemng der Kleinbahnen 818. 
Kohlen, inwiefern Kohlen für staatliche 

Anstalten zu den gewerblichen Betriebs- 
materiali<>n gehören 67. — Besdiädigung 
nnd Manko bei einer Sendung Kohlen. 
Beweispflicht 310. — Aosschluas der 
Haftplueht 382. 

Konventionalstrafe, Zweck derselben 
ist sowohl Ersatz Ittr den Schaden ans 
der NIchterAHInng, wie aneh Zwang 
gegen den Scbnlrlnt^r 195. — theilweiser 
Verzicht auf Konventionalstrafe wegen 
nicht rechtzeitiger Liefbmngeinee Dampf* 
krahns 196. 

Krankheit, Begriff der vorsätzlichen 
Znuehnng einer aolchen 181. 

Krankenversichcrungsgesetz.Unter* 
Scheidung zwischen verschuldeter und 
Tinverscbnldeter Erwerbslosigkeit 86. — 
J-k' griff der vqrsätzlichen Zuziehung einer 
Krankheit 121. — Bedeutung der Fort- 
dauer der Kaasenmitgliedsehaft wShrend 
des Bezuj^es von Krankenuntersttttznng 
213. — Sitz des Gewerbebetriebs als Be- 
schäftigungsort bei auswärts besdläf« 
tigten Bauarbeitern 21 n T r terlassung 
der Anmeldung zur Krankenkasse 221. 

— Eintrittsgelder nnd Beitrage zu den 
Krankeolcassen haben die rechtliche 
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Natur öffentlicher Abgaben 22a- — Be- 
deutung der zweiwöchentlichen Frist 2äfi. 
Kreisbesteueruiig iler Kleiiiljahnen 
KreisBtenern, Befreiung der liieust- 

grundstücke von denselben 
Krüppel haftigkeit, vollstiiinlige ist 
danerudem biecbtbum gleich zu achten 
298. 

L. 

Ladeschein, mass^'cbend für die Rechts- 
verhältnisse zwischen Frachtführer und 
Empfänger dB. 

Lagergeld, nur die wirkliche Abholung 
des üutes befreit von Lagergeld 2iIL 

Landstrassen, Eisenbahnen als Ersatz 
der Land- und Heerstrassen 1.^- 

Lebcnde Thiere, s. Thiere. 

Lieferfrist, Höhe des Schadensersatzes 
bei Versäumaufj der Lieferfrist 42* — 
Lieferfristversiiumniss ; Berechtigung auf 
die von der Eisenbahn zu zahiende 
Vergütung 5Ö. — Berechnung der Liefer- 
fristen — eine Klage wegen Ueber- 
schreitung der Lieferzeit gegen eine 
Eisenbahn ist nicht als eine Entschä- 
digungsklage anzusehen 101- 

Lief erf ristvorsäumniss, s. Lieferfrist. 

Lokomotive, Funkenauswurf der Loko- 
motiven bA. 

WU 

Mangelhafte Verpackung, S.Verpackung. 
Maschine, Genebniiirung der gelieferten 

Maschine durch unhi anstandete Annahme 

■Hl 7 

Mehrfracbtgebühren. Rückerstattung 
solcher, welche vor dem L Januar 1893 
entstanden sind öd. 



Nacbzoll, s. Zoll. 

Niederlcgung von FrauhtgOtem, An- 
ordnung des Gerichts wegen Niedcrle- 
gnntj und Verkauf» solcher ist Sache der 
freiwilligen üerichtsbarkeit iMÄ 

Niveauübergänge, s. Wege. 

O. 

Oberputzer, s. Eiseubahnbedienstete. 

Ober Verwaltungsgericht, Zuständig- 
keit desselben in Disziplinarsachen 2^ 

Oeffentlicbe Strassen, s. Stra-Säcn. 

Oeffentlicher Verkauf, s. Verkauf. 

Oeffentlicher Weg, s. Weg. 

ürtskomrounen, Verpflichtung derselben 
nach märkischem Recht znr Unterhaltung 
der öffentlichen Wege 103. 

P. 

Passagier, ob Verletzung eines solchen 
auf dem Perron durch vom Glasdach bei 



der Reinigung herabfallendes Glas die 
Haftpflicht begründet HZ — Ver- 
pflichtung des Pa!*8agier8 einer Strassen- 
bahn, den Fahrpreis nachmals zu zahlen, 
wenn er dem Eontroleur die Fahrkarte 
nicht vorlegen kann 255. 

Passivlegitimation bei den italie- 
nischen Eisenbahnen 38. 

Pensionskasse, uuentziehbar erworbene 
Rechte der Mitglieder einer solchen liifi. 

Pferd, Scheuen eines solchen in Folge des 
Eisenhahnhetriebes Infi. 

Polizei Verordnung, ob entschuldbare 
Unkenntuiss einer solchen, deren Inne- 
haltung einen Eisenbahnunfall vermieden 
haben würde, die civilrechtliche Haft- 
barkeit des Verletzers dieser Polizeiver- 
ordnunq: betjrüntlen kann 309. 

Prior itätencurator 21L 

Privatanschlnssgleis, wer Betriebs- 
nnternehmer eines solchen ist 

Privatgleis, Voraussetzungen für die 
Eigenschaft eines solchen als Pertiuenz 
eines Fabrikgrundstfkk«; 222. 

Privatweg, die Verhinderung der Be- 
nutzung eines über die Böschung eines 
Eisenbahngrundstfioks führenden Privat- 
wegeä bildet keine Besitzstürung 320. 

R. 

Rangirarbeiter, ioätruk tionswidrige Be- 
trauung eines solchen mit den Funktionen 
eines Rangirraeistcrs 1Q8. 

Raugir meist er, «. Rangirarbeiter. 

Räumung von Gräben 22. — Räumnngs- 
pflicht der Fiussanlieger 1 16. 

Raufbandel, Begrift' desselben LL 

Rechtsverletzung, ob in der Unter- 
lassung einer Entscheidung, welche nach 
der Sachlage eine Rechtawirkung nicht 
äussern kann, eine Rechtsverletzung zu 
erblicken ist 37. 

Reklamationen, vor Bezug des avisirten 
Frachtgutes unstatthaft 134. 

Rentenanspruch, Rechtsnachfolge in 
einem Eeutenanspruch ist auch dann 
zulässig, wenn die erforderlichen Pflicht- 
beiträge zur Zeit des Todes des Renten- 
bewerbers noch nicht entrichtet sind Hl 

Rückfahrkarte, Verhinderung der Ent- 
werthung einer solchen in der Absicht, 
sie zu einer anderen Rückfahrt zu be- 
nutzen, strafbarer Betrugsversuch 11& 

& 

Sachverständigengutachten, Würdi- 
gung de!5selb(:n hei Enteignungen 15. 

Schadenersatzanspruch, ob der nach 
§ 1327 a b. G. B. der hinterlassenen 

Frau und den Kindern eines GetHtlteten 
gegen den an dein Tode Schul dtragenden 
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zustehende aoch auf andere Per.sonei!, 
welchen dem Getödteteu gegeaUber ein 
gewtslidier Ansprach anr £lniMtati<m 
zustand, aualo;? anzuwenden ist 117. 
Sch ade nersatzp f 1 i c b t einer fiimbahn- 
gesettschaft, «aira flolcbe besflgTleh «ines 
von ihr transportirten , von dpr l'^rtei 
selbst Terladenen C^egeoataades begründet 
utl97. Aiith«0iyeiMll»i88der Schaden- 
crsatzpflicht zwischen Eisonbahnfiskus und 
I>eichferband aus einer Deichanlage 199. 

— dw FraehtfOhren und SpediCenn für 
die Folgen des Verzuifs m d«r Aus- 
führung des Vertrages 327. 

S!ebled*gericht«, Ümfang^ der Rechts- 
kraft der Eiitschcidmi^-en solcher 140. 

Schlafwagengeseüschaf t, Verant- 
wortlichkeit derselben fflr den Gep&clc- 
tran-^port 127. 

Schlägerei, Begriff derselben 17. 

Sehneeschaufler, ob die auf einer Eisen- 

' bahnstrecke verwendeten Schnees, haufler 
als beim Eisenbahnbetriebe beschäftigte 
kranfcenversicherungspAiditig» Personen 
anzusehen biii<I 141 

Schutzvor r i( ii tungen,Ptlichl der Eisen- 
bahnen zu ^ok'ben gegen vuraussehbare 
Schäden der Anlieger. Hochwasser- 
gefahr 146. 

Sicherheitsniassregeln, ob Eigen- 
thUmer eines GnimLtUckes verpflichtet 
ist, solche zur Beseitigung der durch 
einen Natnreustand bedingten Qe&far an 
treffen 299 

Sicberhei tävorr ichtungen, Pflicht des 
Unteraehinera sil solchen fttr Seine Ar- 
heiter 19R. 

Siecht Ii um, s. Krüjjpelhaftigkeit. 

Sped i t e u r, Schadensersatzpflicht desselben 
für die Folgen des Verziij^s in der Aus- 
fiUirang des V ertrages 327. 

Speditionst,'e8chäft, Unterschied zwi- 
schen Siietiitions- und Frru htgeschftft 

Spezialtarife, Haftpflicht der Eisenbahn 
beim ünwegstransporte Ton Thieren '21. 

— Bezcichininp des Spezialt^rifs im 
Frachtbrielc 114. — Haftpflicht der 
Eisenbahn im Falle der Beibrderang sa 
einem Spezialtarif 121. ~ Ausschluss 
der Haftung der Eisenbahn bei Au- 
wendung eines solcben 2B5. 

Staatsstrassc, Natur des Reilits* de<5 
Anliegers au einer ein Dorf durchziehen- 
den Staatsstras.<te 101. 

Städte, s. Ortskommtinfn. 

Stadigemeiude, vertragliche Verpflich- 
tung einer solchen zum Ausbau und Unter- 
halt einer Eisenbahnzufahrtstrasse 9. 

Stationsvorsteher, Auslegung des 
Dienstvertrages eines solchen in Betreft' der 
Vertragsitttndigung nnd Pensionirung 4. 



Steuern, Zuriiekerstattung m Tiel er- 
hobener Steuern 193. 

Straf geseUbttcb fOrdssdeiiladieBeidi, 
Auslognng der §§ 3t9 und WO desselben 
341. 

Strasse, Beinigungspflidit der stldtisehen 

Strassen 120. — Umfans: der Ansprüche 
der A^jasenten auf die Benutsung öffent- 
licher Starassen 194, 806. — Erfordemisa 
der polizeilichen Genehmigung für alle 
den Verkehr beeinträchtigenden Ver- 
indemngen, Massnahmen etc. an Öffent- 
lichen Strassen 212. — Kosten der 
Reinigung der öffentlichen städtischen 
Strassen 225. 

Strassenbabn , ob eine obrijLrkeitlirh ge- 
nehnügte Strassenbabn eraatzpüicbtig ist 
für eine Besebfidigung von Verden durch 
Hängenbleiben in der Schienen' n;^ riurr 
öfl"cntlichen Strasse 206. — Veruüichtuug 
des Passagiers einer solchen, oen Fabr- 
in- i-; i'.oc'hmals zu zalilrii^ wenn er dem 
Kuutroleur die Fahrkarte nicht vorlegen 
Icann S5ö. — Unfall auf einer Stranen- 
bahn; Haftpflicht 335. 

Strassenbahuanlagen, ünmdstttcks- 
enteignungen zum Zweck Ton StraasMl« 
bahnanlagen IKO. 

Strasseubähiiwagen, Aufspringen auf 
einen solchen. Beurtbeilang dw eigeiitn 
Verschuldens 163. 

T. 

Tarife, Veröffentlichung der Eisenhahn- 
tarife 84. — Beweislast hei FracbtrUck- 
erstattungsansprUchen in Folge un- 
richtiger Anwendung des Tarifs lüü - 
Tarif bedingtuigen; Bezeichnung des 
Spezialtartfs im Frachtbriefe lldT 

Terrain, Rückforderung eines precario 
£rei gegebenen Terrains Seitens des 
Bisenrnthnflskus 9, — ■ Tsminveikaiif 
zum vi'ii ubau dorcb einen Eiseabaha- 
uuteruchuier 11. 

Thiere, Haftpflicht der Eisenbahn heim 
Umwegtr;tTi>]V)rt von Thieren 21. — 
Ausschluss der Haftpflicht der Eisenbahn 
bei Anwendung eines Spezialtarife bei 
der Beförderung von Thieren 235. — 
Ausschluss der Haftpflicht der Eisenbalm 
bei der Beförderung lebender Thiere 886. 
— Bcscbädignu!:: von ViehtraniiMirtr 
wagen durch Thiere 246. 

Tiefbau-Berufsgenossenschaft, s. 
Unfallvcrsicherunfjs»esetz. 

Trausportroute, Wahl derselben durch 
die Eisenbahn fi8. — Eiuhattang dnes 
indirerton , thenercren Transportweges 
an Steile deä tariftuiissigen directeu 247. 

Transportweg, s. Transportroute. 

Trunkf ftliigkeit, BegrifT derselben 17. 
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U. 

Ucberlassun^, unentgeltliche des üniud 
nnd Hodens zu einem liahnhau lü. 

Umzugskosten der Beamten, nur zu be- 
anspruchen, wenn Umzug thaisilchlich 
«tattgefuuden hat U5. — dauernde Be- 
schäftigung einen Beamten gewährt nur 
Anspruch auf Umzngskosten äüL 

Unfall, ein bei der Auswechslung von 
Schienen in der V'erkehrshalle einer 
Eisenbahn erlittener l.'nfall ist ein Bahn- 
vcrkehr8unfall — ein beim Aus- 

laden von Kohle au« auf dem Gleise 
ohne vorgenpannte Lokomotive ruhig 
stehenden Wagen erlittener Unfall ist 
kein Bahnverk^ihrsunfall !.')<). — Unfall 
durch Erlöschen dea elektrischen LLchtes 
bei Arbeiten auf einem Bahnhofe. Be- 
wcislast 2ÜL 

Unfallreute, Zusammentreften von Un- 
fall- uud Invalidenrente 

Unfallversich er ung3ge30tz, Unfall 
beim Eisenbahnbau; ob die Baugewerks- 
oder die Tiefbau -Berufsgcnosseuschaft 
eutschädignngspUichtig — Anspruch 
auf Aszendeutenrente im Sinne des § fi 
Ziffer 2. des Gesetzes 8. — wann Folgen 
des Unfalls als nicht bemerkbar im Sinne 
des § äü Abs. 2. des Gesetzes gelten lü — 
Entscheidung der Frage, ob eine Be- 
schränkung der Erwerbsfähigkeit nicht 
mehr vorliegt 2ii — ob Rechtsweg zu- 
lässig, wenn gegen eine Berufsgeuoasen- 
schaft Anspiüche auf Entschädigung er- 
hoben werden, die sich nicht auf die Be- 
stimmungen der Unfallvcrsicheruugsge- 
setze stützen 2fL — Feststellung der 
Kurkosten durch Organe der Unfallver- 
.sichening äi. — iJas Bestehen oder 
Nichtbestehen von Thatsachen oder 
Bechtsvcrhältnissen ist nicht Gegenstand 
der Entscheidung der Unfallvcrsicherungs- 
instanzen 128. — auch in den Fällen, 
wo ein Verschulden des Ei.senbahnbo- 
triebsunterni luners nicht vorliegt, geht 
der Haftpllichtanspruch des Beschä- 
digten bis zur Höhe der von der Borufs- 
genosseuschaft zu leistenden Entschädi- 
gung auf diese über 14*2 — ob die 
Uinterbliebenenrente zeitlich begrenzt 
werden darf 210 — Umfang des Er- 
stattUDgsanspruchs einer Berufsgenosseu- 
schaft gegen eine aus der Haftpflicht 
eintretende Eiseubahnverwaltung Höl. 

V. 

Verjährung, Unterbrechung der Ver- 
jährung nach italienischem Eiseubabu- 
transportrecht biL — Verjährung der 
Ansprüche auf Rückerstattung von Mchr- 



frachtgebühren ^ ln7. — Nif>htnnter- 
brechung des Laufs der Verjährung durch 
Beantwortung der Reklamation 2iJiL — 
Anwendung der Bestimmung dps § fii 
des Betriebs-Reglements, die V^erjührang 
betreffend, auf den Verkehr mit einer 
Eisenbahnstation des Staates, welcher 
dem Berner internationalen Ueberein- 
kommen über den Risenbahnfrachtver- 
kehr nicht beigetreten ist '2.^n- — Ver- 
jährung des Ersatzanspruchs aus der 
Auferlegung einer Baubeschränkung 31fi 

— Unterbrechung der Verjährung 316. 

Verkauf, öffentlicher, ob solcher durch 
eine Eisenbahn - Gütcrabfertigungsstelle 
den Verkauf durch einen zu Versteiger- 
ungen befugten Beamten im Sinne des 
Art. Ülä Abs. 'l des Handelsgesetzbuches 
ersetzt ÜL — Verkauf eines an der 
Bahn gelegenen Terrains zum Villenbau 
Seitens eines Eiseubahnunternehmers, ob 
wegen Beeinträchtigung der Villen durch 
den Eisenbahnbetrieb Scbadensansprücbe 
vom Käufer hergeleitet werden können LL 

— Anordnung des Gerichts wegen Ver- 
kaufs von Frachtgütern ist Sache der 
freiwilligen (lerichtsbarkeit 308. 

Verkehr, Begriff der Ereignuugen im 
Verkehr 32 

Verkehrsordnung für die Eisenbahnen 
Deutschlands, ob die Bestimmang im 
§ 7h Abs. Ij dass auch eine von der Eisen- 
bahn nicht verschuldete Anweisung dea 
Verfügungsberechtigten die Eisenbahn 
liberirt, gesetzlich giltig ist 164. 

Ve r ö f f e n tlic h u ng der Eisenhahutarife M. 

Verpackung, Nichthaftung der Eisen- 
bahn bei mangelhafter Veriiackuni: ^.^1 . 

Versicherungsbeiträge, rückständige, 
Eintreibung solcher von den Ärbeiter- 
Unfallversicherun^r^:a^stalten 12. 

Versie gu ng von Brunnen, ob auf Schadens- 
ersatz wegen der durch Veranstaltungen 
auf dem Nachbargnindstüik bewirkten 
Versiegung vou Bruuucu gckla^jt werden 
kann 2ASl 

Verwaltungsbehörden, Vertretung 
durch Bevollmächtigte gegenüber solchen 
2L 

Verwiegung der Güter nach Ankunft 4fi^ 
W. 

Wagendecken 2L 

Weg, Beweislast bei der Ermittelung einer 
streitigen Grenze zwischen einem öffent- 
lichen Wege und einem anliegenden 
Grundstücke UL — Verpflichtung der 
Ortskommunen nach märkischem Recht 
zur Unterhaltung der öffentlichen Wege 
1U3. — Feststellung der Eigenschaft 



Egur, Elsunbahiirechtlicho £utscboiduugoD XIII. 
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eines Weges als eines i'»ffentlichen 13n, 
— Herstellung von Einfriudungeü au 
öffentlichen Wegen 197. — Rechtsmittel 
gegen firgänzuugsbeächlilsae , betreffend 
Benutzung öffentlicher Wege für Kleiu- 
hahncn 213. — Entstehung öffentlicher 
Wege 2JiL — Grundsätze für die Her- 
stellung, Unterhaltung, Abänderung von 
Niveauubergängen, Ueber- und Unter- 
führungen von öffentlichen Wegen bei 
dtr Kreuzung mit Eisenbahnen im König- 
reich Sachsen 

Wegebau Sachen, Orcnzcn der Zulässig- 
keit des Streitverfahrcnd iu sulchen 193. 

Wirthschaftserschwernisse, Bemes- 
sung der Entschädigung für solche durch 
den Eisenbabnbau L 

Wittwe, die Haftpflicht für den Unter- 
halt einer solchen geht auch Aber die 
Wiedcrverbeiraihiiug bioaus lÜL 

Witt wen- und Waisengelder, s, Beamter. 

Z. 

Zoll, ob der Empfänger von aus dem Aus- 
lande ankommender Waare der Eisen- | 



bahnvenvaltnng für den nach Empfang 
erhubenen Nachzoll haftet •'^24 

Zollbeamter, ob auf einen Unfall, 
welchen ein Zollbeamter in den Zoll- 
abfertig ungsräumen eines Bahnhofes er- 
leidet, das Haftpflichtgesetz, das Aus- 
dehnungsgesetz zum Untallversicherungs- 

?'esetz und das Preussische Beamten- 
Ürsorgegesetz Anwendung findet ML 

Zolldeklaration, unrichtige 22Sx 
Zollformalitäten, Verantwortlichkeit 
der Eisenbahn bei Besorgung der 25oll- 

fonnalitattü 21. 
Znfuhrweg, Umfang und Rechtscharactcr 

des Rechts der Adjazenten auf Benutzung 
eines tiskalischeu Zufuhrweges zur Eisen- 
bahn 208. 

Zuständigkeitsgesetz, ob die Be- 
fugniss zur Dispensation von baupoli- 
zeilichen Vorschriften sich sowohl auf 
projectirte wie bereits ausgeführte Bauten 
erstreckt 2L 
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A. Inteniatioiiales Beeilt. 



Internationales Uebereln» 
kommen über den Eisen» 
bahnfrachtverlcehr vom 
14. Oktober 1890. 



Art. e 



Art. 
Art. 



2 
U 



Art. 12 
Art. 14 



S 52, H8. 130. 

131, IM 
. . TS. fia 
... S 51 
. S. 84, m 
S. 42, 62, 63, 

130, m 



Art. 12 
Art. 19 
Art. 22 
Art. 2ä 



Art. SQ 
Art. 34 
Art. 3a 
Art 32 

Art. aa 

Art. iO 



S. 109 



. S. 84 
. S. 48 

. s .aa 

. S Sä 

165. m. 

. . S. lÜä 

s. 130. m 

. TS. m 

. . S 42 
42, 49, 53. 234. 

2ää 



Art. 41 . . S. 42. 53. 234, 

235, 2^ 

Art. 45 S 1Ü9 

AusfShrungsbestimmimoen 
zum internationalen Ueber- 
elnkommen über den Eisen- 

bahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890. 
Art. XXV .... S. 23 
§ a S. 42, 53 



B. Beiehsgesetze, Terordnungen, Beglements etc. 



Allgemeines Deutsehes 

Handelsgesetzbuch. 

Art. fil S. 313 

Art. 222 ... . S. Sa 
Art. 282 ... . 8. 8fi 
Art. 283 . . . S. 88, 322 
Art. aiü .... S. 308 
Art. 339 .... S. 312 



Art. 343 
Art. 342 



S. 10, 



2a 



Art. 348 . . . . S. 115 



Art. 329 
Art. 380 



S. 126. 121 
. . S. 322 



Art. 385 .... S. 322 
Art. 390 . S. 84, 85, 90, 
126, 122 

Art. 390-412 . . S. 92 
Art. 391 . . S. 127, IGO. 

IUI 

Art. 395 . 8. 16. 164. 1(>.), 
766. im 

Art. 397 . . . .8.322 
Art. 400 ... . S. 85 
Art. 401 .... S. 134 
Art. 402 .... S. mi 

Art. 405 S 8 

Art 406 . S. 84. 324. 325 
Art. 407 . . S. .508, 309 
Art 409 . 



98, 
308. 



309 



Art. 413—418 
Art. 415 . S 
Art. 419 . . 
Art. 420 . . 
Art. 421 ff. . 
Art. 422—431 

86, 89 

Art. 607 . 



. S. 99, Ifil 
98,. 99, im 
. S. 99 
. S. 90 
. S. IM 
S. 84^ 85, 
1>U. 1Ü5 
. lü 



Reichegewerbeordnung 
2LJunl 1869 



vom 



§ 26 . 
§ 1Ö5 

§ lOfi 



§ 113 . . . 
§ 115-119 . 

§ 120 . S. 79 



§ 121- 

§ 130- 
§ 135- 
8 139 
§ 146 
§ 155 



I. Juli 1883. 

. . . . S. 78, 23 
. . . S. 59. 208 
. 8. 77, 78, 79, 82, 
^3, 126, 122 

8. öl 

114 . . . s. ai 

S. 29 

S. 79, H2, 
337, 338 
80, S2, 
83, 19fi 
. . . S . 80 
, S. 81, 313 
S. 81, 82, 83 
S, Sr, 82, 83 
. . . S. 332 
, .8.81.82 



-125 
-1.33 
-138 



Vereinezollgesetz vom 
L Juli 1869. 

S. 324. 

Eisenbahn-Zoll-Regulativ. 

8. 40. 

Reichsstrafgesetzbuoh vom 
3L Mai 1870. 

S. 32fi 

S. 32ß 

S. 52 

S. LÜ2 

. . . S. 248. 243 
S. Llfi 



§ 3i. 

§ 

8 55. 
§ 23Q 
§ 24Ü 
§ 

§ 2fi2 S. 323 



§ 208 
§ 22Ü 
8 älfi 

8 ai3 

§ 320 
§ 330 
§ 332 
8 353 



S. 128, 323 
S. m 123 
. . 8. 108 
. . S. 341 
. . S. 341 
S 120, 249 



S. 248. 



243 
135 



3fiß S. 322 



8 3ß2 



S. m 322 



Verfassung für das Deutsclie 
Reich vom l£. April 1871. 

Art. 4 S. 23 

25* 
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Reichshaftpflichtgesetz 
vom L Juni 1871. 

§ 1 ■ S. 56. g6t 139, 142, 
156, 163. UU. 21_L gTT. 

2'^, m, 302 

§3 . . . . s. 143. an? 

§ I . . . . S. 219. 3h2. 

Gerichtsverfassungsgesetz 
vom 22. Januar 1877. 

§ 2Q . . . . S. 160. IM 
§ lüö S. ÜÜS 

Civilprozessordnung vom 
an Januar 1877. 

8 190 S . 3l2 

§231 S. 14 

§23« S . aiä 

§242 S. 41 

§253 . . S. 41^ 4iL 44 

§ 2fiQ . . S 43, 44, 2m 

§ 377 . . . . S. 42, 44 

§ 509 S . Iii2 

§ 530 . . . S. 308, iJQÜ 

§ 590 Ö Qä 

§815 S. 3oa 

Reichsstempelgesetz vom 
1. Juli 1881. 

S. 57. äa. 

Krankenversicherungs- 
l^Juni 1883 
gesetz vom ,^ April l892. 

8 1 S . 221 

§ 6a S. 211i 

§8 S 80 

§ 2fi S. 12 

§ 26a S. m 

§ 28 . . . . S 25, 213 
§ 54a . . . . Ts. 212 

§58 S. 22fi 

§81 S. 221 



Unfallversicherungsgesetz 
vom 6.Juii 1884. 

§ 1 . . . S. 6, 26, 3111 

§ 5 S . 42 

§ a . . . S. 8, 26, 2111 

§ Z S. 2fi 

§ 8 S. üü 

§ ID S. 2 

§ 38 S. 6, 2 

§ 52 . . S. 23, 55, 56, 14Ü 
tj 5a . . . S. 13, 14, 128 

§ ÜÜ S. 26, aß 

§ . . S. 23, 24, 20, äÜ 
§ üä . . . . S. 35L 352 

§ 28 S. 8J 

§ 88 S 2ü 

§ 8Ü i> . 3ü2 

§ yäf S. 142 

§ 9ü S. 355 

§ llfi S. 354 

§ U7 S. 354 

Zolltarifgesetz vom 
24. Mai 1885. 

S. 324. 

Ausdehnungsgesetz zum 
Unfallversicherungsgesetz 
vom 2B. Mai 1885. 

S 40, 41^ 3ÜL 

Gesetz, betreffend die Un- 
fall- und Krankenversicher- 
ung der in land- und forst- 
wlrthschaftlichcn Betrieben 
beschäftigten Personen vom 

5. Mai 1886. 
§ 116—119 . . . S. 142 

Invaliditäts- und Altersver- 
sicherungsgesetz vom 
22. Juni 1889. 

§ 4 S . 233 



§ ü . S. 42, 43. 143. 353 
§ 15 . . . . S. 143. 144 
§ II . . . . S. 143. 232 

§ 18 S. 232 

§ 34 . S. 42, 43, 238. 232 

§ 3fi S. 323 

§ 52 S. lü 

§ 25 S. 244 

§ 103 S. 232 



Kaiserliche Verordnung vom 
L Dezember 1890. 



S.24i 



Betriebs -Ordnung für die 
Haupteisenbahnen Deutsch- 
lands vom 5. Juli 1892. 

S. 153, 248. 

Bahnordnung für die Neben- 
Eisenbahnen Deutschlands 
vom 5. Juli 1892. 

s.m 

Verkehrsordnung für die 

Eisenbahnen Deutschlands 
vom L5. November 1892. 

§ 2 . . S. 84, 88^ 89, 2Ü 

§2 S 85 

§ Iii S. IM 
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